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I. Uebersicht der geschichtlichen Entwickelung des 
Medicinalwesens in Preussen. 


w irft man einen Blick anf die geschichtliche Entwicklung des Medicinalwesens, 
so dürfte unter den verschiedenen deutschen Staaten Preussen als derjenige zu be- 
zeichnen sein, in welchem sich die Sorge für eine geregelte Gestaltung des Medicinal- 
wesens und den Schutz der öffentlichen Gesundheit frühzeitig geltend machte. 
Nachdem schon unter dem Kurfürsten Johann Georg im Jahre 1573 einige 
Verordnungen erschienen waren, in denen eine Ceberwachung der Heilanstalten 
(durch die Pfarrer), der Apotheken (durch eine zu diesem Ende ernannte Com- 
mission) und eine Feststellung der Arznei-Preise bestimmt wurde, erschien unter 
der Regierung des grossen Kurfürsten das Edict vom 12. November 1685, 
in welchem die Constituirung einer Central- Medicinal- Behörde, des Colle- 
gium medicum angeordnet wurde. Dieser Behörde war die Aufsicht über 
das gesammte Heil- und Hilfspersonal, die Prüfung und Approbation der Acrzte, 
Wundärzte, Bader, Oculistcn, Operateure, Steinschneider, Bruchärzte, Hebammen, 
Zahnbrecher, Apotheker, sowie die Visitation der Apotheken überwiesen. Dieselbe 
war gleichzeitig verpflichtet, den ungesetzlichen Verkauf von Medicamenten, die 
Uebergriffe einzelner Kategorien des Heilpersonals in Amtsverrichtungen, die 
ausserhalb der Grenzen ihrer Privilegien lagen, zn inhibiren, der Kurpfuscherei 
unberechtigter Personen entgegenzutreten, für die zweckmässige Ausbildung der 
Studirenden Sorge zn tragen etc. 

Ausführlich sind die ältesten Gesetze und Vertilgungen aus dem Zeitraum von 
141» bis 1736 in der von Mylins veranstalteten Sammlung mitgetheilt. Dieselbe er- 
schien unter dem Titel: Ch. Otto Mylii Corpus Constitution u m Marchicarum 
oder: Königl. Preuss. in der Chur- und Mark-Brandenburg, auch incorporirtcn Landen 
publicirte und ergangene Ordnungen, Edicta, Mandata, Rescriptc von Zeiten Fried- 
richs, Cburförsten zu Brandenburg, ad annum 1736. 17 Theile, Berlin und Halle. 

Die Mylius'sche Sammlung wird durch C. C. M. citirt. Das Edict des grossen 
.Kurfürsten Friedrich Wilhelm, womit dio prcussischc Medicinal-Verfassnng eigent- 
lich begründet wurde, findet sich in C. C. M. Vol. IV. Cap. I. No. 1. 

Das Collegium medicum entwarf im Jahre 1694 eine Medicinal-Ord- 
nting, welche die Amtspflichten der Aerzte, Barbierer, Apotheker und Hebammen 
ausführlich erörtert und die Gruudzüge des Medicioal-Edictis vom 27. Sep- 
tember 1725 enthält, welches als der Ausgangspunkt für die spätere Gestaltung 
der preussischen Medicinal-Verfassung zu betrachten ist. Dasselbe ist in C. C. M. 
Vol. IV. S. 219 abgedruckt. 

Medicinal- Wesen. * 
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Schon im Jahre 1724 wurde für jede Provinz ein Collegium medicum 
als Medicinalbebörde angesetzt, welches aus ärztlichen, chirurgischen und phar- 
maceutischen Mitgliedern bestand, die Aufsicht über die Mcdicinalpersonen 
führte, medicinisch-forensische Fälle begutachtete und die Prüfungen der Chi- 
rurgen, Apotheker und Hebammen veranlasste. Alle diese Collegien standen 
unter dein Berliner Collegium medicum, welches seit der Gründung dieser Pro- 
vincial-Medicinal -Behörden die Bezeichnung: Ober-Collegium medicum erhielt, 
unter dem Vorsitze eines Staatsministers aus den Leib- und Hoförzten, den ältesten 
Praktikern Berlins uud aus chirurgischen und pharinaceutischen Assessoren 
bestand. 

Neben dieser höchsten Medicinalbehörde gab es noch ein im Jahre 1719 
begründetes Collegium sanitatis, welches die epidemischen Verhältnisse des 
Landes überwachen sollte. Provincial-Behörden mit ähnlichem Wirkungskreise 
wurden im Jahre 1762 gegründet und dem nun zum Obcr-Collegium sani- 
tatis erhobenen Berliner Collegium untergeordnet. Erst im Jahre 1799 wurden 
beide Kategorien von Behörden unter der Bezeichnung: Ober-Collegium me- 
dicum et sanitatis resp. Pro vincial-Collegia medica et sanitatis mit 
einander verbunden. 

Die Medicinal -Verordnungen von 1737 — 1747 gind in IV Continuationes und 
l Stipplomentarband zur I., II. und III. Continuation der Mylius’schen Sammlung 
enthalten. 

Ucber die Jahre 1751 — 1806 finden sich die betreffenden Verordnungen im: No- 
vum Corpus Constitutionum Borussico-Brandenburgensium praecipue 
Marchicarum, oder: Neue Sammlung Königl. Preuasischer und Churfürstlich Bran- 
denburgischer, sonderlich in der Chur- und Mark-Brandenburg, wie auch andern Pro- 
vinzen publicirten Verordnungen, Edicte, Mandate, Rescripte etc. vom Anfänge des 
Jahres 1751 und folgende Zeiten. Tom. I— XIII. 

Diese neue Edictcn-Sainmlung wird durch N. C. C. (Novum Corpus Constitutio- 
Qum) citirt. Ein Registerband: Repertorium novi corporis constitutionum Borussico- 
Brandenburgensium praecipue Marchicarum enthält 25 Jahrgänge von 1751—1775, ein 
zweiter 50 Jahrgänge von 1751 — 1800. 

Seit dem Jahre 1810 wurden die neueren einzelnen Gesetze und Verordnungen 
durch die Gesetzsammlung für die Königl. Preuss. Staaten publicirt. Sie enthalten 
nach der Verordnung vom 27. Octobcr 1»10 die Gesetze und Verordnungen, welche 
mehr als ein einzelnes Regierungs- Departement betreffen. 

Die Lücke, welche zwischen 1806—1810 fällt, ist durch einen nachträglich erschie- 
nenen Baud der Gesetzsammlung ausgefüllt, welcher als Fortsetzung des N. C. C. 
und als Anfang der Gesetzsammlung zu betrachten ist. Er enthält die in der Zwischen- 
zeit von 1806 — 1810 erschienenen Verordnungen. 

Die Amtsblätter der Regierungen wurden durch §2. der oben erwähnten 
Verodnungcn vom 27. Octobcr 1810 begründet und erschienen seit dem 1. Januar 181 1. 
Sie enthalten Puhiicationsanzcigcn der in der G.-S. erschienenen Gesetze, sowie Ver- 
ordnungen der Ministerien und Regierungen. 

Die verschiedenen Verordnungen über die Einrichtung der Amtsblätter finden sieh 
in der Gesetz-Sammlung vom Jahre 1811, S. 155, von 1819, S. 148 und 1826, S. 73. 
Nach dem Gesetz vom 10. April 1872 (G.-S. S. 357) werden auch landesherrliche Er- 
lasse und Urkunden in rechtsverbindlicher Weise durch die Amtsblätter der betreffen- 
den Bezirke zur öffentlichen Kenntniss gebracht. Als Organ des Norddeutschen 
Bundes erschien im Jahre 1867 das Bandes-Gesetz -Blatt, an dessen Stelle 1871 
das Reichs- Gesetz- Blatt trat. 

Nachdem im Jahre 1808 an Stelle des Ober-Collegium medicum et sanitatis 
durch Verordnung vom 16. Dccember (G.-S. de 1806 — 1810 S. 361) eine Ab- 
theilung für das Medicinal wesen im Ministerium des Innern einge- 
richtet worden, wurde deren Wirkungskreis (§§. 16 u. 17 a. a. 0.) folgender- 

massen bestimmt: 
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§. 16. Die Abthoilung für das Modicinalwesen (im Ministerium dos Innern) leitet 
die ganze Modicinalpolizei mit allen Anstalten des Stuats für die Gesundheitspflege. 
Dieselbe hat ferner tlic oberste Aufsicht auf die Qualifieation des Medicinalpersonals 
und dessen Anstellung im Staate, auch, unter Mitwirkung dor Section für die allge- 
meine Polizei, die oberste Leitung aller Krankenanstalten. Ihr gebührt ferner eine 
Thcilnahmc an dem Militär-Medieinalwesen, welche jedoch näher dureh eine besondere 
Verordnung bestimmt werden wird. Vorläufig wird indessen festgesetzt, dass dieselbe 
bei den Bildungs-Anstalten dos Militär-Medieiualwesons und bei Prüfung dor Qnalifica- 
tion der Subjectc mitwirkt. 

§. 17. (Cnterbohörden derselben.) Dieser Abtheilung sind unmittelbar unter- 
geordnet: 1) die zu errichtende wissenschaftliche Deputation für das Medi- 
einalwcson. Sio besorgt den wissenschaftlichen Theil dos Mcdicinalwesens, prüft die 
darin gemachten Fortschritte, theilt selbige zur Anwendung in polizeilicher Hinsicht der 
Abthoilung mit und unterstützt dieselbe mit ihrem Gutachten ülier Gegenstände, wobei es 
auf kunstverständige und wissenschaftliche Kenntnisse ankommt. Sie bildet in den Pro- 
vinzen ähnliche Deputationen , durch welche sie die benothigten Nachrichten einzieht, 
und mit denen sie in fortwährender Verbindung steht. Sie vertritt künftig die Stelle des 
Ober-Collegii medici et sanitatis und erhält durch eino besondere Verordnung ihre 
Organisation; 2) die allgemeinen Bildungs-Anstalten für das Modicinalwesen; 
3) die grösseren Kran ken -Anstalten In den Hauptstädten, soweit sie eigene 
Dircctionen haben und nicht der Kammer untergeordnet sind. 

Die in dieser Verordnung berührte Theilnahme der Medicinal-Section im 
Ministerium des Innern am Militär-Medieinalwesen beschränkte sich factisch darauf, 
dass der als Chef des letzteren fungirende General-Chirnrgus gleichzeitig als 
Mitglied der Medicinal-Section wirkte. 

Im Jahre 1810 ward die Medicinal-Section im Ministerium des Innern mit 
dem Departement der allgemeinen Polizei vereinigt; im Jahre 1814 wurde die 
vierte Abtheilnng des Ministerinms des Innern mit der Führung der Medicinal- 
Angelegenheiten betraut, uud bald darauf trat die Organisation der Provinzial- 
Medicinal-Collegien an den Hauptorten der Provinzen ins Leben. 

Eine weitere Ausbildung des Medicinalwesens erfolgte im Jalire 1817 durch 
die Einsetzung eines eigenen Ministerinms für Cultns und Unterricht, in dessen 
Ressort nun auch die Medicinal-Angelegenheiten traten. 

A. 0. vom 3. November 1817 an das Staats-Ministerinm (G.-S. 

S. 289). 

etc. III. Der Minister des Innern giebt das Departement für den Cultus und 
öffentlichen Unterricht und das damit in Verbindung stellende Mcdicinalwesen ab. Die 
Würde und Wichtigkeit der geistlichen und der Erziehung*- und Schulsachen macht es 
räthlich, diese einem eigenen Minister auznvertrauen und Ich ernenne dazu den Staats- 
Minister Freiherrn v. Altenstoin. Dagegen etc. 

Nichtsdestoweniger blieb das UessortverhältDiss zwischen den beiden Mini- 
sterien noch schwankend, weshalb durch A. 0. vom 29. Januar 1823 eine 
schärfere Abgrenzung erfolgte. Dem Ministerium des Innern wurde überwiesen: 
die Aufsicht über das ganze Gebiet der Sanitätspolizei, die Sorge für die den 
L'ntertliauen za gewährende Gelegenheit zur ärztlichen Hülfe, einschliesslich der 
Sorge für arme Kranke, die Leitung aller gewöhnlichen Heil-Institute und der 
Aufbewahrungs-Anstalten für unheilbare Kranke, wobei jedoch in den betreffen- 
den Fällen der Beirath des Medicinal-Departements einzuholen war. Dem Mini- 
sterium der geistlichen etc. Angelegenheiten fiel dagegen die Aufsicht über das 
Impfwesen, über Irren-Heil- und Betvahr-Anstalten, sowie über die Charite anheim. 
Für letztere, so wie für die Thierarzneischule in Berlin ward mittels Regulativs 
vom 7. September 1830 (G.-S. S. 133) eine eigene Behörde, das Cnratorinm für 
die Krankenhaus- nnd Thierarzneischnl-Angelegenheiten eingesetzt, jedoch später 
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durch die A. 0. vorn 10. December 1847 (G.-S. de 1848 S. 19) wieder auf- 
gehoben und ihr Geschäftskreis der Medicinal-Abtheilung im Ministerium der 
geistlichen etc. Angelegenheiten, resp. den Directionen der Charite und der 
Thierarzneischule überwiesen. 

Aussserdem verblieb dem Ministerium der geistlichen etc. Angelegenheiten 
die Prüfung, Anstellung nnd Beaufsichtigung aller Medicinal-Personen, die Con- 
ccssion zur Anfertigung und zum Verkaufe sogen. Geheimmittel, die Oberaufsicht 
über die klinischen Anstalten, die gesammten Apothcken-Angelegenheiten, die 
Hebammen-Lehranstalten und die damit verbundenen Gebär-Anstalten, das Vete- 
rinärwesen und die Concessionirung formell nicht qualificirter Personen zur Aus- 
übung einzelner Cnren etc. Die Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 (G.-S. 
S. 41) hatte endlich auch die Approbation der Unternehmer von Privat-Kranken- 
nnd Irren-Anstalten dem Ministerium übertragen. 

Diese Theilung des Central-Ressorts der Medicinal- Verwaltung führte zu 
mannigfachen Conflicten und das Bedürfniss einer einheitlichen Gestaltung des- 
selben trat je länger, je mehr lebhaft hervor. 

Die unterm 22. Juni 1849 an das Staats-Ministerium erlassene A. 0. (G.-S. 
S. 335) regelte endlich in dieser Beziehung das Ressort-Verhältniss der Medicinal- 
Verwaltung. Diese Ordre lautet: 

„Auf den Bericht des Staats-MiDistcriums vom 18. d. M. genehmige Ich hierdurch 
unter Aufhebung der Ordro vom 29. Januar 1825 die Ueberweisung der gesammten 
Mcdicinal-Vcrwaltung, mit Einschluss der Medicinal- und Sanitätapolizei , an den Mi- 
nistor der Unterrichts- und Medicinal-Angelcgenheiten, mit dor Maassgabe, 
dass der Letztere in allen Fällen, in welchen durch Anordnung in der Medicinal- Ver- 
waltung die Interessen anderer Ressorts betroffen werden, vor der Entscheidung sich 
mit den betheiligten Ministern zu benehmen und nach Lago der Umstände gemein- 
schaftlich mit ihnen zu handeln hat. Insbesondere ist der Lehrplan der Thierarznei- 
schule vor dessen Genehmigung durch den Minister der Medicinal-Angelegenheiten 
den Ministern des Krieges uud für landwirtschaftliche Angelegenheiten zur Acusserung 
mitzutheilen, auch mit denselben jede organische Verfügung über die Ausbildung der 
Thierärzte vorher zu beratheu. Mit der Ausführung dieses durch die Gesetz-Sammlung 
bekannt zu machenden Erlasses sind die Minister der Medicinal-Angelegenheiten und 
des Innern beauftragt.“ 

Seit diesem Erlasse ist das gesammte Medicinalwesen, mit Ausschluss des 
Militär-Medicinalwesens, dem Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- 
Angelegenheiten untergeordnet gewesen. 

Eino gewisse Verbindung des Civil- nnd Militär-Medicinalwesens wird auch 
bei der gegenwärtigen Sachlage dadurch herbeigeführt, dass der Chef des letz- 
teren gleichzeitig an den Sitzungen der Medicinal-Abtheilung des Ministeriums 
theilnimmt. 

In dieses Ressort-Verhältniss hat die Verfassung des Norddeutschen Bundes 
vom 26. Juli 1867 (B.-G.-B. S- 2) bis jetzt im Allgemeinen eine Veränderung 
nicht eintreten lassen, obgleich nach Posit. 15 des Artikels 4. die Massregeln der 
Medicinal- und Veterinär-Polizei der Beaufsichtigung Seitens des Bundes und der 
Gesetzgebung desselben unterliegen. 

Durch Allerhöchste Ordre vom 27. April 1872 (G.-S. S. 594) wurde die ge- 
summte Verwaltung des Veterinärwesens mit Einschluss der Veteriuär-Polizei 
an den Minister der landwirtschaftlichen Angelegenheiten überwiesen. 

Die Competenz des Ministers der geistlichen etc. Angelegenheiten zur Ver- 
fügung über Gegenstände der Unterrichts- und Medicinal-Verwaltung in den mit 
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der Monarchie vereinigten Landestheilen wurde durch Allerhöchste Verordnung 
vom 13. Mai 1867 geregelt. (G.-S. S. 667). 

Dieselbe lautet: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. verordnen auf den 
Antrag unseres Staatsministeriums für den Umfang der durch die Gesetze vom 20. Sep- 
tember und 24. December v. Jg. mit der Monarchie vereinigten Landestheile, was folgt: 
Unser Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angclcgenheiten wird 
ermächtigt, innerhalb der durch die Gesetze vom 20. September und 24. December v. Ja. 
(Gesetz-Sammlung S. 555, 875, 876) mit Unserer Monarchie vereinigten Landestheile in 
Angelegenheiten, welche die nachstehenden Gegenstände betreffen: 

das Prüfungswesen an Schulen jeden Grades, einschliesslich der Universitäten, die 
Feststellung der an die Prüfung geknüpften Berechtigungen, die Norrairung der 
Lehrerbesoldungen und dos Schulgeldes, die Feststellung der Lehrpläne für 
Schulen jeden Grades, einschliesslich der Schullehrer-Seminarien, die Regulirung 
des Privat-Schulwescns, die Penaionirung der Lehrer, das Prüfungswesen sämmt- 
licher Medicinal-Personen, dio Niederlassung derselben und die Erwerbung des 
Rechts zur Ausübung der ärztlichen, wundärztlichen, geburtahülflichen und zahn- 
ärztlichen Praxis, die Bedingungen für die Anlegung und den Geschäftsbetrieb, so- 
wie für die Visitation der Apotheken, die Beaufsichtigung des Medicinalwesens, die 
Medicinal-, Sanit&ts- und Veterinär* Polizei, die Feststellung der Arzneitaxe, den 
Debit der Arzneiwaaren, sowie die Zulassung und Beaufsichtigung der Privat- 
Krankenanstalten, 

in demselben Masse Verfügung zu treffen, wie ihm solches in den älteren Landes- 
theilen der Monarchie rcssortmäasig zukommt. 

Die vorstehende Verordnung ist durch die Gesetz-Sammlung zu veröffentlichen. 


II. Gegenwärtige Organisation der Medicinal -Behörden. 

A. Central-Behörde. 

Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Me dicinal- Angelegen- 
heiten. 

Die Medicinal-Abtheilung dieses Ministeriums besteht unter dem Minister 
der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten aus einem Director, 
and ans Vortragenden, theils technischen, theils für die Administration qualifi- 
cirten Rüthen. Der Geschäftskreis des Ministeriums hinsichtlich der Medicinal- 
Angelegenheiten umfasst: 

a) die oberste Leitung der gesummten Medicinal- und Sanitätspolizei 
mit Ausnahme des Veterinär-Wesens; 

b) die Aufsicht über die Quaiilication des Medicinal-Personals, die Verwen- 
dung desselben im Staatsdienst and die Handhabung der Disciplinargewalt; 

c) die Ober- Aufsicht über alle öffentlichen und Privat- Kranken -Anstalten. 

Unmittelbar unter dem Minister der Medicinal-Angelegenheiten stehen 
folgende Behörden: 

I. Die wittenjcheftliche Deputation für das Medidnaiwe.au in Berlin, 

Der Geschäftskreis dieser Behörde ist durch die Instruction vom 23. Ja- 
nuar 1817 folgendermaassen bestimmt: 
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§. 1. Die wissenschaftliche Deputation für das Medicinal wesen ist eine wissen- 
schaftliche, consnltative Behörde, welche die theoretische Ausbildung der medicinischen 
Disciplinen verfolgen, auch zu deren Vervollkommnung mitwirken und durch Benutzung 
der Resultate, welche zu jeder gegebenen Zeit diese Ausbildung liefert, die Leitung der 
Medicinal - Verwaltung erleichtern soll. Sie hat sich also als eine Versammlung von 
Sachverständigen an zu sehen und namentlich die Bestimmung: 1) die wissenschaftlichen 
Grundsätze, auf welchen die Verwaltung des Medicinal Wesens beruht, und welche in 
theoretischer Hinsicht die höchste Norm des Verfahrens in Mcdicinalsachen sein müssen, 
beständig in ihrer Reinheit und derjenigen Vollendung, welche dieselben zu jeder Zeit 
erlangt naben, in sich gegenwärtig zu erhalten, die Fortschritte der Wissenschaft mit 
Beziehung ihres Einflusses auf das allgemeine Wohl zu verfolgen und das Ministerium 
mit diesen ihren wissenschaftlichen Einsichten und ihrem Ratno überall, wo es nöthig 
ist und gefordert wird, zu unterstützen. 2) Sic muss daher in allen einzelnen Fällen, 
wo es zur Verwaltung des Medicinal wesens oder in Criminalfällcn zur Feststellung von 
Todes- oder andern Beschädignngs- und Krankheitsursachen verlangt wird, so wie auch 
in andern Justiz- und Polizei-Angelegenheiten, wo es auf inedicimsche, kunstverstän- 
dige und wissenschaftliche Prüfung ankommt, dem Ministerin ihr Gutachten abstatten. 
3) Diejenigen Prüfungen der höheren Medicinal beamten und Personen zu übernehmen, 
welche nicht den Provinzialbehörden für das Medicinal- und Sanitätswesen überlassen 
worden. 

2. Die Deputation besteht aus einem Dircctor, aus der im Verhältnis« der Ge- 
schäfte nöthigon Zahl der ordentlichen Mitglieder, einigen Beisitzern und einer un- 
bestimmten Zahl von ausserordentlichen Mitgliedern. Der Dircctor und die ordentlichen 
Mitglieder werden mit der ihnen zu bewilligenden Remuneration alle drei Jahre zur 
Königlichen Genehmigung von dem Minister in Vorschlag gebracht. Es können diesel- 
ben Mitglieder wieder in Vorschlag gebracht werden. Die Geschäfte der Deputation 
liegen hauptsächlich den ordentlichen Mitgliedern ob, die ausserordentlichen Mitglieder 
übernehmen nur einzelne Arbeiten, wenn etwa die ordentlichen Mitglieder nicht zu- 
reichen. 

§. 3. Bei der Bestimmung der Deputation, über alle Gegenstände der medicinischen 
Wissenschaften Rath und Gutachten zu ertheilen, muss soviel möglich dafür gesorgt wer- 
den, dass in der ganzen Zahl der ordentlichen und ausserordentlichen Mitglieder für 
kein bedeutendes Fach der medicinischen Wissenschaften ein dasselbe vertretendes und 
darin ausgezeichnetes Subjcet, fehlt. 

§. 4. Der Dircctor und die ordentlichen Mitglieder werden bei ihrer Einführung 
mit Verweisung auf die sonst schon geleisteten Amtseide durch Handschlag auf die Er- 
füllung ihrer Amtspflichten, sowie die gegenwärtige Instruction sie verschreibt, über- 
haupt, imgleichen auf die Pflicht der Amtsverschwiegenheit insbesondere verpflichtet. 

§. 5. Die Stellen bei der Deputation sind mit keinen fixen Besoldungen verbun- 
den, allein jedes ordentliche Mitglied erhält, so lange es als solches in Thätigkeit ist, 
diejenige jährliche Remuneration, welche bei der Ernennung ihm bewilligt wird. 

§. 6. Ausserdem werden denjenigen Mitgliedern, welche zu den Prüfungen der 
Mcdicinalpcrsoncn deputirt werden, für jede abgchaltene Prüfung die Terminsgebühren 
nach der Sporteltaxo bewilligt. Dabei steht aber dem Ministerin frei, auch Mitglieder 
der Modicinalsection und andere zu solchen Prüfungen mit zu beauftragen. Alle übri- 
gen Arbeiten hingegen sind ex officio zu verrichten und nur haare Auslagen werden 
auf Anweisung des Ministern vergütigt, so wie die zu chemischen Untersuchungen er- 
forderlichen Rcagcntien und Materialien von der Hof - Apotheke und der Bedarf an 
Schreibmaterialien von der geheimen Canzlci des Ministern geliefert. 

§. 7. Die Arbeiten der Deputation ergeben sich aus ihren §. 1. angezcigten Be- 
stimmungen. Sic bestehen also namentlich in Bezug auf die erste derselben in fortge- 
setzter Beschäftigung mit der Wissenschaft selbst, in dem Nachdenken über diejenige 
Anwendung derselben auf das öffentliche Wohl, welche stattfinden müsste, um das 
ganze Medicinalwescn zu einem vollkommenen Zustande zu bringen, und in Mittheilung 
der Verbesserungsvorschläge an das Ministerium zur näheren Prüfung und Anwendung. 

§. 8. In Beziehung auf die zweite der §. 1. angegebenen Bestimmungen hat dfo 
Deputation dem Ministerio auf dessen Aufforderung nicht allein über ieden einzelnen 
wissenschaftlichen Gegenstand ihr Gutachten zu erstatten, sondern auch die Entwürfe 
neuer Einrichtungen in dem Medicinalwesen oder die Vorzüge und Mängel bisher be- 
standener Einrichtungen zu prüfen oder selbst Plfino zu dergleichen neuen Einrichtun- 
gen nach gegebenen Gesichtspunkten zu entwerfen, offizielle Schriften zu beurthcilen 
oder nach vorgeschriebenen Gesichtspunkten selbst auszuarheiten, an Revisionen einzel- 
ner medicinisclier Institute, öffontlicner Kranken- und ähnlicher Anstalten, z. B. der 
Charite, der Hebeamraon-Unterrichts-, Entbindungs-, Taubstummen-, Blinden- und Irren- 
Anstalten, imgleichen des medicinisch-polizeilichen Zustandes ganzer Städte oder grösserer 
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Distrikte, wenn das Ministerium die Mitglieder dazu auffordert, commissarisch 
Theil zu nehmen, Schriften, Plfine oder Vorschläge, welche dem Ministern) eingereicht 
werden, zu bcurthoilen, über die auf Requisition der Gerichtshöfe von dem Ministerin 
derselben vorgelegten Oriminalfälle und die darin zur Beantwortung aufgestellten Fra- 
gen ihr pflichtm&ssiges Gutachten abzugehen, in einzelnen Fällen über die an das Mi- 
nisterium eingesandten Krankheitsgeschichten, wenn letzteres cs verlangt, consilia mo- 
dica zu orthenen, Apotheker- und andere Medicinalrechnungen zu revidiren und fest- 
zusetzen, wenn Angelegenheiten dieser Art im Wege der Beschwerde zur Cognition 
des Minister» gelangen, und überhaupt alle andere Gegenstände zu behandeln, welche 
sich für wissenschaftliche und technische Beurtheilung eignen, vormals von dem Ober- 
Collegio medico et sanit&tis bearbeitet wurden und nicht von dem letzteren in das 
Ressort des Minister» des Innern selbst , der Provinzialregierungen oder (wie die ge- 
richtlichen Sachen) an andere Staatabehörden ausdrücklich überwiesen worden und über- 
gegangen sind. 

§. 9. In Bezug auf die dritte der §. 1. angegebenen Bestimmungen ist die Be- 
schäftigung der Deputation für sich klar. Es wird aber dem Ministe rio noch eine be- 
sondere Instruction darüber, wie es künftig mit der Prüfung der Aerzte, Wundärzte, 
Apotheker, Hebeammen und überhaupt aller in den Geschäftskreis der Medicinalpolizei 
gehörigen Personen gehalten werden soll, Vorbehalten. 

§. 10. Alle übrigen Geschäfte, welche die wissenschaftliche Deputation für das 
Medicinalwesen zu besorgen hat, werden ihr in der Regel von dem Ministerio aufge- 
tragen. Sie steht also mit keiner andern Behörde in einer offiziellen Verbindung und 
alles, was zufällig von andern Seiten her, es sei von Behörden oder Privatpersonen, 
an sie oder ihren Director gelangt und einer officicllen Behandlung bedarf, hat der 
letztere dem Ministerio zur weiteren Verfügung zuzustellcn. 

11. Ausserdem wird die Deputation durchaus nicht an derjenigen Thätigkeit 
behindert, welche sic auch ohne äussere Veranlassung und unaufgefordert nach ihrer 
oben (§. 7.) angegebenen ersten Bestimmung ausüben kann. Da aber die Frage: ob 
Verbesserungen in Hinsicht auf die vorhandenen Mittel und Personen wirklich ausführ- 
bar sind oder nicht? niemals zu ihrer Beurtheilung gehören kann: so darf sie ihre Be- 
denklichkeiten gegen gemachte Einrichtungen nur dom Ministerio und zwar allemal 
nur in der Form von Bedenken, Gutachten oder Vorschlägen, und vornämlich auch nur 
dann vorlegen, wenn sie glaubt, dass gegen wichtige wissenschaftliche Maximen, deren 
Vernachlässigung bedeutenden Nachtheil im Erfolg nach sich ziehen könnte, gefohlt 
wird, oder dass Mängel, denen wirklich abgeholfen werden kann, übersehen werden. 

§. 12. Der Geschäftsgang bei der Deputation muss möglichst einfach sein und 
wird, insofern in gegenwärtiger Instruktion keine bestinmte Norm vorgeschrieben ist 
oder ferner vom Ministerio vorgeschrioben wird, im Allgemeinen der Bestimmung des 
Directors überlassen. 

§. 13. Dio Aufträge, welche die Deputation erhält, werden derselben in der Regel 
durch Decretc des Minister», die der Chef oder der Director der Medicinalabtheilnng 
vollzogen hat, und nur ausnahmsweise durch besondere schriftliche Erlasse zugefertigt. 
Sie werden an den Director derselben abgegeben, der sic zuschrcibt und (zur Eintra- 
gung in das Journal der Deputation, welches an jedem Vortragstagc dem Director vor- 
gelegt wird, und zur weiteren Beförderung) alsdann an die Medicinalabthoilung der ge- 
heimen Registratur des Minister» übersendet. 

§. 14. Bei dem Zuschreiben der eingehenden Sachen und deren Distribution unter 
die einzelnen Mitglieder fällt nun zwar in der Regel jeder Gegenstand von selbst dem- 
jenigen ordentlichen oder (wenn es ein Fach botnfft, wofür cs ein solches nicht giobt) 
ausserordentlichen Mitgliede zu, zu dessen Competenz es gehört. Jedoch steht es dem 
Director. wenn er auch ein solches Mitglied nicht übergehen darf, gleichwohl allemal 
frei, in derselben Sache auch noch einen oder mehrere andere Referenten oder (Korre- 
ferenten zu ernennen, ja mit besonderer Genehmigung des Departementschefs kann er 
auch das Gutachten eines ausser der Deputation befindlichen Gelehrten oder Sachken- 
ners einziehen, ohne diesem jedoch das Votum des Mitgliedes der Deputation, ohne des- 
sen ausdrückliche Zustimmung, mittheilen zu dürfen. 

$ 15. Wenn die Deputation in Criminalfällen ihr Gutachten abzugeben hat, so 
sind Behufs des Vortrages allemal wenigstens zwei Referenten zu ernennen. 

§. 16. Was namentlich dio vor die Deputation gehörigen Prüfungen der Aerzte, 
Wundärzte, Apotheker etc. betrifft, so concurriren dabei zwar immer nur diejenigen 
Mitglieder, weiche auf Vorschlag des Directors nach Verschiedenheit der Subjecte und 
des Zwecks der Prüfungen von dem Ministerio ein für allemal dazu deputirt sind. Dieso 
müssen aber über die erfolgten Prüfungen, welche jederzeit in dem Versammlungszim- 
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mer der Deputation abzuhalten sind, in der nächsten Sitzung der Deputation mündlich 
referiren una das aufgenommene Prüfungsprotocoll dem Director zustellen, damit es von 
diesem dem Ministerio eingereicht werde. 

§. 17. Allemal wenn zwei Referenten ernannt worden, muss jeder derselben über 
die zugeschriebene Sache ein vollständiges schriftliches Votum oder Gutachten abfassen 
und ohne es vorher dem andern Referenten mitzutheilen, versiegelt und gehörig unter- 
schrieben zur Aufbewahrung bis zum Vortrag an den Director abliefern. Die Akten 
mit der Zuschrift werden dabei von dem ersten Referenten dem zweiten zugesandt und 
von letzterem an den Director abgeliefert. 

§. 18. Wenn neben dem Referenten nur ein oder mehrere Correferenten ernannt 
sind, so darf bloss der Referent ein vollständiges schriftliches Votum oder Gutachten 
abfassen und hat dann dieses mit den Acten den Correferenten zuzustellen, denen über- 
lassen bleibt, dem Voto bloss die Erklärung ihres Beitritts anzuhängen oder ihre Mei- 
nung beizufügen, wclchemnächst die Sache selbst Behufs des Vortrags wieder an den 
Referenten zurückgclangen muss. 

19. Die abgefassten schriftlichen Vota und Gutachten werden in der Sitzung vor 
dem Anfang der Debatten verlesen: jeder Referent verlieset in der Regel sein Votum 
selbst. Bemerkungen der blossen Correferenten, wenn diese koine besondere Vota ab- 
gefasst haben, mit vorzutragen, ist Sache des Referenten. 

§. 20. Wenn nur ein Referent ernannt und von dem Director nicht ausdrücklich 
bei der Zuschrift die Abfassung eines schriftlichen Voti dennoch verlangt ist oder solches 
nicht etwa von den Referenten selbst not big oder nützlich gefunden wird, so genügt 
es an dem mündlichen Vorträge der Sache in der nächsten Sitzung. Ohne Vortrag darf 
aber von einem Einzelnen, wäre es auch mit Zustimmung des Director«, niemals etwas 
abgemacht werden. 

§. 21. Regelmässig wird wöchentlich eine Session an einem ein für allemal be- 
stimmten Tage gehalten. Jedoch bleibt es dem Director Vorbehalten, wenn keine hin- 
längliche Zahl von Geschäften vorhanden ist, die Sitzung abzusagen oder ira entgegen- 
gesetzten Falle eine ausserordentliche Sitzung anzuordnen. 

§. 22. Zu jeder Sitzung sind neben dem Director alle ordentlichen Mitglieder, 
sie müssten denn gültige, dem Director jedesmal anzuzeigende Entschuldigungsgründe 
haben, sich einzufinden von Amtswegen verpflichtet, die ausserordentlichen Mitglieder 
hingegen haben dazu jedesmal die besondere Einladung des Directors abzuwarten, 
welche lediglich seiner Beurthoilung überlassen bleibt. Dieser kann auch selbst an- 
dere, nicht in der Deputation befindliche Gelehrte zu einzelnen Sitzungen zu ziehen, 
muss jedoch vorher die Genehmigung des Ministers nachsuchen. Ueorigens muss 
der Director eine Präsenzliste führen, in welcher bei jeder Sitzung das Erscheinen 
oder Ausbleiben der Mitglieder niedergesehrieben, und die wenigstens allmonatlich Ein- 
mal von dem Geh. Registrator der Mudicinalabtheilung dem Minister zur Einsicht vor- 
gelegt werden muss. 

§. 23. Der Beschluss der Deputation wird durch Stimmenmehrheit gefasst, die 
Stimme des Directors giebt den Ausschlag, wenn Stimmengleichheit vorhanden ist. 

§. 24. In allen Sachen, wo schriftlich referirt worden, muss der Director das Con- 
clusum kurz unter der Relation eines der Referenten bemerken nnd mit seiner und der 
Referenten Namensunterschrift vollziehen. 

§. 25. Diesem Concluso gemäss muss sodann der Referent, oder, wenn deren 
mehrere sind — der erste Referent ohne Zeitverlust das Gutachten der Deputation aus- 
arbeiten, insofern die schriftliche Relation nicht bereits in dieser Form abgefasst ist, 
und zur Vollziehung fertig dem Director übersenden. Findet dieser gegen oie Ausar- 
beitung noch etwas zu erinnern, so muss der Referent den Erinnerungen abhelfcn. 

§. 26. Ist der Vortrag der Sache blos mündlich geschehen, so fallt natürlich die 
Bestimmung des §. 24. hinweg, diejenige des §. 25. ist aber gleichmässig zu befolgen. 

§. 27. Wenn einzelne Mitglieder von dem gedachten Beschlüsse dissentiren, so 
steht es ihnen frei, ihre Meinung schriftlich besonders ansznführen und darauf an- 
zutragen, dass dergleichen besondere Vota dem Ministerio mit eingcreicht worden. 
Sie müssen in diesem Fall aber bis zur nächsten Sitzung dem Director eingchändigt 
worden sein. 

§. 28. Eine besondere Pflicht des Directors ist cs, ein Protocoll führen zu lassen 
und darauf zu halten, dass bei jeder Sitzung in dieses sorgfältig alles Erhebliche, was 
verhandelt worden, vermerkt nnd das Hauptresultat der gefassten Beschlüsse kurz ein- 
getragen werde. Der Director kann in jeder einzelnen Sitzung die Führung dieses 
Protocolls einem der Mitglieder nach Belieben auftragen oder selbst übernehmen. Das 
an jedem Sessionstage anfgenommene Protocoll darf jedoch nur von dem Director und 
demjenigen, der es geführt hat, vollzogen werden. 
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§. 29. Welche Sachen der Director etwa vor dem Vorträge und ehe sie zum Re- 
feriren zugeschrieben werden, ihrer Wichtigkeit wegen bei allen Mitgliedern circuliren 
lassen will, hängt von seinem Ermessen ab. 

§. 30. Jedes vollzogene Gutachten der Deputation wird unter Rückgabe der mit- 
get heilten Aktenstücke einschliesslich der den Auftrag enthaltenden Verfügung, wenn 
eine solche besonders ergangen ist, von dem Director br. m. au das Ministerium ab- 
gegeben. Die schriftlichen Relationen aber werden, so wie andere etwanige Vorarbei- 
ten, das Journal, das Protocoll und die Präsenzliste der Deputation, von der Deputatiou 
an die Mcdiziualabtheilnng der Geheimen Registratur des gedachten Ministern abgege- 
ben, so dass die Deputation überall keine besondere Registratur hat. 

§. 31. Die Deputatiou bedarf überhaupt keines eigenen Subaltern -Personals, son- 
dern erhält die erforderliche Hülfe, wo es nöthig ist, von den Kanzlei- und Kegistra- 
turbedienten und den expedirenden Secrctairen des Ministern. Nach dieser Instruction 
hat sich der Director, die Mitglieder der wissenschaftlichen Mcdicinal-Deputatiou und 
Jeder, den es augeht, auf das genaueste zu achten, und der Minister als Chef der De- 
putation auf die Beobachtung derselben zu halten, auch was ferner zur Erreichung des 
Zweckes nöthig befunden wird, hinzuzufügen und zu ergänzen. 

Die Gerichtshöfe haben die betreffenden Anträge nicht an die wissenschaft- 
liche Deputation, sondern an das derselben Vorgesetzte Ministerium der geist- 
lichen p. p. Angelegenheiten zu richten. 

Cir.-Verf. des Justiz-Min. vom 13. Dccember 1852 (Simons). 

Durch die allgemeine Verfügung vom 23. Juli 1839 sind die Gerichtsbehörden an- 
gewiesen worden, alle Anträge wegen der von der Königlichen wissenschaftlichen De- 
putation für das Medicinalwescn zu erstattenden Gutachten nicht an diese Deputation, 
sondern an das derselben Vorgesetzte Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Me- 
dicmal-Angelegenheiteu zu richten. 

Da nach einer Mittheilung des gedachten Ministeriums gegen diese Anordnung in 
neuerer Zeit zum Oeftern gefehlt worden ist, und Requisitionen wegen Abfassung ge- 
richtsärztlicher oder veterinärärztlicher Gutachten und Superarbitria, theils an die wis- 
senschaftliche Deputation für das Medicinalwesen, theils an die Direction der Thierarz- 
neischule, theils an das längst nicht mehr bestehende Ober-Medieinal-Collegium adres- 
sirt worden sind, so worden die Gerichts - Behörden hierdurch veranlasst, dergleichen 
Requisitionen in allen Fällen stets an den Herrn Minister der geistlichen, Unterrichts- 
una Mcdicinal- Angelegenheiten zu richten. 

Verfügung an das Königl. Kreisgericht zu N. vom 16. Mai 1862, 
betreffend die Abgabe von Gutachten in veterinär -ärztlichen Angelegen- 
heiten Seitens der Königl. wissenschaftlichen Deputation für das Medi- 
cinal-Wesen. (i. V. Lehnert.) 

Dem Königlichen Kreisgericht erwiedere ich auf das Schreiben vom . . ., dass ich 
dem Anträge, die Königliche wissenschaftliche Deputation für das Medicinalwesen zur 
Abgabe eines Superarbitriums über eine bereits durch ein Ober-Gutachten der König- 
lichen Thicrarzneischul-Direction hiersclbst beleuchtete Streitfrage in der Processsache 
des N. wider N. zu veranlassen, nicht entsprechen kann. 

Durch die Allerh. Cabinets-Ordre vom 10. December 1847 (G. S. de 1848 S. 19) 
ist die in dom Allerhöchst vollzogenen Regulativ vom 24. Juni 1836 (G.-S. S. 249 ff.) 
in dessen §. 6 dem vormaligen Curatorium für die Krankenhaus- und Thierarznoischul- 
Angelegcnhciten auferlegte Verpflichtung zur Begutachtung veterinärärztlicher Angele- 
genheiten in gleicher Weise und mit derselben Wirkung auf die Direction der König- 
lichen Thierarzncischule übertragen worden. In Folge dieser Bestimmungen und de« 
denselben entsjffechcnden §. 13. No. 2 der Instruction für die Direction der Königl. 
Thierarzneischule vom 10. November 1849 hat die genannte Direction in der Eigen- 
schaft als begutachtende Behörde mit den übrigen wissenschaftlichen Deputationen 
gleiche Obliegenheiten und Stellung und ist verpflichtet, unter Zuziehung des Lehrer- 
kollegiums der Anstalt in gerichtlichen Veterinär- Angelegenheiten ihr Gutachten in 
letzter Instanz abzugeben. 

Hiernach ist es nicht statthaft, über ein von dioser Behörde in einer Processsache 
abgegebenes Gutachten ein Superarbitrinm von der Königlichen wissenschaftlichen De- 
putation für das Medicinalwesen zu erfordern. 

Die in Al. 3. §. 1 der Instruction ausgesprochene Verpflichtung zur Prüfung 
der höheren Medicinal-Beamten und Personen ist gegenwärtig nur noch in Be- 
ziehung auf die Physiker in Kraft. 
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Für die Prüfung der Medicinal-Personen bestehen bei den Universitäten 

H. Examina tions - Commissionen. 

auf Grund der Bekanntmachung des Bundes-Kanzler-Amtes vom 25. Sept.. 1869 
(B.-G.-ß. S. 635) als eigene Prüfungs-Behörden, über deren Organisation die 
§. §. 2 der einzelnen Abschnitte das Nähere enthalten. 

UI. Technische Commission für pharmaceutische Angelegenheiten. 

Dieselbe hat ihren Sitz in Berlin, besteht seit 1832 unter dem Vorsitz 
eines Vortragenden Käthes des Ministeriums, aus praktischen Apothekern, und 
war ursprünglich zur Bearbeitung und Revision der Arzneitaxe gegründet Die 
Organisation und der Wirkungskreis derselben ist aus folgender Instruction vom 
27. October 1849 zu ersehen: 

Instruction für die technische Commission für pharmaceutische 
Angelegenheiten, vom 27. October 1849 (v. Ladenberg). 

§. 1. Die technische Commission für pharmaceutische Angelegenheiten ist eine 
eonsuitntire Behörde, welche auf Erfordern des Ministers der Mcdicinal-Angclegenheiten 
in pharmaceutisehen Angelegenheiten Gutachten abzugeben hat. Der bisherige Name: 
Commission zur Bearbeitung der Arznei-Taxe, welcher für den Gescbäftskreis derselben 
zu eng ist, füllt weg. 

§. 2. Die Commission besteht aus einem Dirigenten, welchen der Minister der etc. 
Medicinal-Angelegenheiten in der Regel aus einem Rathe der Medicinal-Abtheilung des 
Ministeriums auswählen wird und mindestens dreien von dem Minister aus der Zahl 
der hier wohnhaften Apotheker auf drei Jahre zu ernennenden Mitgliedern. Die nach 
Ablauf dieser Frist Ausscheidenden können wieder ernannt und etwa säumige Mitglie- 
der auch vor Ablauf der dreijährigen Frist ihres Auftrages entbunden werden. Die Zu- 
ziehung ausserordentlicher Hilfsarbeiter erfolgt auf Antrag des Dirigenten durch den 
Minister. 

§. 3. Der Dirigent und die Mitglieder werden bei ihrer Einführung auf die Er- 
füllung ihrer Amtspflichten und die Pflicht der Amtsverschwiegenheit insbesondere ver- 
pflichtet. 

§. 4. Die Stelle des Dirigenten und der Mitglieder der Commission sind Ehren- 
ämter und werden als solche unentgeltlich verwaltet. 

§. 5. Alle Geschäfte der Commission werden ihr von dom Minister der etc. Medi- 
einal-Angclegenhciten aufgetragen, so dass sie mit keiner andern Behörde in officioller 
Verbindung steht und demnacn auch nur mit dem Minister zu corrcspondiren hat 

§. G. Der Geschäftsgang ist möglichst einfach zu gestalten und wird, soweit nicht 
in gegenwärtiger Instruction öder sonst eine bestimmte Norm vorgeschrieben ist, von 
dem Dirigenten geregelt und controlirt. 

§. 7. Die Aufträge, welche die Commission erhält, werden derselben in der Regel 
durch Mnrginaldecrete, welche der Minister oder der Director der Medicinal-Abtheilung 
vollzogen hat, zugefertigt Sie werden dem Dirigenten behfindigt, der sie zuschreibt 
und (zur Eintragung in das Journal der Commission, welches an jedem Vortragstage 
dem Dirigenten vorgelegt wird, und zur weiteren Beförderung) an aio Registratur der 
Medicinal-Abtheilung des Ministeriums übersendet. 

§. H. Es steht dem Dirigenten frei, dieselbe Sache — mit möglichst gleichmässi- 
ger Gcschaftsvertheiluug — einem oder zweien Referenten, oder einem ileferenten und 
einem Corrcforenten zuzuschreiben. 

§. 9. Zur Einhaltung eines prompten Geschäftsganges werden die zugeschriebenen 
Sachen von den Referenten, resp. Corrcfercntcn, wenn irgend möglich, ieaesmal in der 
nächsten Sitzung zum Vortrag gebracht und bei Meinungsverschiedenneit wird abge- 
stimmt, wobei die Stimme des Dirigenten für den Fall der Stimmengleichheit den Aus- 
schlag giebt. 

§.10. Keine Sache darf ohne Vortrag abgemacht werden und jedes Gutachten 
wird von sämintlichen anwesenden Mitgliedern in der Sitzung vollzogen. 

§.11. Zu jeder Sitzung, welche durchschnittlich alle 14 Tage in dem Locale des 
Ministeriums der Medicinal-Augelegenheiten in einer Abendstunde stattfinden wird, la- 
det der Dirigent schriftlich ein. Die Zahl der Sitzungen bestimmt Bioh nach den vor- 
liegenden Geschäften. 
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§. 12. ln jeder Sitzung wird ein Protocoll, in welchem die vorgetmgonon Sachen 
verzeichnet sind, geführt. Die Sitzungs-Prutocollo werden dem Minister am 1. Juni und 
1. December jedes Jahres vorgelegt. 

§. 13, Jedem Mitgliede steht es frei, bei abweichender Meinung von dem Con- 
elusum der Commission ein Votum separatum dem Gutachten beizufügen. 

§. 14. Die Gutachten und sonstigen Berichte der Commission werden unter Rück- 
gabe der etwa mitgetheüten Aetonstücke von dem Dirigenten br. m. dem Minister vnr- 
golegt. Die ProtocoUe nnd sonstigen Schriftstücke der Commission werden in der Re- 
gistratur der Mcdicinal-Abtheilung verwahrt. Dio Commission hat demnach keine be- 
sondere Registratur. 

In unmittelbarem Ressortverhältniss zum Ministerium der geistlichen etc. 
Angelegenheiten stehen: 

1) die Direction des Charite-Krankenhauses zu Berlin. Dieselbe 
wurde, nachdem durch die an den Kriegsminister und den Minister der geist- 
lichen etc. Angelegenheiten gerichtete A. 0. vom 17. April 1840 (G.-S. S. 100) das 
Curatorinm für Krankenhaus-Angelegenheiten von der Aufsicht über die Charite 
entbunden worden, mit einem Theile der Befugnisse desselben bekleidet, während 
die A. 0. vom 25. November 1850 die Bildung einer aus einem Arzte nud einem 
\ erwaltungs-Bcamtcn bestehenden Direction nach Massgabe der unterm JO. März 
1850 erlassenen Instruction genehmigt. 

2) Die perpetnirliche Commission zur Aufrechthaltung der Hof- 
Apotheke in Berlin besteht seit 1764, wird aus einem Königlichen Leib- Arzte, 
einem Verwaltungs-Beamten und einer pharmaccutisch -chemischen Autorität zu- 
sammengesetzt und hat die Aufsicht über das Personal der Königlichen Hof- 
Apotheke in Berlin, über die etatsmässige Verwendung der derselben bestimmten 
Fonds, über die Verabfolgung von Medicamenten an die dazu Berechtigten, über 
die richtige Berechnung der von den Hof - Apothekern zu Potsdam, Charlotten- 
burg etc. gemachten Arzneiliefernngen und ressortirt von den Ministerien des 
Königlichen Hanses and der etc. Medicinal-Angelegenheiten. 


B. Provinzial-Behörden. 

I. Die Ober-Präsidenten haben nach der unterm 31. December 1825 
(G.-S. de 182G S. 1) erlassenen Instruction deu Vorsitz nnd die Leitung der Ge- 
schäfte in den Medicinal-Collegien. Es steht ihnen die Concessionsertheilnng zur 
Anlegung neuer Apotheken zu. Auch sind sie ermächtigt, Sanitäts- Maassregeln 
zu treffen, welche sich auf die betreffende Provinz erstrecken. Die Ober-Präsi- 
denten führen die Aufsicht über die Verwaltung der Regierungen und deren 
Cnter-Behörden nnd sind dem Gesammt-Ministeriuin und jedem einzelnen Minister 
für dessen Wirkungskreis untergeordnet. 

II. Die Medicinal-Collegia. Im Hauptorte jeder Provinz besteht ein 
Medicinal-Collegium unter Leitung der Oberpräsidenten. Die Instruction für 
diese Behörden, d. d. 23. October 1817 (G.-S. S. 245). welche auch für die durch 
die Allerh. Verordnung vom 22. September 1867 (G.-S. S. 1570) in den neuen 
Provinzen errichteten Medicinal-Collegien massgebend ist, lautet: 

§. 1. Wirkungskreis. Dio Medicinal-Collegien sind rein wissenschaftliche und 
technisch rathgebende Behörden für dio Regierungen und Gerichte im Fache der ge- 
richtlichen Medicin und haben mithin keine Verwaltung. 
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§. 2. Ihre Obliegenheiten und Befugnisse sind demnach hauptsächlich folgende: 

1) Die Angabe und Begutachtung allgemeiner Mnssrcgeln zur Beförderung der 
Cultur aer mcdicinischcn Wissenschaften und Kunst, zur Ausbildung der Mc- 
dicinaipersonen und Beamten und zur Einrichtung fehlender oder Vervoll- 
kommnung der in der Provinz bereits vorhandenen öffentlichen Medicinal- 
Anstalten, besonders wenn sie zugleich Lehr- und Bildungsanstalten für Medi- 
cinalpersonen sind ; 

2) die Entwertung oder Bcurtheilung allgemeiner Pläne zur Vervollkommnung 
des Medicinal-Polizeiwesens der Provinz, und insbesondere die Revision der 
Medicinalordnungen, Reglements, Taxen etc. ctc., auch die Abgabe gutacht- 
licher Vorschläge zu deren Berichtigung; 

3) die Prüfung der Medicinalpersonen, in soweit solche überhaupt den Provinzial- 
behörden übertragen ist, mit Ausschluss der Prüfung der Hebammen, als 
welche bei den Regierungen oder im Aufträge derselben von den Hebommen- 
lehrern besorgt wird; 

4) die Beurtheilung gerichtlich mcdicinisclier Fälle, die Abfassung und resp. 
Prüfung mediciniscli chirurgischer Gutachten, Atteste und Obductions -Ver- 
handlungen; 

5) die Angabe und Prüfung allgemeiner Heilungs-, Verhaltung»- und Sicherungs- 
Alass regeln bei ausbrechcndeu Seuchen unter Menschen und Thieren; 

6) die Untersuchung technischer Gegenstände, welche für das Medicinalwesen 
wichtig sind, z. B. die Analyse der Mineralwasser etc.; 

7) die Zusammenstellung von Genoralwcrkcn und die Abfassung übersichtlicher 
periodischer Berichte, welche sich auf das Medicinal- und Sanit&tswoson be- 
ziehen, nach den von den Regierungen mitzuthcilenden Materialien. 

§. 3. Die Medici nal-Collegien sollen mindesten» aus fünf Mitgliedern (Räthon und 
Beisitzern) bestehen, unter denen sich jederzeit ein wissenschaftlich gebildeter Wund- 
arzt und Pharmazeut und, wo solches zu erreichen möglich, auch ein Mitglied, welches 
wissenschaftlich und practisch in der Entbindnngskunst erfahren ist, so wie ein Thier- 
arzt befinden muss. 

Die darin angestellteu Aerztc haben in allen Angelegenheiten eine volle Stimme, 
die übrigen Mitglieder selbige aber nur bei denjenigen Gegenständen, welche ihre be- 
sondere Kunst oder Wissenschaft betreffen, und unter dieser Einschränkung ist sonst 
die Verfassung collegialisch. 

4. Der jedesmalige Ober-Präsident der Provinz ist zugleich Präsident des 
Medicinal-Collegiums und leitet dessen Geschäftsführung, die so viel möglich nach der 
Analogie der Regierungs-Instruction einzurichten ist, welche ebenfalls in Ansehung der 
Disciplinar-Vorscnriften und der diesfälligen Verhältnisse des Präsidenten zu den Mit- 
gliedern, sowie dieser unter sich und zu den Subalternen, Anwendung findet, so weit 
es die Verschiedenheit der Geschäfts Verhältnisse gestattet. Die Ausfertigungen werden 
durch die Unterbeamten des Ober-Präsidenten una einstweilen durch die Regierung, an 
deren Sitz sich das Mcdicinal-Collegium befindet, besorgt. 

Ist der Ober-Präsident abwesend oder wird er sonst an der eigenen Leitung der 
Geschäfte behindert, so wird er durch den bei der Regierung des Orts, wo sich das 
Medicinul-Collcgium befindet, angestcllten Regierung»- Medici nalratb vertreten, indem 
dieser zugleich der erste Rath des Medicinal-Collegiums ist. 

§. 5. Da die Medieinal-Collegien mit der Verwaltung der Medicin&l-Polizei selbst 
nichts zu thun haben, vielmehr diese den Regierungen ungetheilt verbleibt, so stehen 
sie mit den letzteren also auch in keinem eigentlichen Dienstverhältnisse. Inzwischen 
sind die Regierungen verpflichtet, über die §. 2. gedachten Gegenstände, sobald selbige 
Vorkommen, das Medicinal-Collcgium der Provinz um sein Gutachten zu ersuchen, und 
letzteres, selbiges zu ertheilen, auch ein Gleiches zu thun, wenn sie darum in dem 
§. 2 No. 4. gedachten Fall von den Gerichten ersucht werden. Nicht minder haben 
die Regierungen dem Mcdicinal-Collegium diejenigen Nachrichten und Materialien rait- 
zutheilen, um welche sie das Medicinal-Collogium zu Ausführung der ihm angewiesenen 
Bestimmung ersucht, und insonderheit ist dieses die Pflicht des bei den Regierungen 
angestellten Medicinalraths, mit welchem auch »das Medicinal-Collegium in Hinsicht 
seines Wirkungskreises in directc Corrospondenz treten kann. 

Zu vorstehender Instruction ist Folgendes zu bemerken: 

Ad. §. 2. Al. 3. Die Prüfungen der Medicinalpersonen finden Seitens der 
Medieinal-Collegien nicht mehr statt, mit Ausnahme der chirurgisch-forensischen 
Prüfung. 
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Ad §. 2. AL 4. Die Einholung gerichtlich-mediciniseher Gutachten von den 
Medicinal-Collegien kann in Criminal- und Civilrechtsfällen sowohl Seitens des 
Gerichtes wie der Partheien provocirt werden. Die Einholung eines Gutachtens 
vom Medicinal-Collegium wird gesetzlich nothwendig, wenn in Fällen einer legalen 
Obduction der Inhalt des Obductions - Protocolls von dem des Obductions - Be- 
richtes in wesentlichen, das Urtheil über den Thatbestand influenzirenden Punkten 
abweicht; wenn ferner die Obducenten ein bestimmtes Urtheil nicht abzugeben 
sich getrauen, oder wenn sie in ihrem Urtheile von einander abweichen, oder 
endlich, wenn in den Obductions-Berichten sich Widersprüche oder Dunkelheiten 
vorfinden, welche die Obducenten nicht in befriedigender Weise zu heben ver- 
mögen oder welche beim Richter Zweifel über die Richtigkeit der abgegebenen 
Gutachten erwecken. Dem Medicinal - Collegium müssen in solchen Fällen die 
Untersuchungs- Acten zur Informirung und bestimmte Fragen zur Beantwortung 
vorgelegt werden (Crim. Ordn. §§. 173 — 176). In solchen Fällen, wo nach Ab- 
gabe des Gutachtens Seitens des Medicinal-Collegii ein Superarbitrium provocirt 
wird, ist dieses von der wissenschaftlichen Deputation einzuholen (§. 177 1. c.). 
Die betreffenden Anträge Seitens der Gerichte sind dann aber nicht an diese 
selbst, sondern an das Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- 
Angelegenheiten zu richten. 

Ad §. 2. Al. 7. Die Verpflichtung der Medicinal-Collegien zur Abstattung 
der Sanitäts-Berichte wurde mittelst Cir.-V. vom 1. Juli 1848 aufgehoben. 

Ad §. 3. Dieser Paragraph der Instruction wurde durch Cir.-V. vom 
10. Juli 1833 dahin commentirt, dass promovirte Aerzte, wenn sie als chirur- 
gische Assessoren im Medicinal-Collegium fnngiren, nicht bloss bei chirurgischen, 
sondern in allen Angelegenheiten, in denen collegialisch zu entscheiden, volles 
Stimmrecht üben. 

Ad §. 4. wurde durch A. 0. vom 6. December 1841 bestimmt, dass in 
Fällen der Abwesenheit oder sonstigen Verhinderung des Ober-Präsidenten nicht 
der Regierungs -Medicinalrath, sondern der jedesmalige Stellvertreter des Ober- 
Präsidenten den Vorsitz im Medicinal-Collegium führen soll. Der jedesmalige 
Regiernngs - Medicinalrath soll an den Geschäften des Medicinal - Collegiums mit 
vollem Stimmrecht Tbeil nehmen, dabei unter den Räthen des Collegiums nach 
seinem Dienstalter rangiren, bezieht aber für diese ihm vermöge seines Amts ob- 
liegenden Geschäfte kein besonderes Gehalt. 

Ad §. 5. ln Folge vorgefallener Collisionen wurde durch Rscr. vom 
49. Mai 1818 die directe Correspondenz zwischen Medicinal - Collegien und Ge- 
richten anfgehoben und der Geschäftsverkehr zwischen beiden Behörden der Ver- 
mittelung durch die Regierungen überwiesen. Später jedoch stellte sich dieser 
indirecte Verkehr als zu weitläufig und langsam dar und es wurde wieder (C. V. 
vom 27. März 1826) die unmittelbare Correspondenz zwischen Gerichten und Me- 
dicinal-Collegien gestattet. Die letzteren haben jedoch die Pflicht, bei allen ihnen 
direct zugehenden Obductions-Verhandlungen zu prüfen, ob dieselben unabhängig 
von dem abzugebenden Gutachten zu administrativen Verfügungen aus dem 
Ressort der Disciplin über Medicinal-Beamte oder Personen, oder dem der Medi- 
cinal-Polizei Anlass geben und, wo dies der Fall, der competcnten Regierung die 
betreffende Mittheilung zu machen. — Den Gerichten blieb nach wie vor die 
Verpflichtung, alle über Obductionen und Gcmüthszustands-Untersuclmugen auf- 
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genommene Verhandlungen nebst den erstatteten ärztlichen Gutachten sogleich 
nach deren Eingang den betreffenden Regierungen zur weiteren Ueberscndung an 
die Medicinal-Collegien abschriftlich mitzutheilen. 

In Bezug auf den Rang der in den Medicinal-Collegien fnngirenden Beamten 
sind die Mcdicinnlrätbe den Ober-Landesgerichts- und Regierungsräthen (4. Rang- 
klasse), die Medicinal-Assessoreu den Regierungs-Assessoreu gleichgestellt. 

III. Die Regierungen resp. Landdrosteien. Dein Geschäftskreise 
der Abtheiluug deB Innern bei jeder Regierung resp. Landdrostei sind zuge- 
wiesen: die Armenpflege und die derselben dieneuden öffentlichen Anstalten, die 
öffentliche Krankenpflege und die für dieselbe bestimmten Institute, die Medici- 
ual- und Sanitätspolizei in ihrem ganzen Umfange, mithin die Beaufsichtigung 
des Verkehrs mit Medicamenten , die Vorkehrungen gegen Epidemien und Epi- 
zootien, die Beaufsichtigung der Unverfalschtheit der Lebensmittel u. s. w. (In- 
struction vom 23. October 1817 und A. 0. vom 31. December 1825. (G.-S. von 
1817 S. 248 ff. und von 182(5 S. 5 ff.) 

Wo es sieh um Gründung neuer oder Erweiterung, Verminderung oder 
Aufhebung bestehender gemeinnütziger Anstalten, die der Genehmigung des 
Staates bedürfen, handelt, hat die Regierung an die Vorgesetzte Behörde zu be- 
richten und deren Verhaltungsbefehle einzuholen. Bei Ausschreibung von Apo- 
tbeken-Concessionen hat dieselbe die Bewerbungen zu sammeln und mit ihrer 
gutachtlichen Aeusseruug dem Ober - Präsidenten zur Entscheidung vorzulegen. 
Bei ausserordentlichen und wichtigen Vorfällen, bei Polizei - Massregeln , durch 
welche die Freiheit des Verkehre im Innern oder mit dem Auslande weiter be- 
schränkt werden soll, als dies durch allgemeine Gesetze und Vorschriften bestimmt 
ist, hat sie au die Vorgesetzten Ministerien zu berichten. 

Die Regierungen sind nach dem Gesetze vom 11. März 1850 (G.-S. S. 265) 
befugt, über die Einrichtungen, welche die örtliche Polizei-Verwaltung erfordert, 
besondere Vorschriften zu erlassen. 

ln den neu erworbenen Landestheilen ist dies Gesetz durch Allerhöchste 
Verordnung vom 20. September 1867 (G. S. S. 1529) eingeführt. 

Bei Erledigung von Kreis-Medicinal-Beamtenstellen sorgt die Regierung für 
die interimistische Verwaltung, hat ohne Verzng von der Erledigung dem Mi- 
nisterium Anzeige zu machen und nach Ablauf einer durch den Staats-Anzeiger 
und das betreffende Regierungs - Amtsblatt auszuschreibenden Bewerbungsfrist 
Vorschläge zur Wiederbesetznng oinzureichcn. 

Den Regierungen steht das Aufsichtsrecht über die in ihrem Bezirke wohn- 
haften Medicinal-Personen zu. 

Die Regierungen resp. Landdrosteien haben über folgende Angelegenheiten 
des Medicinal- Verwaltungs-Ressorts Berichte zu erstatten: 

1) über die im Laufe des Jahres abgehaltenen Visitationen der Apo- 
theken unter Einreichung der urschriftlichen Verhandlungen und der darauf er- 
lassenen Verfügungen, zufolge der Instruction vom 21. October 1819, der Cir.- 
Verf. vom 13. März 1820 und 27. März 1846, mit Bestimmung des Termins zu 
Anfang des folgenden Jahres, geregelt durch die Verfügung vom 3. Juli 1850. 

Das gleiche Verfahren ist auch in den neu erworbenen Landestheilen ein- 
geführt. 
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2) Aber die Heilquellen und Bäder des Staates zufolge Cir.- Verfüg, 
vom 7. Juli 1870. 

3) über den Einkaufspreis der Blutegel in zwei Terminen, zum 
1. März und 1. September jeden Jahres, behufs Feststellung des Blutegelpreises, 
zufolge Cir.-Verfüg. vom 1. September 1853 und Verfüg, vom 26. Febrnar 1869 
für die neuen Provinzen. 

4) über die Resultate der Schutzblattcrn-Impfung. 

5) jährlich über die in ihrem Bezirk ansässigen Mcdicinatpersonen in 
summarischer Nachweisung. 

6) dreijährlich in namentlicher Nachweisung sämmtlicher Medicinal- 
personen, sowie der Medicinal- und Sanitäts-Anstalten nach dem durch die 
Cir.-Vorfg. vom 22. November 1849 mitgetheilten Schema. In den Zwischeu- 
jahren werden nur Veränderungs-Nackweisungen eingereicht 

7) Dreijährlich über die im Regierungsbezirke bestehenden öffentlichen 
nnd Privat-Irren-Heil- und Pflege-Anstalten in schematischer Uebersicht. 

Jeder Regierung ist zur specieUen Bearbeitung die in das Gebiet der Me- 
dicinal- und Sanitätspolizei einschlagenden Gegenstände ein Regierungs- und 
Medicinalrath beigegeben. Die Instruction für die Geschäftsführung der Regie- 
rungen vom 23. October 1817 (G.-S. S. 248) lautet in Bezug hierauf: 

§. 47. Der Medicinalrath bearbeitet alle in die Gesundhoits- und Medicinal- Polizei 
einsetuagenden Sachen und hat in Bcziohnng darauf alle Rechte, Pflichton und Ver- 
antwortlichkeiten der übrigen Departements-Käthe. Er muss die wichtigeren Medici- 
nal- Anstalten von Zeit zu Zeit revidiren. Er darf mediciuische Geschäfte treiben, aber 
nur insoweit, als seine Amtsgeschäfte nicht darunter leiden. 


C. Kreis-Medicinal -Behörden. 

I. Der Landrath repräsentirt als oberster Kreis-Polizei-Beamter auch gleich- 
zeitig die Kreis-Medicinal-Polizei und bat in dieser Eigenschaft die Verpflichtung, 
auf Alles zu achten, was das öffentliche Gesundheitswesen in seinem Kreise be- 
trifft, bei Senchen und ansteckenden Krankheiten Massregeln zur Verhütung 
weiterer Verbreitung zu treffen und Sorge dafür zu tragen, dass den Erkrankten 
die nothwendige Hülfe werde, auf die gesundheitsgemässe Beschaffenheit der 
Lebensmittel zu achten, bei Epizootien die betreffenden Vorschriften in Ausfüh- 
rung bringen zu lassen, endlich die Aufsicht über sämmtliche der Armen- und 
Krankenpflege dienenden Anstalten seines Kreises zu führen. 

II. In diesen seinen Functionen wird der Landrath durch den Kreisphysikus 
als technischen Beirath unterstützt Derselbe ist, obschou er vom Landrath in 
der Erfüllung seiner Amtspflichten controlirt wird, nicht dessen dienstlicher 
Untergebener, vielmehr, wie der Landratb, unmittelbar der Regierung unter- 
geordnet 

Die Kreis-Medicinal-Beamten. Als solche fungiren in jedem Kreise: 

a) der Kreisphysicus, 

b) der Kreiswundarzt, 

c) der Kreisthierarzt. 

Sämmtliche Kreis-Medicinal-Beamte sind unmittelbare Staatsdiener. 
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a) Der Kreisphysikns (in den Stadtkreisen Stadtphvsikns genannt) 
erhält seine Anstellung vom Minister der etc. Med.-Ang., muss als doctor medi- 
cinae promovirt, als Arzt approbirt sein und eine spccielle Qualification für das 
Amt durch eine besondere vor der wissenschaftlichen Deputation für das Medi- 
cinalwesen abznlegcnde Prüfung nachweisen. Die Kreisphysiker sind die Organe 
der Regierung in Bezug auf Medicinal- und Sanitätspolizei, somit zur Aufsicht 
und Controle der in ihrem Kreise wohnhaften Medicinal-Personen und befindlichen 
Medicinal-Anstalten angewiesen und zur Ausführung resp. Uebcrwachung aller im 
Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege nöthig werdenden Maassregeln ver- 
pflichtet. Den Gerichten gegenüber sind sie Sachverständige, die in allen Cri- 
miual- und CivilrechtsfäUen, wo es auf ein sachverständiges raedicinisches Gut- 
achten ankommt, zunächst zur Abgabe eines solchen aufzufordern sind und die 
legalen Obductionen zu vollziehen haben. In den Städten Berlin und Breslau 
sind besondere Physiker für medicinal-polizeiliche und für medicinisch-forensische 
Geschäfte angestellt. 

b) Der Kreiswundarzt. Derselbe wird von dem Minister angestellt Er 
ist dem Krcisphysikus subordinirt und kann ebenfalls wie dieser mit medicinal- 
polizeilichen Geschäften betraut werden. Ausserdem fungirt er als gerichtlicher 
Wundarzt und ist zu dem Ende zur sachverständigen Begutachtung chirurgischer 
Fälle, sofern sie zur richterlichen Cognition kommen, sowie zur Ausführung 
legaler Obductionen in Gegenwart und nach Anleitung des Krcisphysikus ver- 
pflichtet. 

D. Local-Medicinal-Behörden. 

Hierher gehören die in grösseren Städten fungirenden Sanitäts-Com- 
missionen, so wie die von den Coinmunal-Behörden mit der Armen - Kranken 
Behandlung betrauten Armenärzte und Armen- W'undärzte. 

Die Sanitäts-Commissioueu (Regulativ vom 8. August 1835. G. - S. 
S. 240), deren Aufgabe die Verhütung und Beschränkung ansteckender 
Krankheiten ist, sollen in Städten von 5000 Einwohnern und darüber permanent 
bestehen, in kleinen Städten oder auf dem Laude nach dem Ermessen der Re- 
gierung gebildet werden. Sie bestehen aus dem Vorstande der Ortspolizei -Be- 
hörde, der zugleich den Vorsitz führt, aus dem Vorstande der Communal-Behörde 
oder einem von diesem zu designirenden Mitgliede der letzteren, aus einem oder 
mehreren von der Ortspolizeibehörde zu bestimmenden Aerzten und mindestens 
drei Mitgliedern der Communal-Vertretung, und in Garnisonorten aus einem oder 
mehreren von den Militair-Befehlshabern zu bestimmenden Officieren und einem 
oberen Militärärzte. Die Sanitäts-Commissionen bilden theils rathgebende, theils 
auslubrende Behörden in der Art, dass die Ortspolizei-Behörde dieselben in allen 
Fällen, wo sie ihrer Unterstützung oder Berathung bedarf, dazu berufen kann, 
zugleich aber auf ihre Vorschläge einzugehen und darüber zu entscheiden hat. 
In grösseren Städten können bei eintretendem Bedürfniss und nach Ermessen 
der Ortspolizei-Behörde noch besondere, der Sanitäts-Commission untergeordnete 
Special- Commissionen (Schutz-, Revier-Commissionen) gebildet werden, denen 
wenigstens ein Arzt oder Wundarzt, ein Polizei- oder Communal-Beamter und 
mehrere von der Communal-Vertretung zu dirigirende Mitglieder angehören 
müssen. 
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Nach dem Gesetz vom 13. December 187 2, betreifend die Kreis-Ord- 
nung für die Provinzen Preussen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien und 
Sachsen (G.-S. S. 661 etc.) gehören im Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung 
nach §. 135 folgende Angelegenheiten mit den dabei bezeichneten Befugnissen 
zum Wirkungskreise des Kreis-Ausschusses: 

XI. In Angelegenheiten der öffentlichen Gesundheitspflege der Landgemeinden 
nnd selbstständigen Gutsbezirke: 

1) die Entscheidung über die zwangsweise Einführung von sanitätspoHzcilichen 
Einrichtungen, soweit nicht der Gegenstand durch Gesotz geregelt ist; 

2) dio Entscheidung über die Verpflichtung zur Tragung der Kosten und über 
deren Vertheilung unter die Verpflichteten. Letzteren bleibt in den gesetz- 
lich zulässigen Fällen der ordentliche Rechtsweg Vorbehalten. 

Armenärzte. Jeder Commune liegt die Pflicht ob, für die ärztliche und 
wundärztliche, resp. geburtshilfliche Behandlung erkrankter Armen Sorge zu 
tragen. Die mit dieser Behandlung betrauten Aerzte stehen zur Gemeindebehörde 
in einem contractlichen Verhältniss. Dasselbe gilt für die in einigen Rheinischen 
Landestheilcn vorhandenen Distrikts ärzte, denen jedoch neben ihrer Ver- 
pflichtung zur Armen-Krankenbehandlung auch sanitätspolizeilichc Functionen, 
Ausübung der Vaccination etc. obliegen. 

lieber* die Organisation der Medicinal- Verfassung im ehemaligen Herzog- 
thum Nassau und Kurfürstenthum Hessen ergingen folgende Verfügungen: 

Allgemeine Verfügung vom 17. Senk 1867 über dio Organisation der 
Mcdicinal-Verfassung im ehemal. Herzogthum Nassau (gez. v. Mühler). 

Um die im ehemaligen üerzogthuin Nassau bestehende Organisation der Mcdicinal- 
Verfassung mit der in den älteren Theilen der Monarchie bestehenden Einrichtung so 
weit als nöthig in Einklang zu bringen, bestimmo ich kraft der mir durch die Aller- 
höchste Verordnung vom 13. Mai d. J. — G.-S. S. 667 — ertheiltcn Ermächtigung für 
den Umfang des ehemaligen Herzogthums Nassau, unter Aufhebung der entgegenstehen- 
den Vorschriften, was folgt: 

1) Die in den bisherigen Medicinalbezirken angcstellten Aerzte und Thierärzto 
bleiben im Genuss aller, ihnen nach der bisherigen Medicinal-Verfassung zu- 
stehenden Rechte. — Sie dürfen, soweit sie für ihre ärztlichen Bemühungen 
Gebühren beziehen, nach der durch die Allerhöchste Verordnung vom 2. Juli 
d. J. eingeführten neuen Taxe liquidiren. — Dagegen behalten sie alle ihnen 
vermöge ihres Amts obliegende Verpflichtungen. Ein Aufrücken in höher 
dotirte Stellen findet fortan nicht statt. 

2) Den in Nr. 1 bezeichneten Aerzten und Thierärzten steht frei, unter Ver- 
zicht auf alle mit ihrer Anstellung verbundenen Rechte, wobei ihnen jedoch 
der Anspruch auf die Reliktenvcrsorgung erhalten bleibt, von der durch die 
Verfügung vom 18. Juli d. J. gewährten Freiheit der Ausübung ärztlicher 
Praxis Gebrauch zu machen und auf ihre Entlassung aus dem Amt anzutragen. 

3) Da» Institut der Kreis-Medicin&l-Beamten (Kreis-Physiker, Kreis-' Wundärzte, 
Kreis-Thierärzte), wie solches in den älteren Theilen der Monarchie besteht, 
soll auch im ehemaligen Herzogthum Nassau eingeführt werden. Der Zeit- 
punkt, mit welchem die neue Einrichtung für die einzelnen Kreise ins Leben 
tritt, wird von der Königl. Regierung zu Wiesbaden bestimmt. 

4) Mit der Anstellung der Kreis-Medicinal-Beamten, welcho als Organe des Staats 
für die Medicinal- und Sanitäts-Polizei, so wie für die gerichtliche Mcdicin zn 
dienen haben, hören die entsprechenden regelmässigen Functionen der auf 
Grund der bisherigen Medicinal-Verfassung des Ilerzogthuius Nassau ange- 
stellten Aerzte und Thierärzte auf. Sie haben diese Functionen nur noch 
vermöge besonderen Auftrags zu üben, welchen zu crthcilen die Königliche 
Regierung zu Wiesbaden jederzeit ermächtigt bleibt. In ihren sonstigen Ver- 
pflichtungen, namentlich hinsichtlich der Armen-Krankenpflegc, tritt hierdurch 
keine Acnderung ein. 

ö) Die Medicinalbcamten-Stellen, welche durch den Abgang der unter Nr. 1 
bezeichneten Aerzte und Thierärzte allmälich zur Erledigung gelangen, werden 
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nicht wieder besetzt. Die für dieselben aus der Staatskasse fliessenden Be- 
soldungen un«l Emolumente werden eingezogen. 

Die Verpflichtung der Gemeinden zur Zahlung der in dem Gesetz vom 
I. Juli 1859 angeordneten Zuschüsse zur Besoldung der Mcdicinal-Beamten 
fällt bei der nächsten Erledigung der einzelnen Stollen fort. Dagegen haben 
die Gemeinden von diesem Zeitpunkt ab für die Armen-Krankenpfloge selbst 
zu sorgen, ln wieweit den Gemeinden hierzu bei nachgewiesenem Unvermö- 
gen eine Beihülfe ans Staatsfonds gewährt werden kann, lässt siel» nur im 
einzelnen Fall beurthcilcn und bleibt besonderer Erwägung Vorbehalten. 

6) Die vorstehende Verfügung tritt mit dem 1. Octobcr u. J. in Kraft. 

Allgemeine Verfügung vom 13. Juli 1868, betreffend das M cdici nal wesen 
im Regierungs-Bezirk Cassel (gcz. v. Mühler). 

Um die im Regierungs-Bezirk Cassel bestehende Organisation dos Mcdicinalwcscns 
mit den in den älteren Provinzen der Monarchie gütigen Einrichtungen so weit als 
nöthig in Einklang zu bringen, bestimme ich kraft der mir durch die Verordnung vom 
13. Mai 18G7 — G.-S. S. G67 — ertheilten Ermächtigung für den Umfang des Regie- 
rungs-Bezirks Cassel, unter Aufhebung der ent gegenstehenden Vorschriften, was folgt: 

1) Für jeden landrathlichen Kreis ist ein Kreis-Physikus und ein Kreis-Wundarzt 
mit den für dio älteren Theilc der Monarchie gütigen Verpflichtungen, Dienst- 
obliegenheiten und Competenzen zu bestellen. 

2) Den bisherigen Amts-Physikern und Amts- Wundärzten verbleibt, insofern sic 
nicht als Kreis-Physiker oder Kreis- Wundärzte angcstellt werden, ihr seither 
bezogenes Gehalt. Sie haben dafür die gesummte Annen-Pmxis als Acrzte 
Wundärzte und Geburtshelfer in dem Bezirk, für welchen sie ^ur Zeit be- 
stellt sind, wie seither unentgeltlich auszuüben, und ebenso die Kranken in 
den öffentlichen Anstalten, als Armen-, Siechen-, Gefangen-, Corrcctions- und 
Strafkäusern, insofern nicht besondere Acrzte bei denselben angestellt sind, 
zu besorgen Allo forensischen und medicinalpolizeilichen Geschäfte gehen 
auf die Kreis-Physiker und Kreis-Wundärzte über. 

3) Die Amts-Physiker haben die öffentlichen Schutzpochen -Impfungen innerhalb 
ihres Amts-Bezirks nach Massgabe der Verordnung vom 31. Dezember 1828 
auch fernerhin vorznnehmen. 

4) Die Amts-Physiker und Amts-Wundärzte können mit Beibehaltung ihres Ge- 
haltes an einen andern erledigten Bezirk versetzt werden. 

5) Wird dio Stello eines Amts-Physikus oder eines Amts- Wundarztes durch Tod 
oder Versetzung erledigt, so soll ein im Bezirk ansässiger Arzt gegen ent- 
sprechende Vergütung mit Wahrnehmung der unter den Nummern 2 und 3 
erwähnten Geschäfte beauftragt werden. 

G) Hinsichtlich des Studiums der Thierheilkunde, sowie der Prüfung der appro- 
birten Thierärzte, der Kreis- und der Bczirks-Thierärzto treten die in den 
alteren Theilen der Monarchie gütigen Bestimmungen in Kraft. 

7) Die aus Kurhessischer Zeit übernommenen Kreis-Thierärzte bleiben im Genuss 
ihrer Besoldungen und Competenzen und rücken bei eintretenden Yacanzon 
in die ihnen nach ihrem Amtsolter /»»kommenden höheren Normal-Besoldungen 
auf. Non angestelltc Kreis-Thierärzte haben die den Kreis-Thierarztcn in den 
älteren Landesthcilen gewährten Einnahmen an Besoldungen und Compoteuzen 
zu beziehen. An den Verpflichtungen der Kreis -Thierärzte im Regierungs- 
Bezirk Cassel wird für jetzt Nichts geändert. Doch haben sie sieh hinsicht- 
lich dos Verfahrens beim Ausbruch ansteckender Krankheiten nach den in den 
älteren Landestheilen gütigen Bestimmungen zu richten , soweit nicht beson- 
dere noch in Kraft gebliebene Kurhessische gesetzliche Vorschriften ein an- 
deres Verfahren ausdrücklich bestimmen. 

8) Hinsichtlich des Apotheken wesens treten: a) das Reglement vorn 11. August 
1864 über Qualification, Lehr- und Servirzcit, sowie über Prüfung der Ano- 
thekcr-Lehrlingc und Apotheker-Gehülfen ; b) die in «len älteren Landesthcilen 
gütigen Vorschriften über Apotheken- Visitationen; c) die in den filteren Landes- 
weilen gütigen Vorschriften über die Behandlung der Real- Privilegien und der 
persönlichen Apothekcn-Concessioncn in Kraft. 

9) Desgleichen treten die hinsichtlieh der Zahnärzte, der Bader und der Hcil- 
diencr in den älteren Landesthcilen gütigen Vorschriften in Kraft. 

10) Die Kurhessische Verordnung vom 31. Dezember 1828 wider dio Verbreitung 
der Blattcrseuche und wegen Impfung der Schutzpocken behält Gütigkeit. 
Der Regierung zu Cassel bleibt überlassen, etwa nöthig befundene Acnderungen 
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hinsichtlich ihrer Ausführung anzuordnen. Die Impfhonorare bei den 
öffentlichen Schutzpocken -Impfungen werden für die rvreicdiauptst&dte auf 
8 Sgr., für die übrigen Landestheile auf 4 Sgr. festgesetzt, Für Arme zahlt 
die Gemeinde das impfhonorar. Diäten und Reisekosten werden bei dem 
ltnpfgeschäft nicht gewährt. 

11) Die Verordnung vom 15. Mai 1824 über die Besichtigung der Todten bleibt 
in Kraft. 

Für die Proviilzen Hannover und Schleswig ist die Organisation des Me- 
dicinalwesens ebenfalls nach Massgabe der in den übrigen Provinzen bestehenden 
Einrichtungen in Aussicht genommen. 


III. Organisation des Medicinal-Personals. 

Nicht blos in der Wissenschaft, sondern auch in der Gesetzgebung gab sich 
das Bestreben, die Einheit der Heilkunde znm leitenden Principe zn machen, 
immer mehr knnd. Der erste Schritt zur Verwirklichung dieser Bestrebung war 
die Classification und Prüfungs-Ordnung des ärztlichen nnd wnnd&rztlichen Per- 
sonals vom 24. August 1X25, wobei die grössere oder geringere wissenschaftliche 
Befähigung dem Theilnugsprincip zu Grunde gelegt wurde. 

Unter den promovirten Aerzten unterschied man promovirte Medico- 
Chirurgen und Medici puri und unter den Wundärzten solche der ersten 
und zweiten Klasse. 

Nach der mittelst Allerhöchster Verordnung vom 15. September 1828 ge- 
nehmigten Aufhebung der chirurgischen Lehr -Anstalten fand eine weitere Aus- 
bildung zn Wundärzten erster und zweiter Klasse nicht mehr statt, so dass auf 
Grund der unter dem 8. October 1852 erlassenen Zusätze zuin Reglement vom 
1. December 1825 fortan nur die Prüfung einer Klasse von Mcdicinal-Personen, 
der promovirten Aerzte stattfand. 

Hierin hat die Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 (B.-G.-B. S. 245) 
die Veränderung eintreten lassen, dass die Approbation als Arzt von der vorher- 
gehenden akademischen Doctorpromotion nicht mehr abhängig gemacht wird. 

Nach § 29 derselben bedürfen Apotheker und diejenigen Personen, welche 
sich als Aerzte (Wundärzte. Augenärzte, Geburtshelfer, Zahnärzte nnd Thier- 
ärzte) oder mit gleichbedeutenden Titeln bezeichnen oder Seitens des Staates 
oder einer Gemeinde als solche anerkannt oder mit solchen Funktionen betraut 
werden sollen, einer Approbation, welche auf Grund eines Nachweises der Be- 
fähigung crtheilt wird. Es darf die Approbation von der vorhergehenden Doctor- 
promotion nicht abhängig gemacht werden. 

Um den Aerzten ein für niedere chirurgische Verrichtungen nothwendiges 
Hülfspersonal zu schaffen, ist durch die Circ.-Vcrf. vom 13. Octobcr 1851 und 
27. März 1852 das Institut der Chirurgen-Gehülfen oder Heildiener ins 
Leben gerufen, deren Fortbestand die Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 nicht 
behindert. 

Ausser den Heildienern ist den Medicinalpcrsonen noch ein Hülfspersonal 
in den geprüften Krankenwärtern nnd Wärterinnen beigegeben, welche 
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eine theoretische und praktische Vorbildung für den Krankendienst in den Hospi- 
tälern, in Berlin in der mit der Charite verbundenen Krankenwarteschule erhal- 
ten. In einigen Krankenhäusern ist der Krankenwärterdienst in die Hände der 
Diaconissen und barmherzigen Schwestern fibergegangen , deren Ausbil- 
dung für die Krankenpflege in Diaconissen- Anstalten oder Mutterhäusern der 
barmherzigen Schwestern stattfindet. Auch können die Dispensir-Anstalten der 
betreffenden Krankenhäuser von zu diesem Zwecke besonders vorgebildeten und 
geprüften Schwestern bedient werden. 

Die Befugnis*, auf ärztliche Verordnung Arzneien zu bereiten, und unter 
Beobachtung der gesetzlichen Bestimmungen mit Arzneiwaaren oder Giften Klein- 
handel zu treiben, gebührt ausschliesslich den Besitzern öffentlicher Apo- 
theken. Die Apotheken sind vom Staate privilegirte oder concessionirt|e 
und von demselben unter steter Aufsicht gehaltene Anstalten, deren Besitzer oder 
Verwalter die vorschriftsmässige Ausbildung genossen und den Nachweiss ihrer 
Qualification durch die Staatsprüfung geführt haben. 

Die Ausbildung der Apotheker geschieht durch das Erlernen der Phar- 
macie in einer Apotheke, sowie durch dasServiren als Gehülfe in einer solchen, 
resp. durch das St udium der pharmaceutischen Wissenschaften auf einer Universität. 

Die Veräusserung einer Apotheke ist nur an einen approbirten Apotheker 
zulässig; bei den nicht privilegirten Apotheken bedarf es zur Veräusserung auch 
noch der Zustimmung der Bezirks-Regierung. Die einstweilige Verwaltung einer 
Apotheke, welche durch Erbgang an nicht qualificirte Besitzer gelangt, muss 
einem approbirten und besonders dazu vereidigten Geholfen (Provisor) über- 
tragen werden. 

Zur Anlage von Filial-Apotheken werden Apotheken-Besitzer nur ausnahms- 
weise an den Orten concessionirt, wo eine selbstständige Apotheke zur Zeit ihre 
Existenz voraussichtlich nicht findet, das Bedürfnis* zur Anlage aber sonst sich 
herausstellt. Wo selbst diese Bedingungen nicht hervortreten, kann einzelnen 
Aerzten die Erlaubniss erlheilt werden, eine Haus- Apotheke zu halten und die 
Arzneimittel in ihrer Praxis zu dispensiren. 

Einzelne Krankenhäuser, Armenverbände und Strafanstalten haben für 
ihren eigenen Bedarf an Arzneien Dispens ir-Anstjalten, welche von Pharma- 
ceuten, resp. Diaconissen oder barmherzigen Schwestern verwaltet oder von den 
betreffenden Aerzten selbst besorgt werden. 

Die Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 findet nach §. 6. derselben auf 
die Errichtung und Verlegung von Apotheken, sowie auf den Verkauf von 
Arzneimitteln keine Anwendung. 
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IV. Medicinal- und Sanitütspoiizei. 

A. Competenz der Behörden. 

Die Medicinal- und Sanität* polizei gehört nach §. 2. ad. 3. der Instruction 
vom 23. October 1817 (G.-S. S. 248) und der A. -0. vom 31. Decbr. 1825 
(G.-S. 1826. S. 5) zum Geschäftskreis der Königlichen Regierungen. 

Hiernach ressortiren von der ersten Abtheilung der Regierung, Abtheilung 
des Innern: 

i. 2. 3) Medicinal- und Gesundheit* - Angelegenheiten in polizeilicher Rücksicht, 
z. B. Verkehr mit Medic&menten, Verhütung von Kuren durcli unbefugte Personen,*) 
Ausrottung von der GesuiÄheit nachtheiligcn Vorurtheilen und Gewohnheiten. Vor- 
kehrungen gegen ansteckende Krankheiten und Seuchen unter Menschen und Thiereu, 
Kranken- und Irrenhäuser, Kettungs- Anstalten , Unverfülschthcit und Gesundheit der Le- 
bensmittel etc. 

§. 11. Dio Rogierungen sind bofugt, ihren Verfügungen nöthigenfalls durch ge- 
setzliche Zwangs- oder Strafmittel Nachdruck zu geben und sie zur Ausführung zu 
bringen. 

Dem Regierungs - Mcdicinalrath liegt die Bearbeitung dieser Angelegen- 
heiten ob. 

Die Kreis-Medicinal-Beamten sind die Organe der Medicinal- und Sanitäts- 
polizei und die den Kreis-Laudräthen hierzu Beigeordneten Techniker. 

In gleicher Weise gehört die Wahrnehmung der Medicinal- und Sanitäts- 
polizei zu den Befugnissen der Ortspolizei. Das Gesetz vom 11. März 1850 
(G.-S. S. 265) giebt hierzu den nöthigen Anhalt, indem es im §, 6. zu den Ge- 
genständen der ortspolizeilichen Verwaltung zählt: 

Den Marktverkehr und das öffentliche Feilhaiton von Nahrungsmitteln, die Sorge 
für Leben und Gesundheit etc. 

Die mit der örtlichen Polizei - Verwaltung beauftragten Behörden sind be- 
fugt, gegen die Nichtbefolgung ihrer Vorschriften Geldstrafen bis zum Betrage 
von 3 Rthlrn. resp. 10 Rthlrn. anzudrohen. 

Nach §. 1 1. desselben Gesetzes sind die Bezirks - Regierungen in gleichem 
Umfange befugt, für mehrere Gemeinden ihres Verwaltungsbezirks oder für den 
ganzen Bezirk gültige Polizei- Vorschriften zu erlassen und gegen die Nichtbefol- 
guug derselben Geldstrafen bis zum Betrage von 10 Rthlrn. anzudrohen. 

Die Festsetzung der Strafe geschieht durch den Polizeirichter mittelst Er- 
kenntnisses, wobei jedoch nicht die Nothwendigkeit oder Zweckmässigkeit, sondern 
nur die gesetzliche Gültigkeit jener Vorschriften nach den Bestimmungen des Ge- 
setzes in Erwägung zu ziehen ist. 

Zuwiderhandlungen gegen im Strafgesetzbuch vorgesehene Uebertretungen, 
Vergehen und Verbrechen in medicinal - polizeilicher Hinsicht gehören vor den 
competenten Richter. 

Bei Uebertretungen hat jedoch die Polizei - Verwaltung nach dem Gesetz 
vom 14. Mai 1852 (G.-S. 1852. S. 245) die Befugniss, die Strafe vorläufig 

*) Die Verhütung von Kuren dureb unbefugte Personen ist durch §. 29. der Ge- 
werbe-Ordnung vom 21. Juni 1369 hinfällig geworden. 
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durch Verfügung festzusetzen. Eine solche vorläufig festgesetzte Strafe darf 
5 Rthlr. Geldbusse oder dreitägiges Gefängniss nicht überschreiten. Beschwerde 
gegeu derartige Strafverfügungen bei der Vorgesetzten Dienstbehörde findet nicht 
statt; dagegen kanu innerhalb einer zehntägigen Frist gerichtliche Entscheidung 
beautragt werden. Geschieht das letztere nicht, so ist die Strafe zu vollstrecken. 

Die Centralstelle in Sachen der Medicinal- und Sanitätspolizei ist nach der 
A.-O. vom 22. Juni 1849 (G.-S. 1849. 8. 335) das Ministerium der etc. Medici- 
nal- A ngelegenhciten. 

B. Aufsicht über die Medicinal- und Sanitäts- Anstalten. 

1. Kranken .Anstalten. 

Die Kranken - Anstalten stehen unter dem besonderen Schutz des Staats 
(A. L.-R. II. 19. §. 32.). Sie sind nach §. 37. I. c. <ftr Oberaufsicht des Staats 
unterworfen und dieser ist berechtigt Visitationen hei denselben zu veranlassen 
und auf Abstellung der Vorgefundenen Missbrauche und Mängel zu halten. 

Die Krauken-Anstalten unterscheiden sich in öffentliche und Privat-Kraukeu- 
Anstalten. 

Die ö ff entliehen Kranken- Anstalten haben entweder als milde Stiftungen 
Vorrechte einer juristischen Person oder können diese nur durch besondere landes- 
herrliche Verleihung erwerben. Bestreitet eine Kranken - Anstalt aus ihrer 
eigenen Dotation und nicht mit Hülfe von Beiträgen der Aufzunehinenden oder 
der zur Alimentation Verpflichteten die Kosten des Unterhalts und der 
Verpflegung der Kranken, ist sic also rein Armen-Anstalt, so erhält sie durch 
die Genehmigung ihrer Statuten Seitens des Staats die Eigeuschaft einer juristi- 
schen Person (A.L.-R. II. 19. §. 42.) und damit die Corporationsrechte (A. L.-R. 
II. C. §. 25.). Sie wird dadurch ein selbstständiges Subject von Vermögens- 
rechten und besitzt dann insbesondere die Fähigkeit, Immobilien und Hypotheken- 
Capitalien auf ihren Namen zu erwerben. 

Solche Kranken-Anstaiten, welche, wie meistens, ausschliesslich oder neben- 
bei Kranke gegen Bezahlung aufnehmen oder verpflegen, können die Rechte einer 
juristischen Person nur durch besondere landesherrliche Verleihung erwerben, 
welcher die staatliche Genehmigung der Statuten vorhergehen muss. 

Für das Gebiet des Rheinischen Rechts bedarf es immer einer landesherr- 
lichen Genehmigung, um einer Wohltbätigkeits- (Kranken-) Anstalt die Rechte 
einer selbstständigen juristischen Person zuzuwenden. 

Die Befreiung der öffentlichen Krankenanstalten von Grundsteuer 
und Gcraeindeauflagen schliesst das Gesetz vom 24. Februar 18öO(G.-S. S. 62) 
und die Gerichtskostenbefreiung das Gesetz vom 10. Mai 1851 (G.-S. 
S. 022.) aus. 

Gesetz, betreffend die Einfäh rung einer allgemeinen Gebäudes teuer vom 
21. Mai 1861. (G.-S. S. 317.) 

§. 3. Befreit von der Gebäudesteuer sind 21 diejenigen Gebäude, welebe dem 
Staate, den Provinzen, den oommnnalständischen Verbänden, den Kreisen oder Ge- 
meinden. resp. zu selbstständigen Gutsbezirkeu gehören, in sofern sie zu einem öffent- 
lichen Dienste oder Gebrauche bestimmt sind. 

6. Armen-, Waisen- nnd Krankenhäuser etc., sowie Gebäude, welche milden Stif- 
tungen angehiiren und für deren Zwecke oumiitelbsr benutzt werden. 
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Bezüglich der Annahme von Legaten und Schenkungen Seitens 
der Kraoken-Anstalten schreibt das Gesetz vom 23. Februar 1870 (G.-S. 
S. 118) §. 1. Folgendes vor: 

Schenkungen und letztwillige Zuwendungen bedürfen zu ihror Gültigkeit der 
Genehmigung des Königs: 1) insoweit dadurch im Inlande eine neue juristische Person 
in’s Leben gerufen werden soll, 2) insoweit sie einer im Inlunde bereits bestehenden 
Corporation oder anderen juristischen Person zu anderen als ihren bisher genehmigten 
Zwecken gewidmet werden sollen. 

Unternehmer von Privat-Kranken- Anstalten bedürfen nach §. 30. der G.-O. 
vom 21. Juni 1809 einer Concession der höheren Verwaltungsbehörde, welche er- 
theilt wird, wenn nicht Thatsaclien vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit des 
Nachsuchenden in Beziehung auf den beabsichtigten Gewerbebetrieb darthun. 

Die Kranken-Anstalten in den Städten und an manchen Orten des platten 
Landes sind auf verschiedene Weise, von Provinzial- oder Kreisverbänden, von 
Coiunxnnen, von bürgerlichen oder kirchlichen Vereinen oder auch von Gewerks- 
verbänden gegründet worden. 

In Hinsicht auf die Aufsicht und Revision der Communal-Kranken- 
Anstalten erging die Circ.-Verf. an sämratliche Königl. Regierungen vom 
11. April 1866 (v. Mühler). 

Der Königlichen Regierung übersende ich hierbei ein Exemplar der von der 
Königl Regierung zu N. unter dem 28. Dccomber v. J. an die Kreis-Physiker und Ma- 
gistrüto ihres Verwaltungsbezirks in Betreff der Einführung einer geregelten Beaufsich- 
tigung der (kommunal- Kranken- Anstalten erlassenen Circular-Yerfügm>g (Anlage A.) 
zur Kcnntnissnahme mit der Veranlassung, Behufs der Erzielung einer Verbesserung 
der Einrichtung und Verwaltung der Cominunal-Kranken-Anstalten eine ähnlicho Ver- 
fügung auch für den Umfang des dortigen Verwaltungsbezirks zu erlassen und von der- 
selben Abschrift hierher einzurcichen: 

{Anlage A.) 

Bei den kürzlich ausgeführton medicinisch-tochnisehen Revisionen einer grösseren 
Anzahl von städtischen Krankenhäusern des Verwaltungsbezirks hat sich ergeben, dass 
mehrere derselben den an sie ihrer Bestimmung nach zu machenden Anforderungen 
keineswegs entsprechen, dass vielmehr nicht selten in denselben ein hoher Grad von 
Unordnung, Unsauberkoit und Verwahrlosung, eine mangelhafte Verpflegung und Be- 
aufsichtigung der Kranken und in einigen derselben w'cgcn fehlender Benutzung ein be- 
dauerlicher Verfall der leerstehenden Räume wahrgenomraen worden sind. 

Indem wir daher die Magistrate hiermit auffordern, der Einrichtung und Verwal- 
tung, sowie der häufigeren Benutzung der Krankenhäuser und Stadtlazarethe eine er- 
höhte Sorgfalt znzuwenden, bestimmen wir zur sachgcmässen Ueberwachung dieser An- 
gelegenheit von Aufsichts wegen Folgendes: 

Die Herren Kreis-Physiker, zu deren Amtsobliegenheit als der Organe der Medi- 
einal- und Sanitäts-Polizei die Beaufsichtigung der Krankenanstalten ihres Geschäfts- 
kreises gehört, haben auf die Einrichtung und Verwaltung der städtischen Kranken- 
häuser uires Wohnorts stets ihre besondere Aufmerksamkeit zu richten und müssen 
auch die ausserhalb ihres Wohnorts im Kreise vorhandenen städtischen Krankenhäuser 
zur Vermeidung von Kosten bei Gelegenheit anderer Dienstreisen unter Zuziehung des 
betreffenden Magistrats-Dirigenten oder des von demselben hierzu näher zu bestimmen- 
den Magistrats-Mitgliedes so häufig als möglich besichtigen, dio hierbei wahrgenomme- 
nen Mängel näher bezeichnen, auf deren Beseitigung beim Magistrate antragen, event. 
bei etwa eingetretencr Differenz in den Ansichten die bezüglichen Mängel bei uns zur 
Anzeige bringen. 

Ausserdem sind in sämmtlichen Städten des Verwaltungsbezirks, in denen sich 
Krankenhäuser oder Stadtlazarethe befinden, selbige einer gründlichen, jährlich wieder- 
kehrenden Revision zu unterwerfen. Diese Revisionen werden von dem Magistrats- 
Dirigenten unter Mitwirkung des Communal- (Krankenhaus-) Arztes und in denjenigen 
Städten des Verwaltungsbezirks, in denen die Herren Kreis- Physiker ihren Wohnsitz 
haben, unter Mitwirkung der letzteren im Laufe der Monate Februar und März jeden 
Jahres ausgeführt und sind Hierbei unter genauer Beobachtung der in der hierneben 
beigefügten „Zusammenstellung“ enthaltenen Nummern über den Vorgefundenen 
Thatbestand unter speciellcr Anführung der wahrgenommenen Mängel eingehende Be- 
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fund-Protokollo aufznnehmen. — Diese Protokolle, welche von sfimmtlichen Revisoren 
zu unterschreiben sind, werden alsdann biß zum 15. April jeden Jahres mittelst gemein- 
schaftlich von dem Magistrats -Dirigenten und dem Kreis - Physikus, beziehentlich von 
dem Communal-Arzte zu erstattenden gutachtlichen Berichts an uns zur weiteren Ver- 
anlassung eingereicht. — Auch wird dafür Sorge getragen werden, dass bei Gelegenheit 
der Apotheken -Visitationen durch den Regierungs - Medicinalrath, resp. durch die mit 
den Apotheken-Visitationen beauftragten Herren Kreis-Physiker ausserge wohnliche, on- 
vermuthete Revisionen der städtischen Krankenhäuser zur Ausführung gelangen. 

N. den 28. Dcccmbor 1865. 

Königl. Regierung. Abtheilnng des Innern. 

Zusammenstellung 

derjenigen Punkte, welche bei den Revisionen der städtischen Krankenhäuser vorzugs- 
weise zu berücksichtigen sind: 

I. Einleitung. 

1) Revisions-Commissorium, (wann und von welcher Behörde es ortheilt ist.) 

2) Revisions-Comroissarien (Namen derselben.) 

II. Lage und Einrichtung des Krankenhauses. 

3) Geographische und topographische Lago des Krankenhauses (Nachbarschaft — 
Hof i Garten ?) 

4) Beschreibung des Gebäudes resp. der Gebäude (ob massiv, ob F&chwerk, ob 
ein- oder mehrstöckig? ob unterkellert?) 

5) Beschaffenheit des Trinkwassers und des Brunnens. 

6) Anlage der Ableitungen — der Senkgrube — der Latrinen auf dem Hofe, 
(wie weit sind die Latrinen vom Brunnen entfernt?) 

7) Lage der Treppen, Flure und Corridore. 

8) Lage *ler Krankenzimmer (ihre Anzahl — ob für Männer und Frauen gehörig 
getrennt? — ob für Pockenkranke, Krätze- und Venerisch-Kranke — des- 
gleichen ob für paß s ante Geisteskranke besondere Gelasse vorhanden sind — 
event. beschafft werden können? — Sind für passante Geisteskranke eine 
Zwangsjacke und ein Zwangsgurt angeschafft?) 

9) Erwärmung und Ventilation der Krankeuzimmer, Luftbeschaffenheit in 
denselben. 

10) Beschaffenheit der Fussbödon, Thüren und Fenster. 

11) Beschaffenheit der Lagerstellen, (woraus bestehend? Aufstellung derselben, 
ob eng oder weit? 

12) Waschapparate in den Krankenzimmern. 

13) Beleuchtung der Krankenzimmer. 

14; Zimmer für das Krankcnwart-Personal. 

15) Die Hauslatrinen — wie beschaffen? (stehen Nachtstühle in den Krankenzimmern?) 

17) Kammer für das Brennmaterial (wo gelegen und wie beschaffen?) 

18) Beschaffenheit der Wäsch- und Kleiuerkammcr — Beschaffenheit der Wäsche- 
Vorrfithe. 

19) Viktualienkammer. 

20) Speiseküche, — Waschküche (wo gelegen?) 

21) Lcichenkammer. 

III. Verwaltung des Krankenhauses. 

22) Die leitende Behörde, (ob Krankenhaus-Deputation?) 

23) Die ärztliche Behandlung (Namen des Krankeuhaus- Arztes — resp. des Krau- 
kenhaus-Wundarztes — wie besoldet?) 

24) Krankenwärter und Wärterinnen — Zahl derselben — ihre Besoldung — 

25) Hausordnung. 

26) Befriedigung des religiösen Bedürfnisses der Kranken. 

27) Verpflegung der Kranken (worin bestehend? — Zusammenstellung der ge- 
wöhnlichen Diätformen — Küchenzettel.) 

28) Tägliche Yorgflegungskosten pro Kopf. 

29) Zahl ^ der am Revisionstage im Krankenhause vorhandenen Kranken (inclus. 
der Siechen und Hospitalitern) 

30) Mit welchen Krankheiten waren dieselben behaftet? 

31) Waren dieselben nach der Natur ihrer Leiden zweckmässig vertheilt und 
untergebracht ? 

32) Waren dieselben, ihre Lagerstellen, ihre Wäsche reinlich gehalten? 
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33) Beschaffenheit des gelieferten Brotes, der Semmeln und der sonstigen Speisen 
und Getränke am Kevisionstage. 

34) Wieviel Kranke werden jährlich nach einer fünfjährigen Fraktion durchschnitt- 
lich im Krankenhause behandelt? 

35) Wird das Receptionsbuch (Krankenliste) bezüglich der Aufnahme nach Datum 
und Jahr — bezüglich des vollständigen Nationais — des Krankheits-Namens 
— bezüglich der Art der Entlassung nach Datum und Jahr (ob geheilt, ge- 
bessert, ungeheilt oder gestorben) genau geführt? 

36) Sonstige Bemerkungen und Verbesserung«- Vorschläge. 

Wegen Ertheilung von Concession für Privat-Krankenanstalten er- 
gingen die nachstehenden Verfügungen: 

Circ.-Verf. vom 11. November 1869 an sämmtliche Königl. Regierungen ete. 

(I. V. Lehnert). 

Da nach §. 30. der Gewerbeordnung für den Norddeutschen Bund vom 21. Juni 
1869 die Ertheilung der Concession an Unternehmer von Privat-Kranken-, Entbindungs- 
uud Irren- Anstalten in Zukunft bei den Königlichen Regierungen etc. beruht, so veran- 
lasse ich die Königl Regierungen etc. von den ihrerseits verliehenen Concesaionen 
alljährlich Anzeige zu machen und die betreffenden Berichto bis zum 1. April 
jeden Jahres für das nächstvorhergegangene hier einzureichen. 

Circ.-Verf. vom 10. Mai 1870 an dieselben Behörden (I. V. Lehnert). 

Im Verfolg meines Erlasses vom 11. November v. J. benachrichtige ich die Königl. 
Regierung, dass, wenn im dortigen Verwaltungsbezirk im Laufe eines Jahres keine Con- 
cession an Unternehmer von Privat-Kranken-, Entbindung«- und Irrenanstalten ertheilt 
sein sollten, ich in Zukunft von einer diesfälligen Vacatanzeige absehen «rill. 

Dagegen ist fortan von jeder einzelnen Concessi onirung unter 
näherer Bezeichnung der betreffenden Anstalt nach Zweck, Umfang und 
Dotation etc. Anzeige zu machen. 

Verfügung vom 30. September 1870 fv. Mühler). 

Der Herr Unter-ötaatssecretär Dr. Lehnert hat mir uas Schreiben vom 10. d. Mts. 
und das dazu gehörige Promemoria vorgelegt, worin Ew. Wohlgeboren die Bestimmun- 

§ en der neuen Gewerbe-Ordnung über die Privat-Kranken-, Privat-Irren- und Privat- 
ntbindungs-Anstalten besprechen. Ich kann den von Ihnen hierüber geäusserten Auf- 
fassungen nicht überall beistimmen. 

Das gilt namentlich von der Ausführung, dass nur approbirte Medicinalpcrsonen 
fähig seien, die Concession zur Anlegung einer Privat -Heilanstalt zu erlangen. Denn 
Bchon vor Erlass der neuen Gewerbe -Ordnung sind dergleichen Concessionen vielfach 
an Laien verliehen, wenn Letztere durch Engagirung von Sachverständigen die erfor- 
derliche Gewähr für eine gehörige Krankenbehandlung boten. Hiergegen lässt sich auch 
principiell Nichts einwenden, weil die Verwaltung eines Krankenhauses ausser der 
eigentlichen Krankenbehandlung in ökonomischer und finanzieller Beziehung umfassende 
Tnätigkeit in Anspruch nimmt, für welche eine ärztliche Vorbildung nicht unbedingt 
nötbigist. 

Dass hierin die Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund eine neue bisher 
unbekannte Schranke habe aufrichten wollen, lässt sich nicht annehmen. 

Ebenso kann ich denjenigen Anführungen nicht zustimmen, welche darauf abzielen, 
die Privat-Krankenanstalten etc. auf gleiche Linie mit den im §. 16, der Gewerbe-Ord- 
nung genannten Anlagen zu stellen. De lege feranda mag sich hierfür Manches sagen 
lassen. Die lex lata steht aber bei unbefangener Auslegung dieser Deductionen nicht 
zur Seite. 

Dagegen stimme ich Ew. Woblgeboron darin bei, dass die bisherige medicinal- 
und sanitätspolizeilichc Beaufsichtigung der Privat- Kranken- etc. Anstalten durch die 
neue Gewerbe-Ordnung nicht aufgehoben ist Im Gegentheil: je mehr die neue Ge- 
werbe-Ordnung die Berechtigung des Individuums zu möglicnst freier Bewegung als 
leitendes Princip in den Vordergrund stellt, desto dringender wird die Aufgabe der 
Behörden, durch gewissenhafte Ausübung des ihnen verbliebenen Aufsichtsrechts das 
Publicum gegen die möglichen Gefahren jenes Princips zu schützen, soweit es innerhalb 
der durch daB Gesetz gezogenen Schranken geschehen kann. 

Wenn der 8. 30. der neuen Gewerbe-Ordnung die Ertheilung der Concession vor- 
schreibt, falls nicht Thatsacben vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit des Nachsuchen- 
den in Beziehung auf den beabsichtigten Gewerbebetrieb darthun, so ist^hierm die Prä- 
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-sumtinn für die Zuverlässigkeit joden Bewerbers um eino solche Concession ausge- 
sprochen. Wenn aber sodann §. 53. Al. 2. 1. c. die Zurücknahme der Concession unter 
der Voraussetzung gestattet, dass aus Handlungen oder Unterlassungen des Inhabers 
der Mangel derjenigen Eigenschaften klar erhellt , welche bei ihrer Ertlioilnng voraus- 
gesetzt werden mussten, so kann es bei gehöriger Beaufsichtigung einer mangelhaft ge- 
leiteten l'rivat-Krankenanstalt nicht schwer fallen, aus dor'Erfahrung heraus Thatsachen 
zu constatiren, welche die Unzuverlässigkeit des Concession s-lnhabers in Beziehung auf 
seinen Gewerbebetrieb klar erhellen lassen. Dies genügt, um ihm sowohl die Concession 
zu entziehen, als auch die Ertheilung einer neuen zu versagen. 

Es kann hiergegen cingowendot werden, dass eine solche regressive Massregel 
eine nothwendigo präventive nicht ersetzo. Das ist richtig: aber mehr gestattet das 
Gesetz nicht. Eine verständige Aufsichtsbehörde wird zwar wohltbun, hei Anträgen 
auf Verleihung derartiger Coneessioncn sieb Kenntniss von den für die Erreichung ues 
Zwecks der Anstalt wesentlichen Einrichtungen zu verschaffen und den Unternehmer 
auf Unzuträglichkeiten, welche hierbei entgegeutreten, aufmerksam zu machen. Nur ist 
daran festzuhalten, dass dies lediglich ex nobili officio geschieht, und dass, wenn der 
Unternehmer sich unzugänglich zeigt, hieraus kein Grund zur Verweigerung der Con- 
cession, wohl aber Anlass zu erhöhter Aufmerksamkeit auf die Leistungen der Anstalt 
und zu event. Einschreiten auf Grund lies §. 53. al. 2. zu entnehmen ist. Hat der 
Unternehmer die ihn: vor der Concessionirung ertheilten Winke unbeachtet gelassen, 
so muss er es sieh selber beimessen, wenn ihm die Concession entzogen und hierdurch 
ein vielleicht bedeutendes finanzielles Opfer nuferlegt wird. 

Ew. Wohlgeboren wollen sich hieraus überzeugen, dass es auch innerhalb der 
durch die neue Gewerbe-Ordnung gezogenen Schranken recht wohl möglich sein wird, 
das Publikum gegen die Ausbeutung durch gewinnsüchtige Unternehmer von Privat- 
Heilanstulten zu schützen. 

Das bedeutendste und zugleich das einzige Königliche, den Staatsbehör- 
den unmittelbar untergeordnete Krankenhaus in der Monarchie ist die Charite 
in Berlin. 

Provinzial -Krankenanstalten sind die Irrenheil- und Pflege-Anstalten, 
deren in jeder Provinz eine oder mehrere sich befinden. 

Kreislazarethe befinden sich in vielen Kreisen und ist deren Errichtung 
auf jede mögliche Weise zu befördern. 

Die grössten städtischen Krankenhäuser sind in Berlin, Cöln, Danzig und 
Breslau, welche ihre eigene Apotheke, resp. Dispensir-Anstalt führen. 

Die unter der Verwaltung geistlicher Orden stehenden Kraukenhüuser 
beruhen auf einer bestimmten confessioncllcn Grundlage, beobachten aber 
in der Kegel gegen andere Confcssioncn kein ausschliesscndes Verhältniss. 

Ausserdem unterscheidet man die Lazarctho des Militairs, der grösseren 
Gefangen - Anstalten, die Krankenhäuser einzelner Gewerbe oder Gewerks- 
Verbände. 

Die Univcrsitäts- Kliniken sind entweder mit andern grossen Kranken- 
Anstalten, wie in Berlin mit der Charite oder in Breslau mit dem Allerheiligen- 
Hospital verbunden oder bestehen Tür sich. Den stationären Kliniken stehen in 
der Kegel ambulatorische oder Polikliniken zur Seite. 

Für ansteckende Krankheiten, namentlich für Pocken- und Cholerakranke 
richtet man zweckmässig besondere Kranken-Anstalten oder sog. Hülfslazarethe ein. 

Uebcr die Aufnahme der Kranken in die verschiedenen Anstalten entschei- 
den die Statuten einer jeden. 

Die öffentlichen Entbindnngs - Anstalten sind mit den Hebammen- 
Lehranstaltcn oder als klinische Institute mit den Universitäten verbunden und 
dienen gleichzeitig zur praktischen Ausbildung von Geburtshelfern und 
Hebammen. 

Üeber die Aufnahme sogenannter Geheim-Schwangeru erging die 
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Circ.-Verf. vom 30. Juli 1846 (v. Ladenberg). 

Es ist rücksichtlich der bei manchen Entbindungs-Anstalten befindlichen Abtheilung 
für Geheim-Schwangere zur Sprache gebracht worden, dass bei Geheimhaltung des Na- 
mens der Mutter dio Hechte des Kindes oft nicht gehörig geschützt werden und be- 
stimme ich daher zur Vermeidung dieses Uebclstandes Folgendes: 

Dem Direetor der betreffenden Anstalt ist zur unbedingten Pflicht zu macheu, 

1) nicht nur dio persönlichen Verhältnisse der Aufzunehmenden genau zu erfor- 
schen und sich die Richtigkeit der diesfälligon Angaben gehörig nach wei- 
sen zu lassen, wenn auch nur ein entfernter Verdacht einer absichtlichen 
Täuschung vorliegen sollte, sondern auch 

2) dafür zu sorgen, dass im Fall der Geburt eines Kimlcs der wahre Name der 
Mutter und nicht, wie an manchen Orten geschehen, der von ihr angenom- 
mene Hausnamc in das Taufregister eingetragen wird. 

Es versteht sich hierbei jedoch von selbst, dass die Mittheilungen der Mutter im 
Uebrigen geheim zu halten und die nöthig werdenden Nachforschungen mit möglichster 
Vorsicht und Discretion vorzunehmen sin«. 

Das hiernach weiter Erforderliche hat dio Königliche Regierung zu verfügen, falls 
uieht etwa in Ihffem Ressort eino die Rechte des Kindes noch in höherem Grade sichernde 
Einrichtung, als die hier vorgeschriobcnc bestehen sollte, in welchem Falle es bei sol- 
cher verbleiben kann und nur nur eine Anzeige zu machen ist. 

Diese Vorschriften sind auch massgebend für die Vorsteher der conces- 
sionirten Privat-Entbindungs -Anstalten. 

Wasser-Heil-, orthopädische und heilgymnastische Anstalten 
sind nach §. 30. der G.-O. zu den Privat- Krankenhäusern zu zahlen, weun sie 
Heilzwecke verfolgen. 

Die öffentlichen Irren-Heil- und Pflege-Anstalten stehen, mit Aus- 
nahme der Abtheilung fifr Geisteskranke U) der Charite, als provinzialstün- 
dische Institute unter Leitung einer von den Provinzial-Ständen ernannten 
Verwaltungs - Commission und gehört deren Beaufsichtigung zunächst zum 
Ressort des betreffenden Ober-Präsidenten. 

Für Hannover sind die Gesetze vom 22. August 1869 (G.-S. S. 1349), 
für den Regierungsbezirk Cassel das Gesetz vom 16. September 1869 (G.-S. 
S. 1528) und für den Regiere ngsbezirk Wiesbaden das Gesetz vom 11. Mörz 
1872 (G.-S. S. 257) massgebend. 

Der ärztliche Direetor dieser Anstalten wird im Einverständnis« mit 
den Stünden vom Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten prasen- 
tirt und landesherrlich bestätigt Die andern Beamten werdeu von den Ständen, 
resp. der Verwaltungs-Commission oder dem Direetor ernannt 

Die Reglements für diese Anstalten sind verschieden und richten sich nach 
localen Verhältnissen. 

Das Reglement 

über die Leitung und Verwaltung der in der Rheinprovinz vorhandenen Pro- 
vinzial-lrren-Heil- und Pflege-Anstalten lautet: 

Zur Ordnung de« Ueberganges der Rheinischen Provinzial -Irren -Heilanstalt zu 
Siegburg in die ständische Central- Verwaltung, sowie zur Ordnung und Leitung dieser 
Anstalt und der in jedem Regierungsbezirke der Provinz zu erbauenden gemischten 
Irren-Heil- und Pflege- Anstalten wird auf Grund des §. 10. des Allerhöchst genehmigten 
Regulativs für die Organisation der Verwaltung des provinzialständischeu Vermögens 
und der provinzialständischon Anstalten in der Rheinprovinz vom 27. Soptcmbcr 1871 
(Gesetz-Sammlung Seite 4G9) folgendes Reglement erlassen. 

§. 1. Die injedem Regierungsbezirke der Rheinprovinz zu erbauenden Provinzial- 
Irren -Heil- und Pflege-Anstalten, sowie die bestehende Irren-Heil- Anstalt zu Siegburg 
sind wesentlich Heil- Anstalten. Pfleglinge werden nur soweit es der Raum gestattet 
iu jeder Anstalt behalten. 

§. 2. Die Aufnahme erfolgt in Pensionurstellen, dio nach verschiedenen Klassen 
mit verschiedener Verpflegung und entsprechenden Verpflegungssätzen durch den Pro- 
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vinzial- Landtag auf Vorschlag des Provinzial-Verwaltungs-Raths abgestuft werden, oder 
in Freistellen. 

Die Freistellen werden nach Bedürfnis, in der Regel bis auf die Dauer eines 
Jahres gewährt und nur ausnahmsweise auf Antrag dos Anstalts-Directors bis auf zwei 
Jahre, unter Umständen auch darüber hinaus ausgedehnt. 

Die Erfordernisse der Aufnahme werden besonders bestimmt. 

§. 3. Die obere Leitung und Verwaltung der Anstalten wird von dem Provinzial- 
Vcrwaltungs-Rathe und seinen Organen nach Massgabe des Regulativs für die Organi- 
sation der Verwaltung des provinzialst&ndischen Vermögens und der provinzialständi- 
schen Anstalten vom 27. September 1871 (Gcs.-Samml. Seite 469), sowie der zu er- 
lassenden Geschäftsordnung für denselben geführt. 

§. 4. Der Competenz des Provinzial-Vcrwaltnngs- Raths und seiner Organe unter- 
liegen vornehmlich folgende Gegenstände: 

1) Die definitive Anstellung der Beamten mit Ausnahme der Anstalts-Directoren 
(§. 5.) nach Anhörung der Letzteren, soweit cs sich um eine lebenslängliche Anstellung 
handelt, Veränderungen und Ergänzungen in den Dienst - Instructionen der Beamten, 
Beurlaubungen derselben, soweit sie nicht für vorübergehende Fälle durch dio Dienst- 
Instructionen geregelt oder dem Anstalts-Director überlassen sind, die Bewilligung von 
Remunerationen und Unterstützungen an Beamte und die Pensionirung derselben, endlich 
die Oberaufsicht und Disciplin über das ganze Anstalts-Personal. 

2) Dio Prüfung der von den Anstalts - Directoren zu entwerfenden Verwaltungs- 
Etats und Verwaltung8berichte für den Provinzial-Landtag, sowie die Prüfung und Vor- 
revision der Jahrcsrcchnungcn, der An- und Verkauf, sowie der Umtausch von Grund- 
stücken, die Ausleihung und Kündigung von Capitalien, Concessioncn und Pfandent- 
sagungen, die Anstellung v^n Processen, der Abschluss von Vergleichen, die Bestimmung 
über nie Art der Beschaffung von Verpflegungsbedürfnissen, die Genehmigung von Ver- 
trägen über dauernde Verpflichtungen der Anstalten una über Verpachtungen von 
Grundstücken, dio Genehmigung der Plane, Kostenanschläge und Ausführungs-Contracto 
aller Neubauten. Genehmigung der Contracte über Reparaturen an Gebäuden, wie über 
Lieferungen und Leistungen an die Anstalten und die Entscheidung über jegliche Ueber- 
schreitung des Etats, überhaupt die obere Leitung der ökonomischen Verwaltung in 
allen einzelnen Theilen und die Aufsicht über die Verwaltung der Fonds und des 
Cassen- und Rechnungswesens. 

In dringenden Fällon können dio Anstalts-Directoren Reparaturen an Gebäuden bis 
zu lOOThlr. selbstständig ausführen lassen und Contracte über Lieferungen und Leistun- 
gen an dio Anstalten bis zu 200 Thlr. in den Grenzen des Etats selbstständig abschliesson. 

3) Neue Anordnuungen und Reformen in den Anstalts- Verwaltungen, die Bewilli- 
gung und Verlängerung an Freistellen, die Prüfung der durch die Anstalts-Directoreu 
periodisch vorzunehmenden und protocollarisch zu constatirenden Anstalts -Cassen- und 
Oeconomie - Verwaltungs - Revisionen und die Vornahme extraordinärer Anstalts- und 
Caasen-Revisionen. 

§. 5. Die unmittelbare Leitung und Verwaltung der Anstalten innerhalb der 
Greuzen der einzelnen Positionen des Etats und des gegenwärtigen Roglcments wird 
Anstalts-Directoren auvortraut, welche als Aerzte nach aon Anforderungen des Staates 
ausgebildet sind. 

Die Directoren werden auf Vorschlag des Ministers der Modicinal- Angelegenheiten 
nach Anhörung des Provinzial-Verwaltungs-Raths vom Könige ernannt. 

§. 6. Die Anstalts-Directoren bestimmen über die Aufnahme jeder Art von 
Kranken nach näherer Anleitung ihrer Dienst-Instructiou. Alles was auf die medici- 
nische, psychische und diätetische Behandlung der Kranken Bezug hat, gehört zum aus- 
schliesslichen Geschäft der Anstalts-Directoren. Ueborschreitungen der Etats-Summen 
dürfen jedoch auch durch Heilversuche nicht selbstständig und ohne Genehmigung des 
Provinzial-Verwaltungs-Raths veranlasst werden. 

§. 7. Die Anstalts-Directoren sind als erste Beamten der Anstalten und nächste 
Vorgesetzte des sämmtlichen Anstalts -Personals für die ordnungsmässige Verwaltung 
der Anstalten verantwortlich und verpflichtet, in jeder Hinsicht das Interesse der An- 
stalten zu wahren und auch innerhalb der dem Provinzial-Vcrwaltungsrathe vorbehal- 
tenen Competenz in dringenden Fällen vorläufige Massregeln, unter sofortiger Anzeige 
an den Provinzial-Verwaltungsrath, zu treffeu. 

S. 8. An den einzelnen Anstalten ist ein ärztliches Verwaltuugs-Beaufsichtigungs- 
und Wart-Personal nach Bedürfnis anzustellen, welches nach Zahl und Besoldungs- 
Verhältnissen durch den Anstalts-Etat festgestellt wird. 

Dies Anstalts-Personal besteht: 
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a. , aus den höheren Beamten, nämlich einem zweiten Arzte, dem Oee.onoroie- Ver- 

walter und dem Rendanten, sowie aus Geistlichen der katholischen und evan- 
gelischen Confcssion. 

b. , aus dem niederen Anstalts-Personal, nämlich Oberwärtern und Oberwärterinnen, 

Wärtern und Wärterinnen etc. Die Stellen der Oberwärter und Wärter sind 
nach Massgabe der Bestimmungen des Reglements über die Civilversorgung etc. 
der Militairpersonen vom 20. Juni 1867 (§§. 11. und 12.), zu besetzen. 

§. 9. Hinsichtlich der Dienstvergehen der Anstaltsbearatcn und deren Bestrafung 
findet das Gesetz über die Dienstvergehen der nicht richterlichen Beamten vom 21. Juli 
1852 (Gesetz-Sa raml. Seite 465.) Anwendung. 

Zn den Dienstvorgesetzten, welche zu Warnungen und Verweisen, sowie zur vor- 
läufigen Untersagung der Ausübung der Amts Vorrichtungen berechtigt sind (§§. 18. und 
54 des Gesetzes vom 21. Juli 1852) gehören ausser dom Landtags-Marschalle rcap. dessen 
Stellvertreter und Beauftragten, sowie dem Provinzial- Verwaltungs-Käthe auch die An- 
stalts-Directoren. 

Bis zur gesetzlichen Regelung der Disciplinar-Bofugnisse der ständischen Behörden 
ist den Anstaltsbeamten die vertragsmässige Verpflichtung aufzuerlegen, sich für den 
Fall der Verletzung ihrer Amtspflichten die Festsetzung von Geldbussen bis zu 
10 Thlr. Seitens des Landtags - Marsehalls, resp. dessen Stellvertreters nnd bis zu 3 Thlr. 
Seitens der Anstalts-Diroctoren und die Einbehaltung solcher Gcldbnssen aus dein Ge- 
halte gefallen zu lassen. 

$. 10. Die bestehenden Dienst -Instructionen für die einzelnen Beamten der An- 
stalt zu Siegburg und ebenso die Vorschriften über die Hausordnung finden gleieh- 
mässig bis zu ihrer vorbehaltenen Revision und Abänderung bei allen Anstalten An- 
wendung. 

§. 11. Mindestens einmal im Jahre hat der Provinzial - Vorwaltnngs - Rath eine 
ausserordentliche umfassende Revision des Zustandes der Verwaltung und der Casse, so- 
wie des gesammten Rechnungswesens jeder Anstalt zu veranlassen. 

Dem Oberpnlsidium der Rheinprovinz ist hiervon behufs Wahrung der staatlichen 
Oberaufsicht zeitig Anzeige zu machen. 

Bei sich ergebenden Unrichtigkeiten in der Cassenführung ist von dem Revisor so- 
gleich nach Vorschrift der Gesetze zu verfahren. 

§. 12. Die Kosten der Neu- resp. Erweiterungsbauten und der ersten Einrichtung 
einschliesslich des Inventars der in jedem Regierungsbezirke zu erbauenden gemischten 
Irren-Heil- und Pflege-Anstalten, sowie die baulichen Unterhaltungskosten tino die Ver- 
waltungskosten dieser Anstalten nebst Verpflegungskosten derjenigen Kranken, welche 
Freistellen gemessen, werden von dem betreffenden Regierungsbezirke mit der Massgabe 
aufgebracht, dass diese Kosten zur Hälfte auf die Bevölkerung und die andere Hälfte 
auf die klassificirto Einkommensteuer, Classensteuer und zwei Drittel dos Antheils der 
Mahl- und Schlachtsteuer, welche für Rechnung des Staats erhoben wird, vertheilt werden. 

Die Verwaltungs- und Unterhalt ungskosteji der Irren - Heilanstalt, zu Siegburg 
werden vom 1. Januar 1873 ab nach demselben Aufbringungs-Modus auf die Provinz 
nmgelegt. 

§. 13. Für jede Anstalt ist von einer Landtags-Diät zur andern ein Verwaltungs- 
Etat aufzustellen und dem Landtage zur Bestätigung vorzulegen. 

Ein Exemplar des festgesetzten Etats aller Anstalten ist an das Königliche Ober- 
Präsidinm einzureiehen. welches hierauf die Königlichen Regierungen mit näherer Wei- 
sung zur Vertheilnng und Ablieferung der Kostenbeiträge versieht. 

§. 14. Jährlich und zwar vor dem letzten April ist durch die Cassen Verwaltung 
einer jeden Anstalt Rechnung über das verflossene Jahr zu legen. 

Die Art der Cassenverwaltung nnd Rechnungslegung wird durch besondere In- 
struction geordnet, 

§. 15. Die ständischen Behörden sind befugt, in Angelegenheiten des Irrenwesens 
die Kreis- nnd Ortsbohörden zu requiriren. 

§. 16. Gegenwärtiges Reglement tritt für die Irren-Heilanstalt zu Siegburg mit 
dem 1. Januar 1873 in Kraft. 

Für dio übrigen Anstalten wird der Zeitpunkt der Gültigkeit des Reglements 
durch den Provinzial- Verwaltungs -Rath nach Fertigstellung der Einrichtung der ein- 
zelnen Anstalten bestimmt 

§. 17. Dio nach dem Allerhöchsten Landtags - Abschiede vom 8. Juni 1871 und 
den dadurch genehmigten acht Resolutionen des Rheinischen Provinzial - Landtags der 
Finanz- nnd Bau-Commission für die neu zu erbauenden Irren - Anstalten übertragenen 
Befugnisse gehen am 1. Januar 1873 ebenfalls auf den Provinzial- Vcrwaltungsrath und 
seine Organe über. 
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Auf Grund der durch den Allerhöchsten Erlass vom 4. d. Mts. uns ertheilten Er- 
mächtigung wird das vorstehende Reglement hierdurch von uns bestätigt. 

Berlin, den 20. November 1872. 

(L. S.) 

Der Minister des. Der Minister der geistlichen 

Innern etc. Angelegenheiten. 

Gr. Eulenburg. Falk. 

Das Reglement 

für die Irren-Pflege- und Heilanstalt für Alt-Pommern in Rügenwalde lautet: 

1. Zweck, Bestimmung und Umfang der Anstalt. 

§. 1. Der Zweck der Heil- und Pflege-Anstalt, welche auf Kosten des communal- 
ständisrhen Verbandes von Alt- Pommern gegründet worden, ist die Heilung und Ver- 
pflegung von Geisteskranken, welche ihr aus den Rcgjerungs - Bezirken Stettin und 
Cosuu mit Ausschluss der Kreise Dramlmrg und Schievelbein überwiesen worden. 

§. 2. Die Anstalt ist ihreu gegenwärtigen Ra um Verhältnissen nach auf ein Maxi- 
mum des Verpflegung»- Bestandes von Einhundert vier und zwanzig Kranken exei, von 
vier Militär- Freistellen berechnet. 

II. Unterhaltung der Anstalt. 

§. 3. Die Anstalt wird unterhalten: 

1) durch die Beiträge, welche für dio Geisteskranken gezahlt werden, 

2; durch dio Erträge aus den Grundstücken und den gewerblichen Betrieben der 
Anstalt, 

3) durch dio ctatsmässigen Umlagen, welche mit den Beiträgen für die Land- 
armenliäuser von dein Alt- Pommorschcn comrnu nalständigchen Verbaudc mit 
Ausschluss des Drainburger und Sehicvelbeincr Kreises aufgebracht werden, 

4) durch etwaige Geschenke und sonstige Zuwendungen, welche in Ermangelung 
einer entgegenstehenden Bestimmung zur Sammlung eines verzinslichen Capital- 
vermögehs der Anstalt zu verwenden sind, 

6) durch dio der Anstalt gesetzlich zufallendcn Hinterlassenschaften. 

III. Verwaltung und Beaufsichtigung der Anstalt. 

§. 4. Dio obere Leitung und Aufsicht der Anstalt wird nach Massgabe des Regle- 
ments über die innere Verwaltung der Angelegenheiten des Alt - Pominersehon Land- 
Amienverbandes vom 31. Januar 1872 von der Landstube, beziehend ich von dem Director 
für das Landarmenwesen als Organ derselben geführt. Die Landstuhc ordnet nach 
Bedürfnis Revisionen der Anstalt an. 

§. 5. Der von dem Director für das Landarmen wesen vorzulegende, auf die 
Dauer von drei Jahren entworfene Etat wird von der Landstuhc bernthen und von dem 
Communal-Landtagc festgestellt. 

§. 6. Der Director für das Landarmen wesen überweist der Verwaltung der An- 
stalt. clic für sie ansgesetzten ctatsmässigen Mittel. 

Nur die Landstuhc hat das Recht, Uehcrschreitungen von Etatspositionen innerhalb 
der Totalsummen des Haupt-Etats zu genehmigen. 

Zur Ucbersehreitung des Gesammt- Etats und zu besonderen, im Etat nicht vor- 
gesehenen Bewilligungen ist die Geneluniguiig der Stände durch die Landstuhc ein- 
z u holen. 

§. 7. Vorstand der Anstalt ist der dirigirendo Arzt, welcher den Titel eines 
Directors führt. 

Unter der oberen Aufsicht der Landstuhc, beziehungsweise des Directors für das 
Landarmen wesen, als Organ derselben, liegt ihm nach Massgabe der ihm ertheilten 
Instruction die allgemeine Führung sümmt lieber Angelegenheiten der Anstalt in medi- 
cinischer und öconomiüchcr Beziehung ob; er ist der Vorgesetzte aller übrigen Beamten, 
Angestellten und des Wart- und Dienstpersonals; er hat über die Aufrechtcrhaltung 
der Ordnung und Diseiplin in der ganzen Anstalt nach den in der Hausordnung und 
in den verschiedenen Dienstanweisungen enthaltenen oder stnist darüber zu erlassenden 
Vorschriften zu wachen. — Innerhalb der verschiedenen Etatstitel hat er über die 
Fonds der Anstalt zu disponiren; ausgenommen bleiben die personellen und die Bau- 
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kosten: letztere jedoch mit der Massgabe, dass Reparaturen bis zuin Betrage von zwanzig 
Th a lern von ihm angeordnet werden können. 

Der Direotor tlarf »ich, nachdem er in geeigneter Weise für seine .Stellvertretung 
Sorge getrngen hat, auf die Dauer von drei Tagen von der Anstalt ohne Urlaub ent- 
fernen. Inglcichcn ist er befugt, seine Untergebenen auf acht Tage zu beurlauben. 
Ucbcr alle Gesuche um längeren Urlaub hat der Dircctor für das Landarmenweeeu zu 
entscheiden und sind sie, daher dem Letzteren vorzulegen. 

§. 8. Dom Anstalt s-Director sind folgende Beamte bei gegeben : 

a. ein Ooconomie- Verwalter mit dem Titel oines Inspektors. Derselbe besorgt in 
Gemissheit der ihrn ertheilten Instruction und nach den Anordnungen des 
Anstalt»- Direotors die Ooconomie, führt die Aufsicht, über sftmmtliche Gebäude, 
beaufsichtigt das Bauwesen, die Bewirthsehaftung der Felder und Gärten, die 
Beschäftigung der Pfleglinge, versieht mit Hilfe eines Schreibers die Expe- 
dition»-. Kanzlei- und Registraturgeschäfte und vertritt in jeder nicht ärzt- 
lichen Beziehung den Direotor ; 

b. ein Rendant für das Gassen- und Rechnungswesen, 

c. ein Oberwärter, 

d. eine Oberwärterin. 

Zur Besorgung des Öffentlichen Gottesdienstes und der Beelsorgerischen Verrich- 
tungen bei den einzelnen Kranken, wo und insoweit sie bei diesen nach dem Ermessen 
des Directors stattfinden dürfen, wird mit Genehmigung der Stände ein Geistlicher aus 
der Stadt Rügenwalde gegen eine bestimmte jährliche Kcuiuncration von der Landstubc 
erwählt. 

Zur Pflegurig und Beobachtung der Kranken wird die nöthige Anzahl von Wärtern 
und Wärterinnen, sowie das erforderliche Hausgesinde angenommen, deren Zahl in dem 
Etat näher angegeben ist. 

§. 9. Der dirigirendo Arzt (Dircctor) wird vom Könige auf den Vorschlag des 
Ministers der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal-Angclegenhciten nach Anhörung 
tles Communal-Landtages ernannt. 

Die Anstellung dea Ooconomie- Verwalters, sowie des Rendanten erfolgt durch den 
Communal-Landtag. die des Oberwärters und der Oberwärterin aber auf \ orschlag des 
Anstalt»- Directors durch die Landstubc. Der Oberwärter und die Oberwärterin werden 
auf Kündigung angestellt. 

S&mmt liehen Beamten wird bei ihrer Anstellung die vertragsmässige Verpflichtung 
auferlegt , sich für den Fall der Versäumnis» ihrer Amtspflichten die Festsetzung von 
Geldbussen oder Conventionaistrafen bis auf Höhe des monatlichen Betrages ihres Dienst - 
einkommens Seitens der Landstube, beziehungsweise de» Directors für das Landarmen- 
wesen, dessen Anordnungen sio Folge zu leisten Italien, durch Einbehaltung aus ihrem 
Gehalte gefallen zu lassen. 

Die Annahme und Entlassung des Wärtenpersonals, sowie des Hausgesindes erfolgt 
durch «len Director der Anstalt nach dessen eigenem Ermessen. 

Sowohl der Oberwärter, die Oberwärterin, als die Wärter und Wärterinnen erhalten 
über ihre dienstliche Stellung und ihre dienstlichen Obliegenheiten emo Instruction, die 
sio bei Strafe der Entlassung zu beobachten verpflichtet sind. 

IV. Benutzung der Anstalt 
A. Aufnahme der Kranken und Pfleglinge. 

§. 10. In die Anstalt werden aufgenommen: 

a. unheilbare, unbemittelte Geisteskranke, welche gemeingefährlich oder gänzlich 
hilflos sind, 

b. heilbare unbemittelte Kranke, deren Krankheit jedoch in der Regel nicht langer 
als sechs Monate angedauert haben darf. 

Für Geisteskranke dieser neiden Kategorien, welche dem Mjliturstandc des 2. Armee- 
Corps angehören, bestehen in der Anstalt vier Freistellen, deren Besetzung durch den 
Dircctor Tür das Landarmen wesen nach dem Anträge des General - Comiuandos des 
2. Armee- Corps erfolgen muss. 

Dagegen werden 

c. unheilbare unbemittelte Kranke, welche weder gemeingefährlich, noch hilflos 
sind, und 

d. unheilbare gemeingefährliche und heilbare, aber bemittelte Kranke 
nur aufgenotnmen, wenn und so lange Raum für dieselben vorhanden ist. 

§.1L Geisteskranke mit ansteckenden Krankheiten, wie Krebs, Syphilis und der- 
gleichen, sind in die Anstalt gar nicht aufzunchiuen. 
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§. 12. Kranke, welche den Regierungsbezirken Stettin und Coslin nicht angehören, 
ebenso wie solche aus den Kreisen Dramburg und Sehievolbein sollen nur ausnahmsweise 
in dringenden Füllen und nur so lange bis die dazu gesetzlich Verpflichteten für eine 
anderweite Unterbringung derselben gesorgt haben, in die Anstalt aufgenommen worden. 

§. 13. Die Aufnahmcgcsucho worden in den Stfidten durch Vermittelung de« 
Magistrats, auf dem platten Lande direct bei dem Landraths- Amte angebracht, welches 
dieselben zu prüfen und gleichzeitig zu ermitteln hat, ob der Kranke als hilfsbedürftig 
in gesetzlichem Sinno anzusehen oder ob fr, resp. die zu seiner Unterstützung gesetz- 
lich verpflichteten Verwandten im Stande seien, die Unterhaltung- und Verpflegungs- 
kosten ganz oder zum Theil, oder diese mit dem vollen oder theil weisen Zuschüsse zu 
den Verwaltungskosten zu zahlen. In letzterem Falle nimmt das Laqdraths-Amt den 
Revers wegen der Verpflichtung zur Kostenzahlung mit den Interessenten auf; im ersteren 
Falle ermittelt es den zur Unterhaltung des Kranken verpflichteten Armenverband und 
nimmt den Revers der Gemeinde auf. 

In Stettin tritt die Polizei-Dircction an die Stelle des Landraths-Amtes. 

§. 14. Handelt es sich um die Aufnahme eines gemeingefährlichen unheilbaren 
Kranken, über dessen Gemeingeffthrlichkeit stets ein ortspmizeiliches Zeugniss beizu- 
fügen ist, so muss ausserdem aic gerichtliche Blödsinnigkcitscrklfirung beigebracht resp. 
sofort nach der Aufnahme in der Anstalt hoi dem zuständigen Gerichte beantragt wer- 
den. Ferner ist ein von der Ortsobrigkeit ausgestelltes Zeugniss über die Heim&th, den 
bürgerlichen Stand, das Religionsbekenntnis«, das Alter, die persönlichen und sonstigen 
Verhältnisse dos Aufzunehmenden und über das thatsäcnliche Vorhandensein von 
Geistesstörung, welches, unabhängig von dem ärzlichen Atteste, auf besondere in dem 
Zeugniss näher zu bezeichnende amtliche Erkundigung zu gründen ist, sowie endlich 
ein an Eides Statt abgegebenes, die Fragen des anliegenden Fragebogens (Beilago 1) 
namentlich in Beziehung auf No. 9 desselben genau zu beantwortendes Gutachten de« 
Physikus oder des approbirten Arztes, in dessen Behandlung sich der Kranke befunden 
hat, beizubringen. 

§. 15. Das Landraths-Amt, resp. die Polizei-Direction zu Stettin übersenden die 
Gesuche um Aufnahme des Krankon an den Diroctor der Anstalt. 

Diesem Gesuche sind als Beläge beizufügon: 

1) eine vidirairtc Abschrift aes über die Wahnsinnig- oder Blödsinnigkeit«- Er- 
klärung ergangenen Erkenntnisses, 

2^ das vollständige National des Kranken, 

3) ein ärztliches Gutachten über den Krankheitszustand nach dem anliegenden 
F ragebogon, 

4) ein ortspolizeiliches Zeugniss über die Gomeingefährlichkoit, 

5) ein die Zahlungsverpflichtung enthaltender Revers. 

Bei den der Heilung zu überweisenden Kranken bestehen die Beläge aus denselben 
Schriftstücken, mit Ausschluss der ad 1 und 4 genannten. 

Die Stelle des ad 1 angeführten gerichtlichen Erkenntnisses vertritt eine amtliche 
Bescheinigung, dass die Aufnahme des Kranken dem zuständigen Gericht angezeigt sei 
(s. §. 34). 

Soll ein Kranker von Privaten in der Anstalt unterhalten werden, so haben diese 
in dom Reverse sich ausdrücklich zu veimflichten, die Unterhaltungskosten, sowie die 
Beiträge zu den allgemeinen Verwaltungskosten vierzehn Tage vor dom Beginn eines 
neuen Quartals postirei an die Direction der Anstalt vorauszubezahlcn und es sich 
gefallen zu lassen, dass ihnen bei Nichterfüllung dieser Verpflichtung der Kranke auf 
mre Kosten ohne Weiteres zurückgeschickt werde. 

§. 16. Der Anstalts-Direetor übersendet das Gesuch mit sämmtlichen Belägen und 
seiner gutachtlichen Aeusserung wegen dor Zulässigkeit der Aufnahme des Kranken an 
den Direetor für das Landarmenwesen. 

§ 17. Der Diroctor für das Landarmen wesen hat über die Aufnahme des Kranken 
zu entscheiden, weist im Falle der Genehmigung den Anstalts-Direetor zur Auf- 
nahme desselben an und benachrichtigt hiervon aas betreffende Landrathsamt resp. die 
Polizei-Dircction zu Stettin. 

§. 18. Der Anstalts-Direetor setzt das Landraths-Amt, resp. die Polizei-Direction 
zu Stettin von dem Termine der Aufnahme behufs der Einleitung des Krankentrans- 
porte» in Kenntnis«. Trifft der Kranke, ohne dag» triftige Gründo der Behinderung an 
gegeben werden, binnen 14 Tagen nach diesem Termine nicht ein, so kann über seine 
Stelle von dem Direetor für das Landarmenwesen anderweitig verfügt werden, 

§. 19. In dringenden Fällen, in welchen die Aufnahme nach dem ärztlichen Zeug- 
nisse (§§. 14. 15.) eine aussergewöhnliche Beschleunigung verlangt, ist der Anstalts- 
Direetor befugt, auf den blossen Antrag des betreffenden Landraths- Amts, resp. der 
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Polizei- Direction zu Stettin, welchem aber jenes angezogene Ärztliche Gutachten beige- 
fügt sein muss, die Aufnahme des Kranken sogleich zu vermitteln, sofern dio Zahlung 
der Verpflegungs- resp. Verwaltungs-Kosten durch einen Rovers festgestellt ist. Er hat 
aber dem Direktor für*das Landarmenwesen hiervon sogleich Anzeige zu machen, auch 
ist in diesem Falle, sofern die Aufnahme einen Pflegling betrifft, dio gerichtliche Blöd- 
sinnigkeits-Erklärung sofort zu beantragen. 

B. Verpflegungs- und Unterhaltungskosten. 

§. 20. Die gesammten Kosten der Unterhaltung, Verpflegung und Verwaltung 
für Landarme, präsumtiv heilbare und gemein fährliche unheilbare Geisteskranke werden 
aus dem Lanuarmen-Fonds bestritten. 

§. 21. Ortsarmo heilbare und ortsarme unheilbare gemeingefährliche oder gänzlich 
hilflose Geisteskranke, welche Zahlungspflichtigen und zahlungsfähigen Gemeinden, 
Gutshorrschaften, Armen verbänden angehören, sind nur gegen Zahlung der Untcrhal- 
tungs- und Verpflegungskosten aufz u nehmen. 

22. Kranke, welche eigenes Vermögen oder vermögende, zu ihrer Unterhaltung 
verpflichtete Verwandte haben, sind, jo nach ihrem Vermögen, entweder nur die Kosten 
für dio Verpflegung uud Unterhaltung, oder auch ausser diesen den auf den Kopf fallen- 
den Thcil der Verwaltungskosten ganz oder theilwci.se zu tragen verpflichtet. 

§. 23. Dio Verpflegungs- und Unterhaltungskosten betragen zur Zeit pro Kopf 
44 Thaler, die Verwaltungskosten pro Kopf Go Thaler jährlich. 

Eine Abänderung dieser Sätze bleibt der Bestimmung und Bekanntmachung der 
Landstnbo unter Genehmigung des Communal-Landtages Vorbehalten. 

§. 24. Die Kosten der Unterhaltung und Verpflegung, resp. Verwaltung sind bei 
der Aufnahme bis zum Ablaufe des Kaleuderquartals, später in den üblichen Quartals- 
Terminen in vierteljährlichen Raten an die Anstalts- Gasse pünktlich und portofrei vor- 
aus zu entrichten. Private haben die Kosten vierzehn Tage vor dem Beginn des Quartals 
zu zahlen. (§. 15.) 

Nicht volle Quartale werden mit der Massgabe berechnet und bezahlt, dass jeder 
Monat ohne Unterschied zu dreissig Tagen angenommen wird. Die Tage, an welchen 
der Kranke nicht verpflegt wird, sind in Abzug zu hriugen. 

§. 25. Gegen Bezahlung dieser Kosten ($$. 23 und 24) gewährt die Anstalt dem 
Kranken Beköstigung, Kleidung, Wohnung, Wäsche, Wartung, ärztliche Behandlung, 
Arzneien, zweckmässige Beschäftigung, geistige Pflege, Theilnahme an Erholungen, 
endlich die Wiederherstellung dessen, was von den Kranken an dem Inventarium der 
Anstalt beschädigt wird. 

§. 26. Vermögende Kranke, welche eine bessere Verpflegung verlangen und einen 
eigenen Wärter zu ihrer Bedienung fordern, müssen einen höheren, als den normalen Satz 
für Verwaltung- und Verpflegungskosten entrichten, welcher von der Landstube unter 
Genehmigung des Oommunal- Landtages normirt und demnächst bekannt gemacht werden 
wird. Solche Kranke können aber nur dann in der Anstalt eine Aufnahme finden, wenn 
der für sie erforderliche Raum vorhanden ist. 

§. 27. Für die im §. 26 bezeichnet«! Kranken werden Kleidungsstücke und Leib- 
wäsche, sofern die Besorgung derselben der Anstalt überlassen wird, sowie die Instand- 
setzung der Kleider und Leibwäsche besonders bcrochnot. Dasselbe findet statt bei allen 
ausserordentlichen Bedürfnissen, z. B. bei einem besonderen Zimmer, zuin Luxus gehöri- 
gen Gerät hen, aussergewöhnlichen Genüssen und Zerstreuungen. 

V. Einlieferung der Krankon. 

§. 28. Nach Eingang der Benachrichtigung des Anstalts-Direotors hat der Land- 
rath, resp. die Polizei - Direction zu Stettin die ungesäumte Einlieferung des Kranken 
durch seine Angehörigen oder die zu dessen Unterhaltung Verpflichteten zu verfügen. 

§. 29. Dem Kranken müssen je nach Bedürfnis ein oder zwei Begleiter, welche 
für die ganze Reisetour nicht gewechselt werden dürfen, beigegeben worden, welche ihn 
schonend behandeln und die nöthige Gewähr für die Sicherheit desselben darbieten. 

8. 30. Don Begleitern ist ein Gcleitschein, welcher von dem Landrath des Kreises, 
in welchem der Krauke gewohnt hat, resp. von der Polizei-Direction zu Stettin nach 
dem anliegenden Schema (Beilage 2) ausgestellt ist und mit dem Aratssiegel versehen 
sein muss, zu übergeben. Dieser Geleitechein ist dem Director der Anstalt auszuhän- 
digen. Der Anstalt s-Direetor nimmt nach Prüfung des Geleitscheins über die Einlieferung 
des Kranken ein Protocoil auf- und crtheilt sowohl den Begleitern, als der absendendeu 
Behörde eine Bescheinigung über die erfolgte Aufnahme desselben. 

Medtoinal-WtMo. 
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§. 31. Der Neuaufgenommene wird mit seinem Namen, seinen Familien* und 
sonstigen Verhältnissen in das Hauptbuch eingetragen und dabei ein vollständiges Sig- 
nalement seiner Person aufgenommen. Finden sich in der Folge an seinem Körper 
noch besondere Merkmale, so werden solche zur Vervollständigung des Signalements 
nachträglich in das Hauptbuch eingetragen. 

§. 32. Kranke, für welche aus eigenem Vermögen odor aus dem ihrer verpflich- 
teten vermögenden Angehörigen, Communen u. s. w. entweder die Unterhaltungs- und 
Verpflegungskosten getragen werden sollen, haben bei ihrem Eintritt in die Anstalt 
einen vollständigen Anzug mit zwei Hemden und zwei Paar Strümpfen mitzubringen 

§. 33. Die Kosten des Transports zur Anstalt werden bei denjenigen Kranken, 
welche zugleich die Verwaltungskosten ganz oder thcilwcisc tragen, ans dom Vermögen 
derselben, bei Kranken, für welche nur die Unscrhaltungs- und Verpflegungskosten 
getragen werden, aus dem Fonds der Anstalt bestritten. — An Transportkosten werden 
aus der Anstalts-Casso bei Landwegen für die Hinreise nicht auch für die Heimkehr 

— auf die Meile 

a) für jedon Transporteur 5 Silbergroschen, 

b) für die Fuhre 12 1 /» Silbergroschen 
bewilligt. 

Bei^Eisenbnhnfahrtcn werden aus der Anstalt«- Cassc, neben dom Fahrgelde dritter 
Classe für die Kranken und Transporteure, 20 Sgr. Diäten für die Transporteure auf 
der Hin- und Rückreise gezahlt. 

Der Kreis-Landrath — bei Anmeldungon aus Stettin die Polizei-Diroction daselbst 

— haben die Nothwendigkcit der Fuhre und die Zahl der erforderlichen Transporteure 
zu bestimmen, hiernach die Liquidation zu bescheinigen und die Meilenzahl vom Wohn- 
orte des Kranken bis zur Anstalt fostzustellcn. 

VI. Feststellung deB Gcmüthszustandos des Aufzunehmenden. 

§. 34. Präsumtiv heilbare Kranke können zur Beschleunigung ihrer Aufnahme 
ohne vorherige gerichtliche Untersuchung ihres Gesundheitszustandes in die Anstalt 
aufgenommen werden. Die die Aufnahme nachsuchende oder vermittelnde Behörde ist 
jedoch verpflichtet, von der erfolgten Aufnahme dem zuständigen Gericht sofort Nach- 
richt zu geben, zugleich auch über den Zustand des Kranken und die einer Gcmüths- 
znstandsuntersuchung etwa cntgegcnstchcndcn Bedenken Mittheilung zu machen. — 
Dem Direktor der Anstalt ist Mittheilung von dieser dem zuständigen Gerichte ertheilten 
Benachrichtigung zu geben und hat derselbe, falls dies nicht geschehen sollte, dieselbe 
einzufordern (§. 15). 

Bei präsumtiv heilbaren Kranken soll die gerichtliche Untersuchung des Gemüths- 
zustandes während der Dauer ihrer ärztlichen Behandlung und, so lange eine Hoffnung 
ihrer Wiederherstellung vorhanden ist, in der Regel nicht in Anwendung gebracht 
werden, wenn anders dieselbe nicht von den Verwandten oder zur Verpflegung der 
Krankon Verpflichteten während dieser Zeit verlangt wird. 

Jst indess dio Heilung nacli einem Jahre nicht erfolgt, stellt sich diese als eine 
unwahrscheinliche heraus und ist die fernere Aufbewahrung der Kranken in der Anstalt 
wegen gänzlicher Hilflosigkeit oder Gemeingefährlichkeit nothwendig, so ist der AnsLalts- 
Director von Amtswegen zur Anzeige bei dem competontcn Gerichte behufs Einleitung 
des gerichtlichen Verfahrens verpflichtet. 

§. 36. Bei präsumtiv unheilbaren und gemeingefährlichen Kranken ist jederzeit 
dio gerichtliche Blödsinnigkeits-Erklärung bei oder bald nach der Aufnahme derselben 
in die Anstalt beizubringen (s. §. 14.). 

VII. Dicnst-Instruction und Haus-Ordnung. 

§. 37. Ucbor die Aufrechthaltung der Ordnung und Disciplin in der Anstalt ent- 
halten die Dienst-Instructionen und die Haus-Ordnung nähere Vorschriften, denen 
folgende Bestimmungen zur Grundlage dienen. 

a) Eine sorgfältige und menschenfreundliche Behandlung der Kranken bildet die 
erste Pflicht des Anstalts-Directors, der Beamten und des niederen Dienst- 
personals: Beschränkungen der Kranken und die Anwendung von Zwangs- 
mitteln dürfen nur auf ausdrückliche Anordnung des Anstalts-Directors und 
nur nach dem von demselben anerkannten Bedürfnisse und nach dem zu er- 
reichenden Zwecke angewendet und mit möglichster Schonung gehandhabt 
werden. Körperliche und geistige Misshandlungen dürfen niemals Vorkommen. 

b) Geistlicher Zuspruch wird wöchentlich ein Mal und einzelnen Kranken so oft 
gewährt, als sich das Bedürfnis« desselben herausstellt und derselbe nach 
dem Ermessen des Anstalts-Directors stattiinden darf. 
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c) Die Kranken müssen ihren verschiedenen Krankheitszuständen und früheren 
Lebensgewohnheiten entsprechend im Haushalte, Garten und Felde in zweck- 
mässiger Abwechslung mit Erholung und Erfrischung beschäftigt und ihnen 
auch kleine Arbeitsverdienste, über deren Verwendung zu ihren Gunsten der 
Anstalts-Director zu bestimmen hat, zugestanden werden. Bei schlechtem 
Wetter sind die Kranken ihrem Bildungsgrade und Krankheitszustande nach 
mit Spielen, Lectüre, leichten Handarbeiten u. s. w., soweit es mit ihrem Zu- 
stande verträglich ist, in den Wohnstuben zu beschäftigen. 

d) Die Kost muss gesund, gut, von zureichender Menge und reinlich soin; das 
Tisch- und Speise- Gerät h muss sauber sein. Die Beköstigung erfolgt, sowohl 
für die Kranken, wclcho auf eine bessere als die gewöhnliche Verpflegung 
keinen Anspruch machen, als auch für vermögende Kranke, welche einen 
höhoren Verpflegungssatz zahlen, nach den festgesetzten Verpflegungsregulativen. 

e) Für Reinlichkeit des Körpers, der Kleidung, Wäsche, Lagerstätten, Schlaf- 
und Wohnzimmer, Wohnsäle, Gänge und Appartements, für zweckmässige, 
billige Bekleidung dor Kranken, sowie zureichende Erneuerung der Luft in 
den von den Kranken bewohnten Räumen ist Sorge zu tragen. 

0 Gegen Feuersgefahr sind die Kranken zu schützen. 

g) Der Verkehr der Kranken mit den Angehörigen und überhaupt mit Auswärti- 
gen durch Briefo u. s. w. ist nur mit Bewilligung des Directors zulässig. Die 
an die Verpflegten eingehenden und von diesen ausgehenden Briefe werden 
von dem Director erbrochen und nur auf ausdrückliche Anordnung desselben 
jenen übergeben. Der briefliche Verkehr der Geisteskranken unter sich ist 
verboten. 

Die Kranken und Pfleglinge sind nach ihren Geschlechtern getrennt 
zu halten. 

b) Benachrichtigungen über das Befinden dor Kranken erfolgen auf Anfragen der 
Angehörigen, Vormünder, Pfleger, Gemeinden, Vorgesetzten Behörden, so oft 
es ohne ungebührliche Belustigung dos Anstalts-Dienstes geschehen kann, durch 
den Director. 

i) Beschwerden über die Pflege und ärztliche Behandlung der Kranken gehen 
an den Director für das Landarmen wesen, in weiterer Instanz an die Land- 
stube und endlich an den Communal-Lanutag. 

k) Der Eintritt von Fremden in die für die Kranken bestimmten Räume der 
Anstalt ist von der ausdrücklichen Erlaubnis» des Directors abhängig. Auch 
den Angehörigen der Kranken kann der Zutritt zu ihren Pflegebefohlenen von 
dem Director versagt werden, wenn durch dcuselben ein nachtheiliger Einfluss 
auf den Gang des Heilverfahrens zu befürchten ist. 

38. Der Boschlussnnhme der Landstubc bleibt die Abänderung der bestehenden 
Dienst-Instructionon und der Hausordnung, sowie der Erluss neuer Dienst-Instructionen 
(vergleiche §. 9 am Ende) innerhalb der durch gegenwärtiges Reglement gezogenen 
Grenze Vorbehalten. 

VIEL Austritt aus der Anstalt. 

§. 39. Die Entlassung der geheilten und der unschädlich gewordenen unheilbaren 
Kranken erfolgt auf Verfügung des Directors für das Landarmen wesen. Kein Kranker 
darf ohne die Genehmigung des letzteren aus der Cur, resp. Pflog« zurückgenommen 
werden. 

§. 40. Sobald nach dem Urtheilc des A nstalts - Directors die Genesung eines 
Kranken in Aussicht steht, ist die Landstube befugt, die von den Angehörigen oder den 
zur Unterhaltung desselben Verpflichteten beantragte Entlassung desselben zu versagen. 

§. 41. Gegen den Willen dor Angehörigen oder deren Vertreter kann ein Kranker 
oder Pflegling entlassen werden: 

a) wenn für denselben bezüglich des Kostcnpunctcs nicht die übernommenen 
Verpflichtungen innc gehalten werden, 

b) wenn bei demselben Verhältnisse cintrcten, welche mit wesentlichen Störungen 
de® Dienstes rücksichtlich der übrigen Kranken verbunden sind, oder wenn 
er für den Aufenthalt in der Anstalt überhaupt nicht geeignet ist. 

§. 42. Die versuchsweise Entlassung, (Beurlaubung) eines Kranken, welche nur 
in Fällen unsicher erscheinender Genesung aus besonderen Gründen statthaft ist, erfolgt 
durch den Anstalts-Dircctor, welcher dem Director für das Landarmenwesen hiervon 
Anzeige zu machen hat. Es ist in diesem Fallo die Abholung dos versuchsweise zu 
Entlassenden durch das betreffende Landrathsamt, resp. die Polizci-Direction zu Stettin 
zu vermitteln. Erfolgt, dieselbe binnen drei Wochen nicht, so wird der Transport des 
Entlassenen auf Kosten der Verpflichteten bewirkt 
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Dom betreffenden Landraths-Amte, reap. der Polizei-Direction zu Stettin hat der 
Anstalta-Director für die Angehörigen des Beurlaubten, resp. den zffr Unterhaltung Ver- 
pflichteten die nöthigen allgemeinen, für den Hausarzt, resp. den Kreisphysikus die 
spcciollen Vorschriften über die Behandlung desselben mitzutneilen. Die Angehörigen 
des Beurlaubten, reap. die zu seiner Unterhaltung Verpflichteten sind, um den Director 
bezüglich des Seelenzustande« desselben in fortlaufender Kenntnis« zu erhalten, verpflich- 
tet, demselben über dessen Befinden und Benehmen vierteljährlich unter Beifügung eine« 
Zeugnisses des behandelnden Arztes, resp. des Kreisphysikus über dessen Gemütszustand 
ausführliche Nachricht zu geben. 

Während der Dauer der versuchsweisen Entlassung kann der Anstalts-Direetor, 
sofern der Zustand des Kranken es erforderlich macht, denselben jederzeit auf den 
durch ein motivirtes ärztliches Attest begründeten Antrag der zuständigen Behörde in 
die Anstalt wieder aufnehmen oder auf eigene Veranlassung wieder einberufen. 

Sind vier günstige Berichte über den Entlassenen bei dem Director eingegangen, 
hat mithin die vorläuhgo Entlassung zwölf Monate angedauert, so kann die definitive 
Entlassung dessellien beantragt werden. 

§. 43. Ist die Genehmigung dos Director» für das Landarmen wesen zur Entlassung 
eines Kranken erfolgt, so hat auf Requisition des Anstalts-Direetor» der Landrath, resp. 
die Polizei-Direction zu Stettin für die angemessene und unverzügliche Abholung des zu 
Entlassenden durch einen zweckmässigen Begleiter Sorge zu tragen, falls der Anstalts- 
Direetor nicht bestimmt, dass der zu Entlassende die Rückreise allein antreten kann. 

Dem Entlassenen oder seinem Begleiter wird ausser einem Geleitschein, welcher 
mit der Angabe seines Namens, Alters und dem Datum seiner Absendung auch den 
Namen des Begleiters enthält, ein versiegeltes Schreiben an seine Angehörigen oder die 
Ortspolizeibchörde mitgegebon, in welchem sich die Angaben über seine Effecten und 
sein Reisegeld befinden. 

§. 44. Ueber die Ankunft des Kranken und seiner Effecten ist dem Anstalts-Diroc- 
tor unmittelbar nach der Ankunft Mitthoilnng zu machen. 

§. 45. Die Kosten für den Rücktransport fallen dem Kranken, resp. den Angehö- 
rigen oder den betreffenden Armen verbänden zur Last (cfr. §. 33). 

§. 46. ln Fällen der Genesung und deshalb erfolgter definitiver Entlassung gericht- 
lich für wahnsinnig oder blödsinnig erklärter Krnnken hat der Anstalts-Direetor hier- 
von das betreffende Vormundscbaftsgericht zur Aufhebung der Curatel in Konnntniss 
zu setzeu. 


IX. Von Geburten und Sterbefällen. 

§. 47. Die Geburt eines Kindes einer Kranken ist sofort von dom Anstalts- 
Direetor dem Geistlichen der Anstalt und dem Director für das Landarmenwesen und 
der Behörde, welche die Mutter eingeliefert hat, Anzuzeigen. 

§. 48. Dos Kind ist sofort aus der Anstalt zu entfernen und auf Kosten der dazu 
Verpflichteten zweckmässig unterzubringen. 

§. 49. Die Beerdigung der Verstorbenen erfolgt im Beisein des Seelsorgers. Die 
Verwandten können, soweit solches die Umstände gestatten, derselben beiwohnen und 
wird denselben der Tag und die. Stunde der Beerdigung angezeigt. 

Wenn vermögende Verwandte keine anderweitige Bestimmung getroffen haben, so 
wird der Verstorbene, mit einem Hemde bekleidet, in einen einfachen Sarg von ficlitenen 
Brettern gelegt und auf dein Bcgräbnissplatzc der Anstalt beerdigt. Die Beerdigungs- 
kosten werden von den dazu Verpflichteten getragen. 

§. 50. Jeder Todesfall wird in da« Todtenbuch eingetragen. Von jedem Todes- 
fall hat der Anstalts-Direetor dem Director für das Landarmenwesen, der Behörde, 
weTche den Kranken eingeliofort hat, und dem betreffenden Gerichte Anzeige zu machen. 

§. 51. Ueber jeden etwaigen Nachlass wird ein lnventarium aufgenommen. 


Beilage No. 1. 

1) Vor- und Zuname, Stand, Gewerbe, Alter, Religionsbekenntnis«, Geburtsort, 
jetziger Aufenthaltsort des Recipienden? 

2) Wie spricht sich die Geisteskrankheit iin ganzen Thun und Lassen des Kranken, 
in Vorstellungen und Affecten, in Rede und Handlungen aus? 

3) Wann nahm die Geisteskrankheit ihren Anfang? welche physischen Symptome 
haben den ersten Ausbruch derselben bezeichnet? trat sic allmählich oder plötzlich auf? 
Wie haben sich diese Symptome im Laufe der Krankheit ferner entwickelt und geändert? 
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4) Sind organisch krankhafte Erscheinungen der Geisteskrankheit unmittelbar vor- 
angegangen oder mit derselben gleichzeitig aufgetreten und wie gestaltet sich die Ver- 
bindung derselben mit der Geisteskrankheit jetzt? 

5) Zeigt die Krankheit Intcrmissionen oder einen regelmässigen Verlauf durch 
Exacerbation und Remission oder durch Paroxismus und völlige Intermissioneu? Wie 
lange dauerten die mehr oder weniger lichten Zwischenräume im Verh&ltniss zu den 
Anfällen? 

6) Wie ist der Kranke gegenwärtig körperlich beschaffen? 

Wie ist er ernährt, wie constituirt? 

Wie ist das Verhältnis des Kopfes und der Gliedmassen zum Rumpfe? 

Sind Abnormitäten in der Schädel- und Gesichtsbildung vorhanden* 

Wie sind die Körperhaltung, der Gung, das Muskel- und Kuocheusystew be- 
schaffen ? 

Wie ist die Stimme und Sprache? 

Wie sind die Sinnesorgane beschaffen? 

Wie verhalten sich die Verdauung, Ernährung, der Gang der natürlichen Ab- 
und Aussonderungen, der Herz- und Pulsschlag, die Respiration und Hautfarbe? 
Wie steht es mit der geschlechtlichen Entwickelung? 

Bei Frauen: ist die Kranke schon oder noch meustruirt? und wie verhält sich 
die Menstruation? 

Hat die Kranke geboren und wie oft? 

Wann erfolgte die letzte Entbindung? 

Wie verliefen Geburt und Wochenbett? 

Hat die Kranke selbst gestillt? und im Verneinungsfalle: weshalb nicht? 

Ist die Kranke gegenwärtig schwanger? 

7) Welche ursächliche Begründung hat die vorhandene GeisteskÄnkheit ? 

Dies ist näher zu erörtern mit Rücksicht auf ursprüngliche und erworbene 
Körperbeschaffenheit des Kranken, auf Erblichkeit, körperliche und geistige 
Entwickelungsstufe, physische und moralische Erziehung, Kinderkrankheiten 
und andere vorangegangene krankhafte Zustände, fehlerhafte Gewohnheiten und 
Beschäftigungen, auf Umgang, Neigungen, Leidenschaften, Laster, Verbrechen, 
Schickaale, häusliche und Familienverhältnisse desselben. 

8) Wie ist der Kranke in der Krankheit ärztlich und psychiatrisch behandelt 
worden? Welche Erfolge hat diese Behandlung gehabt? Sind Zwangsmittel angewen- 
det worden? 

9) Aus welchen Gründen wird die Aufnahme des Kranken in die Anstalt nach- 
gesucht? Wegen präsumtiver Heilbarkeit? Wodurch wird die Wahrscheinlichkeit der- 
selben begründet? Oder bei präsumtiver Unheilbarkeit wegen gänzlicher Hilfslosigkeit 
oder Gemeingefährlichkeit ? Wodurch werden dieselben begründet? und sind keine Mittel 
vorhanden, diesen Uebelständen in der Heimath des Kranken mit Erfolg eutgegen zu 
treten? 


Schema. 

Beilage No. 2. 

Geleitschein. 

N. N. aus N., welcher nach der beiliegenden Aufnahme-Ordre vom ten 
in die Irren-Heil- und Pflegeanstalt zu Rügen walde aufgeuommen werden soll, begiebt 
sich unter Geleit von N. N. dahin zu Wagen (zu Fass). 

Die genannten Begleiter sind angewiesen, den N. in der bezeiehneten Anstalt ab- 
zuliefern und sich darüber durch Beibringung des Aufnahmescheins von der genannten 
Anstalt auszuweisen. 


Signalement. 


des Kranken. 

der Begleiter. 

Name 

des Fuhrmanns. 

1. 

des N. N. 

2. 

des N. N. 


i f 1 
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Bei andern Beförderungsmitteln als mit eigens dazu angenommenem Fuhrwerk ist 
die Art derselben in den» Geleitschein anzugeben. 

Der Kranke (Pflegling) führt an Kleidungsstücken u. s. w. mit sich: (folgt das 
Verzeichn iss). 

N., den ten 18 

(L. S.) Der Landrath des Kreises N. 

Unterschrift. 

Adressse: 

An die Direction der Irren-Pflege- und Heilanstalt 
zu Uügenwaldc. 

Vorstehendes Reglement wird auf Grund des §. C der Verordnung über die Ein- 
richtung und Verwaltung des Landarmenwesens in Altpommern vom 29. Juli 1871 von 
uns hierdurch genehmigt. 

Berlin, den 25. Mai 1872. (L. S.) 

Die Minister des Innern, der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten. 

Junge Aerzte werden behufs ihrer Ausbildung in der Psychiatrie als 
Volontair- Aerzte in den öffentlichen Irren- Anstalten angenommen. Augebahut 
wurde diese Einrichtung durch den Circ.-Erlass an sämmtliche Ober -Präsidenten 
vom 22. Septer 1860 (v. Bethmann-Hollweg). 

Circ.-Erlass an säramtliche Ober- Präsidenten vom 22. September 1860 
(v. Bethmann-Hollweg). 

Schon seit längerer Zeit macht sich ein M&ugel an tüchtigen Irrenärzten bemerkbar. 
Um demselben, so#*it es unter den obwaltenden Verhältnissen ausführbar ist, abzuhelfen 
und zugleich jungen Aerzton, welche sich zu Gerichtsärzten ausbilden wollen, practische 
Anleitung und Gelegenheit zum Beobachten und Erkennen zweifelhafter Gemüthszustände 
in grösserem Umfange als bisher darzubieten, scheint eine Vermehrung des hülfsärzt- 
lichen Personals in den öffentlichen Irren-IIeil- und Bewahr- Anstalten ein geeignetes 
Mittel zu sein. Wenn fortan auch nur ein oder zwei Assistenzärzte mehr als bisher in 
jeder dieser Anstalten auf ein bis zwei Jahre angenommen werden, so würde damit 
schon für einen nicht ganz unerheblichen stärkeren Nachwuchs an Irrenärzten gesorgt 
und eine nicht gering anzuschlagende reichlichere Gelegenheit znr practischen Ausbil- 
dung künftiger Gerichtsärzte in der Seelenheilkunde gewonnen sein. Die Fonds der 
einzelnen Anstalten würden durch eine solche Massregel nur sehr unbedeutend belastet 
werden, da sich mit Sicherheit erwarten lässt, dass junge Aerzte, welche innern Beruf 
zur Psychiatrie fühlen, wohl geneigt sein werden, eine solche assistenzärztliche Function 
gegen Gewährung freier Station in der Anstalt zu übernehmen. Sollte ausserdem eine 
massige haare Renumeration nothwendig sein, so glaube ich die Bewilligung einer solchen 
aus Staatsfonds in Aussicht stellen zu können. Von den Directoren der einzelnen An- 
stalten aber wird man zuverlässig erwarten dürfen, dass sie gern bereit sein worden, 
sieh der Ausbildung und practischen Anleitung solcher jungen Aerzte mit Eifer zu 
unterziehen und auf nachhaltigen Erfolg ihrer Bemühungen hinzuwirken. 

Ew. etc. ersuche ich ergebenst, dieser wichtigen Angelegenheit ihre besondere Auf- 
merksamkeit widmen zu wollen und nach vorgängigem Einvernehmen mit den Direc- 
toren und ständischen Vorstehern der öffentlichen Irrenanstalten in der Ihrer Leitung 
anvertrauten Provinz über die Ausführung des vorstehend angedeuteten Plans Sich 
gefälligst gutachtlich äussern zu wollen. 

Min.-Vorf. vom 15. Sept 1865 (I. A. Knerk). 

Ew. etc. erwidere ich auf den gefälligen Bericht vom . , ergebenst, dass es keinen 
Anstand findet, nach Abgang des Dr. N. einen anderen jüngeren Arzt als Hülfsarzt bei 
der Provinzial-lrrcn-Anstalt zu N. gegen eine Remuneration von 200 Thlr. jährlich aus 
Centralfonds anzunehmen. Dabei kann ich jedoch nicht unbemerkt lasson, dass die 
Gewährung der in Rede stehenden Subvention Seitens der K. Staatsregicrung lediglich 
zur Förderung des Studiums der Psychiatrie, beziehungsweise nur im Interesse der zu 
ihrer Ausbildung zu Irrenärzten bei den Provinzial-Irren- Anstalten anzunehmenden jün- 
geren Aerzte, nicht aber zur Befriedigung eines unerlässlichen Bedürfnisses der ärzt- 
lichen Verwaltung der Anstalt erfolgt. 

Im Fall daher ein Hülfsarzt bei der Irren- Anstalt zu N. überhaupt „nicht entbehrt“ 
werden kann, muss die Besoldung desselben selbstredend von der Anstalt getragen 
werden, und erst nach Befriedigung dieses Bedürfnisses ist auf die Annahme eines zeit- 
weise daselbst zu beschäftigenden Volontairs Bedacht zu nehmen. 
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In Beziehung auf die Unterbringung geisteskranker Strafgefangenen 
erging die 

Verf. des Ministers des I*nuern vom 26. October 1858 (Flottwell). 

Der Königl. Regierung eröffne ich auf den Bericht vom . ., die geisteskranken 
Sträflinge betreffend. Folgendes: 

In Füllen, wo die Geisteskrankheit eines Strafgefangenen heilbar oder die Unheil- 
barkeit wenigstens noch nicht erwiesen ist, muss für die Verpflegung, resp. Wieder- 
herstellung der Strüflinge. wie in anderen Krankheitsfällen, von «er Strafanstalt gesorgt 
werden. Zu diesem Zwecke muss vor Allem in Erwägung gezogen werden, ob der Zu- 
stand des Kranken von der Art ist, dass bis auf Weiteres eine zweckentsprechende 
Behandlung desselben in der Strafanstalt möglich bleibt, oder ob seine alsbaldige Ab- 
lieferung in eine Irren-Heil- Anstalt noth wendig erscheint, und es sind, wenn von ärzt- 
licher Seite für letzteres entschieden wird, wegen Aufnahme des Sträflings in die Irron- 
Hcil-Anstalt unverzüglich die. nöthigen Einleitungen zu treffen. Die Kosten einer solchen 
Cur muss dann die Strafanstalt tragen und die Zeit des Aufenthalts in der Irren-Anstalt 
während der Cur ist dem Sträfling auf die Strafzeit anzurechnen. 

Was dagegen solche geisteskranke Sträflinge betrifft, deren Uuheilbarkeit auf, 
unzweifelhafte Weise festgestellt ist, so kann gegen dergleichen Sträflinge, vorausgesetzt 
dass sie auch durch gerichtliches Verfahren rechtskräftig für wahn- oder blödsinnig 
erklärt worden sind, eine Criminalstrnfe überhaupt nicht weiter vollstreckt worden. 

Die Königl. Regierung hat daher in solchen Fällen wegen gäuzlicher Entlassung 
des Sträflings zur eventuellen weiteren Communieation mit dem Herrn Justiz-Minister 
an mich zu berichten und den Antrag durch Beifügung des ärztlichen Gutachtens, des 
mit dem Attest der Rechtskraft versehenen gerichtlichen Erkenntnisses und der Personal- 
Acten des betreffenden Sträflings zu justificiren. 

Indem ich der Königl. Regierung überlasse, hiernach die in Ihrem Eingangs ge- 
dachten Berichte erwähnten Fälle in sachgemässer Weise zur Erledigung zu bringen, 
kann ich nicht unterlassen. Ihnen noch besonders zu empfehlen, in allen Fällen, wo es 
sich um Fortbringung eines verurtheilten Sträflings aus der Strafanstalt wegen Geistes- 
krankheit handelt, mit grösster Sorgfalt und Vorsicht zu verfahren, theils weil nicht 
selten verschmitzte Verbrecher in der Hoffnung, sich dadurch in eine bessere Lage zu 
bringen, Geisteskrankheit bloss simuliren, theils weil auch wirkliche Geistesstörungen 
erfahrungsmässig zuweilen in einer Form auftreten, wo durch das Irrsein die innere 
Bösartigkeit und der Verbrechersinn noch keineswegs verschwunden ist, so dass durch 
die Enthebung eines solchen geisteskranken Verbrechers aus der sicheren Haft des 
Zuchthauses die Irren-Anstalt, der er übergeben wird, sowie zugleich die öffentliche 
Sicherheit leicht grosser Gefahr ausgesotzt werden können. 

Circ.-Erlass des Ministers des Innern vom 8. März 1866, betr. die Be- 
handlung geisteskrank gewordener Sträflinge (I. A. Sulzer). 

Iu der Anlage wird der Königlichen Regierung Abschrift einer unterm 26. Oetober 
1858 an dio Königliche Regierung zu N. erlassenen Verfügung zur Kenntnisnahme und 
mit der Weisung zugefertigt, nach den Bestimmungen derselben in Fällen, wo Straf- 
gefangene von Geisteskrankheit befallen werden, auch im dortigen Verwaltungs-Bezirk 
verfahren zu lassen. 

Diese Bestimmungen legen der Königlichen Regierung die doppelte Pflicht auf, 
einmal zwar in allen Fällen, wo wegen Geisteskrankheit eines Strafgefangenen die Fort- 
schaffung desselben aus der Strafanstalt in Frage kommt, im Interesse der öffentlichen 
Sicherheit hierüber erst nach sorgfältiger Prüfung aller einschlägigen Verhältnisse Be- 
schluss zu fassen, zum andern aber auch dafür Sorge zu trogen, dass da. wo nach 
längerer Beobachtung über die Geisteskrankheit eines Strafgefangenen kein Zweifel 
besteht und die durch einige Zeit fortgesetzten Heilversuche keinen Erfolg gehabt haben, 
die Frage wegen Unteilbarkeit der Krankheit einer näheren Erörterung unterworfen und, 
sobald aie Unheilbarkeit der Krankheit durch sachverständige» Urtheil festgestellt, auch 
im Woge des gerichtlichen Verfahrens der Erkrankte für wahn- oder blödsinnig erklärt 
worden, unverzüglich die höhere Genehmigung zur Entlassung de» Sträflings aus der 
Straf-Anstalt in Antrag gebracht werde. 

Damit in letzterer Beziehung nichts versäumt werde, hat die Königliche Rcgieruug 
in jedem Falle, in welchem ein von Geisteskrankheit befallener Sträfling iu eine Irren- 
beilanstalt gebracht werden soll oder der Dringlichkeit wegen bereits gebracht worden 
ist, zur Genehmigung der Uebernakme der hierdurch erwachsenden Kosten auf die 
Strafanstalts-Caese hierher Anzeige zu machen, und eich ausdrücklich zu äussern. für 
welchen Zeitraum die Massregel zunächst ius Auge gefusst worden ist. 
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Verfahren der Adniinistrati v-BehÖrden bei Unterbringung wahnsinniger 
Personen in Irren-Anstalten. 

Rescript des Staats-Raths vom 29. September 1 803. 

Friedrich Wilhelm etc. etc. Wir haben bemerken müssen, dass in Fällen, wo die 
Kammern um der Sicherheit des Publicums willen für nothwendig erachtet haben, einen 
wahn- oder blödsinnigen Menschen in eine Irren-Anstalt unterzubringen, nicht jederzeit 
die gesetzlichen Formalitäten beobachtet und besonder« das in der G.-O. 1. 38. § 2. ver- 
ordnet« Verfahren nicht immer eingeleitet, vielmehr öfters dergleichen Wahn- und Blöd- 
sinnige ohne vorgängiges richterliches Erkenntnis**, bloss aut Instanz der Verwandten 
oder der Ortspouzei -Behörden , wenn auch nach vorgängiger Untersuchung ihres Ge- 
mütszustandes durch einen Sachverständigen, in eine Irren-Anstalt untergebracht werden. 
Es sind aber Gründe genug vorhanden, die es nothwendig machen, die in den Gesetzen 
einmal bestimmte Form des Verfahrens aufrecht zu erhalten, und wir finden uns daher 
veranlasst. Euch hierbei Folgendes zu Eurer Direction und Achtung zu eröffnen: 

1) Wenn die Orts- Polizeibehörde in Erfahrung bringt, dass sich irgendwo in 
ihrem District eine wahn- oder blödsinnige Person aufhält, so gebührt derselben das 
Recht des ersten Angriffs, und sie ist hiernach so berechtigt als verpflichtet, solche Vor- 
kehrungen zu treffen, damit das Publicum gegen die Ausbrüche des Wahn- und Blöd- 
sinns möglichst gesichert werde. 

2) Diese Vorkehrungen zur Sicherstellung des Publicums können in der Regel 
nur durch eine an Ort und Stelle unzuurdnende Aufsicht über deu des Wahnsinns ver- 
dächtigen Menschen bewirkt werden. 

Die Kosten der Aufsicht werden aus dem Vermögen des Wahnsinnigen oder bei 
dessen Unzulänglichkeit aus den gewöhnlichen Armenfonds des Orts entnommen. 

Sodann muss 

3) die Ortspolizei-Bohördc schleunigst der Kammer der Provinz davon Anzeige 
machen. 

4) Findet die Kammer, dass der Wahn- oder Blödsinn eines Menschen nur einiger- 
massen bescheinigt ist, so ertheilt dieselbe dem Landos-Justiz-Collegio der Provinz davon 
Nachricht, damit dasselbe einen fiscalischen oder andern Justiz-Bedienten damit beauf- 
tragt, nach Vorschrift der AUg. Gerichts-Ordnung Thl. I. Tit. 38. §§. 2—8. (Anlage A) 
die Untersuchung bei dem Richter zu extrahiren und darauf anzutragen, dass der 
Mensch für wahn- und blödsinnig erklärt werde. 

Das dabei zu beobachtende Verfahren ist in der AUg. Gerichts-Ordnung gehörig 
vorgezeichnet. 

Wenn indessen der Wahnsinnige besonderer Gründe wegen aus seinem gewöhn- 
lichen Gerichtsstände nach dem Orte, wo das Landcs-Jnstiz-CoUogium seinen Sitz hat, 
transportirt werden muss, so kann dieses sich nicht entbrechen, die Untersuchung selbst 
zu führen. 

5) Ehe nicht das Erkenntnis» den Menschen für wahn- und blödsinnig erklärt, darf 
derselbe in der Regel nicht in eine Irren-Anstalt aufgenommen werden. 

Sollte jedoch das Erkenntnis« in der Hauptsache nicht ohne Aufenthalt erfolgen 
können, die Umstände aber schleunige Massregdn erfordeni, auch das Vermögen des 
Wahnsinnigen nicht von der Beschaffenheit sein, dass daraus die zur Bestellung eines 
besonderen Aufsehers erforderlichen Kosten bestritten werden können# so ist das die 
Untersuchung dirigirende Gericht befugt, die einstweilige Aufnahme des Wahn- oder 
Blödsinnigen in ein Irrenhaus durch die Kammer zu veranstalten, wenn auch nur ein 
gehörig qualifioirter Arzt ihn für wahn- oder blödsinnig erklärt. 

In diesem Fall kann die weitere Untersuchung des Gemüthszustandes in der Irren- 
Anstalt selbst durch den bei derselben angestellten Arzt erfolgen etc. 

Anlage A. 

Allgemeine Gerichts-Ordnung Tit. 38.: 

§ 1. Die Gesetze verordnen, dass den Wahn- und Blödsinnigen Vormündor bestellt, 
zuvor aber durch den Richter untersucht worden soll, ob Jemand in dem Zustande, wo 
ihm die Befngniss, über seine Person, Handlungen und Güter frei zu verfügen, benom- 
men werdeu muss, sich wirklich befinde. (Thl. I. Tit. 1. §$. 27 — 31. Thl. IL Tit. 18. 
§§. 12—14.) 

§. 2. Der Antrag, Jemanden für wahn- oder blödsinnig zu erklären, kann sowob 1 
von den Verwandten desselben, als von Amtswegen durch einen fiscalischen Bedienten 
gemacht werden. 
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§. 3. Die Untersuchung; gehört nicht vor das vormundschaftliche Gericht, sondern 
voi den ordentlichen persönlichen Richter des Imploraten. 

§. 4. Der Antrag selbst muss durch bestimmte Angaben von Thatsachen und Be- 
weismitteln unterstützt und einigermassen bescheinigt sein. 

§. 5. Wenn der Richter den Antrag für hinreichend begründet hält, so muss dem 
Imploraten vor allen Dingen ein besonderer Curator zur Wahrnehmung seiner Gerecht- 
same bestellt und dazu Jemand ausgesucht werden, der wo möglich zu den Bekannten 
des Imploraten gehört, in keinem halle aber irgend ein Interesse bei der Sache hat. 

§. 6. Alsdann muss das Gericht eine nähere Untersuchung des Gemüthszustandes 
des Imploraten durch einen Deputirtcu, mit Zuziehung des Curators, der Verwandten 
und zweier sachverständigen Aerxte veranlassen. Von diesen Sachverständigen wird der 
eine von dem Curator, der andere aber von den Verwandten vorgeschlagen. 

§. 7. Können die Verwandten und der Curator unter einander und mit den Sach- 
verständigen sich nicht vereinigen, so giebt das cinmüthige Gutachten der letzteren den 
Ausschlag. Sind aber auch diese mit einander nicht einig, so muss der Richter entw r eder 
von"Amti» wegen einen dritten Sachverständigen ernennen und mit Zuziehung desselber 
die Untersuchung wiederholen lassen, oder er muss von den beiden ersten Sachverstän- 
digen schriftliche, mit Gründen unterstützte Gutachten erfordern, dieselben mit den 
Acten dem Collegio modieo der Provinz vorlegen und von diesem die Eröffnung seiner 
sachkundigen Meinung sich erbitten. 

§. 8. Die Erklärung eines Menschen für wahn- und blödsinnig muss allemal durch 
ein förmliches Erkenntnisa geschehen. Gegen dasselbe wird den Verwandten kein Rechts- 
mittel vorstattet. Dem Curator aber stehen die ordentlichen Rechtsmittel, er mag sie 
aus eigener Bewegung oder auf Verlangen seines Pflegebefohlenen einwenden, offen ; 
doch gilt während derselben das erste Erkenntnisa als ein Intermisticuin. 

A.-O. vom 5. April 1804, betreffend Anzeige der Geisteskranken an 

die Gerichte. 

Meine lieben Staats- Minister, Graf v. Schulenburg und v. Massow. Aus der jetzt 
im Druck erschienenen Nachricht von dem Zustande des Krankenhauses der Charite im 
Jahre 1803 habe ich ersehen, dass die Zahl der in diesem Institute aufgeuoin menen 
Gomüth »kranken, welche bereits im verflossenen Jahre sehr zugenommen hatte, wieder 
ansclujtich gestiegen ist. Wiewohl nun der Verfasser dieser Nachricht, Geheime Rath 
Hufeland, sich Vorbehalten hat, über die Ursachen der Zunahme dieser Krankheitsclasse 
die er in einigen herrschenden Fehlern der jetzigen physischen und geistigen Lebensart 
der Menschen setzt, sich noch besonders auszulassen, so kann ich doch schon Jetzt die 
Besorgnis» nicht unterdrücken, ob auch wohl in jedem Falle der Aufnahme eines Gemüths- 
kraukeu der Zustand desselben nach Vorschrift der Gesetze gerichtlich untersucht und 
bestimmt werde. Die provisorische Aufnahme eines noch nicht gerichtlich dafür erklär- 
ten Geraüthskrunken darf zwar nicht um dieser Form willen' ausgesetzt werden, aber 
die gesetzliche Sicherheit und Freiheit der Pej-son erfordert, dass gleich nach der Auf- 
nahme dem competonten Gerichte davon Anzeige geschehe, damit dasselbe nach Vor- 
schrift der Gesetze die sorgfältige Untersuchung verfügen und darüber erkennen köune, 
weil unter keinem Vorwände irgend ein Gemütskranker, der nicht durch gerichtliches 
Erkenntnis dafür erklärt ist, in den zu deren Aufnahme bestimmten Anstalten behalten 
werden muss. Ich trage Euch demnach auf, bei dem Krankenhause der Charite in 
Gemässheit dessen die erforderliche Verfügung zu treffen und verbleibe Euer wohl- 
affectionirter König. 

Circ.-Verf. des Min i sters der goistl. Angel, und des Inn., vom 16. Fob r. 1839, 
betr. die Anzeige der Geisteslcr&uken an die Gerichte, 

(v. Altenstein. v. Rochow.) 

Es i»t der Fall vorgekommen, dass eine Gerichts- Behördo auf den Grund der 
Cab.-O. vom 5. April 1804' die sofortige Einleitung des Blödsinnigkeits- Verfahrens auch 
gegen die zur Heilung in eine öffentliche Irren-Anstalt aufgenommenen Personen für 
nothwendig erachtet hat Diese Ansicht ist zwar von dem Konigl. Just .-Min. in Ueber- 
einstimmung mit dem Unterzeichneten Min. reprobirt worden, weil die vorgedachte 
Allerh. Cab.-O. nur zur Sicherstellung gemüthskrauker Personen gegen ungerechtfertigte 
Freiheitsberaubungen verhüten will, dass ein Gcmüthskrjuikcr, der nicht durch gericht- 
liches Erkenntnis» dafür erklärt ist, in der Irreu-Anstalt behalten werde, und über- 
dies eine zu frühzeitige Gemüthszustands-Untersuchune bei dem nach ärztlichem Zeug- 
nisse noch nicht als unheilbar anerkannten Gemütnskranken, abgesehen von dem 
uugüustigeu Einflüsse, welchen jede vou mehreren Persouen vorgeuommeue amtliche 
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Untersuchung aut' den Gemüthszustand eines Kranken und dessen Heilung in der Regel 
haben wird, zu dem Uebelstande führt, dass bei erfolgender Wiederherstellung dem 
Kranken oder dessen Angehörigen unnütze Kosten verursacht werden, und dass die 
Publicität, welche die Geisteskrankheit durch ein gerichtliche« Verfahren erhält, dom 
Patienten nach seiner Wiederherstellung bei Verfolgung seines Berufs und Erlangung 
seiner Zwecke hinderlich werden kann. Damit jedocdi das Gericht in den Stand gesetzt 
werde, sich von den näheren Umstünden zu unterrichten und zu prüfen, ob zur Auf- 
nahme eines angeblich Gemüthskranken eine hinlängliche Veranlassung vorhanden 
gewesen ist, und welche Sicherheitsmaassregeln etwa dio Sorge für das Vermögen des 
Gemüthskranken erfordert, ist es noth wendig, dass den Gerichten von der Aufnahme 
eines Geisteskranken in eine öffentliche Irren-Anstalt sofort Nachricht gegeben, zugleich 
aber über den Zustand des Kranken und die einer Gemüthszustand»- Untersuchung etwa 
entgegen »teilenden Bedenken Mittheilung gemacht werde. Endlich darf die Aufnahme 
nie auf blosse Privat- Requisition, selbst nicht der Eltern oder eines Ehegatten, sondern 
nur auf Ansuchen des Gerichts oder der Orts-Polizei-Behurde erfolgen, welche letztere 
sich zuvor von dem geistesk ranken Zustande de» betreffenden Individuums durch ein 
Attest des Physikus oder andern zuverlässigen Arztes Ueborzeugung zu verschaffen hat. 
Hiernach hat daher die Königl. Regierung die Direct ionen der in ihrem Verwaltungs- 
Bezirke befindlichen Irren- Anstalten , so wie die Polizei-Behörden mit Anweisung zu 
versehen. 

A.-O. vom G. November 1831 an die Minister der geistL Angel, und der 
Justiz, betr. das gerichtliche Verfahren gegen Gemüthskrankc in der 
Rhein-Provinz. 

Auf Ihren gemeinsamen Bericht vom 26. v. M., das gerichtliche Verfahren gegen 
Gcmuthskranke in der Rheinprovinz betreffend, bestimme Ich hierdurch unter Genehmi- 
gung der von Ihnen wegen der Aufnahme solcher Personen in die dasigen Irren-Anstal- 
ten getroffenen und durch das Ober-Präsidium am 30. Juli 1828 den Rheinischen Regie- 
rungen bekannt gemachten Anordnungen: dass mit Abänderung der Vorschrift des 
Art. 491. des französischen Civil-Gesetzbuchs auch wegen solcher Blöd- und Wahn- 
sinnigen, welche Ehegatten oder bekannte Verwandte haben, die Ober- Procura toren auf 
die Blöd- und Wahnsinnigkeits-Erklarung provociren können, wenn jene Familienglieder 
die Provocation zum Nachtheile des Gemüthskranken unterlassen. Diese Bestimmung 
ist durch die Gesetz-Sammlung zu publiciren. 

Verf. des Ministers des Inn. und der Pol. vom 21. Januar 1841, betreff. 

Gemüthsk rank e aus dom Auslande (v. Rochow). 

Das Königl. Polizei-Präsidium hat in dem Berichte vom ... dem Königl. Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten von der erfolgten Aufnahme der an einer Gemüthskrankheit 
leidenden N. N. aus Petersburg in eine hiesige Privat-Ir reu- Anstalt mit dem Anheim- 
stellen Anzeige gemacht, zum Zweck der erforderlichen gerichtlichen Unter- 
suchung des Gemütbszustandes der etc. N. bei der Kaiserlich Russischen Gesandschaft 
das Nöthige zu veranlassen. Dieser Bericht hat eine Communication des Ministers der 
auswärtigen Angelegenheiten mit mir und demnächst von hieraus mit dem Minister der 
etc. Medicinal - Angelegenheiten herbeigeführt, in deren Folge ich dem Königlichen 
Polizei-Präsidium Nachstehendes eröffne. 

Das auf den Grund der Allerhöchsten Cab.-Ordre vom 5. April 1804 an die 
Gerichte erlassene Circ.-Rescript des Königl. Justiz-Ministers vom 25. November 1825, 
so wie das an die Regierung ergangene Circ.-Rescript der Minister des Innern und der 
etc. Medieinal-Angolegenheiten vom 16. Februar 1839, wodurch unter anderen Anord- 
nungen auch die getroffen worden, dass von jeder Aufnahme eines Gemüthskranken in 
eine öffentliche oder Privat-Anstalt dem persönlichen Richter Nachricht gegeben werden 
soll, bezwecken zunächst nur den Schutz und die persönliche* Freiheit der Inländer, 
sind auf die inländische Verfassung berechnet und erleiden daher bei Ausländern, 
welche diesseits keinen fortwährenden persönlichen Gerichtsstand haben, keine unbe- 
dingte Anwendung. Rücksichtlich dieser letzteren genügt der Staat der ihm während 
des Aufenthaltes derselben obliegenden Sorge für deren persönliche Freiheit und Sicher- 
heit. wenn jeder Missbrauch inländischer Irren- Anstalten zu ihrer Aufnahme vermieden 
wird. Da nun bei der Einrichtung der öffentlichen Anstalten dieser Art und bei der 
Aufsicht, unter welcher derartige Privat- Anstalten stehen, schon an sich zu befürchten 
ist, dass die Aufnahme einer Person, die nicht wirklich gemüthskrank ist oder deren 
Zurückhaltung in der Anstalt nach erfolgter Heilung Statt haben werde, so erscheint 
es zum Schutze solcher Ausländer ausreichend, wenn der betreffenden auswärtigen 
Regierung von deren Aufnahme Konutniss und dadurch dorselben Gelegenheit gegeben 
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wird-, die ihr beliebigen Schritte zu thun, um sich zu überzeugen, dass die Unter- 
bringung eines ihres Unterthanen in einer diesseitigen Irren-Anstalt nicht zur Beeinträch- 
tigung seiner persönlichen Freiheit erfolgt sei. Aus diesem Grunde und im Einverständ- 
nisse des Herrn Justiz-Ministers ist dem Königlichen Polizeipräsidium durch die Verf. 
vom 20. Juni 1837 zu erkennen gegeben worden, dass seinem Anträge: die Untersuchung 
des Gemütszustandes der mit Zustimmung des Magistrats zu Riga in eine hiesige 
Privat-Irrcnanstalt eingelieferten N. aus Riga durch das compctente Russische Gericht 
herbeizuführen, um so weniger Folge zu geben sei, als nach der Russischen Gesetz- 
gebung ein solches Verfahren überhaupt nicht stattfinde. Zugleich ist darin bemerkt 
worden, dass es hinsichtlich der Ausländer genüge, wenn das Königliche Polizei- 
Präsidium dem Königlichen Minist, der auswärtigen Angelegenheiten von der Aufnahme 
des betreffenden Individuums in eine Irren-Anstalt Anzeige macht, damit dasselbe im 
Staude sei, die auswärtige Regierung hiervon zur Wahrnehmung der Rechte des Gemüts- 
kranken zu benachrichtigen. 

Das Königl. Polizei-Präsidium setze ich hiervon mit der Anweisung in Kcnntniss, 
nach diesem Grundsätze in allen künftigen derartigen Fällen zu verfahren. 

Circ.- Verfügung des Minist, des Innern vom 21. Januar 1861', betreffend 
Geisteskranke aus Russland (Graf von Schworin). 

Die Kaiserl. Russische Regierung hat mittelst Ukases vom 13. und 28. März viJ. 
bestimmt, dass die bezüglich der Untersuchung und Feststellung des Gemütszustandes 
der im Auslando von einer Geisteskrankheit befallenen Russischen Unterthanen 
nach den Gesetzen des Landes, in welchem sic sich befinden, aufziiuohinenden Acte zu 
ihrer gesetzlichen Gültigkeit in Russland der Mitwirkung eines Abgeordneten oder Be- 
vollmächtigten der in dem betreffenden Laude bestehenden Russischen Gesandt- 
schaft oder des daselbst errichteten Russischen Consulats bedürfe. 

Indem ich der Königlichen Regierung dem Seitens der hiesigen Kaiserl. Russischen 
Gesandtschaft gestellten Ansuchen entsprechend hiervon Mittheilung mache, veranlasse ich 
dieselbe hierdurch, die Polizei-Behörden Ihres Bezirks von der gedachten Anordnung 
in geeigneter Weise in Kcnntniss zu setzen und ihnen die th tunlichste Beachtung der- 
selben vorkommeudenfalls zu empfehlen. 

Verfügung der Ministerien des Innern, der Justiz und der etc. geist- 
lichen Angelegenheiten an den Königl. Ober-Präsidenten N. zu N. vom 
27. März 1873, betreffend die Unterbringung eines gemeingefährlichen 
Geisteskranken. (I. V. Bitter, de Rege, Achenbach). 

Des Königs Majestät haben mittelst des in beglaubigter Abschrift beigofügten Aller- 
höchsten Erlasses vom 8. d. Mts., (Anlage A) dem Anträge des 46. Communal-Landtages 
der Ncuraark entsprechend in Abänderung des §. 33. der Verordnung über die Einrichtung 
des Landarmen-Corrigendeu- und Irren Wesens in der Neumark vom 19. October 1860 — 
G.-S. S. £05 u. ff. zu bestimmen geruht, dass zur Begründung des Antrages auf aus- 
nahmsweise Unterbringung eines gemeingefährlichen Geisteskranken in eine Irren-Anstalt 
vor dessen gerichtlicher Wahn- oder Blödsinnigkeit r- E rklärung nicht mehr das Zeug- 
nisa zweier Aersto, sondern nur das eines Arztes erforderlich sein soll. 

Ew. etc. setzen wir hiervon auf den Bericht vom 7. Januar d. J., unter Wieder- 
anschl'uss der Anlage desselben, zur gefälligen weiteren Veranlassung ganz ergebenst in 
Kcnntniss, 

W egen Publication des Allerhöchsten Erlasses wird auf die von mir, dem rait- 
unterzeichneten Minister des Innern, erlassene Circular- Verfügung vom 22. Juli v. J. — 
I. A. 7138 — verwiesen, und sehe ich der darin vorgeschriebeucn Einreichung zweier 
Exemplare der betreffenden Amtsblatts-Nummern entgegen. 

Anlage A. 

A.-O. vom 8. März 1873. 

Auf den Bericht vom 27. Februar d. J. bestimme Ich, dem Anträge des 46. Com- 
munal-Landt&ges der Neumark entsprechend, in Abänderung des §. 33 der Verordnung 
über die Einrichtung des Landarmen - Corrigenden- und Irrenwesens in der Neumart 
vom 19. October 1860 — - G.-S. S. öOö u. ff. — hierdurch, dass zur Begründung des 
Antrages auf ausnahmsweise Unterbringung eines gemeingefährlichen Geisteskranken in 
eine Irren- Anstalt vor dessen gerichtlicher Wahn- oder Blödsinnigkeits-Erklärung nicht 
mehr das Zeugnis» zweier Acrzte, sondern nur das eines Arztes erforderlich sein soll. 

Dieser Erlass ist in der. in dem Gesetze vom 10. April 1872 — G.-S. S. 357 u. 358. 
— vorgeschriebeuen Art bekannt zu machen. 
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In Betreff der mit der Untersuchung eines Geisteskranken verbundenen 
Kosten ergingen folgende Verfügungen: 

Circ.-Vcrf. des Ministers der geistlichen etc. Angelegenheiten und des 
Innern vom 8. Juli 1867 ( v . Mühler. I. A. Sulzor). 

Es ist bemerkbar geworden, dass für die von der Aufsichtsbehörde durch ihre 
Organe voranlassten ärztlichen Untersuchungen geisteskranker Personen auf Gemein- 
geiährlichkeit in einzelnen Regierung« - Bezirken unverhältnissraässig hohe Kosten er- 
wachsen, in anderen dagegen nur selten Vorkommen. Die Fürsorge gegen gemeingefähr- 
liche Handlungen der Kranken ist Sache der Orts-Polizei und die Aufsichtsbehörde hat 
nur darüber zu wachen, das« die Orts- Polizei - Behörden die in dieser Beziehung ihnen 
obliegenden Pflichten erfüllen. Hält die Königliche Regierung zu diesem Zweck die 
Untersuchung des Geisteskranken durc h ihre Organe für nothwendig, so wird sich hier- 
bei ergeben, ob die Orts-Polizci-Bohörde ihrer Verpflichtung genügt hat, in welchem 
Fall die Kosten der Revision unzweifelhaft auf die Staats-Casse zu übernehmen sind; 
oder ob die Orta-Polizei-Behörde in Vernachlässigung ihrer Pflicht die Untersuchung dos 
Geisteskranken noch nicht veranlasst hat. Im letzteren Fall wird es unbedenklich sein, 
die Kosten dieser Untersuchung durch die Organe der Aufsichtsbehörde der Orts- 
Po^zei-Behörde aufzuerlegen. 

Wir machen daher der Königlichen Regierung zur Pflicht, die im Aufsichtswege 
durch die Kreisphysiker zu bewirkende Untersuchung geisteskranker Personen, sofern 
mit denselben Kosten für die Staat« -Gasse verbunden sind, auf das Bedürfnis« einzu- 
schräukcu und in allen Fällen einer stattfindenden derartigen Untersuchung zu prüfen, 
ob die Nothwendigkeit der Untersuchung nach den obwaltenden besonderen Umständen 
als durch eine schuldbare Verabsäuniung Seitens der Orts-Polizei-Behörde entstanden an- 
zusehen ist und ob in Folge dessen die betreffende Orts-Polizei-Behörde zur Erstattung 
der dicsfälligen Kosten angehalten werden kann. 

Min.-Verf. des Ministers des Innern and der geistl. Angelegenheiten vom 
3. September 1872. (I. V. Bitter. Achenbach). 

Der Königl. Regierung eröffnen wir auf die Anfrage vom . . . dass über die An- 
wendung der in unserra gemeinschaftlichen Erlass vom 8. Juli 1 8C7 ausgesprochenen 
generellen Grundsätze bezüglich der Verpflichtung zur Tragung der Kosten mr Unter- 
suchung geisteskranker Personen eine für alle Fälle erschöpfende Instruction nicht er- 
thcilt werden kann. Die Frage, ob die Local-Polizeibehörde vermöge der ihr obliegen- 
den Fürsorge gegen gemeingefährliche Handlungen Geisteskranker verpflichtet erscheint, 
die ärztliche Untersuchung eines Kranken bewirken zu lassen, wird stets nur nach den 
Umständen des gegebenen Falls zu beantworten sein. 

Was aber die von der Königl. Regierung besonders hervorgehobene Kategorie der- 
jenigen Fälle betrifft, in welchen es sieh darum handelt, das im §. 15 des Reglements für 
die Irren-Anstalt zu N. zur Aufnahme Kranker in die Anstalt vorgeschriebene Gutachten 
des Kreis-Phvsikus zu beschaffen, so können die Kosten dieses Gutachtens dem Fiscus nicht 
zur Last fallen. Dieselben müssen vielmehr von den Personen oder Ortsbehörden ge- 
tragen werden, welche dio Aufnahme eines Kranken in die Anstalt nachsuchen und 
welchen das Reglement die Verpflichtung auferlegt, das gedachte ärztliche Attest als 
Belag des Aufnahmegesuch« beizubringen. In Fällen aber, wo die Gemeingefährlichkeit 
eines in die Anstalt aufzunehmenden Irren durch einen zuverlässigen, nient beamteten 
Arzt gehörig begutachtet ist, empfiehlt es sich, entweder von der nochmaligen Unter- 
suchung durch aen Kreis-Physikus abzusehen, oder wenn dies nach der Lage des Falls 
bedenklich erscheint, der betreffenden Orts-Polizci-Behörde die Beibringung de» Physi- 
kats-Gutachtens aufzugeben. 

ln Betreff der Revision der Irren - Anstalten ergingen folgende Ver- 
fügungen: 

Circ.-Vorf. vom 7. Mai 1859 (v. Beth mann - Holl weg). 

Neuerdings vorgokommene Fälle haben zu Zweifeln Anlass gegeben, ob die den 
Kreis- Physikern obliegende Beaufsichtigung der in ihrem Bezirk bestehenden Privat- 
Irren-Heil- und Pflege- Anstalten immer mit genügender Gründlichkeit ausgeführt wird. 
Ich bestimme daher, dass auch die genannten Anstalten einer periodischen Revision, 
wie solche für dip öffentlichen Provinzial - Irren - Anstalten ungeordnet ist, Seitens der 
Köuigl. Regierung unterworfen werden. Zur möglichen Vermeidung von Kosten sind 
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diese Revisionen bei Gelegenheit der Apouieken - Revisionen in den Orten, in welchem 
oder in deren Nähe sich rrivat-Irron-Anstalten befinden, von dem Regierungs-Medicinal- 
rath resp. dem mit der Apotheken-Visitation beauftragten Kreis-Physikns vorzunehmen. 
Es ist dabei nicht allein auf die Einrichtung und Verwaltung der Anstalt, sondern auch 
besonders darauf zu sehen, ob in Beziehung auf die Aufnahme der in denselben befind- 
lichen Geisteskranken den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen genügt ist. 

Ueber den Vorgefundenen Thatbestand ist ein genaues Protocoll aufzunehmen, 
welchem der Revisor seine Bemerkungen über die in der Anstalt stattfindende Behandlung 
beizufügen hat. Diese Revisions-Protocolle sind zugleich mit den in Gemässheit der 
Verfügung vom ö. Februar 1855 zu erstattenden dreijährigen Berichten in Betreff der 
statistischen Nachrichten über die öffentlichen und rrivat-Irren-fleil- und Pflege-An- 
stalten einzureichen. 

Min.-Verf. vom 20. Juni 1859 (v. Bet hmann -Hollweg). 

Der Königl. Regierung erwiedero ich auf den Bericht vom . . dass meine Ver- 
fügung vom 7. v. Mts. zu Zweifeln füglich nicht Raum geben kann, indem in derselben 
nur von Privat-Irren -Heil- und Pflege-Anstalten die Rede ist. Unter Privat - Irren- 
Anstalten sind aber im Gegensatz zu den öffentlichen nnd ständischen nicht allein die- 
jenigen zu verstehen, welche Unternehmungen eines Privatmannes sind, sondern auch 
diejenigen, zu deren Einrichtung und Verwaltung Communen, Kreise, Associationen 
nnd milde Stiftungen die Concession erhalten haben. Dass übrigens s&mmtlicbe andere 
Privat-Hcilanstalten ebenfalls nicht von der medicinal-nolizeilichen Beaufsichtigung aus- 
geschlossen, sondern von Zeit zu Zeit zn revidiren sind, versteht sich ebenso von selbst, 
als dass ohne derartige Revisionen die mcdicin&l-polizeiliche Beaufsichtigung nicht mit 
Erfolg gehandbabt werden kann. 

Min.-Verf. vom 25. April 1862 (I. V. Lehnert). 

Ew. etc. eröffne ich auf die Vorstellung vom . . dass ich die Bedenken, welche 
Sie gegen die von der Königl. Regierung hinsichtlich der Aufnahme von Geistes- 
kranken in Privat - Irren - Anstalten in Erinnerung gebrachten Bestimmungen erhoben 
haben, für begründet nicht erachten kann. 

Das Mimsterial-Rescript vom 16. Februar 1839 gründet sich auf die Allerhöchste 
Cabineta-Ordro vom 5. April 1804, welche sich ursprünglich nur auf die Aufnahme von 
Gern üthskr anken in das hiesige Charite - Krankenhaus bezog, deren Vorschriften aber 
durch den Erlass des Königl. Justiz-Minsteriums vom 25. November 1825 auf sämmtliche 
öffentliche und Privat-Irren-Anstaltcn ausgedehnt und bisher, mit Beachtung der durch 
besondere Umstände gebotenen Modification, gleichmassig ungowendet worden sind. 
Wenn nun die an sämmtliche Königliche Regierungen zur Anweisung der Directionen 
des in ihrem Departement befindlichen Irren- Anstalten sowie der Polizeibehörden er- 
lassene Verfügung vom 16. Februar 1839 in der Einleitung mit Bezug auf den Snecial- 
falL welcher zu diesem Rescripte Anlass gegeben hat, vorzugsweise nur der öffent- 
lichen Irren- Anstalten gedenkt, so ist doch hiermit keineswegs ausgesprochen, dass die 
Privat - Irren- Anstalten hinsichtlich der Aufnahme ihrer Kranken eine andere Stellung 
einnehmen sollen, als die öffentlichen Anstalten. Es liegt sogar nahe, dass die zur Ver- 
hütung ungerechtfertigter Freiheitsberaubung angeblich gemüthskranker Personen noth- 
wendigen gesetzlichen Bestimmungen in Beziehung auf Privat-lrren-Anstalten wegen deren 
isolirter und von amtlicher Controlc entfernterer Stellung im höherem Grade noch ge- 
boten erscheinen, als für die öffentlichen Anstalten, welche nach bestimmten, von den 
Staatsbehörden genehmigten Statuten verwaltet werden. 

Mit Rücksicht hierauf und weil einzelne in neuerer Zeit vorgekommene Falle zu 
Zweifeln Anlass gegeben haben, ob in Privat-lrren-Anstalten die gesetzlichen Vorschriften 
bei der Aufnahme von Geisteskranken immer gewissenhaft befolgt werden, ist durch 
die Circular- Verfügung vom 7. Mai 1859 verordnet worden, dass auch die Privat-Irren- 
Anstaltcn gleich den öffentlichen Provinzial- Irren- Anstalten einer periodischen Revision 
unterworfen werden sollen, bei welcher nicht allein auf die Einrichtung und Verwaltung 
der Anstalt, sondern auch besonders darauf zu sehen ist, ob in Bezienung auf die Auf- 
nahme der Kranken den bestehenden Bestimmungen genügt ist. 

Dass, wie Sie behaupten, diese Bestimmungen bisher in keiner Privat-Irren-Anstalt 
in Preussen zur Anwendung gekommen oder gar unausführbar seien, ist nicht zuzugeben, 
und dass die grundsätzlich festzuhaltende Vorschrift, nach welcher die Aufnahme von 
Geisteskranken in der Regel nur auf Ansuchen der Gerichts- oder Polizei-Behörde er- 
folgen darf, viele Familien von der Ueberweisung gemüthskranker Angehörigen an eine 
Privat-Irren-Anstalt abschrecken werde, ist um so weniger zu befürchten, als hierdurch 
eine billige Rücksichtnahme auf diejenigen besonderen Fälle, in welchen zur Verhütung 
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gemeiner Gefahr oder aus anderen dringenden Gründen die amtliche Requisition nicht 
hat abgewartet werden können, keineswegs ausgeschlossen ist. Für diese Ausnahmefälle 
tritt aber dann die Bestimmung in Kraft, dass dem betreffenden Gericht und der 
Polizeibehörde sofort die Anzeige von der Aufnahme, welche jedoch stets nur auf 
Grnnd zuverlässiger ärztlicher Atteste erfolgen darf, gemacht werden muss. 

Da sich Schwierigkeiten in Beziehung auf die Ausführung dieser Vorschriften nicht 
hcrausgestellt haben, so vermag ich ein Bedürfnis» zum Erlass besonderer reglemen- 
tarischer Bestimmungen über djg Aufnahme von Geisteskranken in Privat- Irren- Anstalten 
nicht, anzuerkennen, muss es aber als ein Haupt- Requisit einer geordneten Verwaltung 
der Privat-Irren-Anstalten betrachten, dass über jeden in derselben befindlichen Kranken 
insbesondere ein die Beläge über die gesetzlich erfolgte Aufnahme enthaltendes Acten- 
stück vorhanden sei, damit dasselbe bei stattlindcndon Revisionen als Ausweis über das 
Verfahren des Directors vorgelegt werden kann. 

Verf. der Königl. Regierung zu Cöln vom 17. Januar 1867, betreffend das 

bei Revisionen von Irren-Anstalten zu beobachtende Vorfahren. 

Wir haben wiederholt in Erfahrung gebracht, dass die Bestimmungen unserer 
Amtsblatt-Bekanntmachungen vom 6. Mai 1839 und 29. März 18.H, die Aufnahmo von 
Geistes und Gemüths-Kranken in Irren- Anstalten betreffend, nicht überall so, wie es er- 
forderlich ist, beobachtet werden: wir bringen daher in Erinnerung, dass 1) die Auf- 
nahme eines angeblich Geistes- oder Gemüths- Kranken, sei es ein heilbarer oder unheilbarer, 
nie auf blosse Privatrequisition, selbst nicht der Eltern oder eines Ehegatten, sondern 
nur auf Ansuchen des Gerichts oder der Orts - Polizeibehörde erfolgen darf und zwar 
auf Grund eines vorgelegten Atteste» eines Physikus oder oines anderen zuverlässigen 
Arztes, welches den geisteskranken Zustand des betreffenden Individui und, falls es sich 
um die Aufnahme in eine Irrenpflege- Anstalt handelt, die Unhcilbarkoit desselben be- 
scheinigt: dass 2) unmittelbar nach der Aufnahme von dem Inhaber oder Vorsteher der 
Irren-Anstalt derjenigen Gerichtsbehörde, vor welcher der betreffende Kranke seinen per- 
sönlichen Gerichtsstand vor der erfolgten Aufnahmo hatte, behufs etwaiger Einleitung 
dos Interdictions- Verfahrens Anzeige zu machen ist und zwar mit dem Ersuchen, über 
die erfolgte Anzeige eine Empfangsbescheinigung ertheilen zu wollen. Diese Anzeigen 
sind, wenn der Kranke innerhalb eines Bezirkes wohnt, wo die rheinische Gesetzgebung 
gilt, an den betreffenden Obor-Procurator zu richten, bei Ausländern, beziehentlich 
deren die zustüudige Gerichtsbehörde unbekannt ist, an die betreffende auswärtige 
Regierung oder auch an uns. damit durch Vermittelung des Königlichen Ministeriums 
der auswärtigen Angelegenheiten dio Zustellung der Anzeigen an die competentc Gerichts- 
behörde bewirkt werden kann. 

Behufs Erleichterung des Nachweisos, dass die Vorsteher oder Unternehmer von 
Irren -Anstalten den vorstehenden Bestimmungen nachgekommen sind, haben dieselben 
ein besonderes Journal zu führen, welches in besonderen Colonnen ergiebt: 

1. Die laufende Nummer. 

2. Datum der Aufnahme. 

9. Den Vor- und Zunainon dos Kranken. 

4. Stand, Alter und Wohnort desselben. 

5. Namen und Wohnort des Arztes, welcher die Geisteskrankheit bescheinigt hat. 

6. Namen der Gerichts- oder Polizeibehörde, auf deren Ansuchen die Aufnahme 
erfolgt ist. 

7. Bezeichnung der Behörde, welcher über die Aufnahme Anzeige gemacht 
worden ist. 

8. Datum dieser Anzeige. 

9. Datum der Empfangsbescheinigung über dieselbe. 

10. Datum des Abganges des Kranken aus der Anstalt. 

11. Besondere Bemerkungen. 

Die Schriftstücke, welche als Beläge für die Richtigkeit der Eintragung dienen, 
sind zusammenzuheften, mit Nummern, welche mit denen des Journals übereinstimmen, 
zu versehen und auch nach dem Abgänge des Kranken aufzubewahren, weil nicht selten 
auch dann noch über das bei der Aufnahme stattgefundenc Verfahren Auskunft gegeben 
werden muss. 

Journal und Beläge sind den Ortspolizei-Behörden, wo die Anstalt liegt, bei den 
von ihnen vorzunehmenden periodischen Revisionen auf Verlangen vorzulegen. 

Wir erwarten, dass hiernach für die Folge auf das Genaueste verfahren wird, in- 
dem andernfalls gegen die Vorsteher öffentlicher Irren - Anstalten auf dem Disciplinar- 
wege eingesehritten werden, den Unternehmern von Privat- Irren- Heil- und Pflego-An- 
stalten dagegen nach Umständen die Concession entzogen werden würde. 
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Auch die Vorsteher und Mitglieder geistlicher Corporationen oder Orden, welche 
sich damit befassen, Geistes* oder Gern üthsk ranke bei sicli aufzunehmen, haben sich vor- 
stehende Bestimmungen zur Richtschnur dienen zu lassen. 

Zuwiderhandlungen gegen die bestehenden Bestimmungen werden bestraft. 

Strafgesetzbuch vom 31. Mai 1870 (G.-S. S. 197 ff.) 

§. 239. Wer vorsätzlich oder widerrechtlich einen Menschen oinsperrt oder auf 
andere Weise des Gebrauchs der persönlichen Freiheit beraubt, wird mit Gcfängniss 
bestraft. 

Wenn die Freiheitsentziehung über eine Woche gedauert hat, oder wenn eine 
schwere Körperverletzung des der Freiheit Beraubten durch die Freiheitsentziehung oder 
die ihm während derselben widerfahrene Behandlung verursacht worden ist, so ist auf 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu erkennen. Sind mildernde Umstände vorhanden, so 
tritt Gcfängnissstrafc nicht unter einem Monate ein. Ist der Tod des der Freiheit 
Beraubten durch die Freiheitsentziehung oder die ihm während derselben widerfahrene 
Behandlung verursacht worden, so ist auf Zuchthaus nicht unter drei Jahren zu er- 
kennen. Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gofängnissstrafo nicht unter drei 
Monaten ein. 

Bezüglich der Errichtung von Heil- und Erziehungs-Anstalten für blöd- 
sinnige Kinder erging die 

Circ.-Verf. der Minister der geistlichen Angelegenheit und des Innern 
vom 3. August 1858 (v. Raumer, I. A. Salzer). 

Neuerdings ist die Aufmerksamkeit auf die Verbesserung der traurigen Lage ge- 
richtet worden, in welcher sich blödsinnige Kinder und Cretinen befinden, die in ihren 
Familien oder als Ortsarme ohne leibliche und geistliche Pflege der Verwahrlosung 

£ reisgegeben bleiben. Dass die Zahl dieser Unglücklichen in allen Provinzen des Staats 
eine unerhcblicho ist, darf nicht bezweifelt werden. Da denselben in vielen Fällen nur 
in besonders eingerichteten Anstalten diejenige systematische Behandlung gewährt werden 
kann, welche erforderlich ist, um die noch bildungsfähigen unter ihnen zu brauchbaren 
Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft zu machen, so wird die Errichtung von lleil- 
und Erziehungs- Anstalten für blöcLsinnigo Kinder als ein Bedürfnis anerkannt werden 
müssen. Die Befriedigung desselben muss nach Analogie der für die Gründung der 
Irren -Heilanstalten bestehenden Bestimmungen den Provinzial- Verbänden überlassen 
bleiben, soweit nicht Privatanstalten genügende Hülfe darbieten. 

Ew. etc. ersuchen wir, die Angelegenheit nach Erörterung der in der Provinz 
bestehenden factischen Verhältnisse in nähere Erwägung zu nehmen und nach Massgabe 
des Resultates die Einwirkung der Provinzialstände für diesen Gegenstand anzuregen, 
resp. auf die Bildung von wonlthütigen Vereinen zu diesem Zwecke hinzuwirken. 

Min.- Verfügung vom 13. April 1867 (I. V. Lohnort). 

Auf den Bericht vom . ., das dortige, zur Erziehung und Pflege blödsinniger 
Kinder bestimmte W T ilhelmsstift betreffend, erwiedere ich der Königl. Regierung, dass die 
Voraussetzungen nicht vorliegen, unter denen cs einer Concession auf Grund der Staats- 
Ministerial-Instruction vom 31. Januar 1839 oder einer Approbation auf Grund des 
§ 42. der Allgem. Gewerbe-Ordnung vom 17. Decembor l84o bedarf. Dergleichen Con- 
cessioncn oder Approbationen können nicht der Anstalt, sondern nur einem für die 
Verwaltung derselben verantwortlichen Privatunternehmer ertlieilt werden. 

In Beziehung auf das dortige Wilhclmsstift wird es genügen, wenn die Königl. 
Regierung sich von Zeit zu Zeit auf zuverlässigem Wege die Ueberzeugune verschafft, 
dass bei dem Betriebe der Anstalt die bestehenden Vorschriften befolgt und etwa vor- 
kommende Abweichungen alsbald beseitigt, werden. 

Min.-Vcrf. an den Königl. Ober-Präsidenten zu N. vom 4 Juni 1873 
(1. V. Sydow). 

Bei der Entscheidung der in den gefälligen Berichten vom . . . erörterten Frage 
wegen der Concessionirung von Kranken-Anstaltcn erachtet der Herr Minister für 
Handel ctc. sein Ressort nicht für betheiligt. 
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Meinerseits bemerke ich zur Sache ergebenst, dass der $. 30 der Gewerbe- Ordnung 
vom 21. Juni 18GD nur auf den gewerbsmässigen Betrieb von Privat-Kranken- etc. 
Anstalten Anwendung findet. Unternehmungen dagegen, welche die Krankenpflege nicht 
gewerbsmässig betreiben, unterliegen nicht (tcr Vorschrift de« §. 30. 1. c. 

Es bestellt hierfür auch kein Bedürfnis«, weil derartige Anstalten dom diseretio- 
nairen Ermessen der Medieinnl-Aufsichtsbehorden unterstellt bleiben und hierin ein 
genügender Schutz gegen etwa hervortretende UebelstAnde gegeben ist. 

Nach den bei der Anstalt N. zu N. gemachten Erfahrungen wird cs sich aber 
empfehlen, künftig die Concessionining solcher Anstalten dazu zu benutzen, um gleich von 
vornherein der Medicinal- Aufsichtsbehörde eine bestimmte Einwirkung auf die Auswahl 
derjenigen Personen zu sichern, welchen der technische Betrieb der betreffenden Anstalten 
übertragen werden soll. 

2. Bäder, Bade- und Brunnen-Anstalten. 

Die Bäder, Bade und Brunnen-Anstalten stehen unter der Aufsicht der 
betreffenden Bezirks-Regierung. 

Den Ortspolizei-Behörden liegt es ob, die Stellen ausznmitteln und bekannt 
zu machen, an denen ohne Gefahr gebadet werden kann, dagegen das Baden 
an gefährlichen Orten zu untersagen. 

Die Verwaltung der Mineral-Brunnen- und Bade- Anstalten ist verschieden, 
Je nachdem die (Quellen Fiscaliscbes, Communal- oder Privat- Eigen th um sind. 
In beiden ersteren Fällen sind sie entweder verpachtet oder stehen unter Leitang 
von Bade- oder Brunnen-Directionen. 

An jedem Bade fungirt mindestens ein Brnnnenarzt, der zunächst als tech- 
nischer Beirath zu betrachten ist. 

Bezüglich der zu erstattenden periodischen Berichte über den Zustand der 
Heilquellen erging die 

Circ.-Verf. vom 7. Juli 1870 (v. Mühler). 

In der Absicht, die durch die Verfügungen vom 16. Marz 1826 und 5. Febr. 1855 
angeordnete Einsendung von Berichten über dio Zustände, Veränderungen, Frequenz etc. 
der vorhandenen Heilquellen und Bäder auch auf die neuerworbenen Landesthe.ile. aus- 
zudehnen, habe ich zuvor eine gutachtliche Aonssorung der Königlichen wissenschaft- 
lichen Deputation für das Medicinal wesen darüber erfordert, ob die für die Grundlage 
derartiger Beru hte in der vorerwähnten Verfügung vom 16. März 1826 vorgeschriebenen 
Fragen unkte den Anforderungen der Wissenschaft und der in dauerndem Fortschritt 
begriffenen Einrichtungen bei den Gesundbrunnen zur Zeit noch entsprochen. 

Dies ist von der genannten Deputation in ihrem hierauf erstatteten Gutachten vom 
25. Mai er. verneint und statt der früheren Fragepunkte sind folgende vorgeschlagen 
worden : 

1) Zahl und Namen der vorhandenen Mineralquellen, darunter Angabe 

a) des chemischen Charakters, der Temperatur und der Ergiebigkeit derselben ; 

b) des von ihnen gemachten Kurgebrauchs; — welche Trink-, und welche 
Badequellen sind? — 

2) Ob und welche Schwankungen und Veränderungen der physikalisch-chemischen 
Constitution der Mineralwässer beobachtet worden sind? Darunter Angabe 
der etwa vorgenonnnenen neuen chemischen Analysen. 

3) Ob in Folge von besonderen Naturereignissen oder bei Gelegenheit geognosti- 
seher Untersuchungen oder durch Bohrversuche neue Quellen entstanden sind? 

4) 01» und was für die Erhaltung, Verbesserung oder Veränderung der Einrich- 
tung geschehen ist? 

a) an den Quollen, hinsichtlich der Fassung, der Ueberdaehung und dergl.: 

b) für die Bäder, hinsichtlich der Anlage von Landhäusern, der Zuleitung des 
Wassscrs, der Art der Erwarmung desselben, beziehungsweise der Kühl- 
vorrichtungen bei Thermen, der Einrichtung der Badezeiten u. s. w. 

6) ln wessen Besitz der Gesundbrunnen sich befinefct und wie die Verwaltung 
organisirt ist? mit Angabe des zeitigen Beamtenpersonal». 

6) Dauer der Saison. 
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7) Statistische Notizen über die Freqnenz am Bade und deren Bewegung: Zahl 
der Kurgäste, ungefähre Angabe der Nationalitäten (Vergleich mit den Vor- 
jahren); durchschnittliche Dauer der Kur. 

ft) Zahl der verabreichten Bäder. 

9) Zahl der versendeten Krüge und Flaschen der einzelnen Mineralquellen; An- 
gabe der Methode der Füllung und des Verschlusses der Gef&sse. 

10) Zahl der zur Behandlung und Pflege aufgenommenen Annen und der den- 
selben unentgeltlich gewährten Bäder. 

11) Ob und welche llcilapparate oder besondere Kurmethoden etwa neben dem 
Gebrauch der Mineralquellen Seitens der Badeärzte oder der Brunnonverwal- 
tung in Anwendung gesetzt werden? 

12) Wissenschaftliche auf den Gebrauch der Heilquellen bezügliche Bemerkungen 
und Mittheilungen. 

Indem ich diesen Vorschlägen meine Genehmigung ertheile, veranlasse ich die 
Königliche Regierung etc., den betreffenden Physikern, Brunnenärzten, resp. Brunnen- 
verwaltungen ihres Bezirks aufzugeben, bei ihren nach Ablauf der Badezeit jedes Jahres 
zu erstattenden ausführlichen bal neologischen Berichten an die in dem obigen Schema 
vorgeschriebenen Punkte sich anzusch Hessen. 

Die eingehenden Berichte hat die Königliche Regierung etc. spätestens zu Anfang 
des jedesmal nächsten Jahres, eventuell mit ihren Bemerkungen begleitet, mir einzti- 
reiclien. 

Die Bestimmungen der Verfügungen vom 14. März 1826 und 5. Februar 1855 
treten hierdurch ausser Kraft. 

Die Mineralbrunnen und Mineralbäder sind theils fiscalisches, theils Communal-, 
theils Privat-Eigenthum. 

An vielen Bädern, z. B. zu Eras, Schwalbach, Schlangenbad, Aachen etc. 
sind König!. Badecommissäre zur Wahrnehmung der Badepolizei angestellt. 

Die Anstalten zur Bereitung künstlicher Mineralwässer bedürfen 
seit Emanation der Gewerbe-Ordnung vom 21. Jnni 1869 keiner besondern Ge- 
nehmigung der Verwaltungsbehörde. 


3. Apotüeken. 

Die Apotheken sind nach dem Allgera. Landrecht Thl. 11. Tit. 8. Abth. 6. 
und der revidirten Apotheker-Ordnung vom 11. October 1801 der unmittelbaren 
Aufsicht des Staats und der von ihm angeordneten Medicinal- Behörden unter- 
worfen, jedoch keine Staatsanstalten, in ihren Rechten aber durch Privilegien 
oder Concessionen und vom Staate festgesetzte Taxen geschützt. 

Die sanitäts-polizeiliche Aufsicht wird insbesondere von dem Regierungs- 
Medicinalrath und den betreffenden Kreispbysikern ausgeübt, wovon später spe- 
cieller die Rede sein wird. ' 

C. Armenkrankenpflege. 

Hinsichtlich der Armenkrankenpflege disponiren folgende Paragraphen 
des Gesetzes über den Unterstütznngswohnsitz vom fi. Jnni 1870 
(B.-G.-Bl. S. 360): 

§. 1. Jeder Norddeutsche ist in jedem Bundesstaate in Bezug * 

a) auf die Art und das Maas der im Fall der Hülfsbedürftigkeit zu gewährenden 
öffentlichen Unterstützung, 

b) auf den Erwerb und Verlust des Unterstütznngswohnsitzes ak Inländer zu 
behandeln. 

§. 2. Die öffentliche Unterstützung hülfsbedürftigor .Norddeutscher wird nach 
näherer Vorschrift dieses Gesetzes durch Ort »armen verbände oder durch Landarmen- 
verbändc geübt. 

§. 9. Der Unterstützungswohnsitz wird erworben durch: 

a) Aufenthalt, b) Verehelichung, c) Abstammung. 

Medioin«]- Wesen. . 
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§. 10. Wer innerhalb eines Ortsarmcnverbande« nach zurüokgelegtem vierund- 
zwanzigston Lebensjahre zwei .Jahre lang ununterbrochen seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt genabt hat, erwirbt dadurch in demselben den Unterstützung* Wohnsitz. 

§. 22. Der Verlust des Unterstützungswohnsitzeg tritt ein durch : 

1) Erwerbung eines anderweitigen U nterstützungs Wohnsitzes, 

2) zweijährige ununterbrochene Abwesenheit nach zurückgelegtem vierund- 
zwanzigsten Lebensjahre. 

§. 28. Jeder hülfsbedürftige Norddeutsche muss vorläufig von demjenigen Orta- 
verbande unterstützt werden, in dessen Bezirk er sich bei dem Eintritt, der Hülfs- 
hedürftigkeit befindet. Die vorläufige Unterstützung erfolgt vorbehaltlich des 
Anspruchs auf Erstattung der Kosten, beziehungsweise auf Uebemahmo der llülfs- 
bedürftigen gegen den hierzu verpflichtet en Armenverband. 

£. 29. Wenn Personen, welche im Gesindedienste stehen, Gesellen, Gewerbegehülfen, 
Iyehrlinge an dem Orte ihres Dienstverhältnisses erkranken, so hat der Ort*>- 
Armon verband des Dienstortes die Verpflichtung, den Erkrankten die erforderliche Cur 
und Verpflegung zu gewähren. Ein Anspruch auf Erstattung der entstehenden Cur- 
nnd Verpflegungskosten, beziehungsweise auf Uebernahme des Ilülfsbedürftigen gegen 
einen andern Armon verband erwächst nur, wenn die Krankenpflege länger als sechs 
Wochen fortgesetzt wurde und nur für den über diese Frist hinausgehenden Zeitraum. 

Dem zur Unterstützung an sich verpflichteten Armenvorbandc muss spätestens 
sieben Tage vor Ablauf des seohswöchentliclien Zeitraums Nachricht von der Erkran- 
kung gegeben werden, widrigenfalls die Erstattung der Kosten erst von dem sieben 
Tage nach dem Eingänge der Nachricht beginnenden Zeitraum an gefordert werden 
kann. 

Schwangerschaft an sich ist nicht als eine Krankheit im Sinne der vorstehen- 
den Bestimmung anznschcn. 

§. 90. Zur Erstattung der durch die Unterstützung eines Ilülfsbedürftigen Nord- 
deutschen erwachsenen Kosten, soweit dieselben nicht in Gemässheit des §. 29 dem Orts- 
verbandc des Dienstortes zur Last fallen, sind verpflichtet: 

a) wenn der Unterstützte einen Unterstützungswohnsitz hat, der Ortsarmen Vorhand 
seines U nterstützungs Wohnsitzes, 

b) wenn der Unterstützte keinen Unterstützungswohnsitz hat, derjenige Landarmen- 
verband, in dessen Bezirk er sich bei dem Eintritt der Hülfsbedürftigkeit 
befand oder, falls er im hilfsbedürftigen Zustande aus einer Straf-, Kranken-, 
Bewahr- oder Heilanstalt entlassen wurde, derjenige Landarmenverband, aus 
welchem seine Einlieforung in die Anstalt erfolgt ist. 

Die Höhe der zu erstattenden Kosten richtet sich nach den am Orte der statt- 
gehabten Unterstützung über das Maas der öffentlichen Unterstützung Hülfsbcdürftiger 
geltenden Grundsätzen, ohne dass dabei die allgemeinen Verwaltungskosten der 
Armenansfalten, sowie besondere Gebühren für die Hülfeleistung fest remunerirter Armen- 
ärzte in Ansatz gebracht werden dürfen. Für solche bei der öffentlichen Unterstützung 
häufiger verkommenden Aufwendungen, deren täglicher oder wöchentlicher Betrag sich 
in Pauschqnanten feststellen lässt (z. B. Verpflegungssätze in Kranken- und Armen- 
häusern), kann in jedem Bundesstaate entweder für das ganze Staatsgebiet, gleichmässig, 
oder beziehungsweise verschieden ein Tarif aufgestellt und öffentlich bekannt gemacht 
werden, dessen Sätze die Erstatt ungsforderung nicht übersteigen darf. 

§. 34. Muss ein Ortsarmen verband einen Ilülfsbedürftigen Norddeutschen, welcher 
innerhalb dessen seinen Unterstützung* Wohnsitz nicht hat, unterstützen, so hat der Orts- 
armenverband zunächst eine vollständige Vernehmung des Unterstützten über seine 
Heimaths-, Familien- und Aufenthaltsverhültnisse zu bewirken und sodann den Anspruch 
auf Erstattung der angewendeten, beziehungsweise aufzuwendenden Kosten bei Vermei- 
dung des Verlustes dieses Anspruchs binnen I» Monaten nach begonnener Unterstützung 
bei dem vermeintlich verpflichteten Armenverbande mit der Anfrage anzumeldcn, ob der 
Anspruch anerkannt wir«. 

Ist der verpflichtete Armenverband nicht, zu ermitteln, so hat die Anmeldung 
behufs Wahrung des erhobenen Erstattungsanspruchs innerhalb der normirten Frist von 
sechs Monaton bei dor zuständigen Vorgesetzten Behörde des betheiligten Armenverban- 
dee zu erfolgen. 

Ist nach der Ansicht des unterstützenden Ortaarmenverbandes der Fall dazu an- 
gethan, dem Unterstützten die Fortsetzung des Aufenthalts nach §. 5 des Gesetzes über 
die Freizügigkeit vom 1. April 1867 (B.-G.-B. S. 55) zu versagen und will der Orts- 
verband von der bezüglichen Befugnis« Gebrauch machen, so ist die« in der Benach- 
richtigung ausdrücklich zu bemerken. 
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§. 37. Streitigkeiten zwischen verschiedenen Armonverbändon über die öffenilicho 
Unterstützung Hülfsbedürftigor werden, wenn nie streitenden Thcile einem und dem- 
selben Bundesstaate angehören, auf dem durch die Landosgesetze vorgeschriebenen Wege 
entschieden. 

Gehören dio streitenden Armen verbände verschiedenen Bundesstaaten an, so finden 
dio nachfolgenden Vorschriften der §§. 38 — 51 dieses Gesetzes Anwendung. 

§. 41. Soweit die Organisation oder örtliche Abgrenzung der einzelnen Armen- 
verbünde Gegenstand des Streites ist, bewendet es endgültig bei der Entscheidung der 
höchsten landesgesetzlichen Instanz. Im Ucbrigen findet gegen deren Entscheidung 
nur die Berufung an das Bundesamt für das Heimathswesen statt. 

§. 42. Das Bundesamt für das Heimaths wesen ist eine ständige und collegiale 
Behörde, welche ihren Sitz in Berlin hat. 

Es besteht, aus einem Vorsitzenden und mindestens vier Mitgliedern. Sic werden 
auf Vorschlag des Bundesrathes vom Bundesprusidium auf Lebenszeit ernannt. 

§. 60. Ausländer müssen von demjenigen Ortsarmenverbando unterstützt werden, 
in dessen Bezirk sie sich boi dem Eintritt der liülfsbedürftigkeit befinden. Zur Erstat- 
tung der Kosten, beziehungsweise zur Uebernahme des hülfsbodürftigen Ausländers ist 
derjenige Bundesstaat verpflichtet, welchem der Ortsarmen verband der vorläufigen Unter- 
stützung angehört mit der Massgabe, dass es jedem Bundesstaate überlassen bleibt, 
im Wege der Bundesgesetzgebnng diese Verpflichtung auf seine Armenverbände zu 
übertragen. 


Unter allgemeinen Vcrwaltungskosten sind solche Kosten zu verstehen, welche 
zur Unterstützung dor Anstalt und der für den Zweck derselben getroffenen Einrich- 
tungen im Allgemeinen ohne Rücksicht auf das Bedürfnis« des einzelnen darin 
befindlichen Kranken aufgewendet werden, welche mithin auch dann entstanden sein 
würden, wenn das betreffende Individuum nicht darin aufgeuommen worden wäre. Bei 
der Verschiedenheit der in Rede stehenden Anstalten muss selbstredend auch die Ent- 
scheidung der Frage, was zu den allgemeinen Verwaltungskosten der einen oder andern 
Anstalt gehört, verschieden ausfallen. 

Während ein und dasselbe Bedürfnis« des Kranken in grossen und vollständig dotirten 
Anstalten schon durch die getroffene allgemeine Einrichtung befriedigt wird, erheischt 
dasselbe in einer andern, minder vollständig eingerichteten Anstalt besonder© Vor- 
kehrungen, mithin auch besondere Kosten. So werden beispielsweise in fortwährend 
benutzten Krankenzimmern die Kosten der Heizung und Erleuchtung etc. in Beziehung auf 
den einzelnen hinzutretenden Kranken zu den allgemeinen Verwaltungskosten 
gehören, während da, wo um dieses Kranken willen ein Zimmer geheizt und erleuchtet 
werden muss, die dadurch verursachte Ausgabe die Natur der haaren Auslagen hat. 
Achnlich ist es mit der Wäsche, deren Reinigung in einzelnen Anstalten stückweise 
gegen besondere Zahlung erfolgt, in andern Anstalten durch das vorhandene Personal 
bewirkt wird, ohne dass daraus besondere Kosten entstehen. Nur die Arztgebühren 
machen eine Ausnahme; der Gesetzgeber hat deren Erstattung in allen Fällen aus- 
geschlossen, weil er die Fixirung von Aerzten bei dergleichen Anstalten begünstigen 
wollte. Es hängt übrigens nicht von dem Belieben des Armenverbandes ab, bei der 
Fürsorge für fremde arme Kranke diese von der Benutzung der am Orte befindlichen 
Krankenanstalten auszusoh Hessen und in Beziehung auf dieselben ein von der Behand- 
lung der einheimischen Kranken abweichendes, mit einem grösseren Kostenaufwand© 
verbundenes Verfahren ©intretcu zu lassen. (Rescr. vom 30. April 1850. Conf. ferner 
Rescr. vom 12. Fcbr. 1844 und vom 7. Fcbr. 1845.) 

Zu den haaren Auslagen, deren Erstattung verlangt worden kann, gehören 
auch die Kosten für einen besonderen Wärter, wenn die Annahme eines solchen für 
den betreffenden Kranken nöthig wird (Rescr. vom 13. Juni 1867 M.-Bl. S. 202); ebenso 
die Kosten für Wäsche, sofern nicht etwa eine mit der Anstalt verbundene Wäschc- 
rcinigungsanstalt auch die Kosten für dio Reinigung der Wäsche als zu den allgemeinen 
Verwaltungskosten gehörig charakterisirt. (Rescr. vom 17. Juni 1867. M.-Bl. S. 257.) 

Heizungsgebühren gehören zu den haaren Auslagen nur dann, wenn die 
Einrichtung und Heizung eines gesonderten Zimmers für die betreffenden Kranken 
nothwendig wird. (Rescr. vom 17. Octoher 1867.) 

Zu den Gebühren für den Arzt und Wundarzt, welche nicht erstattet worden, 
gehören auch die Gebühren der Hebe am me, welche die Entbindung einer auf der 
Reise begriffenen schwangeren Person bewirkt hat. (Rescr. vom 12. August 1847 
M.-Bl. S. 221). Die Diäten, welche ein Arzt bei Reisen über Land neben freier Fuhre 
zu liqukliren hat, sind theils als Honorar für ärztlichen Beistand, theils als Vcrgüti- 
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gang baarer Auslagen, resp. als Entschädigung für die dem Arzt durch seine längere 
Entfernung von Semem Wohnort in seiner Praxis möglicherweise entstehenden Verlust« 
zu betrachten. Die Kosten hat der Armen verband zu tragen, welchem die haaren 
Auslagen zur Last fallen. (Conf. Hescr. vom 31. Juli 1857.) 

Das Gesetz vom 8. März 1871 (G.-S. S. 13U) verordnet znr Ausführung des 
Bundesgesetzes über den Unterstützungs wohnsitz vom 6. Juni 1870 
(B.-G.-Bl. S. 360) für den gesammten Umfang der Monarchie einschliesslich des 
Jadegebietes, was folgt : 

§. 1. Jedem hülfsl>edürftigen Deutschen (§. 69.) ist von dem zu seiner Unter- 
stützung verpflichteten Armenverbande Obdach, der unentbehrliche Lebensunterhalt, die, 
erforderliche Pflege in Krankheitsfällen und im Falle seines Ablebens ein angemessenes 
Begräbnis» zu gewähren. 

Die Unterstützung kann geeigneten Falles, so lange dieselbe in Anspruch genom- 
men wird, mittelst Unterbringung in einem Armen- oder Krankenhause, sowie mittelst 
Anweisung der den Kräften der llülfsbedürftigen entsprechenden Arbeiten ausserhalb 
oder innerhalb eines solchen Hauses gewährt werden. 

Gebühren für die einem Unterstützungsbedürftigen geleisteten geistlichen Amts- 
handlungen sind die Armenverbande zu entrichten nicht verpflichtet. 

§. 2. Jede Gemeinde bildet für sich einen Ortsverband, sofern sie nicht einem 
mehrere Gemeinden oder Gnts bezirke umfassenden einheitlichen Ortsarmen verbände 
(Gesammt-Armenverbände) schon angehört oder nach den folgenden Bestimmun- 
gen cinzuverlciben ist. Die Verwaltung der öffentlichen Armenpflege steht in den 
Gemeindebezirken überall den für die Verwaltung der Gemeinde-Angelegenheiten durch 
die Gemeinde-Verfassungsgesetze angeordneten Gemeindebehörden zu. Die Bestim- 
mungen der Gemeinde- Verfassungsgesetze über die Verwaltung der Gemeinde- Angelegen- 
heiten, insbesondere die Bestimmungen über die Zuständigkeit des Gemeindevorstandes 
und der Gemeindevertretung sind überall auch für die Verwaltung der öffentlichen 
Armenpflege massgebend. 

Die in diesem Gesetze der Gemeindevertretung zugewiesenen Verrichtungen werden 
da, wo eine gewählte Gemeindevertretung nicht besteht, von der Gemeindeversamm- 
lung wahrgenommen. 

§. 6. Die Gutsbesitzer haben in den Gutsbezirken die Kosten der öffentlichen 
Armenpflege gleich den Gemeinden zu tragen. 

§. II. Die einen eigentlichen Ortsarmenverband gegenwärtig noch nicht bildenden, 
aus mehreren Gemeinden oder Gutsbezirken zusammengesetzten Communalverbände 
(Bürgermeistereien, Aemter, Sammtgemeindcn) können unter Zustimmung des Kreis- 
tages in den Formen, welche für die Beschlussfassung über die gemeinschaftlichen 
Angelegenheiten dieser Verbände vorgeschrieben sind, als Gesammt-Armenverbände 
eingerichtet werden. Die Bestimmungen der Gesetze über die Verwaltung der gemein- 
schaftlichen Angelegenheiten der gedachten Communalverbände sind alsdann auch für 
die Verwaltung der gemeinsamen Armenpflege massgebend. 

§. 16. Die in einigen Uandestheilen bestehenden Ortsarmenverbände (Armen- 
Comrnunen etc.), welche den Vorschriften des Bundesgesetzes über den Unter- 
stützungswohnsitz vom 6. Juni 1870 nicht entsprechen, werden in Ortsarmenverbände 
nach Massgahe jenes Gesetzes (ungebildet. 

§. 19. Es werden diejenigen besonderen Behörden (Armencommissionen, 
Hospitien- Commissionen, Armenverwaltungen, Pflcgschaftsrät he etc.) 
hierdurch aufgehoben, welche in einigen Landestheilen, insbesondere im Bezirk des 
Appellationsgerichtshofes zu Cöln, für die Verwaltung der örtlichen Armenpflege neben 
den durch die Gemeinde-Verfassungsgesetze angenrdneten Gemeindebehörden bestehen. 
Auf die letzteren gehen alle aus Gesetzen, Verordnungen und anderen Titeln entsprin- 
gende Rechte und Pflichten der gedachten besondem Armenbehörden über; insbeson- 
dere ist das unter ihrer Verwaltung stehende Vermögen, soweit dasselbe bisher zu 
bestimmten Stiftungszwecken zu verwenden war, auch fernerhin in gleicher Weise zu 
verwenden. 

§. 31. Die Landarmenverbände sind befugt, die Kosten der öffentlichen Armen- 
pflege, welche die Fürsorge für Geisteskranke*, Idioten, Taubstumme, Sieche und Blinde 
verursacht, unmittelbar zu übernehmen. Kreise oder Annen verbände, welche für einen 
der unmittelbar zu übernehmenden Zweige der Armenpflege bis dahin in ausreichender 
Weise gesorgt haben, können nicht gegen ihren Willen verpflichtet werden, an der 
betreffenden Einrichtung des Landarmenverhandes Thcil zn nehmen oder zu den Kosten 
derselben beantragen. Die auf besonderen gesetzlichen Bestimmungen oder Titeln 
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beruhenden Verpflichtungen einzelner landarmen verbünde, so wie die Verpflichtung der 
Ortsarmenvorbünde zur vorläufigen Unterstützung der iu ihrem Bezirke (§. 28. des 
Bundesgesetzes) der Hülfsbedürttigkeit anheiuifallenden Personen werden hierdurch 
nicht berührt. 

§. 32. Dio in einzelnen Landestheilen bereits bestehenden Verbände von Gemein- 
den und Gutsbezirken zur Bestreitung der Kosten einzelner besonderer Zweige der 
öffentlichen Armenpflege (ausserordentliche Armenlast) bleiben als solche aufrecht erhal- 
ten; bezüglich der Verwaltung der Angelegenheiten derselben kommen die §§. 9., 10., 
13. bis 15. gleichmässig zur Anwendung. Ohne Zustimmung der Betheiligten findet 
die Bildung solcher Verbände nicht ferner statt. 

$. 35. Die für den Betrag der Erstattungsforderungen der Armen verbände mass- 
gebenden Tarife werden von dem Minister des Innern nach Anhörung der Proviuzial- 
Yertretung, beziehungsweise der Communal-Landt&gc aufgcstellt. 

§. 63. Einen Anspruch auf Unterstützung kann der Arme gegen einen Armen 
verband niemals im Rechtswege, sondern nur bei der Verwaltungsbehörde geltend 
machen, in deren Pflicht es liegt, keine Ansprüche zuzulassen, welche über das Noth 
dürftige hinousgehen. 

§. 64. Jeder Ausländer ist, so lange ihm der Aufenthalt im lulande gestattet 
wird, in Bezug 

a) auf (lie Art und das Maas der im Kalle der Hülfsbedürftigkeit zu gewährenden 
öffentlichen Unterstützung, 

b) auf den Erwerb und Verlust des Unterstützungswohnsitzes 
einem Deutschen gleich zu achten. 

§. 69. Unter einem deutschen Hülfsbedürftigen und einem deutsch en Artnen- 
verhando im Sinne dieses Gesetzes ist ein solcher zu verstehen, welcher dem Geltungs- 
bereich des Bundesgesetzes über den Unterstützungswohnsitz vom 6. Juni 1870 angehört. 

§. 74. Mit dem 1. Juli 1871 treten alle mit den Vorschriften des gegenwärtigen 
Gesetzes in Widerspruch stehenden oder mit denselben nicht zu vereinigenden gesetz- 
lichen Bestimmungen ausser Kraft. Insbesondere treten ausser Kraft: 

1) für die Provinzen Preusscn, Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien, 

Sachsen, Westphalen und die Rheinprovinz: 

a) das Gesetz über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Decbr. 

1 842 (G.-S. 1843 S. 8) mit der Massgabe, dass dio im §.6. unter 3 dieses 
Gesetzes erwähnten, zur Zeit der Verkündigung desselben bereits in Ausführung 

f oknmmeuen Veränderungen von Gemeindebezirken nach wie vor als rechts- 
räftig zu betrachten sind: 

b) das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes vom 31. Decbr. 1842 über 
die Verpflichtung zur Armenpflege etc. vom 21. Mai 1855 (G.-S. 
S. 3H), soweit dasselbe zur Zeit noch Gültigkeit bat; 

c) der §. 1 des Edicts vom 14. Decbr. 1747 wegen Ausrottung der Bettler etc. 
in Schlesien und der Grafschaft Glatz vorbehaltlich «er Bestimmungen 
des §. 9. des gegenwärtigen Gesetzes. 

d) diejenigen gesetzlichen Vorschriften, welche die Aufbringung der Kosten der 
örtlichen Armenpflege in der Provinz Schlesien, ausgchlicsslich der 
Ober- hau sitz, zuin Gegenstände haben, insbesondere das Gesetz vom 
18. März 1869 (G.-S. S. 50o); 

e) der §. 5. der Verordnung, betreffend die Einführung der im westrheinischen 
Theile des Regierungsbezirks Coblenz geltenden Gesetze in dem vormals 
Hessen - Homburgiscnen Oberamte Meisenheim vom 20. September 1867 
(G.-S. S. 1535) und die dort allegirte Verordnung vom 15. October 1832; 

2) für die Provinz Schleswig-Holstein die Armenordnung vom 29. Decbr. 1811 
(Schleswig-Holsteinische G.-S. S. 267 ff.), mit Ausnahme der §$.14 bis 18. 77, 
78, 81, 82. soweit dieselben die gesetzliche Alimentationspflicht der Verwandten 
und die \ erpflichtungen der Dienstherrschaften gegenüber den Dienstboten zum 
Gegenstände haben: desgleichen dio §§. 7 bis 15 des Patents, betreffend die 
Niederlassung und Versorgung von Ausländern, vom 5. November 1851 
(ebendas. S. 243 ff.); 

3) für die Provinz Hannover: 

a) die Verordnung über die Bestimmung des Wohnortes etc. vom 6. Juli 1827 
(Hannov. G.-S». S. 69 ff.) mit der Massgabe, dass die nach den Gomeinde- 
Verfassungsgesetzen durch den Erwerb des Wohnrechts bedingten Rechte und 
Pflichten fortan durch den Wohnsitz (juristisches Domicil) in der hotref- 
fenden Gemeinde begründet werden; 

b) das Gesetz wegen Behandlung erkrankter, der Gemeinde nicht augehöriger 
Armen vom 9. August 1838 (ebendas. S. 195); 
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c) die §§. 48. und 40., sowie die auf das Armcnwescn Bezug habenden Bestim- 
mungen der §§. 28. ff. des Gesetzes über die Verhältnisse der Juden vom 
30. September 1842 (ebendas. S. 24 ff.); 

4) für das ehemalige Kurfür6tenthum Hessen die Verordnung, enthaltend 
Massregeln der Sicherheitspolizei wegen de* erwerbs- oder heimatblosen etc. 
Personen vom 20. November 1823 (Kurhess. G.-S. S. 57 ff.); 

5) für das ehemalige llerzogthura Nassau das Gesetz, betreffend die Ver- 
waltung der öffentlichen Armenpflege vom 18. December 1848 (Nassauisehes 
Verordnungs-Blatt S. 308 ff.); jedoch 

a) mit Ausnahme des §. 0., soweit derselbe die gesetzliche Alimentationspflicht 
der Ehegatten und Verwandten zu seinem Gegenstände hat, 

b) mit Ausnahme des §. 28 und 

c) vorbehaltlich der die Verwaltung des Central- Waisenfonds betreffenden Be- 
stimmung des §. 72 dieses Gesetzes, und mit der Mussgabe, dass die auf 
Gnind der §§. 14 und 16 sub 3. dos Gesetzes vom 18. December 1848 
für die Landarmen- und Waisenpllege im Gebiete des ehemaligen Herzogthums 
Nassau, sowie die für gleiche Zwecke im Kreise Biedenkopf ans der 
Staatscasse pro 1870 geleisteten Zuschüsse dem Landarmen verbände des 
Regierungsbezirks Wiesbaden überliefert werden; 

6) für die ehemaligen bayerischen Landestheilo die Verordnung über das 
Arnienwesen vom 17. November 1816 (Bayerisches GesetzbL S. 780 ff.), das 
Gesetz über die lleimath vom 11. September 1825 (ebendas. S. 103 ff.), das 

revidirte Gesetz über Ansässigmachung und Verehelichung vom ^ T~~ fu 

(ebendas. S. 43 ff.), das Gesetz über die Unterstützung und Verpflegung hülfs- 
bedürftiger und erkrankter Personen vom 25. Juli 1850 (ebenuas. S. 441 ff.). 

Es werden überdies alle gesetzlichen Bestimmungen aufgehoben, welche die Er- 
hebung einer Abgabe von öffentlichen Lustbarkeiten zu Armenzwecken vorschreiben. 
Die Befugniss der Gemeindebehörden, die Einführung oder Forterhebung solcher Ab- 
gaben nach Massgabe der Gemeinde-Verfassungsgesetze zu beschliessen, wird durch die 
Bestimmung nicht berührt. 


Mit dem 1. October 1871 ist der neue Tarif vom 21. August 1871 in 
Kraft getreten, nach welchem die prenssischen Armenverbände die aufgelaufenen 
Armcnpflegekosten unter einander zu erstatten haben. 

Es ist danach im Allgemeinen zu berechnen für die Verpflegung eines er- 
krankten oder arbeitsunfähigen Hülfsbcdürftigcn im Alter von 14 und mehr Jahren für 
jeden Tag der Verpflegung (Anfang und Ende der Verpflegung zusammen als 
ein Tag gerechnet) in Ortschaften der dritten bis fünften Scrvisclasse 5 Sgr., in Ort- 
schaften der ersten und zweiten Scrvisclasse G 1 /, Sgr., ausschliesslich der Kosten für 
ärztliche Behandlung und geliefert»“ Kleidungsstücke. Die Kosten noch nicht 11 Jahre 
alter oder nicht vollständig arbeitsunfähiger Personen sind besonders zu übernehmen. 
Für ärztliche und Wundarzt liehe Behandlung ist für alle Ortschaften gleich- 
mässig 1 Sgr. pro Tag zu erstatten, sofern nicht Verwundungen oder schwere und an- 
steckende Krankheiten eine höhere Liquidation nothwendig machcu. Diese Tarifsätze 
kommen gleichmässig zur Anwendung, die Verpflegung mag innerhalb oder ausserhalb 
eines Kranken- oder Armenhauses bewirkt worden sein. (Conf. Verf. des Ministers des 
Innern vom 21. August 1871). 

Ueber den Tarif der von den Preussischen Armenverbänden zu erstattenden 
Annen -Pflegekosten erliess der Minister des Innern (Graf zu Eulenburg) unterm 
3. Juli 1872 eine besondere Bekanntmachung. Dieselbe lautet: 

Unter No. 2 des durch die Reglern ngs - Amtsblätter veröffentlichten Tarifs vom 
21. August 1871 ist der Tarifsatz der für die nothwendig gewordene ärztliche oder 
wundärztliche Behandlung der unter No. 1 des Tarifs gedachte» Personen einem Preussi- 
schen Armen verbände zu erstattenden Kosten für den Tag und für alle Ortschaften 
gleichmässig (vorbehaltlich jedoch einer iu Vcrwundungsfällen etc. zulässigen Mehrliqui- 
uirung), auf 1 Sgr. bestimmt worden. 

Nach der Absicht, welche bei Erlass dieser Bestimmung obgewaltet und überdies 
in den Motiven des den Provinzial (Cominunal-) Landtagen vorgelegten Tarif- Ent- 
wurfes ihren unzweideutigen Ausdruck gefunden hat, sollte der gedachte Satz von 
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1 Sgr. für den Tag insbesondere auch die Kosten der dem Hilfsbedürftigen gereichten 
Arzneien, Heilmittel etc. in sieh begreifen. 

Gleichwohl habeu sich Zweifel darüber erhoben, ob die Fassung des Tarifs vom 
21. August 1871 dieser Absicht entspreche, und es ist zur Begründung dieser Zweifel 
unter Anderem angeführt worden, nass in dem Tarif-Entwürfe statt der Worte: 
„Ärztliche und wundärztliche Behandlung'* die Worte: „Ärztliche und wundArztliche 
Verpflegung" gewählt gewesen seien. 

Demnach wird hierdurch bekannt gemacht, dass der Tarifsatz der Kosten, welche 
einem preussischen Armenvorbnndc von einem anderen preußischen Armen verbände 
für die uothwendig gewordene ärztliche oder wundärztliche Behandlung und Verpflegung 
der zu 1. des Tarifs vom 21. August 1871 gedachten Personen zu erstatten sind, mit 
Einschluss der Kosten der dem Hülfsbedürftigen gereichten Arzneien, Heilmittel etc., 
für den Tug und für alle Ortschaften gleichmäßig 1 Sgr. beträgt, — vorbehaltlich 
gleichwohl einer besonderen Berechnung und Liquidiruug erheblicher ausserordentlicher 
Mehraufwendungen, welche in Yerwundungsfälleu oder bei schweren oder ansteckenden 
Krankheiten notn wendig geworden siud. 

Das Bundesamt für das Heiniathswesen hat bezüglich der Medirinalkosten 
und des Schadenersatzanspruches des vorläufig unterstützenden Armcnverbaudes 
folgende Entscheidungen getroffen: 

1) Wenn eine schwere oder ansteckende Krankheit oder eine Verwundung vorliegt, 
so bedarf es nicht des sneciellen Nachweises, dass die aufgewendeten Medicinkosten 
ausserordentliche, durch die concreto Krankheit ausnahmsweise gebotene waren. Es 
können vielmehr in diesem Falle alle Medicinkosten erstattet verlangt werden, dereu 
Aufwendung erweislich nothwendig war. 

*2) Ein Schadenersatzanspruch, welchen der vorläufig unterstützende Armen verband 
darauf gründet, dass ein anderer Armenverband sich der ihm nach §. 28 des Heichs- 
gesetzes vom fl. Juni 1870 obliegenden vorläufigen Fürsorge widerrechtlich entzogen 
habe, kann nicht in dem durch 37. ff. des Reichsgesetzes geordneten Verfahren zur 
Entscheidung gebracht werden. Diese Entscheidung ist, wie folgt, begründet: Nach §. 30. 
des Reichsgesetzes vom G. Juni 1870 kann sich der in §. 28. vorbehaltcnc Ersatzanspruch 
des vorläufig unterstützenden Armen verbände*, sofern er überhaupt gegen einen Armen- 
verband erhoben wird, immer nur gegen den definitiv verpflichteten Armenverband 
richten. Ein Anspruch gegen den Armenverband, welcher sich der ihm obliegenden 
vorläufigen Fürsorge widerrechtlich entledigt hat , ist dem dadurch benachteiligten 
Armen verba nde des Aufenthaltsortes im Reichsgesetze nicht gewährt und deshalb in dem 
durch die §§. 34 ff. geordneten Verfahren nicht verfolgbar. Ist die Hülfsbcdürftigkeit 
erweislich in einem anderen Bezirke eingetreten, als da, wo die Unterstützung geleistet 
worden ist, so kann der Armenverband jenes Bezirks zwar im Aufsichtswege wegen 
Nichterfüllung der ihm obliegenden Verbindlichkeit zu vorläufiger Fürsorge zur Rechen- 
schaft gezogen, auch nach Befinden mit einer Eiitschädigungsklage aus privat rechtlichem 
Rechtsgrunde vor dem ordentlichen Richter belangt werden. Allein die Erhebung einer 
Klage vor der zur Entscheidung der Streitigkeiten zwischen Armen verbänden nach §. 38. 
des Keichsgesctzes berufenen Spruehbehörde ist dem geschädigten Armen verbände in Er- 
mangelung eines dem Armenrecht Angehörigen Klagfundamentcs versagt. 

Der Minister des Innern hat sich kürzlich über die Auslegung des 
§. 32 des Gesetzes vom 8. Mürz 1871, betreffend die Ausführung des 
Bundesgesetzes über den Unterstützuugswobnsitz, in folgender Weise 
ausgesprochen. 

i Der §. 32. eit. erkläre. — für sich allein und nur seinem Wortlaute nach be- 
trachtet — allerdings nur die bereits bestehenden Verbände von Gemeinden etc. zur 
Bestreitung der Kosten einzelner besonderer Zweige der öffentlichen Armenpflege 
für aufrecht erhalten. Es sei aber in Betracht zu ziehen , dass der gedachte Paragraph 
sich unmittelbar an den §.31. unscliliesst, welcher im Allgemeinen die einschlagemlen 
Befugnisse der Land - Arnifii verbände. Kreise. Bürgermeistereien , Aemter etc. regelt. 
Der §. 31. beginne, ähnlich wie der $. 3*2 M mit den Worten: 

„Die Land- Armen verbände sind befugt, die Kosten der öffentlichen Armen- 
pflege, welche die Fürsorge für Geisteskranke etc. verursacht, unmittelbar zu 
übernehmen.“ 
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Aber schon der zweite Satz des §. 31: 

.Kreise oder Armen verbinde, welche etc., können nicht gegen ihren Willen 
verpflichtet werden, un der betreffenden Einrichtung des Land - Armcu- 
verbande* Thcil zu nehmen oder zu den Kosten derselben beizutragen“ 
lasse erkennen, dass die Eingangsworte des qu. Paragraphen nicht in derjenigen! einge- 
schränkten Bedeutung zu verstehen sind, welche den gleichartigen Worten des §. 32. 
beigelegt worden könnte. Unzweideutig ergebe sich sodann das Unrichtige dieser Auf- 
fassung aus dem Sch 1 ussabsatzc des §,31., welcher die vorher für die Laud- Arnien- 
verbände gegebenen Bestimmungen auf die Kreise, Bürgermeistereien, Aemter etc. mit 
dem Zusätze anwendbar erklärt: 

.Diese Verbände können überdies auch die Fürsorge für Kranke un- 
mittelbar übernehmen.“ 

Fortan, — seit dem 1. «lull 1871, dem Tage de* Inkrafttretens des Gesetzes — 
seien also alle Amtsverbände befugt, nicht blos tlie Kosten der Armen kranken pflege, 
sondern die Verwaltung dieser Pflege unmittelbar zu übernehmen. 

Demnach könne das Gesetz nicht wohl beabsichtigt haben, die am 1. Juli 1871 
bereits bestehenden, der Armenkrankenpflege gewidmeten und mit der Verwaltung 
der letzteren befassten Verbände zu beseitigen. Dass es dies gewollt und dass es be- 
absichtigt habe, nur diejenigen Verbände aufrecht zu erhalten, welche sich lediglich die 
gemeinschaftliche Aufhängung der Kosten eines bestimmten Zweiges der Armenpflege 
zum Ziele gesetzt haben, • sei um so an wahrscheinlicher, je mehr tlie Unzweckmäßig- 
keit einer solchen Einrichtung einleuchten müsse. Eine Einrichtung dieser Art könnte 
die zu dem betreffenden Verbände gehörigen Gemeinden, welche der Abwälzung der 
Kosten auf den Gesam mt verband sicher wären, nur zu einer unwirtschaftlichen Ver- 
waltung verleiten, dergleichen Verbände wären daher eher zu beseitigen gewesen, als 
dass sieh ihre Aufroehterhaltung hätte empfehlen können. Endlich sei aber auch nicht 
abzusehen, wie cs für solche, bloss der Kostenbeschaffung gewidmete Verbände der in 
dem $. 32. gleichwohl enthaltenen Bestimmung bedurft hätte, wonach die Vorschriften 
des Gesetzes über Bilduug von besonderen Verwaltunga - Deputationen, über die Ver- 
pflichtung zur Annahme unbesoldeter Stellen etc. auch hier zur Auwendung kommen 
sollen. 

In wie weit bei einzelnen Krankheiten, resp. bei dem Ausbruch von an- 
steckenden Krankheiten die Sanitätspolizei verpflichtet ist, einzuschreiten und für 
Handhabung der Armenkrankenpflege zu sorgen, bestimmt das Regulativ vom 
8. August 1835 (G.-S. S. 240). 

ln Betreff der Aufnahme kranker Gefangenen in die krcisgericktlichen 
Gefängnisse erging die 

Vcrf. des Ministers des Innern vom 10. Juni 1857 (Sulzer). 

Nachdem ich in der Angelegenheit, betreffend die Aufnahme kranker Gefangenen 
in das kreisgerichtliche Gefängnis* zu N„ in Folge Berichts der Königlichen Regierung 

vom mit dem Herrn Justiz-Minister anderweit in Conununication getreten bin, 

bestimme ieh nunmehr Folgendes: 

Bei der Aufnahme solcher zu Gefängnissstrafe verurtheilten Personen in das kreis- 
gerichtliche Gefängnis* zu N., welche zur Zeit des Antritts ihrer Strafe an einer an- 
steckenden Krankheit leiden, ist ein Unterschied zu machen, ob der Krankheit, mit 
welcher diese Personen behaftet sind, ein fixes oder ein flüchtiges Contagium zum Grunde 
liegt. Bei Krankheiten, denen ein flüchtiges Contagium zum Grunde liegt, wohin also 
namentlich Cholera, Typhus, Pocken, contagiöse Augenkraukheit gehört, müssen die mit 
solchen behafteten Personen auch ferner von der Aufnahme unbedingt ausgeschlossen 
bleiben, wogegen in Ansehung solcher Personen, welche an einer Krankheit mit fixem 
Contagium, also namentlich an Krätze oder Syphilis leiden, die Aufnahme, soweit es 
der Raum gestattet, künftig nicht zu verweigern ist. 

Die Königliche Regierung hat die Directiun der Strafanstalt zu N. hiernach mit An- 
weisung zu versehen. 

Ueber gewerbliche Hülfscassen handeln Tit. V1IL, §§. 140. und 141. 
der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869. 

§. 140. Die durch Ortsstatut oder Anordnung der Verwaltungsbehörde begründete 
Verpflichtung der selbstständigen Gewerbetreibenden, einer mit einer Innung verbundenen 
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oder ausserhalb derselben bestehenden Kranken Hülfs- oder Sterbecasse für 
selbstständige Gewerbetreibende boizutreten, wird aufgehoben, lin Uebrigen 
wird in den Verhältnissen dieser Gasse durch gegenwärtiges Gesetz 
nichts geändert. 

Nene Gassen der selbstständigen Gewerbetreibenden für die erwähnten Zwecke er- 
halten duiyli die Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde die Rechte juristischer 
Personen, soweit oa zur Erlangung dieser Rechte einer besondern Genehmigung bedarf. 

§. 141. Bis zum Erlass eines Bundesgesetze« bleiben die Anordnungen der Landes - 

G esetze über die Kranken- Hülfs- und Sterbecassen für Gesellen, Gehülfen und 
’abr ika rbeiter in Kruft. 

Die durch Ortsstatut oder Anordnung der Verwaltungsbehörde begründete Ver- 
pflichtung der Gesellen, Gehülfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter, einer bestimmten 
Kranken- Hülfs- oder Sterbecasse beixutroteu, wird indes« für diejenigen aufgehoben, 
welche nachweiscn, dass sie einer anderen Kranken- Hülfs- oder Sterbecasse ange- 
hören. 


Die Instruction zur Ausführung der Gewerbe-Ordnung vom 
4. September 1809 (Minist. Bl. S. 202) bestimmt unter I. No. 24 hin- 
sichtlich des oben erwähuten §. 141 Folgendes: 

Die durch Ortsstatut oder Anordnung der Verwaltungsbehörde begründete Ver- 
pflichtung der Gesellen, Gehülfen, Lehrlinge und Fabrikarbeiter, einer bestimmten 
Kranken-, Hülfs- oder Sterbecasse beizutreten, ist durch 141. der Gewerbe- 
Ordnung für diejenigen aufgehoben, welche nachw’cisen, dass sie einer andern Kranken- 
Hülfg- oder Sterbecasse angehören. Die bezeichneteu Gewerbetreibenden sind demgemäss 
dort, wo statutarische oder administrative Anordnungen darüber bestehen, zwar auch 
fernerhin noch gehalten, derartigen Gassen beizutreten, sie sind aber in der Wahl der 
Gasse, der sie beitreten wollen, nicht mehr beschränkt. 

Nicht nur im Interesse der bestehenden Kranken-, Hülfs- und Sterbecassen, sondern 
auch im Interesse der Gemeinden liegt es, auf die Erfüllung dieser Verpflichtung sorg- 
sam zu achten. Sow’ohl die Vorstände der Caasen, als auch die Gemeindebehörden sind 
befugt, von den Betheiligten jederzeit den Nachweis zu verlangen, welcher Gasse die- 
selben angeboren. Sie werden dessludb nach den Verhältnissen eines jeden Ortes solche 
Massregeln zu treffen haben, welche eine zuverlässige Controle in dieser Beziehung 
möglich machen. 

Hinsichtlich dieser gewerblichen Hnlfscassen bestehen noch folgende 
Vorschriften: Gewerbe-Ordnung vom 12. Januar 1845, Tit. VII. §§. 144. und 145., 
Tit. XI. §§. 168. und 169.; ferner das Gewerbe - Gesetz vom 9. Februar 1849 
(G.-S. S. 93) und das Gesetz vom 3. April 1854 (G.-S. S. 138), betreffend die 
gewerblichen Unterstiitzungscassen, nebst dem erläuternden Rescript vom 31. Mai 
1855 (Minist. Bl. S. 122). 

Die Vorschriften t wegen der Knappschafts- Vereine der Arbeiter der 
dem Berggesetz vom 24. Juni 1865 (G.-S. S. 705) unterworfenen Bergwerke uud 
Aufbereitungsanstalten, sowie der Arbeiter der Salinen finden sich io §. 165. 
uud in den folgenden dieses Gesetzes. 

Dieses Berggesetz ist mit mehrfachen Modificationen eingeführt im vor- 
maligen Herzogthmn Nassau (Verord. vom 22. Februar 1867. G.-S. S. 237), in 
den mit Preussen vereinigten Landestheilen der Provinz Oberhessen und Hessen- 
Homburg (Verord. vom 22. Februar 1867 uud vom 6. Mürz 1867. G.-S. S. 242 
und 351), in Haunover (Verord. vom 8. und 27. Mai 1867. G.-S. S. 601 u. 735), 
in Kurhessen, Frankfurt a. M. und in den vormals Bayerischen Landestheilen 
(Verord. vom 1. und 24. Juni 1867. G.-S. S. 770 und 884). 

Die Verordnung vom 21. December 1846, betreffend die beim Bau von 
Eisenbahnen beschäftigten Handarbeiter, ist in der G.-S. 1847 S. 21 publieirL 
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D. Gesundheitsschutz der Kinder. 

1. Der Kinder in den ersten Lebensjahren. 

Nach dem Allg. L. R. Thl. II. Tit. 2. haben die Eltern für Unterhalt und 
Erziehung der Kinder Sorge zu tragen, doch ist es Sache der Verwaltung, die 
Erziehung der Kinder zu überwachen, allgemeine Schädlichkeiten von ihnen fern 
zu halten und darauf eingehende Verordnungen zu erlassen. 

Zum Schutz der neugebornen Kinder schreibt das Strafgesetz vom 
31. Mai 1870 (B.-G.-Bl. S. 197) vor: 

§. lt>9. Wer ein Kind unterschiebt oder vorsätzlich verwechselt, oder wer auf 
andere Weise den Personenstand eines Andern vorsätzlich verändert oder unterdrückt, 
wird mit Gefängniss bis zu drei Jahren, und wenn die Handlung in gewinnsüchtiger 
Absicht begangen wurde, mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren bestraft. 

$. 217. Eine Mutter, welche ihr uneheliches Kind in oder gleich nach der Geburt 
vorsätzlich tödtet, wird mit Zuchthaus nicht unter drei Jahren bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefänguissstnife nicht unter zwei 
Jahren ein. 

§. 218. Eine Schwangere, welche ihre Frucht vorsätzlich abtreibt oder im Mutter- 
leibe tödtet, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft. 

Sinti mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs 
Monaten ein. 

Dieselben Strafvorrichtungen finden auf denjenigen Anwendung, welcher mit Ein- 
willigung der Schwängern die Mittel zu der Abtreibung oder Töatung bei ihr ange- 
wennet oder ihr beigebracht hat. 

§. 219. Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer einer Schwängern, 
welche ihre Frucht abgetrieben oder getödtet hat, gegen Eutgelt die Mittel hierzu ver- 
schafft, bei ihr angewendet oder ihr beigebracht hat. 

§. 220. Wer dio Leibesfrucht einer Schwängern ohne deren Wissen und Willen 
vorsätzlich abtreibt oder tödtet, wird mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren bestraft. 

Ist durch die Handlung der Tod der Schwängern verursacht worden, so tritt 
Zuchthausstrafe nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche Zuchthausstrafe ein. 

Ueber die rituelle Beschncidung der Judenknaben ergingen nach- 
stehende Verfügungen: 

Yerf. der Minister der geistlichen Angelegenheiten und des Innern vom 
28. Decomber 1830 (v. Altenstein, v. Brenn). 

Die Unterzeichneten Ministerien halten die Publication der von der Königlichen 
Regierung entworfenen und mittelst Berichts vom 7. September c zur Genehmigung ciu- 
gcreichten Verfügung wegen Abwendung der bei Beschneidung der Judenkinder vor- 
kouimcnden Unglücksffdlc nicht rathsam: vielmehr linden sie es hinreichend, wenn die 
König). Regierung jedem zur Beschneidung der Judenknaben nicht Autorisirten die 
Bescnueidung verbiete, die Bekanntmachung der Bedingungen aber, unter welchen das 
israelitische Consistorium die Autorisation zn dein gedachten Geschäfte zu ortheilen 
gemeint ist, noch vor der Hand ausgesetzt lasse und daher lediglich mit dem Consistorio 
verhandle, wobei jedoch dahin zu sehen ist, dass die Bedingung des Nachweises der 
Sittsamkeit und der Erfahrenheit so streng als möglich bestimmt werde. 

Verf. derselben Minist, vom 13. Juni 1835. 

Der Königl. Regierung wird auf den Bericht vom . . . und mit Bezug auf das, 
was von Seiten der Unterzeichneten Ministerien unterm 28. Dccember 1830 au die 
Regierung zu N. in Betreff des Beschneidens der Judenknaben erlassen worden ist, 
hierdurch eröffnet, dass es keinem Bedenken unterliegt, dass dieselbe ebenfalls die 
Erlaubnis.« zum Beschneiden der Judenknaben solchen unbescholtenen Personen cr- 
theilen dürfe, welche nachzuweisen im Stande sind, dass sie die hierzu in einer vor dem 
PhysikuK bestandenen Prüfung erforderlichen Kenntnisse und Geschicklichkeit an den 
Tag gelegt haben, auch dass die Königl. Regierung hiernach die Bofugniss zu dem 
fraglichen Geschäfte hniiglich von einer solchen zu crthcilcnden Erlaulmiss abhängig 
machen und endlich auch ein Publicaudum zur Nachachtuug der Betheiligten erlassen 
könne. 
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Die Aufnahme vou Hai tek indem ist seit der Publication der Gewerbe- 
ordnung vom 21. Juui 18G9 nicht mehr an eine vorgäugige polizeiliche Con- 
cession gebunden. 

Vereine, welche gegenwärtig den Schutz unehelicher und verwahrloster 
Kinder bis zu ihrem dritten Lebensjahre sich zum Ziel setzen, beruhen auf 
pbilantropischen Principien und verdienen jede mögliche Unterstützung. Der 
Berliner Kinder- Schutz verein verspricht eine sehr segensreiche Entwicklung. 
Die ganze Angelegenheit sieht eiuer legislatorischen Regelung entgegeu. 

Verf. des Miniators des Inueru und der geistlichen Angelegenheiten, be- 
treffend die in Pflege und Wartung gegebenen sog. II alteki ud er, vom 
15. October 1872 (I. V. Bitter, Dr. Falk). 

Die im ersten Lebensjahre befindlichen, gegen Entgelt bei fremden Personen 
iu Pflege und Wartung gegebenen Kinder, die sog. Haltekinder, haben bekanntlich 
schon seit langer Zeit die öffentliche Aufmerksamkeit in Anspruch genommen. Die 
grobe Vernachlässigung solcher Pflegekinder und die vielfachen Missstände, welche 
durch die Gewissenlosigkeit vieler .Haltefrauen** zu Tage getreten sind, haben in 
uouester Zeit im englischen Parlament Verhandlungen hervorgerufen, deren Resultat 
eiu unter dem 25. Juli a. c. erlassenes und vom 1. November a. e. ab für Gross- 
britannien in Kraft tretendes Gesetz gewesen ist, welches den Titel .The infant Life 
Protection Acte 1872." führt. Der Hauptinhalt dieses Gesetzes ist folgender: 

1. Eine Person darf gegen Entgelt nicht mehr als ein Kind und bei Zwillingen 
nicht mehr als zwei Kinder unter dem ersten Lebensjahre getrennt von den Eltern, 
resp. Angehörigen derselben langer als 24 Stunden behufs Ernährung nnd Pflege bei 
sich aufnehmen, wenn nicht das von ihr bewohnte Haus rogistrirt worden. 

2. Die Localbehürde soll ein Register führen, in welches der Name jeder Person, 
welche »ich mit der Pflege solcher Kinder beschäftigen will, und die Lage des Hauses, 
in welchem sie wohnt, eingetragen wird. Die Localbehörde soll behufs Feststellung 
der Zahl der Kinder, welche in jedes so eingetragene Haus nufzunehmen ist, von Zeit 
zu Zeit noch besondere Verordnungen erlassen. 

Die Eintragung, welche unentgeltlich geschieht, bleibt für ein Jahr in Kraft. Jede 
Person, welche ein Kind gegen dio Vorschrift dieses Gesetzes nufnimmt oder zurück- 
behält, macht sich eines \ ergehen« gegen dasselbe schuldig. 

3. Die Localbehürde soll nicht eher ein Haus eintragen, als bis sie sich von der 
Geeignetheit desselben überzeugt und durch Einsicht in Zeugnisse vergewissert hat, 
dass die einzutragende Person einen guten Charakter und die hinreichende Geschick- 
lichkeit iu der Pflege und Wartung solcher Kinder besitzt. 

4. Die eingetragene Person ist verpflichtet, in einem ihr von der Behörde unent- 
geltlich zugestellten und mit einem tabellarischen Schema versehenen Buch das Datum 
der Uebergabe des Pflegekindes, dessen Name, Geschlecht nnd Alter, den Namen und 
die Adresse der Person, von welcher sie es empfangen, das Datum der Rücknahme 
und den Namen des Abnehmers genau zu notiren, und dasselbe der Behörde auf Ver- 
langen zu jeder Zeit vorzuzeigen. Verweigert sie dieses oder hat sie die vorgeschrie- 
benen Eintragungen vernachlässigt, so verfällt sie in eine Geldstrafe. 

5. Eine Person, welche sich wissentlich falscher Angaben und Zeugnisse bedient, 
macht sich eines Vergehens gegen dieses Gesetz schuldig. 

6. Stellt sich heraus, dass eine Person, deren Haus vorschriftsmässig eingetragen 
worden, sich grober Vernachlässigung nnd gänzlicher Ungeschicklichkeit in der Pflege 
und Wartung der ihr an vertrauten Kinder schuldig macht, oder dass das eingetragene 
Haus sich für die Aufnahme von Kindern nicht eignet, so ist die Localbehürde be- 
rechtigt, den Namen der Person und ihr Haus aus dem Register zu löschen. 

7. Ein jeder Todesfall von Pflegekindern muss 24 Stunden nach erfolgtem Tode 
dem Leichenbescliauer des Districts angezeigt werden, damit dieser eine Leichenschau 
abhält, falls nicht von einem qualificirten Arzte, welcher persönlich ein solches Kind 
behandelt hat und die Todesursache namhaft macht, ein Zeuguiss vorgelegt wird. 

8. Jede Person, welche diesen Bestimmungen zuwiderhandelt, verfällt in cino 
Geld- oder entsprechende Gefängnisstrafe. 

9. Das Gesetz findet keine Anwendung auf die Verwandten oder den Vormund 
eines Kindes, welches von diesen in Pflege genommen, auch nicht auf öffentliche An- 
stalten. welche sich die Pflöge armer Kinder zur Aufgabe machen: eben so weuig auf 
eine Person, welche unter der Aufsicht eines Unterstützung»- Vereins ein Kind 
uufiuimnt, um es zu stillen oder aufzuzichen. — 
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„ Kinde r-Schutz vereine" haben auch in einigen grösseren Städten des preussischen 
Staats die Unterbringung der Pflegekinder bei gewissenhaften Personen und ihre 
specielle Ueberwachung sieh zuri 1 Aufgabe gemacht. Seitdem aber die Circular- Verfü- 
gung vom 17. Juli 1840, welche die Aufnahme von Haltekindern von einer polizeilichen 
Erlaubnis.** abhängig machte, mit der Einführung der Gewerbe - Ordnung vom 21. Juni 
1800 ausser Kraft getreten ist, hat sich die Wirksamkeit dieser Vereine immer mehr 
auf kleinere Kreise beschränken müssen, indem ihre Unterstützungsmittel nicht der 
grossen Zahl der hilfsbedürftigen Kinder entsprechen, und ausserdem ihnen gegenwärtig 
die gesetzliche Unterlage fehlt unter deren Schutz sie früher der Polizei- Behörde eine 
wirksame Unterstützung gewahren und dadurch sifh selbst einen ausgedehnteren Wir- 
kungskreis verschaffen konnten. 

Da nun einerseits die Sterblichkeit der Kinder im ersten Lebensjahre relativ am 
grössten ist und die unehelichen, in fremde Pflege gegebenen Kinder überall den grössten 
Beitrag hierzu liefern, andererseits auch die humanen Bestrebungen der „Kinder-Schutz- 
vereine“ und ihr woblthatiger Einfluss auf das sociale Leben wesentlich befördert werden, 
wenn die gesetzliche Handhabe ihnen die sichere Stütze bietet, so erscheint es im 
Interesse des öffentlichen W r ohls und der Humanität geboten, in nähere Erwägung zu 
ziehen, ob nicht ein legislatives Einschreiten zum Schutze der sog. Haltekinder nach 
dem Beispiele Englands herbeizuführen sei. Wir veranlassen daher die Köuigl. Regierung 
etc., über die Zahl und das Geschick der im dortigen Verwaltungsbezirk gegen Entgelt 
im ersten Lebensjahre bei fremden Personen in Pflege und Wartung gegebenen Kinder, 
über die etwaige Thätigkeit von Kinder-Sehutzvereinen und über die in diesem Gebiete 
gemachten Erfahrungen eingehend zu berichten. 

Gleichzeitig sehen wir entsprechenden Vorschlägen zum Erlass von gesetzlichen Be- 
stimmungen entgegen, welche nach Aualogie der heregten grosshritannischen Parlaments- 
Acte geeignet erscheinen, jeder groben \ ernachlässigung solcher Pflegekinder mit Erfolg 
entgegenzu wirken. 

Die Krippen (creches) sind Säuglingsbewahr-Anstalteu und bezwecken die 
Aufnahme von Kindern solcher Mütter, welche während des Tages ihrem Brod- 
erwerb nachgeben. An den Wochentagen finden die Kinder hier Verpflegung 
und Beaufsichtigung. Diese Anstalten verfolgen einen höchst wohlthfitigen Zweck, 
welcher ebenfalls uur durch inilde Beitrüge erreicht wird. Berliu besitzt gegen- 
wärtig nur eine Anstalt dieser Art, welche von Dr. Alba durch die Unter- 
stützung eines edlen Wohlthäters gegründet worden ist. Das Programm für die 
Anstalt lautet: 

Das Süuglings-Asjl nimmt kleine Kinder solcher Mütter, welche ausser dem Hause 
zu arbeiten gezwungen sind, gegen ein geringes Vcrpilegungsgeld (von l 1 /,— 2 Sgr. pro 
Kind, je nach dem Verdienste der Mutter, welche durch die Anstalt sich nicht direct 
als Almosenempfängerin fühlen, vielmehr auch für die Erhaltung ihres Kindes mit bei- 
tragen soll) den Tag über in Aufbewahrung, kleidet, verpflegt und versorgt sie. Die 
Kinder sollen nicht unter t» Wochen und nicht über 4 Jahr alt. möglichst gesund oder 
doch wenigstens frei von ansteckenden Krankheiten sein. Die Mütter der Kinder 
dürfen nicht zu entfernt von der Anstalt wohnen.*) Die Aufnahme erfolgt an Wochen- 
tagen Morgens zwischen 7—8 I hr und bleiben die Kinder in der Anstalt bis 7, höchstens 
8 Uhr Abends. Sie werden bei der Aufnahme gewaschen, resp. gebadet und erhalten 
die Kleidung der Anstalt. Für jedes Kind ist eine besondere Lagerstätte hergerichtet. 
Pflege. Beschäftigung und Beköstigung erfolgt den Tag über in der Anstalt. 

An Sonn- und Festtagen werden keine Kinder aufgenommen. Die Aufnahme soll 
sich auf 25 Kinder beschränken (nur im letzten Sommer 1871 musste man bis auf 34 
steigen). 

Die Anmeldung der aufzunehmenden Kinder soll stets bei dem ärztlichen Leiter, 
der die Gesundheitsverhältnisse zu untersuchen hat. die Aufnahme jedoch erst geschehen, 
nachdem eine Dame des Frauencomite's über die V erhältnisse der Mutter genaue Recherche 
angestellt und ihre Zustimmung ertheilt hat. 

Nach dein dritten Jahresbericht über das Jahr 1871 wurden 144 Kinder (90 
eheliche und 54 uneheliche Kinder) 7045 Mal verpflegt. Täglich fanden 19 und 20 
Kinder Aufnahme. 

*) Mittags zwischen 12 und 12 1 /, Uhr erscheinen die Mütter, welche noch die 
Brust geben, in der Anstalt und säugen. 
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Was die Unterhaltungskosten betrifft, so kostete im ersten Jahre jedes Kind 
täglich 6 Sgr. 5 1 /* Pf. Im dritten Jahre betrug die Einnahme 276 Thlr. und der Zu- 
schuss Seitens des Wohlthäters 1231 Thlr. 29 Sgr. Jedes Kind kostete per Tag nicht 
Ran* 7 Sgr. 

Bei dem wohlthätigen und segensreichen Zweck, welchen solche Anstalten ver- 
folgen, liegt der Wunsch nahe, dass in jedem Stadtviertel von Berlin und in andern 
grossem Städten die Errichtung eines solchen Instituts dem höchst dringenden Bedürf- 
nisse Rechnung trüge. 

Die Warteschulen oder Kleinkinder-Be wahrn ngs-Anstaltcu stehen 
unter speziellem Schutz Ihrer Majestät der Königin- Wittwe. Diese in England 
bewährte Einrichtung wurde mittelst Min.-Verf. vom 24. Juni 1827 (v. Karaptz) 
bei uns eingeführt 

Der Vorsteher der Londoner Central - Kleinkinder- Schulen. S. Wilderspin, hat 
über diese Schulen und die frühzeitige Erziehung der Kinder eine Schrift herausgogeben, 
welche seit 1823 die dritte Auflage erlebt hat und von Joseph Werthheimer in 
Wien 1826 ins Deutsche übersetzt ist. Das Ministerium beauftragt die König!. Regie- 
rung, zur Verbreitung oder Empfehlung dieser wichtigen Schrift, welche nicht nur durch 
ihre trefflichen pädagogischen Winke für die Behandlung und den Unterricht der 
Kinder vielen Lehrern nutzbar werden, sondern auch Menschenfreunde, Communal- 
Beh Örden, Scbnl-lnspectoren etc. veranlassen kann, in ihren Orten ähnliche Kleinkinder- 
Schulen anzulegen, auf jede zweckdienliche Weise hinzuwirken. Zugleich kann das 
Ministerium der Königlichen Regierung nicht dringend genug empfehlen, auch in dem 
dortigen Regierung« - Bezirke auf die baldige Errichtung solcher Kleinkinder- Schulen 
Bedacht zu nehmen, da sie dom Uobel der Verwilderung der Kinder der Armen im 
Ursprünge begegnen und jedenfalls sicherer und erfolgreicher wirken werden, als die 
zur Versittlich ung verwahrloster Kinder an einigen Orten gegründeten wohlthätigen 
Anstalten es ihrer Natur nach vermögen. Uebor (len Erfolg der desfnllsigen Bemühun- 
gen der Königlichen Regierungen sieht das Ministerium nach Verlauf eines Jahres einem 
ausführlichen Berichte entgegen. 

Instruction des Staats-Ministeriums vom 31. Dcccmber 1839, betreffend 
die Beaufsichtigung der Privatschulen. 

§. 11. Warteschulen, welchen Kinder, die das schulpflichtige Alter noch nicht er- 
reicht haben, anvertraut worden, sind als Erziehungs-Anstalten zu betrachten und stehen 
als solche unter der Aufsicht der Orts-Sohulbohördo. Die Anlegung solcher Warteschulen 
ist nur verheiratheten Personen oder ehrbaren Witt wen zu gestatten, welche von unbe- 
scholtenen Sitten und zur ersten Erziehung der Kinder geeignet und deren Wohnungen 
gesund und hinlänglich geräumig sind. Dm Orts-Schulbehörde ert heilt die Erlaubniss 
zur Errichtung der Warteschulen und hat dahin zu sehen, dass in derselben die Kinder 
nicht länger als bis zu dom gesetzlich schulfähigen Alter verbleiben. 

2. Schulbesuch. 

Die in Bezug auf die Sorge der Gesundheit der Schulkinder zu nehmende 
Rücksicht findet sich in dem Erlass der Regierung zu Trier vom 10. Aug. 1836 
näher erläutert. 

Nach Berichten wird nicht in allen Schulen auf die Erhaltung der Gesundheit ge- 
nug Rücksicht genommen. Hauptsächlich sind es drei Punkte, die in den Schulen 
hinsichtlich der Erhaltung der Gesundheit zu beachten sind: 

1) Reinlichkeit des Körpers. 

Die Lehrer müssen streng darauf halten, dass alle Schüler rein gewaschen und 
gehörig gekämmt in die Schule kommen. Die Reinlichkeit ist ein vorzügliches Mittel 
zur Ertialtung der Gesundheit, welches dann für das ganze Leben günstig fortwirkt. 

2) Reinheit und gute Temperatur der Luft in den Schulen. 

Alles, was dieselbe verdirbt, muss vermieden, die Schulsäle müssen daher des 
Tages öfters gelüftet ^werden. Ein grosser Missbrauch ist es, wodurch die Luft ver- 
dorben wird, wenn feuchtes Holz zum Einheizen an den Schulöfen getrocknet wird. 
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3) Gerade Haltung des Körpers. 

Damit keine Vorbiegungen des Rückgrats entstehen, ist dafür zu sorgen, dass die 
Bewegung mit der körperlichen Unthfttigkeit gehörig ab wechsele. Hierzu dient, das 
Aufstehen des Schülers bei jeder an ihn gerichteten Frage oder beim Lesen. Beim 
Leseu müssen alle Schüler einer Bank oder mehrerer Bänke aufstehen. Auch sollen 
die Unterrichtsstunden nie zu sehr verlängert werden, besonders bei den kleinen Schülern. 
Nach einem zweistündigen Unterricht bei de» grösseren Schülern sollte eine kleine Pauso 
gemacht und während derselben frische Luft in das Zimmer gelassen werden. 

Ucberhaupt ist wahrend des Unterrichts der habituellen Haltung des Körpers eine 
fortgesetzte Aufmerksamkeit zu widmen. 

Ucberdios haben die Lehrer auf den Gesundheitszustand der Schüler aufmerksam 
zu sein. Sollten sie wahrnehmen, dass eins der Schulkinder eine ansteckende Krank- 
heit, z. B. Krätze oder einen ekelhaften körperlichen Schaden an sich hat. so haben sie 
dies dem Orts-Schulvorstande anzuzeigen, um die nöthigen Massregeln hierbei zu er- 
greifen. Die Lehrer haben ferner die Schulkinder auf alles, was der Gesundheit nach- 
theilig ist, aufmerksam zu machen. Dahin ist auch die Belehrung zu rechnen, dass das 
Erwärmen der Hände und Füsse an dem Ofen Veranlassung zu Frostbeulen riebt. Da 
zu hohe oder zu niedrige Schreibbänke leicht Biegungen und Auswüchse des Rückgrats, 
Drücken der Brust, Blutspeien etc. veranlassen, so naben die Lehrer den Orts-Schul- 
vorstand auf die allfallsigen Ucbelstände aufmerksam zu machen, damit dieser die 
nÖthige Abhülfe veranlassen möge. 

Die Herren Sehul-Inspectoren ersuchen wir, die Lehrer ihres Schulbezirks in der 
nächsten Schulconferenz aul die vorgetragenen Punkte aufmerksam zu machon und ihnen 
Nachachtmig derselben anzuempfehlen. 

Auf neuerliche Anregung de» Ministeriums hat das Provinzial -Schul -Colle- 
gium zu Breslau unter dem 24. Februar 1870 nachstehendes Circular erlassen: 

Dass von Seiten der innern Schulverwaltung, der Direetoren und Lehrer Vieles 
zum Schutz der Gesundheit der Jugend geschehen kann und geschehen muss, brauchen 
wir kaum weiter zu erörtern. Wir machen aber auf folgende Punkte besonders auf- 
merksam. 

1) Es ist unbedingt nöthig, dass auf Reinlichkeit in den Sehulzimmern ein grosse« 
Gewicht gelegt werde. Daher haben die Direetoren und speciell die Ordinarien 
darüber zu wachen, dass Haushälter, Aufwärter und Schuldiener den in den 
Classcnzimmcm und in den Gängen und Corridoren sich ansammelnden Staub 
gründlich und nicht zu selten beseitigen, dass der Fussboden und die Bänke, 
von Zeit zu Zeit mit Wasser gereinigt und gesäubert werden, dass aber auch 
die Schüler daran gewöhnt werden, ihrerseits auf die Reinhaltung der C lasse n- 
z immer Bedacht, zu nehmen und den Fussboden nicht zum Ablagerungsplatz 
von Papier- Resten, Uebcrbleibseln von Brod und Lebensmitteln, Obstschalen 
und dergleichen zu machen. 

2) Wenn auch die Schulbankfrage, wie sie gewöhnlich gefasst wird, in der 
Allgemeinheit nicht gelöst werden kann, so lässt sich doch wenigstens die 
Forderung aufstellen, dass die Schulbänke bequem sein müssen, und wenn es 
auch in den Classen, welche Knaben und Jünglinge von verschiedenem Alter, 
verschiedener Grösse und verschiedener Körpergcstalt umfassen, nicht zu be- 
wirken ist, dass jedem Schüler ein seinen körperlichen Verhältnissen ent- 
sprechender Sitz und Tisch geboten werde, zumal wenn, wie c» aus didactisch 
pädagogischen Gründen vorzu kommen ptlegt, die Mitglieder einzelner Classen 
nach den Fähigkeiten, Leistungen und auch nach dem Ueberwachungsbedürf- 
niss ihre Plätze angewiesen erhalten, so lässt sich doch dafür Sorge treffen, 
dass die einzelnen Classen Bänke und Tische von verschiedenen Dimensionen 
erhalten, damit auf die körperlichen Verhältnisse der Schüler hei deren 
Unterbringung diejenige Rücksicht genommen werde, welche überhaupt 
möglich ist. 

3) Zur Winterzeit ist dafür zu sorgen, dass die strahlende Ofenwarme die zu- 
nächst sitzenden Schüler nicht belästige: bei engen Classenzimmern wird durch 
Ofenschirme Abhilfe geleistet werden können. Andererseits ist darüber zu 
wachen, dass die Gesundheit der Schüler nicht durch Zugluft, welche nicht 
selten Folge mangelhaft eingerichteter oder schadhaft gewordener Fenster ist, 
in Gefahr gebracht werde. Ebenso wird es Gegenstand der Erwägung sein 
müssen, ob die Schüler durch Jalousien oder Marquisen gegen die auf Auge 
und Kopf schädlich einwirkenden Sonnenstrahlen geschützt sind, ohne gleich- 
zeitig des für Lesen und Schreiben nothwendigon LicHts zu entbehren. 
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4) Ist die Frage zu beantworten, ob die Anstalten einen entsprechenden Hofraum 
oder Spielplatz haben, welcher den Schülern zur Zeit der Resmrien freie Be- 
wegung gestattet. Dass wahrend der Reapirien je nach den Witterung»- Ver- 
hältnissen die Fenster geöffnet und dadurch die Schnlzimmer gelüftet werden, 
wird der Sorgfalt der Lehrer nicht besonders anempfohlen zu werden brauchen. 
Nach und event. vor der Unterrichtszeit bat der Schuldiener für Lüftung der 
Räume zu sorgen. 

5) Es ist gewiss eine Aufgabe der Erziehung, gegen die bei dem Lernen (Lesen 
und Schreiben) sich allmählich einschleichenden, endlich habituell werdenden 
schiefen Stellungen und Haltungen anzukämpfen, und ie weniger dieser wichtige 
Gegenstand die gebührende Berücksichtigung zu Hause finden mag, desto 
grösser wird die Pflicht der Schule und aller Lehrer, die Schüler gegen die 
Angewöhnung des schiefen Sitzen» mit gedrehtem Rumpfe, ungleichem Stande 
der Schultern und seitlich ausgewogener Wirbelsäule als der Gelegen heite- 
nraache zu seitlichen Rückgrat»- Verkrümmungen, gegen das Sitzen mit an- 
gedrüekter Brust, worin oft die Ursache zu mangelhafter Entwicklung und 
mangelhafter Function der Athmungsorgane liegt, durch verständige Beleh- 
rung, Wurnung und Erinnerung zu schützen. 

Eben dahin gehört die Aufmerksamkeit, welche die Lehrer ununterbrochen 
zu richten haben, auf die vielfach verkommende Neigung der Jugend, mit 
vorhängendem Kopfe und vorgebogenem Oberleibe iu der Bank zu sitzen 
oder am Pulte zu stehen: eine schlimme Gewöhnung, durch welche die in den 
höheren Schulen nachgewiesener Massen am meisten verbreitete Kurzsichtig- 
keit zum grossen Thcile verursacht wird, so dass 

6) die Pflege des Gesichtssinns der stetigen Aufmerksamkeit der Lehrer nicht 
eindringlich genug empfohlen werden kann. Abgesehen von der Gefährdung, 
welche der Gesichtssinn durch dircctes Sonnenlicht, durch grelles reflectirtos 
Licht, durch die Brechung der von entgegengesetzter Seite einfallenden Licht- 
strahlen, durch blendende Wandtafeln, ungeeignete Tünche der Wände, durch 
mangelhafte Beleuchtung des Geschriebenen oder Gedruckten erleidet, sind 
besonders die Schulbücher ins Auge zu fassen. Nicht zu dulden sind klein 
oder schlecht gedruckte Ausgaben von Schul- und Lesebüchern, Classikern 
auf grauem Papier, beschriebene und abgeriebene Exemplare; vielmehr ist von 
Seiten der Directoren dahin zu wirken, das» die Buchhandlungen de» Orts 
nur solche Bücher, namentlich Ausgaben griechischer, lateinischer und fran- 
zösischer Classiker und Autoren auf ihrem Lager halten, welche als zweck- 
mässig nicht blos dem Texte, sondern auch dem Drucke nach empfohlen 
worden sind. Ferner aber hat auch die Schulaufsicht zu verhüten, das» die 
den Schülern gewährte Dintc nicht bleich und für die Sehkraft schädlich ist. 
Auch darauf ist zu achten, dass die Jugend »ich nicht eine kleine, in »ich 
verschlungene Handschrift angewöhne. welche der Deutlichkeit entbehrt, aber 
auch dem Auge schadet. Endlich empfehlen wir 

7) den in dem V ircho w 'sehen Gutachten angeführten Gegenstand, betreffend die 
geistigen Anstrengungen der Schüler, einer besondern Beachtung. E» lässt 
sich nicht leugnen, dass cs noch viele Lehrer riebt, welche, während sie selbst 
die Unterrichtsstunden mit mechanischem Anfragen aufgegebener Lehrpensa 
verbringen, den ganzen oder wenigstens grössten Erfolg des Unterrichts in 
die häuslichen Arbeiten legen und damit zum Vortheil eigener Bequemlichkeit 
die. Schüler in unverantwortlicher Weise überbürden, lieber die Nachtheile 
eine*. solchen Verfahrens sind Aerzte und Pädagogen einig. Wir machen daher 
auf die Vorschriften de» §. 7. der Instruction für die CI assen- Ordinarien 
besonder« aufmerksam und setzen voraus, das» die Herren Ordinarien in 
Beachtung dieses Gegenstandes einen überaus wichtigen Theil ihrer Verpflich- 
tungen erkennen uncl befolgen. 

Ueber die Bestrafung der Schüler, besonders über körperliche Züchti- 
gung beziehen wir uns auf den §. 25. der Directoren-Instrnction. 

Schliesslich machen wir aufmerksam auf die Verfügungen, welche bei 
Wiese, Verordnungen u. s. w Band I. Seite 186 ff. abgearnckt sind, wie auf 
die Nachweisnngen ebendaselbst Baud II., Seite 710 ff. 

Was die Schulbank frage betrifft, so sind alle Aerzte darin einver- 
standen, das« die Entfernnng zwischen Tisch nnd Bank, die sogenannte Distanz, 
Null betragen mnss, da nur hierbei der üebelstand, dass die Schüler beim 
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Schreiben den Oberkörper zu sehr nach vorn überneigen, vermieden werden kann. 
Alle netteren Schnltischreformen bezwecken daher vorzugsweise die Aufhebung 
der horizontalen Entfernung von Tisch und Bank. Sie kommen in dieser Be- 
ziehung nur mit denjenigen Pädagogen in Conflict, welche das sogenannte Oer- 
tircn d. b. das Wechseln der Plätze nach den Leistungen für erforderlich halten, 
während vom sanitätspolizeilichen Standpunkte aus kein Zweifel darüber herrschen 
kann, dass der Sitz der Schüler nur nach ihrer Grösse geregelt werden soll. 

Durch die A. 0. vom 6. Juni 1842 sind die Leibesübungen als ein 
nothwendiger und unentbehrlicher Bestandteil der männlichen Erziehung anerkannt 
und in den Kreis der Volkserziehungsmittel aufgenommen werden. 


Circ.-Verf. vom 7. Februar 1844, betreffend die A usführun g der A. 0. vom 
6. Juni 1842 (Eichhorn). 

Nachdem ich durch die in Folge meiner Circ.-Verf. vom 10. August 1842 einge- 
gangenen Berichte der Königlichen . Provinzial - Schulcollegicn und der Königlichen 
Regierungen von dem gegenwärtigen Zustande der verschiedenen bereits bestehenden 
Turnanstalten nähere Kenntnis* erhalten habe, sehe ich mich veranlasst, behufs der 
weiteren Ausführung der Allerh. 0. vom 8. Juni 1842, mittelst welcher Se. Majestät zu 
genehmigen geruht haben, dass die Leibesübungen als ein nothwendiger und unent- 
behrlicher Best&ndtheil der männlichen Erziehung in den Königlichen Staaten anerkannt 
werden sollen, dem Königlichen Provinzial Schulcollegium (der Königlichen Regierung) 
die Gesichtspunkte näher zu bezeichnen, nach welchen den bereits vorhandenen Turn- 
anstalten eine allgemeinere Verbreitung und bestimmtere Richtung zu geben und 
überhaupt diese wichtige Angelegenheit fernerhin zu behandeln ist. 

1) Um der landesväterlichen Absicht Sr. Majestät des Königs gemäss durch eine 
harmonische Ausbildung der geistigen und körperlichen Kräfte dem Vaterlande tüchtige 
Söhne zu erziehen und Alles möglichst entfernt zu halten, was nach den bis jetzt 
gemachten Erfahrungen physische und moralische Nachtheile bei der Behandlung des 
Tumwesens zur Folge haben könnte, ist die Gymnastik überall auf den einfachen Zweck 
zu beschränken, dass der menschliche Körper mit seinen Kräften durch eine angemessene, 
den verschiedenen Lebensaltern, Ständen und Lebenszwecken der Jugend entsprechende 
Reihenfolge von wohl berechneten Uebungcn ausgcbildct und befähigt werde , in jeg- 
licher Beziehung des sittlichen Lebens der Diener und Träger des ihm einwohnenden 
Geistes zu sein. 

2) Aus diesem nicht nur auf die Entwicklung und Stärkung der körperlichen 
Kräfte, sondern auch auf Anstand, Ausdruck und gefällige Form der Bewegungen 
gerichteten und mit der Wehrpflichtigkeit jedes preussischen Unterthans innig verbun- 
denen Zwecke der Gymnastik folgt, dass, da dio Ausbildung des Geistes und des zum 
Dienste, desselben bestimmten Leibes nach den eigentümlichen Anlagen jedes einzelnen 
Menschen die Aufgabe jeglicher Erziehung ist, die Gymnastik sich wie der Körper dem 
Geist, bo auch dem die Ausbildung der geistigen Kräfte des Menschen bezweckenden Unter- 
richt überall unterordnen und sich den Verfügungen, durch welche dieser geleitet wird, un- 
bedingt unterwerfen muss. Die Gymnastik, wenn sie in diesem natürlichen und richtigen 
Verhältnisse zu der geistigen Ausbildung und den dieselbe beabsichtigenden Mitteln 
erhalten wird, bildet in dein System des öffentlichen Unterrichts ein eben so not- 
wendiges als nützliches Glied. Sie darf jetzt in demselben um so weniger fehlen, jo 
mehr besonders in den höheren Ständen efer bürgerlichen Gesellschaft die Forderungen, 
welche an die geistige Ausbildung gegenwärtig gemacht werden und nach dem Ent- 
wicklungsgänge und gegenwärtigen Standpunkte der Bildung gemacht werden müssen, 
im Vergleich mit früheren Zeiten gesteigert worden, je grössere Anstrengungen der 
geistigen Kräfte zur Erfüllung dieser Forderungen unvermeidlich sind, und je dringen- 
der es daher ist, durch die Aufnahme der Gymnastik in den Kreis der öffentlichen 
Untorrichtsgegenstände ein Gleichgewicht aufzustellen, welches die körperliche Gesund- 
heit erhalten und befördern und diese vor jeglicher, bei der erhöhten geistigen An- 
strengung möglichen Gefährdung schützen und schirmen könne. 

3) Da es der Jugend des platten Landes nicht an Gelegenheit zur Ucbung^ der 
körperlichen Kräfte fehlt und daher dort die Einführung der Gymnastik weniger nöthig 
scheint, so ist diese MassregeL. um mit iliror Ausführung der Allerhöchsten Bestimmung 
gemäss allmählich vorzuechreiten, für jetzt nur auf die Jugend in den Städten zu be- 
schränken, und soll vorläufig mit jedem Gymnasium, jeder höheren Stadtschule und 
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jedem Schullehrer-Seminar eine Turnanstalt verbunden werden, welche nicht als etwas 
für sich Bestehendes, sondern vielmehr als oine die Schule und ihr Geschfift ergänzende 
und fördernde Einrichtung zu betrachten und zu behandeln, und folglich mit der 
Schule, zu welcher sie gehört, in eine vollkommene Uebereinstimmung zu bringen und 
in solcher sorgfältig zu erhalten ist. 

4) Ueberall und hauptsächlich in den grösseren Städten ist darauf Bedacht zu 
nehmen, dass jedos Gymnasium und jede höhere Bürgerschule auch eine besondere, 
nur für die Jugend der betreffenden Schule bestimmte Turnanstalt und somit jede der 
eben gedachten Unterrichts- Anstalten ihr gedecktes und geschlossenes Turnhaus.für die 
Ucbungen im Winter und bei sonst ungünstiger Witterung, und ihren eigenen Turn- 
platz im Freien erhalte, ln Städten, wo solches wegen örtlicher Verhältnisse, wogen 
unzureichender Mittel oder wegen anderer erheblicher Ursachen nicht wohl ausführbar 
ist, kann indessen auch eine und dieselbe Turnanstalt zugleich für ein Gymnasium und 
eine höhere Bürgerschule und nötigenfalls selbst für menrere Schulen jiescr Art zur 
gemeinschaftlichen Benutzung bestimmt und eingerichtet werden. Die näheren, zur 
sicheren Erreichung des im Obigen angedcuteten Zweckes der Gymnastik dienlichen 
Bedingungen, unter welchen eine solche gemeinschaftliche Benutzung oiner gymnastischen 
Anstalt von Seiten zweier und selbst mehrorer Schulen zulässig ist, hat die Königliche 
Regierung mit dem Königlichen Provinzial-Schulcollegium zu berathen und festzustellen. 

5) Auch fernerhin soll, wie bisher, die thätige Theilnahme der Jugend an den 
schon bestehenden oder noch zu errichtenden Tumanstalten lediglich von dem freien 
Erm essen der Eltern oder ihrer Stellvertreter abhängig bleiben. Hierbei ist von 
den Directoren, Vorstehern und Lehrern dor Gymnasien, höheren Bürgerschulen und 
Schullehrer- Sem inarien vertrauensvoll zu erwarten, dass sie ihrerseits zur Forderung 
des gymnastischen Unterrichts bereitwillig mitwirken, durch zweckmässige Einrichtung 
desselben die Gleichgiltigkeit und selbst die Abneigung, mit welcher noch viele die 
Gymnastik betrachten, allmählich beseitigen und für dieselbe sowohl bei ihren Schülern 
als auch hei deren Eltern die Theilnahme erwecken werden, ohne welche sie nicht zu 
einer gedeihlichen Entwicklung gelangen kann. 

6) Die bisherige Erfahrung hat ergeben, dass die Gymnatsik mit gutem Erfolge 
ond mit erfreulicher Theilnahme auch von Seiten der erwachsenen Schüler besonders 
in den Anstalten betrieben wird, wo dor gymnastische Unterricht einem wissenschaftlich 
gebildeten Lehrer eines Gymnasiums oder einer höheren Bürgerschule, der zugleich als 
ordentlicher Klassenlehrer fortwährend Gelegenheit hat, die Schüler näher kennen zu 
lernen und auf sie in allen wesentlichen Beziehungen einzuwirken, anvertraut worden. 
Auf Grund dieser Erfahrungen und zur Verminderung der durch die Turnanstalton 
erwachsenden Kosten ist die Annahme von Lehrern, welche bloss zur Brthoilung des 
gymnastischen Unterrichts befähigt und mittelst desselben ihren Lebensunterhalt zu 
gewinnen genöthigt sind, möglichst zu vermeiden; vielmehr ist die unmittelbare Leitung 
der gymnastischen Uobungcn in der Regel einem ordentlichen Lehrer und zwar der 
oberen Klassen dor betreffenden gelehrten und höheren Bürgerschule zu übertragen. 
Zu dem Ende ist von jetzt ‘an bei der Wiederbesetzung erledigter Lehrerstellen an 
Gymnasien, höheren Bürgerschulen und Schullehror-Scminarien auch die Rücksicht zu 
nehmen, dass für jede diesor Anstalten einige ordentlicho Lehrer gewonnen werden, 
welche, ausser den übrigen erforderlichen Eigenschaften, auch in den Leibesübungen 
sich die nöthige Durchbildung verschafft und sich, um dieselbe leiten zu können, mit 
den Gesetzen, nach welchen der Unterricht in dor Gymnastik zweckmässig zu ertheilen 
ist, genügend vertraut gemacht haben. Den bereits Angestellten ordentlichen Lehrern 
der mehr gedachten Schulen, welche zwar geneigt sind, sich dem gymnastischen Unter- 
richt zu widmen, aber hierzu noch nicht die unentbehrliche Fertigfieit, Kenntniss und 
Erfahrung besitzen, ist der Besuch der gymnastischen Anstalt des hiesigen Universitäts- 
Fechtlchrers Ei seien anzurathen, wo sie sich nicht nur die oigono Fertigkeit in sämmt- 
lichen Leibesübungen, sondern auch die Kunst, von denselben bei ihren künftigen 
Schülern einen woison Gebrauch zu machen, in gründlich strenger Weise und innerhalb 
einer verhältnissmässig kurzen Zeit werden erwerben können. 

7) Dem Director der Schule, mit welcher eine Turnanstalt verbunden wird, 
und, wenn dieselbe mehreren Schulen gemeinschaftlich ist, den sftmmtlichen Directoren 
derselben in einer für diesen Fall noch näher zu bestimmenden Weise liegt es ob, über 
die Leibesübungen die unmittelbare Aufsicht zu führen: ihnen sind die 1/ohrer 
der Gymnastik unterznordnen, und sie sind für alles, was dem Zwecke der Jugend- 
bildung im Allgemeinen und der Gymnastik im Besondern widerstreitet, verantwortlich 
zu machen. Wie es einerseits dio Pflicht der Directoren ist, jeder falschen Richtung 
und möglichen Ausartung der Gymnastik von Anfang an vorzubeugen, ebenso ist an- 
dererseits von ihnen zu verlangen, dass sie in richtiger Würdigung des heilsamen Ein- 
flusses, den zweckmässig betriebene Leibesübungen nicht nur auf die körperliche, 
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sondern auch auf die geistige Entwickelung und auf die Bildung der Jugend zur Ord- 
nung, Zucht und Sitte behaupten, sich ernstlich bestreben, die ihrer Leitung anvertraute 
Schule mit der ihr ungehörigen Turnanstalt in den wirksamsten Zusammenhang zu 
bringen und beide zu Einem lebensvollen Ganzen zu vereinigen. 

8) Die Leibesübungen sind bei den Gymnasien und höheren Bürgerschulen, mit. 
welchen kein Alumnat verbunden ist, in der Regel auf die schulfreien Nachmittage des 
Mittwochs und des Sonnabends zu verlegen. Zu dem Ende ist auch der Lectionenplan 
dieser Anstalten von jetzt an so cinzurichten, dass an diesen Nachmittagen der häusliche 
Fleiss für die Schule nicht in Anspruch genommen und den Schülern nicht zugenmthet 
werde, insbesondere vom Mittwoch zum Donnerstag grössere schriftliche Arbeiten zu 
Hause anzufertigen. Jn Städten, wo die kleinere Schülerzahl und die übrigen örtlichen 
Verhältnisse es gestatten, kann zwar auch täglich, wie mehrere Königliche Provinzial- 
Schulcollegien und Königliche Regierungen in Vorschlag gebracht haben, nach Beendi- 
gung des nachmittäglichen Schulunterrichts eine Stunde znm Besuche der Turnanstalt 
verwandt werden. Da aber jener Vorschlag nicht überall und nicht in jeder Jahreszeit 
ausführbar, auch zur genügenden Lösung der dem gymnastischen Unterrichte zu stellen- 
den Aufgabe ein mehrstündiger Betrieb der körperlichen Uebungen und der mit ihnen 
abwechselnden gemeinsamen gymnastischen Spiele erforderlich ist, so werden in der 
Regel die schulfreien Nachmittage des Mittwochs und des Sonnabends dem Unterrichte 
in der Gymnastik Vorbehalten sein. 

9) Die Art und Weise, wie, und die Reihenfolge, in welcher die verschiedenen 
Leibesübungen zu betreiben sind, näher zu bezeichnen, kann nicht die Aufgabe einer 
Verfügung sein, und beschränke ich mich daher auf die allgemeine Andeutung, dass der 
gymnastische Unterricht überall in gehöriger Vollständigkeit, aber mit der durch den 
Zweck bedingten Einfachheit und mit Entfernung alles Entbehrlichen und blossen Schau- 
gepränges, wie jedes steifen und unlebendigen Mechanismus ertheilt und von Seiten 
des Lehrers vor allen Dingen das richtige Ma&ss einer wohlberechneten Abwechslung 
zwischen der ersten Strenge der körperlichen Uebungon und der heiteren Freiheit der 
gymnastischen Spiel« inne gehalten werden muss. 

10) Um der Schuljugend den wichtigen Zweck der Leibesübungen stets gegen- 
wärtig zu erhalten und bei ihr eine lebendigo Theilnahme für dieselbe za wecken, ist in 
den von den Prüfungs-Commissionen bei den Gymnasien, höheren Bürgerschulen und 
Schullehrer-Seminarien reglementsmässig zu ertheilenden Zeugnissen der Reife von jetzt 
an ausdrücklich zu bemerken, ob und mit welchem Erfolgo die zu Entlassenden den 
Unterricht in der Gymnastik benutzt haben. 

11) Obwohl in der Regel nur die Schüler der Gymnasien und höheren Bürger- 
schulen zura Besuch der mit denselben in Verbindung stehenden Tumanstalten berech- 
tigt sind, so kann doch unter Bedingungen, welche die Königliche Regierung mit dem 
Königlichen Provinzial-Schulcollegium zu ber&then und näher festzustellen hat, ausnahms- 
weise auch solchen jungen Leuten, welche ihren Unterricht und ihre Erziehung nur 
durch Privatlehrer und in Privatschulen erhalten, der Zutritt zu den öffentlichen gym- 
nastischen Anstalten gestattet werden. 

12) Die aus der Einrichtung und Unterhaltung der Turnanstalten und der für die- 
selben nöthigen Räumlichkeiten erwachsenden Kosten, sowie die den Lehrern der Gym- 
nastik zu gewährenden Besoldungen oder Remunerationen sind den Allerhöchsten Be- 
stimmungen gemäss zuvörderst aus den Fonds der Schulen, an welche sich die gym- 
nastischen Anstalten anschliessen, demnächst aus den mit Rücksicht auf die Verschie- 
denheit der örtlichen Verhältnisse festzustellonden Beiträgen der die gymnastischen 
Anstalten besuchenden Jugend und, wo auch diese nicht ausreichen, mittelst eines 
angemessenen Zuschusses von Seiten der betreffenden städtischen Gemeinden zu decken. 
Die Beiträge der dio Tumanstalten besuchenden Schüler sind wie das gewöhnliche 
Schulgeld an die betreffende Schulcasse zu entrichten und in keinem Falle ist den 
Lehrern der Gymnastik die Einziehung jener Beiträge zuzumuthen; eben so beziehen 
diese Lehrer die ihnen für ihren Unterricht in der Gymnastik billiger Weise zu ge- 
währende Besoldung oder Remuneration nur aus der betreffenden Schulcasse. Da endlich 
nach der bisherigen Erfahrung mit Grund zu hoffen nnd zu erwarten ist, dass sich 
besonders in der gegenwärtigen Zeit die allgemeine Theilnahme auch dem öffentlichen 
Unterrichte in der Gymnastik immer mehr zuwenden werde, so hat dio Königliche 
Regierung das gemeinnützige Bestreben derer, welche durch Beschaffung der zur Ein- 
richtung und Unterhaltung der gymnastischen Anstalten unentbehrlichen und etwa 
fehlenden Mittel dieser für die Erziehung der Jugend so wichtigen Angelegenheit ihre 
Theilnahme bethätigen und lediglich zu dem eben gedachten^ Zwecke einen Verein 
bilden wollen, nach Befinden der Umstände in angemessener Weise zu fördern. Es 
versteht sich jedoch von selbst, dass von solchen Vereinen ein Einfluss auf die Leitung 
der gymnastischen Anstalten nicht in Anspruch genommen werden kann. 
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Indem ich mir die weiteren und sonstigen Anordnungen Vorbehalte, welche behufs 
der Einreihung des gymnastischen Unterrichts in das Ganze des öffentlichen Erziehungs- 
wesens etwa noch zu treffen sein möchten, beauftrage ich zugleich das Königliche Pro- 
vinzial-Schulcollegium (die Königliche Radierung), den obigen Bestimmungen gemäss 
und gemeinschaftlich mit der Königlichen Regierung (mit dem Königlichen rrovinzial- 
Schulcollegium) unter angemessener Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse und 
örtlichen Umstände das weiter Erforderliche zur Ausführung der Allerhöchsten Ordre 
vom 6. Juni 1842 einzuleiten und zu verfügen. 

Dem ausführlichen Berichte de« Königlichen Provinzial-Schulcollegiums (der König- 
lichen Regierung) über alles Wesentliche, was auf Grund der obigen Bestimmungen zur 
Förderung des öffentlichen Unterrichts in der Gymnastik von Seiten des Königlichen 
Provinzial- Schulcollegium 8 (der Königlichen Regierung) in Seinem ^Ihrem) Geschäfts- 
kreise während des laufenden Jahres eingeleitet, angoordnct und wirklich ins Leben 
gerufen ist, sehe ich binnen zehn Monaten entgegen. 

Min.-Verf., betr. die Verbindung von Turn- Anstalten mit den höheren 
Schulen, vom 3. September 1 847 (v. Ladenberg). 

Nach dom Berichte der Königlichen Regierung vom 10. Juli d. J. hat der Magistrat 
in N. bei der dortigen allgemeinen Stadtschule einen Unterricht in Leibesübungen ein- 

S erichtet und die Kosten für diese Einrichtungen aus der zur allgemeinen Unterhaltung 
ieser Schule verpflichteten Kämmereicassc entnommen, während die Stadtverordneten 
die Genehmigung dieser Ausgaben verweigern. 

Die Königliche Regierane hat von diesem Falle Veranlassung'genommen, im All- 
gemeinen Entscheidung über die Frage nachzusuchen, ob auch bei gewöhnlichen Stadt- 
schulen der Unterricht in den Leibesübungen als ein integrirender and nothwendiger 
Theil des Schulunterrichts anzusehen sei nnd demgemäss die Commnne, in so fern sie 
eine Schule der Art überhaupt zu unterhalten habe, genöthigt werden könne, die Kosten 
für diesen Unterricht, die 6ic nicht freiwillig darbieten wolle, zu beschaffen. 

Das Ministerium eröffnet der Königlichen Regierung hierauf Folgendes: 

Durch die A. 0. vom 6. Juni 1842 haben des Königs Majestät den Unterricht 
in den Leibesübungen als einen nothwendigen and integrirenden Theil 
der Erziehung der männlichen Jugend anzuerkennen und zu befehlen 
gernht, dass derselbe in den Kreis der Volkserziehungsmittel aufgenom- 
men werde. 

Wenn zur Ausführung dieser Allerhöchsten Willensmeinung in der Circ.-Verf. vom 
7. Februar 1844 (Min.-Bl. S. 85 Nr. 46.) angeordnet worden ist, dass zunächst mit den 
Gymnasien, höheren Stadtschulen und Schullehrer-Sem inarien Turnanstalten verbunden 
werden sollten, so hat damit selbstredend die bei weiterer Entwicklung des Turnwesens 
mögliche Einführung des Unterrichts in den Leibesübungen auch bei anderen Schul- 
anstalten, als die gemachten, nicht ausgeschlossen werden sollen. 

Nachdem vielmehr jetzt schon an den Seminarien eine grosse Anzahl des Turnens 
kundiger Lehrer ausgebifdet sind, wird durch dieselben der Unterricht in den Leibes- 
übungen allmählich auch in andern als den in der Verf. vom 7. Februar 1844 bezeich- 
neten Schulanstalten Eingang ünden können, und wird es in jedem einzelnen Falle der 
Beurtheilung der Königlichen Regierung unterliegen, welche Schulen nach ihrer ganzen 
Verfassung und nach den Verhältnissen der ihnen zugewiesenen Bevölkerung als solche 
anzusehen sind, für welche der Unterricht in den Leibesübungen ein Bedürfnis* und 
dessen Betreibung mit Erfolg ausführbar ist. 

Wenn in diesem Falle die zur Unterhaltung der Schule im Allgemeinen Verpflich- 
teten erforderlichen Falls auch genöthigt werden können, die zur Herstellung und 
Unterhaltung des Turnunterrichts erforderlichen Mittel aufznbringen, so ist doch zu 
erwarten, dass eine solche Nöthigung nur ausnahmsweise wird einzutreten brauchen und 
es in den meisten Fällen der umsichtigen Einwirkung der Königl. Regierung gelingen 
wird, die betreffenden Gemeinden von der Nützlichkeit des gedachten Unterrichts zn 
überzeugen und sie somit zur freiwilligen Herstellung der erforderlichen Einrichtungen 
zu bewegen. 

Die im Jahre 1848 zur Bildung von Turnlehrern gegründete Central-Bil- 
dungsanstalt in Berlin wurde 1851 in die Central -Turnanstalt für Militär- und 
Oivil-Eleven umgewandelt 

In Beziehung auf die Anmeldungen zu derselben and den Betrieb des 
Turnens in den Schulen ergingen: 

5* 
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Circ.-Vcrf. vom 36. Mai 1860 (Lehnert). 

Am 1. Octobor d. J. wird ein sechsmonatlicher Curaus für Civil-Eleven 
an der Königl. Central-Turnanstalt hiersolbst beginnen. 

Vorzugsweise zur Aufnahme geeignet sind junge Schulmänner, welchen später der 
Unterricht der Gymnastik an Gymnasien, Real- und Bürgerschulen, sowie an Schul- 
lehrer-Seminarien übertragen werden kann, oder solche bereits fnngirende Turnlehrer, 
welche sich weiter vervollkommnen und mit dem Betrieb einer pädagogisch- rationellen 
Gymnastik näher bekannt machen wollen. Dieselben können nach den bisher gemach- 
ten Erfahrungen ihren Aufenthalt in Berlin auch zur Vervollkommnung in anderen 
Disciplinen des pädagogischen Gebietes mit benutzen. 

Uer gesammte Unterricht in der Anstalt wird unentgeltlich ertheilt, und können 
in dazu geeigneten Fällen auch einzelnen Eleven Unterstützungen verliehen werden. 

Die Anmeldungen zum Eintritt in den diesjährigen Cursus sind an die betreffenden 
Königlichen Provinzial-Schulcollegien, resp. Regierungen zu richten und vor dem 20. Juli 
einzureichen. 


Abschrift vorstehender Bekanntmachung erhält die Königl. Regierung zur Kennt- 
nisnahme und zur Veröffentlichung durch Ihr Amtsblatt. Die betreffenden Anmeldungen 
sind spätestens bis zum 20. August d. J. bei mir cinzureichen. Bei dieser Gelegenheit 
veranlasse ich die Königliche Regierung, der ausgedehnteren Einführung des Turn- 
unterrichts in den Schulen eine erhöhte Aufmerksamkeit und Theilnahme znzuwenden. 
Der gymnastische Unterricht, wie dessen Ertheilung in der Central-Turnanstalt gelehrt 
wird, steht in engem Zusammenhänge mit dem gegenwärtig in der Königl. Armee zur 
Anwendung gebrachten Systeme der militärischen Ausbildung der Soldaten. Es muss 
also Werth darauf gelegt werden, dass, abgesehen von der Bedeutung des Turnens in 
pädagogischer und körperlicher Beziehung, die Möglichkeit geboten ist, durch den rich- 
tigen Betrieb der gymnastischen Uebungen in der Schule unmittelbar die Wehrhaft- 
mach ung des Volkes fördern zu können. 

Der Betrieb der Gymnastik nach dem in der Central-Turnanstalt befolgten System 
erfordert nicht kostspielige Einrichtungen und Apparate, und kann also die JEinfünrung 
desselben von Seiten des Kostenpunktes bei den meisten Schulen keine erhebliche 
Schwierigkeit finden. 

Die meisten städtischen Communen werden, wenn ihnen die richtige Auffassung 
der Sache vermittelt wird, keinen Anstand nehmen, für die männliche Jugend ihrer 
Schalen geordnete gymnastische Uebungen einzuführen und, wo grössere Schulsysteme 
vorhanden sind, geeignete Lehrer in der hiesigen Central-Turnanstalt ausbilden zu 
lassen. Je mehr aber aus den Seminarien, wo bereits in der Central-Turnanstalt vorge- 
bildete Lehrer wirken, mit dem Betrieb der Gymnastik vertraute Elementarlehrer in 
die Schulen übertreten, desto leichter wird es werden, in allen, auch den Landschulen, 
die Eleraentar-Uebnngen der Gymnastik zur Einführung und Anwendung zu bringen. 
Dieselben werden sich mit den jugendlichen Spielen una mit der Begehung vaterländi- 
scher Festtage in angemessene Verbindung bringen lassen, und wird es nur darauf 
ankommen, die Bevölkerung den Nutzen der gymnastischen Uebungen und deren Zu- 
sammenhang mit der Wehrhaftigkeit des Volkes verstehen zu lehren und darauf Be- 
dacht zu nehmen, dass die angemessene Leibesübung der Jugend zur Volkssitte werde. 

Ich erwarte, dass die Königl. Regierung Sich die Förderung dieser Sache beson- 
ders angelegen sein lasse und die Theunahme der Lehrer, Sc hul-In spectoren und Orts- 
behörden für dieselbe in erfolgreicher Weise in Anspruch nehme. 

Abschrift vorstehender Verfügung erhält das Königl. Provinziel-Schulcollegium zur 
Kenntnisnahme und entsprechender Nachachtung. 

Die Circular- Verfügung vom 4. August 1856, durch welche das Königl. Provinzial- 
Schnlcollegium aufgofordert worden ist, in geordneter Reihenfolge Turnlehrer an den 
Unterrichtsanstalten Seines Ressorts für den Cursus der Central-Turnanstalt anzumelden, 
hat nicht den erwarteten Erfolg gehabt, indem dergleichen Anmeldungen nur spärlich 
und nicht dem Bedürfnis entsprechend seither cingcgangen sind. Ich wiederhole da- 
her jene Aufforderung und veranlasse das Königl. Provinzial-Schulcollegium, nicht etwa 
nur Meldungen einzelner Lehrer abzuwarten, sondern das Bedürfnis der betreffenden 
Anstalten sdbststandig zu prüfen und die Ausbildung geeigneter Turnlehrer für die- 
selben ex officio anzuordnen. Besonders sind die Schullehrcr-Seminarien zu berück- 
sichtigen, und it darauf Bedacht zu nehmen, dass diese sämmtlich in nicht zu langer 
Zeit mit ordnungsmässig auseebildeten Turnlehrern vorsehen sind, damit auf diese Weise 
des Turnwesens kundige Elementarlehrer das Interesse für dasselbe in den weiteren 
Kreisen der Bevölkerung tatsächlich anzuregen im Stande sind. 
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Circ.-Verf., betreffend die Einführung der Turnübungen in die Elemen- 
tarschulen, vom 10. September 18G0 (Lehnert). 

Durch die Verfügungen vom 26. Mai d. J., abgedruckt in dem Centralblatt für die 
Unterrichts-Verwaltung S. 335 u. ff., habe ich aus Veranlassung der Anmeldungen zu 
dem diesjährigen Cursus der Königl. Central-Turn-Anstalt die König!. Regierungen auf 
die nothwendige festere Begründung und zu erweiternde Wirksamkeit aor gymnasti- 
schen Uebungen in der Jugenderziehung hingewiesen. 

Das, was die meisten Königl. Regierungen hierauf veranlasst und angeordnet haben, 
ist, wie z. B. die in dem Contralblatt S. 442 u. ff. abgedruckten Circular- Verfügungen 
der Königl. Regierungen in Potsdam und Frankfurt darthun, ein erfreulicher Beweis, 
dass die Bedeutung der Sache richtig und mit Wärme aufgefasst wird, und wie man 
bemüht ist, das Verständnis» für dieselbe bei den betreffenden Kreisen der Bevölkerung 
durch thutsächliche Einrichtungen, wenn auch zunächst noch in beschränktem Umfange, 
zu erwecken. 

Dieser zuletzt angedeutete Weg muss als der allein richtige und zum Ziele führende 
angesehen werden, um es zu verhüten, dass nicht diese für die Jugenderziehung und 
höhere Beziehungen des Volkslebens so wichtige Sache abermals einen raschen Anlauf 
nehme und dann allmählich wieder in sich zerfalle. 

Ich kann es nur billigen, wenn der Angelegenheit, welche in sich selbst noch viel- 
fach der Durchbildung und im Öffentlichen Bewusstsein der Verständigung und Klärung 
bedarf, von vorn herein ein kräftiger Impuls gegeben wird, um die für sie unentbehr- 
liche öffentliche Theilnahme ihr zuzuwenden. Hierbei kann es indessen nicht bewen- 
den; es müssen vielmehr für den Betrieb des gymnastischen Unterrichts bestimmte Or- 
ganisationen getroffen werden, wobei unter allen Umständen davon auszugehen ist, dass 
nur Erreichbares gefordert wird, zugleich aber auch die Mittel geboten und bereit ge- 
stellt werden, durch welche das gesteckte Ziel mit Sicherheit erreicht werden kann. In 
letzterer Beziehung darf nicht nnerwogen bleiben, dass bei den meisten Elementar- 
schulen jetzt noch Lehrer in Thätigkeit stehen, welche zur Ertheilung des gymnastischen 
Unterricnts nicht vorgebildet und befähigt sind. Nach der erstbezeichneten Seite hin 
wird festgesetzt werden müssen, was in den Schulen der verschiedenen Kategorien In- 
halt und Umfang der gymnastischen Uebungen. bilden soll, und wie diese, ohne die 
nächsten Bedürfnisse und Aufgaben der Schulen hinten anzusetzen, die Interessen der 
späteren militärischen Ausbildung mit berücksichtigen können. Als Ziel der dieserhalb 
eingeleiteten Vorbereitungen muss die Herstellung eines diese Zwecke berücksichtigen- 
den Leitfadens, resp. einer Instruction in das Auge gefasst werden, welche für die be- 
treffenden Lehrer Richtschnur und Anleitung giebt. Einstweilen kommt es darauf an, 
dass die Uebungen überall in den einfachsten Formen und in ausfüllbarer Begrenzung 
gehalten werden, wozu sich namentlich die sogenannten Frei- oder Ordnungs-Üebungen 
empfehlen, und wobei es Sache des Lehers sein wird, durch richtige äusserliche Ge- 
staltung und durch Verbindung der Uebungen mit den Spielen der Jugend dieser die 
nöthige Frische und die Lust zu körperlicher Anstrengung zu erhalten. Es fragt sich 
nun, wie auf zuverlässigem und rasch zum Ziele führenden Wege die nöthigen und ge- 
eigneten Lehrerkräfte zu beschaffen sind. Wo an Seminarien bereits in aer Central- 
Turnanstalt vorgebildete Turnlehrer arbeiten, darf angenommen werden, dass die seit- 
dem aus diesen Seminarien abgegangenen Elementarlehrer überall im Stande sind, so- 
fort den gymnastischen Unterricht der Schuljugend in die Hand zu nehmen. Es ist auch 
bei der diesjährigen Aufnahme in die Central-Turnanstalt vorzugsweise auf das Bedürf- 
nis der Seminanen berücksichtigt worden und wird darauf gerechnet worden können, 
dass binnen kurzer Zeit in sämmtlichen Seminarien die künftig abgehenden Elementar- 
lehrer die nöthige Befähigung zur Ertheilung des Turnunterrichts in den Schulen er- 
langen können. Für jetzt handelt cs sich also wesentlich darum, gymnastische Uebun- 
gen auch bei denjenigen Elementarschulen in Betrieb zu setzen, deren Lehrer zur Leitung 
derselben die nöthige Vorbildung nicht empfangen haben. Wo dazu geeignete und zu- 
verlässige. auch ausserhalb der Schule stehende Personen gefunden werden, wird diesen 
unter Mitaufsicht der betreffenden Lehrer die Unterweisung der Schuljugend einst- 
weilen übertragen werden können. Im Allgemeinen ist aber als Aufgabe im Auge zu 
behalten, dass die Lehrer selbst hierzu in den Stand gesetzt werden, und muss versucht 
werden, denselben die hierzu nöthige Anleitung zu verschaffen Es kann dieses iu der 
Art geschehen, dass an dazu geeigneten Semiuarien besondere Curse für bereits im 
Amte stehend«* Lehrer abgehalten, oder dass sonstigen aualificirten Turnlehrern die Ein- 
richtung solcher Curse anvertraut wird, iu welchen beiden Fällen die theilnehmendun 
Lehrer so auszuwählen sind, dass sie in kleineren oder grösseren Kreisen ihren Collogun 
wieder Unterweisung geben können. Es können aber auch dazu befähigte Persön- 
lichkeiten beauftragt werden, gleichsam als Wanderlehrer an einzelnen ihnen zu be? • 
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zeichnenden Orten die gymnastischen Uebungen bei den Schalen einzarichten, die be- 
treffenden Lehrer mit Anweisung za versehen und bo Mittelpunkte zu schaffen , von 
denen aus Anregung und weitero Unterweisung ausgehen kann. Endlich fragt es sich, 
ob nicht in der niosigen Central-Turnanstalt für bereits im Amte befindliche Lehrer, die 
zur weiteren Verbreitung der Sache vorzüglich qualificirt erscheinen, ein kürzerer 
Cursus, etwa 6 Wochen, eingerichtet werden konnte. 

Wach diesen Gesichtspunkten wolle die Königl. Regierung der Einführung der gym- 
nastischen Uebungen in den Elementarschulen weiteren Fortgang geben una nach drei 
Monaten berichten, was in der Sache geschehen ist, resp. die ihr nöthig scheinenden 
Antrfige bei mir stellen. Ueberall aber wolle die Königl. Regierung darauf sehen, dass 
in den hierher gehörigen Kreisen das Turnen als Aufgabe der Schule festgehalten und 
von dieser nicht aus der Hand gegeben, dass von diesen auch nicht zur Sache ge- 
hörige Aeusserlichkeiten und von der Aufgabe und dem Standpunkte der Schule ab- 
führende Bestrebungen und Manifestationen fern gehalten werden, und die Jugend ihre 
körperliche Ausbildung als eine Pflicht erkennen lernt, in deren Ausübung sie zugleich 
Lust und Befriedigung findet. 


Abschrift vorstehender Circular - Verfügung erhält das Königl. Provinzial-Schul- 
Collegium zur Kenntuissnahme. 

Was die Unterrichts-Anstalten Seines unmittelbaren Ressorts betrifft , so empfehle 
ich wiederholt der Fürsorge des Königl. Provinzial-Schulcollegiums die Ausbildung und 
weitere Entwicklung des gymnastischen Unterrichts in den Schullehrer- Seminarien, 
namentlich nach der Seite der methodischen Erthcilung desselben durch die Elementar- 
lehrer hin. 

Hinsichtlich des Turnens bei den höheren Unterrichts-Anstalten wird vielfach, wenn 
nicht überwiegend, geklagt, dass dasselbe noch der nöthigen Theilnahme and des 
wünschenswertnen Aufschwungs entbehre. Es wird in dieser Beziebang auf die Un- 
popularit&t hingewiesen, in der das Turnen bei dem Publicum im Allgemeinen noch 
stabe, auf die Abneigung vieler Eltern gegen die eingeführten Uebungen, welche zum 
Nachsuchen um Dispensation von dem Unterricht führo. Dem Turnen fehle noch viel- 
fach die Theilnahme der Lehrer und der Schüler; jene wohnten den Uebungen, für 
deren Besuch sie nicht romunerirt würden, nur selten bei, und fehle also ihrerseits die 
für die Schüler wünschenswerte Ermunterung. Den jüngeren Schülom fehle ebenfalls 
das ermunternde Beispiel der älteren, welche sich von Seconda, noch mehr aber von 
Prima ab dem Turuen zu entziehen Neigung zeigten. Häusliche Arbeiten für die Schule. 
Privatunterricht in den neueren Sprachen, in Musik und Zeichnen, sowie das Baden und 
der Schwimmunterricht seien für (fie Schüler der oberen Klassen theils wirkliche Ursachen, 
theils dienten sie zum Vorwand, um den Turnunterricht zu versäumen. In den meisten 
Fällen sei aber Beauemlichkeit, Geschmack au den Erholungen und Vergnügungen der 
Erwachsenen und das Streben nach dem greifbar Nützlichen der eigentliche Grund der 
Versäumnisse. Nützten Leistungen im Turnen zum Aufsteigen in eine höhere Klasse 
oder zur Erlangung des Zeugnisses der Reife im Abiturienten-Examen, oder gewährten 
sie Vortheile für Ableistung des Militärdienstes, dann würde die Betheiligung ohne 
Zweifel eine allgemeinere sein. Bei strenger Controle und Handhabung der Diaciplin 
lasse sich wohl die Anwesenheit der älteren Schüler auf dem Turnplatz erzielen, nicht 
aber die Lust zum Turnen, und der Anblick einer grossen Anzahl älterer Schüler, die 
lässig und verdrossen dastäuden, oder in ungeschickten Bewegungen ihren Verdruss 
über den ihnen angeth&nenen Zwang und ihre Missachtung der Uebungen kund gäben, 
wirke entmuthigena und verführend auf die jüngeren Schüler. 

Diesen Klagen gegenüber stehen aber auch die erfreulichen Erfahrungen, dass 
namentlich durch den Einfluss tüchtig vorgebildoter und in ihrem Fach mit Einsicht and 
Hingebung arbeitender Turnlehrer bei richtiger Unterstützung Seitons der Directoren 
und ihrer Collegen die gymnastischen Uebungen auf Gymnasien und sonstigen höheren 
Unterrichts- Anstalten nicht nur ein Gegenstand der allgemeinen Theilnahme und Bethei- 
ligung geworden sind, sondern auch einen sehr erspriesslichen Einfluss auf die Dis- 
ciplin, (Ce sittliche Haltung und männliche Erstarkung der Schüler geübt haben. 

Es kann nur wiederholt in Erinnerung gebracht werden, dass die Schüler den 
gymnastischen Unterricht als einen integrireuden Theil ihrer Aufgaben anzusehen und zu 
behandeln, und die Lehrer in ihren Anforderungen an die geistige Thätigkeit und Be- 
schäftigung der Schüler für jenen Zeit und Raum frei zu lassen haben. 

Wira Bequemlichkeit, Genusssucht und Sinn für das nur greifbar Nützliche als ein 
in der Jugend der gegenwärtigen Zeit liegender Grundzug bezeichnet, der sie von der 
Hingabe an die gymnastischen Uebungen abziehe, so ist nicht ausfter Betracht zu lassen, 
dass gerade in den letzteren ein wirksames Correctiv gegon Verweichlichung und Ver- 
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flachung geboten ist, dass es aber bei beabsichtigter Heilung eines Schadens unerläss- 
liche Bedingung ist, der natürlichen Abneigung gegen das Heilmittel nicht schwächlich 
nachzugeben. 

Was das greifbar Nützliche der gymnastischen Uebungen betrifft, so darf wohl an- 
genommen werden, dass, deren richtiger Betrieb vorausgesetzt, auch dem jugendlichen 
Verständnis» der Werth einer geordneten, in richtig abgemessener Anstrengung Erholung 
gewährenden körperlichen Uebung, der sich aas derselben ergebenden leiblichen Frische, 
Gewandtheit der Gliedma&sxen 7 Sicherheit in der Anwendung und Beherrschung der- 
selben, des durch die Zuverlässigkeit dos Körpers erhöhten Muthes und der von der- 
selben getragenen Raschheit und Festigkeit des Entschlusses durch Belehrung und An- 
schauung klar gemacht werden kann. Es ist aber auch nicht ausser Acht zu lassen, 
dass bei der erweiterten Bedeutung, welche dem gymnastischen Unterricht in der Jugend- 
erziehung auf Allerhöchste Anordnung in Verbindung mit der Vorbereitung auf die 
militäriscne Ausbildung gegeben werden soll, baldigst Massregeln werden getroffen 
werden, in deren Folge \ersäumnisse in der gymnastischen Ausbildung für die betreffen- 
den Individuen materielle Nachtheile mit sich führen müssen, wenn z. B. die Frage zu 
entscheiden ist, ob weiterhin die Berehtigung zum einjährigen freiwilligen Militärdienst 
nicht von nachgewiesencr erfolgreicher gymnastischer Uebung abhängig zu machen ist. 
Ebenso wird, sobald nur an den betreffenden Anstalten der Turnunterricht vollständig 
organisirt ist, die von den Schülern für den gymnastischen Unterricht bewiesene Theil- 
nanme und die erlangte Fertigkeit boi Ertheilung des Zeugnisses der Reifo in Betracht 
zn ziehen und in demselben zu erwähnen sein. 

Sollto bei irgend einem Lohre r-Collegium bis jetzt Mangel an Interesse für den in 
Rede stehenden Gegenstand deu Erfolg des Unterrichts beeinträchtigt haben, so wird es 
nur der Hinweisung auf die theils veränderten, theils in weiterer Entwicklung begrif- 
fenen Verhältnisse bedürfen, um auch ohne äussere Nöthigung, die event. aber auch 
wird eintreten müssen, die nach dieser Seite hin bestehenden Mängel zu beseitigen. 


Wenn, wie oben erwähnt, für den ungenügenden Erfolg des gymnastischen Unter- 
richts ein theilweiser Grund in der Lässigkeit der Schüler und deren anderweiter zu 
grosser Belastung, sowie in der^Abneigung mancher Eltern gegen die auf den Turn- 
plätzen vorgenommenen Uebungen gefunden wird, so ist, so weit hier das sittliche Ver- 
halten der Schüler und deren otwanige Ucberlastung mit Schularbeiten in Betracht 
kommt, das Nöthige bereits bemerkt. Besteht aber gegen die vorzunehmenden Uebun- 
gen jene Abneigung, und wäre diese begründet, so muss angenommen werden, dass an 
den Betreffenden Orten der gymnastische Unterricht unzweckraässig eingerichtet ist, und 
wahrscheinlich das Gerätheturnen nebst einer blossen materiellen Uebung der Körper- 
kr&ft zu sehr in den Vordergrund tritt. Hier wird zuuächst von Seiteu der Anstalt 
durch Befolgung eines rationellen Systems der Gymnastik Abhülfe zu schaffen und 
namentlich dahin zu streben sein, dass die Frei-, Ordnungs- und taktogyranastischen 
Uebungen theils zur Erweckung eines Gemeingefühls, indem sich die Schüler als Glieder 
eines geschlossenen Ganzen erkennen lernen, theils zur Vorbereitung auf den künftigen 
Militärdienst ihre angemessene Berücksichtigung linden. Die Marsen- und Evolutions- 
Uebungen werden so einzurichten sein, dass die Schüler die nöthige Bekanntschaft mit 
den eingeführten Wendungen und Schwenkungen, mit dom Formiren der Massen in 
Colonne und Linie, mit dom Doploy iren etc. erlangen Die Turnspiele werden sich da- 
hin einrichten lassen, dass die wünschenswerte Fertigkeit im Abschätzen der Distan- 
zen, im Auskunden und Durchsuchen coupirten Terrains etc. Berücksichtigung findet. 
Sind solche Uebungen eingerichtet, so wird die Abneigung der Eltern aufnören, und 
schwächliche Schüler werden höchstens von dem Gerätheturnen, nicht aber von den 
Frei-, Ordnungs- und taktogymnastischen Uebungen zu dispensiren sein. Hinsichtlich 
der erwähnten Uebungen ist aber immer festzuhalten, dass sie Turnübungen ond Spiele 
sind, und nicht in militärische Spielerei ausarten und den Knaben nicht vorab das bieten 
dürfen, was von dem Manne gefordert wird, weshalb auch der Gebrauch von Gewehren 
bei den gymnastischen Uebungen ebenso entbehrlich wie auszuschliessen ist. 


Einem qualificirten Turnlehrer wird es auch Dicht schwer fallen, in die Schwiinm- 
übungen und andere körperliche Exercitien, wie das Schlittschuhlaufen, diejenige Ordnung 
und Gemeinsamkeit der Schüler zu bringen, welche den wünschenswerthen Zusammen- 
hang mit dem eigentlichen gymnastischen Uebungen aufrecht erhält. 

Ein besonderer Werth wird darauf zu legen sein, dass sich in nächster Nähe des 
Schullocals ein Turnplatz, resp. eine Turnhalle befindet, damit in den üblichen Pausen 
des Unterrichts oder in dafür zu gewinnenden grösseren Zeitabschnitten Classen- und 
abtbeilungs weise wenigstens Frei- und Ordnungs-Uebungen angestellt werdeu können, 
in welchem Falle die grösseren entlegeneren Turnplätze, vielleicht seltener, zu ausge- 
dehnteren Gesaramt&bungen und Spielen benutzt werden können. 
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Bei Fembaltang allen Absonderlichen und Renommistischen wird doch vorzusehen 
sein, dass das Tum wesen der Schüler als eine Gemeinschaft auch sein Recht erhält, in 
die Aeusserlichkeit zu treten. Gemeinsame Kleidung, Fahnen und andere etwa mit der 
geschichtlichen Entwicklung der betreffenden Anstalt in Verbindung stehende Abzeichen, 
gemeinsamer Zug zum Turnplatz unter Trommelschlag oder Absingung vaterländischer 
Lieder, Gesang während des Turnens, sind hierher gehörige Dinge, deren Auswahl und 
Benutzung der Einsicht und dem Takt der betreffenden Anstalten überlassen bleiben 
muss. Es wird sich ferner empfehlen, jährlich ein Turnfest abzuhalten, welches einen 
Nachmittag hindurch auf dem Turnplatz unter entsprechenden Spielen, Vorträgen und 
Gesängen gefeiert wird. Einen Theil dieses Festes bildet das Probeturnen, in welchem 
vor dem Lehrer-Collegium und dem Vorstande der Anstalt Proben von der erlangten 
gymnastischen Ausbildung abgelegt werden. Hiermit kann die Ertheilung von Prämien 
verbunden werden. 

Jährlich wenigstens einmal eine grössere Turnfahrt anzustellen wird der Organis- 
mus jeder Anstalt gestatten. 

Nach dieseu Andeutungen veranlasse ich das Koni gl. Provinzial- Schulcollegium, den 
Betrieb des gymnastischen Unterrichts bei den höheren Unterrichts-Anstalten in erneuerte 
Anregung zu bringen und Abschrift der betreffenden Verfügung mir einzureichen. Das 
Hauptaugenmerk wird darauf zu richten sein, dass baldmöglichst alle Gymnasien und 
Realschulen in den Besitz ordentlich vorgebildeter und wohl qualificirter Turnlehrer ge- 
langen, und werde ich darauf gerichteten Anträgen in den einzelnen Fällen gern jede 
mögliche Förderung angedeihen lassen. 


Circ.-Verf., betreffend den Turnunterricht, vom 31. März 1862 (v. Mühler). 

Durch Allerhöchste Ordro vom 28. v. Mts. haben des Königs Majestät zu ge- 
nehmigen geruht, dass nach einem Allerhöchsten Orts vorgelegten ^Leitfaden für 
den Turnunterricht in den Preussischon Volksschulen** fortan in allen Volks- 
schulen der Unterricht der männlichen Jugend in den gymnastischen Leibesübungen 
ertheilt werde, ln diesem Leitfaden ist die Auswahl der Uehungen so getroffen worden 
und ist die Beschreibung der letzteren, sowie die Anweisung zu ihrer Ausführung so 
gehalten, dass auch von solchen Lehrern, welche selbst keine gymnastische Ausbildung 
erhalten haben, Gehangen zweckmässig und mit Erfolg werden angestellt werden 
können. 

Die Anleitung wird fortan dem Unterricht in den Scminarien zu Grunde gelegt 
werden, und wird also unter Zuhülfenahme besonderer Curae für bereits im Amte be- 
findliche Lehrer, welche ebenfalls nach dem Leitfaden einzurichten und abzuhalteu sind, 
binnen nicht langer Zeit die überwiegende Zahl der Lehrer ausreichend in den Stand 
gesetzt sein , die in dem Leitfaden enthaltene Anweisung vollständig zur Anwendung 
zu bringen. 

Dio Kgl. Regierung veranlasse ich, die für Ihren Bezirk erforderlichen Exemplare 
auf Kostcu der betreffenden Schulen zu beschaffen und die Sache so zu beschleunigen, 
dass der Leitfaden noch in den bevorstehenden Sommermonaten in den Schulen zur 
Anwendung gebracht werden kann. 

Die Fortschritte des Turnunterrichts überhaupt und in den Volksschulen 
insbesondere haben eine Erweiterung und theilweise Veränderung dieses Leit- 
fadens erforderlich gemacht und ist ein „Neuer Leitfaden* im October 1868 er- 
schienen. 

Ueber die Ertheilung des Tanz-, Turn- und Sch wimm - Unter- 
richts disponirt die Gewerbe -Ordnung vom 21. Juni 1869. 

J . 35. Die Ertheilung von Tanz-, Turn- und Schwimm - Unterricht als Gewerbe 
enjenigen untersagt werden, welche wegen Vorgehen oder Verbrochen gegen die 
Sittlichkeit bestraft sind. 

3. Beschäftigung der Kinder in den Fabriken. 

Die Sorge für jugendliche Fabrikarbeiter hat die Staatsregierung seit dem 
Umschwung der Industrie beschäftigt. Zeuge davon ist das Regulativ über die 
Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken vom 9. März 1839, welches 
durch Allerhöchste Ordre vom 6. April 1839 (G.-S. S. 136) bestätigt worden. 
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Das Gesetz vom 16. Mai 1853 (G.-S. S. 225) brachte einige Abfinderungen zu 
diesem Regulativ und nahm besonders Rücksicht auf einen gleichzeitigen Schul- 
besuch, der durch die Circ.-Verf. der Minister für Handel, der geistl. Angelegen- 
heiten und des Innern vom 18. August 1853 (v. d. Heydt, v. Raumer, v. Man- 
teuffel) noch bestimmter geregelt wurde. 

Die Principien dieser Verordnung sind in die Gewerbe-Ordnung vom 
21. Juni 1869 übergegangen. Dieselbe bestimmt über die Verhältnisse der 
Fabrikarbeiter folgendermassen: 

§. 127. Die Bestimmungen der §§. 105—114. (betreffend die Verhältnisse der 
Gesellen, Gehülfen und Lehrlinge) finden auch auf Fabrikarbeiter Anwendung. 

§. 128. Kinder unter 12 Jahren dürfen in Fabriken zu einer regelmässigen Be- 
schäftigung nicht angenommen werden. 

Vor vollendetem 14. Lebensjahre dürfen Kinder in Fabriken nur dann beschäftigt 
werden, wenn sie täglich einen mindestens dreistündigen Schulunterricht in einer von 
der hohem Verwaltungsbehörde genehmigten Schule erhalten. Ihre Beschäftigung darf 
sechs Stunden täglich nicht übersteigen. 

Junge Leute, welche das vierzehnte Lebensjahr zurückgelogt haben, dürfen vor 
vollendetem sechzehnten Lebensjahr in Fabriken nicht über zehn Stunden täglich be- 
schäftigt werden. Auch für diese jugendlichen Arbeiter kann durch die Ccntral-Bc- 
hörde die zulässige Arbcitsdauor bis auf sechs Standen täglich für den Fall einge- 
schränkt werden, dass dieselben nach den besondere in einzelnen Thcilen des Bundes- 
gebietes bestehenden Schnleinrichtungen noch im schulpflichtigen Alter sich befinden. 

Die Ortspolizeibehörde ist befugt, eine Verlängerung dieser Arbeitszeiten um 
höchstens eine Stunde und auf höchstens vier Wochen dann zu gestatten, wenn Natur- 
ereignisse oder Unglüeksfällc den regelmässigen Geschäftsbetrieb in der Fabrik unter- 
brochen und ein vermehrtes Arbeit« bedürfnias herbeigeführt haben. 

§. 129. Zwischen den Arbeitsstunden muss den jugendlichen Arbeitern (§. 128.) 
Vor- und Nachmittags eine Pause vou einer halben Stunde und Mittags eine ganze 
Freistunde, und zwar jedesmal auch Bewegung in der freion Luft gewährt werden. 

Die Arbeitsstunden dürfen nicht vor Uhr Morgens beginnen und nicht über 
8% Uhr Abends dauere. 

An Sonn- und Festtagen, sowie während der von dem ordentlichen Seelsorger für 
den Katechismen- und Confirmanden-Unterricht bestimmten Stunden dürfen jugendliche 
Arbeiter nicht beschäftigt werden. 

§. 130. Wer jugendliche Arbeiter in einer Fabrik zu einer regelmässigen Beschäf- 
tigung annehmen will, hat davon der Ortspolizeibchörde vorher Anzeige zu machen. 

Der Arbeitgeber hat über die von mm beschäftigten jugendlichen Arbeiter eine 
Liste zu führen, welche deren Namen, Alter, Wohnort, Eltern, Eintritt in die Fabrik 
und Entlassung aus derselben enthält, in dem Arbeitslocal aufzuhängen und den Polizei- 
und Schulbehörden auf Verlangen in Abschrift vorzulegen ist. Die Anzahl dieser 
Arbeiter hat er halbjährlich der Ortspolizei-Behörde anzuzeigen. 

§. 131. Die Annahme jugendlicher Arbeiter zu einer regelmässigen Beschäftigung 
darf nicht erfolgen, bevor der Vater oder Vormund derselben dem Arbeitgeber ein 
Arbeitsbuch eingehändigt hat. 

Dieses Arbeitsbuch, welchem die §§. 128—133. des gegenwärtigen Gesetzes vorzu- 
druckcn sind, wird auf den Antrag des Vaters oder Vormundes des jugendlichen 
Arbeiters von der Ortspolizei-Behörde ertheilt und enthält: 

1) Nummer, Tag und Jahr der Geburt, Religion des Arbeiters, 

2) Name, Stand und Wohnort des Vaters oder Vormundes, 

3) Ein Zongniss über den bisherigen Schulbesuchj 

4) eine Rubrik für die bestehenden Schulverhältnisse, 

5) eine Rubrik für die Bezeichnung des Eintritts in die Anstalt, 

6) eine Rubrik für den Austritt aus derselben, 

7) eine Rubrik für die Revisionen. 

Der Arbeitgeber hat dieses Arbeitsbuch zu verwahren, der Behörde auf Verlangen 
jederzeit vorzulegon und bei Beendigung des Arbeits Verhältnisses dem Vater oder Vor- 
munde des Arbeiters wieder auszuhändigen. 

§. 132. Wo die Aufsicht über die Ausführung der vorstehenden Bestimmungen 
(§§. 128 — 133) eigenen Beamten übertragen ist, stehen denselben bei Ausübung dieser 
Aufsicht alle amtlichen Befugnisse der Ortspolizei-Behördcn, insbesondere das Recht 
zur jederzeitigen Revision der Fabriken zu. 
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Die auf Grund der Bestimmungen der §§. 128 — 133. auszuführenden amtlichen 
Revisionen der gewerblichen Aufgaben sind die Besitzer derselben verpflichtet, zu jeder 
Zeit, namentlich auch in der Nacht, während die Anstalten im Betriebe sind, zu 
gestatten. 

§. 133 Sollte durch die Ausführung der Bestimmungen der §§. 128.. und 129. 
bereits bestehenden gewerblichen Anlagen die nöthige Arbeitskraft entzogen werden, 
so ist die Central-Benörde befugt, auf bestimmte Zeit, jedoch höchstens ein Jahr, Aus- 
nahmevorschriften zu erlassen. 

In Betreff der beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits beschäftigten jugend- 
lichen Arbeiter ist die in §. 130 vorgeschriebene Anzeige bei der Ortspolizei - Behörde 
binnen vier Wochen zu bewirken. 

§. 149. Mit Geldbusse bis zu 10 Thalern und im Falle des Unvermögens mit 
Gefängniss bis zu acht Tagen wird bestraft, wer es unterlässt, die in den §§. 130. und 
133 vorgeschriebeuen Anzeige zu machen oder Listen zu führen. 

§. 130. Wer den Vorschriften in den. §§. 128., 129. und 130 zuwider jugendliche 
Arbeiter anuimmt und beschäftigt, wird mit oiner Geldbusse bis zu fünf Thfuern und 
im Falle des Unvermögens mit vcrhältnissinussiger Gefungnissstrafc bis zu drei Tagen 
für jeden vorschriftswidrig angenommen oder beschäftigten Arbeiter bestraft. 

War er innerhalb der letzten fünf Jahre bereits drei verschiedene Male auf Grund 
der vorstehenden Bestimmung bestraft, so kann auf den Verlust der Befugniss zur Be- 
schäftigung jugendlicher Arbeiter für eine bestimmte Zeit oder für immer gegen ihn 
erkannt werden. 

Es muss auf diesen Verlust, und zwar für mindestens drei Monate erkannt werden, 
wenn er innerhalb der letzten fünf Jahre bereits sechs verschiedene Male bestraft war. 

Zuwiderhandlungen gegen solche Erkenntnisse (Absatz 2 und 3) werden mit Geld- 
busse bis zum vierfachen Betrage der im ersten Absatz dieses Paragraphen bestimmten 
Geldbusse und im Fall des Unvermögens mit verhältnismässigem Gefängniss bestraft. 

§. 154. Die Bestimmungen der §§. 128 bis 139 finden auch auf die Besitzer, 
beziehungsweise Arbeiter von Bergwerken, Aufbereitungs- Anstalten und unter- 
irdisch betriebenen Brüchen oder Gruben Anwendung. 

In No. 23 der Anweisung zur Ausführung der G.-O. vom 4. September 
1269 heisst os: Die Vorschriften der G.-O. über die Beschäftigung der jugendlichen 
Arbeiter in den Fabriken und Bergwerken (§8. 128—134. §. 150.) haben ihrem Inhalt 
nach schon bisher in allen Landestheflen zu Recht bestanden. So weit es sieb um die 
Beschäftigung dieser Arbeiter in Bergwerken und Aufbereitungsanstalten handelt, ist aber 
ihre Ausführung nicht überall glcichmässig geregelt gewesen. Für die Zukunft wird hiermit 
bestimmt, dass für den Bereich der Bergwerke und Aufbereitungsanstalten die 
Aufsicht über die Ausführung jener Vorschriften überall von den Bergbehörden ge- 
führt werden soll, und dass insbesondere die durch das Gesetz den Ortspolizei -Behör- 
den zugewiesenen Obliegenheiten nach Massgabe der bereits früher darüber erlassenen 
näheren Anweisungen durch die Revierbeamten wahrzunehmen sind. 

Nach 131. des Gesetzes sollen den Arbeitsbüchern, welche vor der Auf- 
nahme der jugendlichen Arbeiter zu regelmässiger Beschäftigung auszustellen sind, die 
über deren Beschäftigung handelnden Bestimmungen des Gesetzes vorgedruckt 
werden. Die Bezirksregierangen (Landdrosteien, Oberbergärater) werden Sorge zu tragen 
habeu, dass sich die Untorbehörden mit dem 1. October d. J. sämmtlich im Besitz von 
Arbeitsbüchern befinden, welche in ihrer Einrichtung dieser gesetzlichen Vorschrift ent- 
sprechen. Arbeitsbücher, deren Anfertigung auf Grund der bisherigen Gesetzgebung 
geschehen ist, dürfen nach dem 1. October d. J. von den Behörden nicht mehr aus- 
gegeben werden. 

E. Aufsicht, über den Verkauf von Nahrungsmitteln. 

ln Bezichnug auf das Verfälschen von Lebensmitteln nud Getränken, so 
wie das Feilhalteu wissentlich vergifteter oder mit der Gesundheit gefährlicher 
Stoffen vermischter Lebensmittel und Getränke disponirt das Strafgesetzbuch 
vom 31. Mai 1870 (B. G. Bl. S. 195). 

§. 324. Wer vorsätzlich Brunnen oder Wasserbehälter, welche zum Gebrauche 
Anderer dienen, oder Gegenstände, welche zum öffentlichen Verkaufe oder Verbrauche 
bestimmt sind, vergiftet oder denselben Stoffe beimischt, von denen ihm bekannt ist, 
dass sie die menschliche Gesundheit zu zerstören geeignet sind, ingleichen wer solche 
vergiftete oder mit gefährlichen Stoffen vermischte Sachen wissentlich und mit Ver- 
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schweigung dieser Eigenschaft verkauft, feilhalt oder sonst in Verkehr bringt, wird mit 
Zuchthaus bis zehn Jahren und, wenn durch die Handlang der Tod eines Menschen 
verursacht worden ist, mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit lebenslänglichem 
Zuchthaus bestraft. 

§. 326. Ist einer der im §. 321. bezeichneten Handlungen aus Fahrlässigkeit be- 
gangen worden, so ist, wenn durch die Handlung ein Schaden verursacht worden ist, 
auf Gefängniss bis zu Einem Jahre und, wenn der Tod eines Menschen verursacht 
worden ist, auf Gefängniss von Einem Monat bis zu drei Jahren zu erkennen. 

§. 367. Mit Geldstrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Haft wird bestraft 
7) wer verfälschte oder verdorbene Getränke oder Esswaaron, insbesondere 
trichinonhaltiges Fleisch feilhält oder verkauft. 

Io den Fällen No. 7 kann neben der Geldstrafe oder der Haft auf die Einziehung 
der verfälschten oder verdorbenen Getränke oder Esswaaren erkannt werden, ohne 
Unterschied, ob sie dem Vcrurthcilten gehören oder nicht. 

Das heftige Auftreten der Trichinosis zu Magdeburg, Neustadt, Buckow, 
Calbe a. S., Burg, Donnersleben, Quedlinburg, Halberstadt, Hadersleben , Hett- 
stadt und noch im Jahre 1872 zu Bovenden in der Nähe von Güttingen, lenkte 
immer mehr die öffentliche Aufmerksamkeit dieser Krankheit zu. Die allgemeine 
Landessitte in der Provinz Sachsen, rohes Schweinefleisch, sog. Hackfleisch, zu 
gemessen, wurde wenig durch die traurigen Ereignisse erschüttert, weshalb die 
Regierung zu Magdeburg sich vorzugsweise veranlasst sah, für ihren Bezirk die 
mikroskopische Fleischbeschau obligatorisch eiuzuführen. 

Die betreffende Polizei- Verordnung vom 12. December 1865 lautet 
wie folgt: 

Polizei-Verordnung. 

Um die verderbliche Einwirkung des Genusses trichinenhaltigen Schweinefleisches 
auf Gesundheit und Leben der Menschen zu verhüten, verordnen wir auf Grund des 
Gesetzes über die Polizei- Verwaltung vom 11. März 1850 für den Umfang unseres 
Regierungs- Bezirks, wie folgt: 

§. 1. Ein Jeder, der ein Schwein schlachtet oder schlachten lässt, ist verpflichtet, 
dasselbe von einom amtlich concessionirten Fleischbeschauer mikroskopisch untersucheu 
zu lassou. 

Erst dann, wenn auf Grund dieser Untersuchung von dem concessionirten Fleisch- 
beschauer das Attest ausgestellt worden, 

„dass das Schwein trichinenfrei befunden sei“, 
darf das Fleisch desselben verkauft oder zum Genuss für Menschen zubereitet worden. 

Wer dieser Vorschrift zuwiderhandelt, verfällt in eine Polizeistrafe von fünf bis 
zehn Thalern. 

§. 2. Wird ein Schwein trichinenhaltig befunden, so hat der Fleischbeschauer 
davon sofort der Orts-Polizei-Behörde Anzeige zu machen. 

Alle Theilo eines tricbinonhaltigen Schweines sind bei Vermeidung einer Polizei- 
strafe von zehn Thalern sofort zu vernichten und zu diesem Behuf dem Abdecker zu 
überweisen, welcher dieselben in vorschriftsmässiger Weise vergraben muss, widrigenfalls 
er auch in eine Polizeistrafo von zehn Thalern verfällt. 

Ausserdem haben diejenigen, welche durch Nichtbefolgung der vorstehenden Vor- 
schriften die Veranlassung dazu geben, dass trichinonhaltiges Fleiseh zum Verkauf 
gestellt oder durch den Genuss desselben die Gesundheit eines Menschen beschädigt 
oder gar dessen Tod herbeigeführt wird, die gerichtliche Untersuchung und Bestrafung 
nach Vorschrift des Strafgesetzbuches zu gewärtigen. 

8. 3. Die amtliche Untersuchung eines geschlachteten Schweines wird durch 
Fleischbeschauer, wolche von der Orts-Pollzei-Behörde eonccssionirt sind, ausgeführt. 
Um diese Concession zu erhalten, bedarf es für promovirte Aerztc, Apotheken besitzer, 
sowie für die Departements- und Kreis-Thierärzte nur der Meldung bei der Orts-Polizei- 
Behörde, welche dieselben nach Ertheilung der Concession zu diesem Geschäft durch 
Handschlag zu Protokoll verpflichtet. 

Alle übrigen Personen, welcho das Amt eines Fleischbeschauers zu erhalten wün- 
schen, müssen sich zu diesem Behuf einer besonderen theoretischen und practischen 
Prüfung vor dem betreffenden Herrn Kreis-Physikus unterziehen. Erst auf Grund der 
bestandenen Prüfung können dieselben als Fleischbeschauer von der Orts-Polizei-Bebörde 
concessionirt und amtlich verpflichtet werden. 
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Die Conceasionen sind unter Siegel und Unterschrift der Behörde kostenfrei aus- 
zufertigen. Ein Stempel ist dazu nicht zu verwenden. 

S. 4. Gewerbetreibende, nftmlich Fleischer, Schmelzer etc. haben ein Fleisehbuch 
nach folgenden Rubriken zu halten. 


1. 

1 

3. 

4. 

5. 

6. 

No. 

T*g 

des 

Schlachten». 

Bezeichnung 
d. geschlachteten 
Schweines nach 
Geschlecht und 
Alter. 

Angabe d. Ort«, 
wo das Schwein 
horstammt, so- 
wie des 
Verkäufers. 

Tag der mikro- 
skopischen 
Untersuchung. 

Attset des 
Fleischbeschauers 
über das Resultat 
d. mikroskopisch. 
Untersuchung. 








in dieses Buch die ausgeschlachteten Schweine am Tage des Schlachten» einzutragen und 
dasselbe, in den ersten vier Rubriken ausgefüllt, dem Flcischbeschauer bei der mikro- 
skopischen Untersuchung mit vorzulegen, so dass Letzterer sein Attest über das Resultat 
der Untersuchung unter Beisetzung seiner Namens- Unterschrift, des Ort» und des 
Tages der Untersuchung sofort in die 5. und 6. Rubrik eintragen kann. 

Den N icht- Gewerbetreibenden , welche ein Schwein schlachten oder schlachten 
lassen, bleibt es freigestellt, ein gleiches Fleisehbuch zu halten. Wollen sie dies nicht, 
so müssen sie sich von dem Flcischbeschauer über jedes ausgeschlachtete Schwein ein 
besonderes Attest, welches die Bezeichnung des Schweins, des Ort« seiner Herstammung, 
event. des früheren Eigenthfuners, den Tag des Schlachten» und der mikroskopischen 
Untersuchung enthalten muss, ausstellen lassen und solches wenigstens drei Monate 
lang aufbewahren. 

Das Fleischbuch, sowie die vorbemerkten besoudern Atteste sind dor Orts- Polizei- 
Behörde zur Controle auf Erfordern jedor Zeit vorzuzeigen. 

§. 5. Wer, obwohl dazu verpflichtet, das Fleischbuch gar nicht oder nicht ordent- 
lich und richtig führt, verfällt ebenso wie derjenige, der die über die mikroskopische 
Untersuchung geschlachteter Schweine ihm vom Flcischbeschauer ausgestellten beson- 
deren Atteste nicht drei Monate lang aufbewahrt, in eine Strafe von drei Thalern. 

8. 6. Für jede mikroskopische Untersuchung der zu einem Schwein gehörigen 
Fleischtheilc und für die Ausstellung des Attestcs hat der Besitzer des ausgeschlach- 
teten Schweines an den amtlichen Fleischbeschauer den Betrag von 10 Sgr. zu ent- 
richten. Der Fleischbeschauer muss die zu untersuchenden Fleischtheilc von dem 
geschlachteten Schweine selbst entnehmen. Wird von dem Besitzer des untersuchten 
Schweins ein ausserhalb des Orts wohnender Flciscbbeschauer zugezogen, so ist er 
verpflichtet, an denselben noch die einem Zeugen gebührenden Reise- und Zehrungs- 
kosten zu bezahlen. 

§. 7. Behufs Prüfung derjenigen Personen, welche das Geschäft der amtlichen 
Fleischschau zu übernehmen wünschen, erhalten die Herren Kreisphysiker eine Instruc- 
tion, welche in der Anlage A. enthalten ist.. Für die Prüfung ist von dem zu Prüfen- 
den an den Herrn Kreisphvsikus eine Gebühr von einem TbaJer zu berichtigen. Muss 
der Herr Kreisphvsikus auf den Wunsch des zu Prüfenden deshalb sich von seinem 
Wohnort entfernen, so sind ihm dafür von dem zu Prüfenden ausser der Prüfungs- 
gebühr noch dio ihm bei Reisen in Dienstangelegenheiten zustehenden Diäten und 
Reisekosten zu erstatten. 

8. Uin zu bewirken, dass die Fleischschau gründlich, zweckentsprechend und 
umsichtig vorgenommen werde, haben wir in der Anlage B. eine Instruction für die 
amtlichen Flcischbeschauer erlassen. 

§. 9. Diese Verordnung tritt für jede Ortschaft erst dann in Kraft, wenn für 
dieselbe ein Fleischbeschauer, resp. für grossere Städte eine dem Bedürfnis ent- 
sprechende Anzahl von Fleischbeschauern concessiouirt und die erfolgte Concessionirung 
nebst den Namen der concessionirten Flcischbeschauer in vorschriftsm ässiger 
Weise von der Orts-Polizei-Behörde publicirt worden ist, 

Ueber das Bedürfniss zur Concessionirung mehrerer Flcischbeschauer an einem 
Orte entscheidet die Orts-Polizei-Behörde. 

§. 10. Mit dem Augenblick, in welchem diese Verordnung nach §. 9. in den ein- 
zelnen Ortschaften unseres Departements in Kraft tritt, werden die etwa für dieselben 
von Kreispolizei- oder Localpolizei-Behörden über den Gegenstand dieser Verordnung 
ergangenen Bestimmungen ausser Wirksamkeit gesetzt. 
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Abschrift vorstehender Verordnung und deren Anlagen erhält die Polizei -Ver- 
waltung mit der Veranlassung, so schleunig als möglich dafür zu sorgen, dass die 
Verordnung für. den dortigen Polizei-Bezirk m’s Leben tritt. 

Zunächst ist von der Polizei- Verwaltung zu erwägen und festzusetzen, wie viel 
Fleischbeschauer zu conccssioniren sein werden, um dem dortigen Bedürfnis zu ge- 
nügen. Sodann ist in angemessener Weise dabin zu wirken, dass Personen, welche 
schon durch ihre Berufsbildung zur Ansführung mikroskopischer Untersuchung befähigt 
sind, die Concessionirung als Fleischbeschauer nachsuchen, und ist die Concession dem 
Bedürfnis entsprechend denjenigen zu ertheilen, welche ausser der technischen Befähi- 
gung auch durch ihren ganzen Charakter die Gewähr leisten, dass sie das ihnen za 
übertragende Geschäft mit Gewissenhaftigkeit ausführen werden. Es versteht sich dabei 
von selbst, dass die Concession als Fleischbeschauer nicht früher ertheilt werden kann, 
als bis der zu Conccssionirende den Nachweis fuhrt, dass er sich im Besitze eines 
geeigneten Mikroskops befinde. Binnen vier Wochen erwarten wir Anzeige, wann die 
Verordnung für die dortige Stadt in Wirksamkeit getreten ist, event. unter Benennung 
der concessionirten Fleischbeschauer. 

Abschrift vorstehender Verordnung und der an die städtischen Polizei-Verwaltungen 
erlassenen Verfügung den Herren Landräthen zur Nachricht, um dahin zu wirken, dass 
die erlassene Verordnung auch in den ländlichen Ortschaften des dortigen Kreises recht 
bald in Wirksamkeit tritt. 

In denjenigen Ortschaften, in welchen keine promovirten Aerzte oder Apotheken- 
besitzer vorhanden sind, welche die Function eines Fleischbeschauers za übernehmen 
bereit sein sollten, wird, es sich empfehlen, auch Wundärzte, Thierärzte, Schullehrer, 
Gntsinspeotoren etc. zu recurrircn und sie zu vermögen, dass sie sich der vorschrifts- 
mässigen Prüfung unterziehen und resp. um die Concession als Fleischbeschaner bewer- 
ben. Sollte in einzelnen Ortschaften keine Persönlichkeit ermittelt werden, welche zur 
Uebernahme dieser amtlichen Function bereit wäre, resp. die Befähigung dazu erworben 
könnte, so wird kein Bedenken obwalten, die Fleischschau in einem solchen Orte aus- 
drücklich dem Fleischbeschauer einer benachbarten Ortschaft bis dahin zu übertragen, 
dass in jedem Orte wenigstens ein Fleischbeschauer concession irt werden kann. 

Eine fernere Schwierigkeit bei Einführung der Verordnung in den ländlichen Ort- 
schaften wird dadurch voraussichtlich entstehen, dass diejenigen, wolche zur Uebernahme 
der Function eines Fleischbeschauers nach abgelegter Prüfung für befähigt zu erachten 
und auch sonst wohl dazu bereit sein möchten, die nicht unbedeutenden Kosten der 
Anschaffung eines Mikroskops scheuen oder solche aus eigenen Mitteln zu bestreiten 
nicht im Stande sein werden. 

ln diesem Falle kommt es darauf an, auf die ländlichen Guts-Obrigkeiten und 
Gemeinde- Vorstände einzu wirken, dass sie diese Anschaffungskosten übernehmen, resp. 
das angeschaffte Instrument dem concessionirten Fleischbeschauer zu seinen amtlichen 
Functionen zur Disposition stellen, und vertrauen wir, dass im Hinblick auf das er- 
schütternde Unglück, welches die Einwohner in Hederslebcn kürzlich betroffen hat, 
die Gutsobrigkeiten und ländlichen Gemeindovorständo Alles aufbieten werden, um die 
Einsassen ihres Orts vor einem ähnlichen Ereigniss sicher zu stellen. 

Binnen Wochen sehen wir einer Anzeige entgegen, ob und wie weit es gelungen 
ist, die obige Verordnung in den ländlichen Ortschaften des dortigen Kreises in Wirk- 
samkeit zu setzen, und wann etwa die Durchführung derselben für alle ländlichen Ort- 
schaften des Kreises zu erwarten steht. 

Anlage A. 

Instruction für die Kreisphy siker, die Prüfung von Fleischbeschauern 

betreffend. 

Zur mikroskopischen Fleischschau unbedingt berechtigt sind die promovirten 
Aerzte, die Apothekenbesitzer und die Departements- und Kreisthierärzte. Sonstige 
Personen, welche sich diesem Geschäfte widmen wollen, haben sich einer Prüfung zu 
nnterwerfen, welche von dem Kreisphysikus abgehalten wird. 

Die Prüfung erstreckt sich: 

1) auf die naturbistorische Kenntniss von der Gestalt und dem inneren Bau der 
Trichina spiralis in ihren verschiedenen Entwickelungsstufen und Geschlechts- 
verhältnissen, ihrer Einwanderung von dem Darme in die Muskeln, der da- 
durch bedingten krankhaften Veränderung der Muskelfasern und der in den- 
selben vorgenenden Einkapselung; 

2) auf die Handhabung des Mikroakopes im Allgemeinen und auf den Gebrauch 
desselben behnfs der Erkennung von Trichinen insbesondere. Zur Ermittlung 
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dieser Kenntnis« and Fertigkeit sind dem Antragsteller eine Anzahl von 
Präparaten theils gesunden, tbeils trichinenhaltigen Schweinefleisches verw- 
iegen, welche er sämmtlich richtig za erkennen im Stande sein muss. 

3) auf die Geschicklichkeit, Muskelfleisch zur mikroskopischen Untersuchung 
zweckmässig vorzubereiten, und auf die Fähigkeit, dasselbe unter dem Mikro- 
skope richtig zu bestimmen. 

Auf Grund der Kostenfrei auszustellenden Bescheinigung über die genügend ab- 
gelegte Prüfung kann der Geprüfte, wenn sonst gegen sein moralisches "Verhalten kein 
Bedenken obwaltet, als Fleiscnbeschauer conccssionirt und verpflichtet werden. Die von 
der Orts-Polizei-Behörde ertheilte Concession ist jederzeit widerruflich. 

Der Kreisphysikus muss Gelegenheit nehmen, die Untersuchungen der Fleiseh- 
beschauer von Z!eit zu Zeit durch eigene Anschauung zu beaufsichtigen. Jeden Fall ; in 
welchem von dem Fleischbeschauer Trichinen aufgefunden wurden, hat der Kreisphyeikus 
durch eine genaue Nachprüfung zu bestätigen. 


Anlage B. 

Anweisung für die Fleischbeschauer zur mikroskopischen Untersuchung 
des Schweinefleisches. 

1) Der Fleischbeschauer sorgt für Beschaffung eines guten Mikroskope*, welches 
bei einer lOOfachen Vergrösserung die Objecte scharf und klar darstellt 

Zur Voruntersuchung dient eine lOmal vergrösserndc Stativloupe. Eine 
solche Loupe mit ihrem kleinen Tisch gestattet das Zerfasern des Fleisches 
mit beiden Händen und dadurch die Uebersicht des ganzen Präparates in dem 
amspülenden Wassertropfen. 

2) Der Fleischbeschauer verschafft sich genaue Kenntniss von der Gestalt und dem 
inneren Bau der Trichina spiralig in ihren verschiedenen Entwickelungßstadien 
als Darratrichine, als Darmembryo, als wandernder Embryo und als Muskel- 
trichine, und dies theils durch das Studium gediegener mit Abbildungen ver- 
sehener Schriften, theils durch recht häufige Anschauung von Tnchinen- 
präparaten. 

Folgende Schriften sind zu diesem Behuf zu empfehlen: 

R. Leuckardt, Untersuchongen über Trichina spiralis. Leipzig 
und Heidelberg 1860. 

Virchow, Darstellung der Lehre von den Trichinen. Berlin 1864. 

Alex Pagen Stecher, dio Trichinen. Leipzig 1865. 

3) Zur Unterscheidung trichinenfreien Mnskelfleisches von trichinenhaltigem ist 
gleichfalls fleissige Anschauung von beiderseitigen Präparaten nothwendig. 
Durch die einwandernden Muskeltrichinon wird in der Muskelfaserung des 
Fleisches ein eigentümlicher Krankheitsprocess erzeugt; die Muskelfaser ver- 
liert ihre charakteristischen Querstreifen und nimmt dagegen oin körniges, 
getrübtes Ansehen an; erst später etwa nach vier Wochen umgiebt sich der 
kleine, anfangs längliche, hernach sich aufrollende Embryo mit einer kalk- 
haltigen Kapsel und die gesunde Muskelfaser wird neu erzeugt. 

4) Zur mikroskopischen Untersuchung sind die Muskelfasern vom Zwergfell, die 
Angenmuskeln, die Kaumuskeln, die Zwischenrippenmuskeln und dio Nacken- 
muskeln zu wählen und zwar die Stellen derselben vorzugsweise zu prüfen, 
wo die Muskelfasern in die Schnenfasern übergehen. Wichtig ist die Erfahrung, 
dass Trichinen, wenn sie überhaupt in einem Schweine vorhanden sind, 
niemals im Zwergfelle und in den Augonmuskeln fehlen. Es ist 
daher umgekehrt mit hoher Wahrscheinlichkeit anzunehraen, dass, im Falle 
Trichinen in genannten Muskeln vermisst wt-rdon, sie überhaupt nicht vorhan- 
den sein werden. 

5} Behufs der mikroskopischen Untersuchung macht sich der Fleischbeschauer 
auf folgende Art seine Objecte: 

er nimmt eine Nähnadel, führt sie ganz oberflächlich in querer Richtung 
unter eine dünno Partie Muskelfasern ein, schiebt sic dann vorsichtig aut- 
und abwärts, so dass eine glciehmfissig dünne Faaerscbicht in der Längs- 
richtung abgehoben wird, welche mit Glycerin befeuchtet zwischen die 
Glasplatten gebracht wira. In frisch geschlachtetem Fleische werden sich 
die Trichinen bei einer Erwärmung von 40° R. anfangon zu bewegen, bei 
einer Steigerung der Temperatur bis 45° R. wird die Bewegung lebhaft, 
bei einer Wärme von 48° R. bis 50° R. endlich zuckend und convulsivisch 
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werden. Bei noch höheren Graden bis zur Siedhitze stirbt der Parasit 
ab. Ein mit Aetzkali behandeltes Probestückchen zeigt die Muskelfaser 
durchsichtiger. Ist die KapRel noch nicht verkalkt, so sient man sie danach 
weniger, aber den kleinen gerollten Wurm in derselben desto besser: ist 
dagegen die Kapsel schon verkalkt, so erscheint sie nun bei durchfallen- 
dem Lichte auf dem hellen Grunde, um so dunkler; bei auffallendem Lichte 
hebt sich ihre weisse Färbung um so deutlicher hervor. Ueberhanpt 
werden die Objecte bei gemildertem Lichte deutlicher. 

6) Findet der Fleischbcschauer in dem zur Prüfung übergebenen Fleische Trichinen, 
so hat er der Orts-Polizei-Bchörde ungesäumt Anzeige zu machen und dem 
betreffenden Kreis- Phvsikus Stücke von dem trichinenhaltigen Fleische zur 
Nachprüfung zuzustellen. Zugleich ist in solchem Falle der Dünudarminhalt 
auf Darmtnchincn zu untersuchen. Letzteres ist gleichfalls nicht zu ver- 
säumen, wenn der Befund der Mnskclfaserung zweifelhaft erscheint. 

Ueber die Massregeln, welche gegen die Verbreitung der Trichinen-Krank- 
heit zu ergreifen sind, handeln die Verfügungen der Ministerien der geist- 
lichen ete. Angelegenheiten nnd des Innern vom 20. April 1866 and 31. De- 
cember 1868. (v. Mübler, Graf zn Eulenbnrg.) 


Verfügung an die Königliche Regierang zu N. und abschriftlich an 
sämmtlichc Regierungen vom 20. April 1866. 


Wenn die Polizei- Verwaltung zu N. beabsichtigt, eine Polizei- Verordnnng nach 
Massgabe desjenigen Entwurfs zu erlassen, welchen sie der Königlichen Regierung zur 
Genehmigung vorgelegt hat nnd welcher von ihr mittelst Berichts vom 1. d. M7 ein- 
gereicht worden, so können wir hierzu unsere Zustimmung nicht ertheilen. Der Stand- 
punkt, von welchem die Staatsregierung in Betreff der gegen die Verbreitung der 
Trichinenkrankheit zu ergreifenden Massregeln ausgeht, ist folgender: 

Im Allgemeinen sind die Regierungen und Orts-Polizei-Vcrwaltnngen auf Grund 
des Gesetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 für compstent zu erachten, 
Polizei- Verordnungen zum Schutze des Lebens und der Gesundheit gegen die Infcction 
durch trichinenhaltiges Schweinefleisch für den Umfang ihres Verwaltungsbezirkes zn 
erlassen, also auch aie mikroskopische Untersuchung der zur Schlachtung kommenden 
Schweine vorznschreiben. Eine sorgfältige mikroskopische Untersuchung ist, wenn der 
Untersuchende die fünf verschiedenen Körpert heile, in denen die Trichinen am häufigsten 
vorzukommen pflegen, namentlich die Muskelfasern am Zwerchfell, die Augenmuskeln, 
Kaumuskeln, aie Zwischenrippenmuskeln und die Nackenmuskeln einer sorgfältigen 
Besichtigung unterwirft, und wenn er zur Vermeidung absichtlicher oder unabsichtlicher 
Täuschungen die zu untersuchenden Fleischtheile selbst von dom geschlachteten 
Schweine entnimmt, ein geeignetes Mittel zur Constatirung von Trichinen in den ge- 
schlachteten Schweinen. Auen haben derartige Untersuchungen wiederholt den Erfolg 
gehabt, dass Trichinen in den geschlachteten Schweinen aufgefunden worden sind, una 
aass dadurch der Trichinen- Infection in einzelnen Fällen vorgebeugt worden ist. Die 
mikroskopische Fleischschau ist daher, wo sie als eine freiwillige geschieht, beizu- 
behalten und verdient wegen ihrer Nützlichkeit dringend empfohlen und auf jede zulässige 
Weise gefördert zu werden. Gleichwohl stehen einer zwangsweisen Einführung der- 
artiger Unternehmungen erhebliche Bedenken entgegen, welche mindestens in der Regel 
eine solche Maasregel nicht als angemessen erscheinen lassen. 


Die obligatorische Fleischschau kann zunächst nicht allgemein durchgeführt werden. 
In grösseren Städten wird es an qualificirten Sachverständigen, welche sich diesem Ge- 
schäfte unterziehen, nicht fehlen, wohl aber in den kleineren Ortschaften und auf dem 
Lande, namentlich in den zerstreut liegenden Dörfern und Gehöften. Eine zuverlässige 
Controle darüber, dasB jedes zur Schlachtung kommende Schwein mikroskopisch unter- 
sucht wird, lässt sich nicht erreichen. — Dieselbe wird selbst in den Städten sehr 
schwierig sein, so lange öffentliche Schlachthäuser mit dem Zwange, die Schweine nur 
dort zu schlachten, nicht vorhanden sind. Auf dem Lande aber wird diese Controle 
rieh noch schwieriger zeigen. Es erscheint ferner nicht möglich, auf zuverlässige Weise 
festzustellen, dass das zum Verkauf oder auf sonstigem Wege zum Verbrauch gelan- 
gende Schweinefleisch von solchen Schweinen herrühre, welche bei der Schlachtung mikro- 
skopisch untersucht worden sind. Dies gilt vorzugsweise von demjenigen Fleische, 
welches an einen Ort von auswärts eingekracht wird, resp. von den in den Handel 
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kommenden Fleischwaaren, welche vom Aaslande ein geführt werden. Wollte man die 
einzelnen von auswärts eingefübrten Fleischstücke oder Flcischwaaren an dem Orte, wo 
sie zum Verkauf oder Verbrauch kommen, einer besonderen mikroskopischen Unter- 
suchung unterworfen, so würde die technische Ausführung dieser Massregel schon des 
Zeitaufwands wegen auf die grössten Schwierigkeiten stosson und doch jede Gewähr 
dafür fehlen, dass alle untersuchungspflichtigeu Gegenstände auch wirklich zur Unter- 
suchung vorgelegt werden. — 

Den Zwang zur mikroskopischen Untersuchung dos Schweinefleisches auf die in 
den Städten zur Schlachtung kommenden Schweine zu richten, dagegen das daselbst 
von auswärts eingeführte Schweinefleisch von einer solchen Untersuchung freizulassen, 
würde den Erfolg der Massregel, die nur dann, wenn sie allgemein durchgeführt wird, 
eine Gewähr bieten kann, illusorisch machen, überdies als eine die Schlächter in den 
Städten treffende Prägravation unzulässig sein, während andererseits ein Verbot, 
Schweinefleisch — rohes oder verarbeitetes - von auswärts einzuführen, abgesehen 
von der Frage, ob nicht internationale Verträge einem solchen Verbote entgegenstehen, 
nach der bestehenden Gewerbe-Gesetzgebung und im volkswirtschaftlichen Interesse 
sich nicht rechtfertigen lassen würde. 

Die mikroskopische Untersuchung des Schweinefleisches giebt aber auch da, wo 
sic wirklich stattgefunden hat, keine untrügliche Sicherheit gegen die Infection durch 
Trichinen. Um ihren Zweck zu erreichen, setzt sie Massrcgeln voraus, dass die Unter- 
suchung in jedem einzelnen Falle mit der denkbar grössten Genauigkeit und Gewissen- 
haftigkeit durch eine im Gebrauch des Mikroskops wohl geübte Person ansgeführt werde. 
Zu einer derartigen sorgfältigen Untersuchung eines jeden Schweines bedarf es minde- 
stens einer halben Stunde und das Geschäft erfordert daher an Orten, wo viele Schweine 
geschlachtet werden, einen bedeutenden Zeitaufwand. Dass bei diesen, noch dazu durch 
inre Einförmigkeit ermüdenden Untersuchungen keine Versehen Vorkommen, dafür kann 
eino Garantie nicht übernommen werden, selbst wenn die Polizei- Verwaltungen 
die Untersuchungen durch von ihnen selbst eingesetzte Fleischschau-Commissionen, also 
durch von ihnen selbst ausgesuchte Sachverständige und unter ihrer Oberaufsicht be- 
wirken lassen. — 

Die letztere Art der Ausführung erscheint überdies um deshalb bedenklich, weil 
durch dieselbe die Gelegenheit, die Untersuchung vornehmen zu lassen, sich erschwert 
und hierdurch zur Umgehang der erlassenen Vorschriften angereizt wird. Eine andere 
Folge davon, dass die Polizeibehörde den betreffenden Personen nicht die Wahl 
des Sachverständigen überlässt, sondern die Ausführung der mikroskopischen Unter- 
suchung selbst übernimmt, würde dio sein, dass die Erhebung von polizeilichen Ge- 
bühren für die Untersuchung nicht gestattet werden könnte und daher die Rosten der 
Massregel denjenigen zur Last fallen würden, welche dio sachlichen Kosten der Polizei- 
Verwaltung zu tragen haben. Mögen aber die Sachverständigen noch so sorgfältig 
ansgesucht sein und noch so gewissenhaft das ihnen übertragene Geschäft verrichten, 
so ist doch für verarbeitete Fleischwaaren überall kein sicheres Resultat zu erwarten, 
weil in denselben häufig das Fleisch von verschiedenen Thioren zusam mengemengt ist, 
und weil man nicht jedes einzelne kleine Stück, aus welchen dieselben bestehen, unter- 
suchen kann. Endlich aber hat die Erfahrung bereits gelehrt, dass selbst bei sorg- 
fältiger Untersuchung des Fleisches aus den oben bezeichneten Körpertheilcn des 
Schweines die Gegenwart von Trichinen hier oder in anderen Musk eigruppen dennoch 
übersehen worden kann, und dass daher das Nichfindon von Trichinen Keine absolute 
Gewähr für das Nichtvorhandensein derselben zu loisten vermag. — 

Während nach allen Diesem die Ergebnisse einer zwangsweise einzuführenden 
mikroskopischen Fleischschau unsicher sind, fehlt es nicht an einem zuverlässigen Prä- 
servativ gegen die Gefahr der Trichinen -Infection, da trichineo haltiges Fleisch durch 
scharfes Braten oder Kochen, durch Pökeln oder Räuchern, vollkommen unschädlich 
gemacht werden kann. Bei Anwendung dieser Vorsichtsmassregeln vermag sich Jeder- 
mann selbst zu Bchützen, und die Staatsregierung muss deshalb Bedenken tragen, ein 
Verfahren anzuordnen, welches ohne sehr grosse Belästigungen und Störung des öffent- 
lichen Verkehrs, sowio der häuslichen Oeconomie nicht ausführbar ist, eino vollständige 
Garantie aber nicht gewährt, vielmehr leicht dazu führen kann, dass das Publicum sich 
durch das Vertrauen auf dio polizeilich angeordnete Fleischschau verleiten lasst, dio als 
bewährt erprobten Vorsichtsmassregeln bei der Zubereitung von Speisen aus Schweine- 
fleisch zu vernachlässigen. — Die Staatsregierung kann ihrerseits nicht weiter gehen, 
als die im Schweinefleisch vorhandenen Schädlichkeiten in ihrem ganzen Wesen zu 
kennzeichnen, vor der daraus zu befürchtenden Gefahr zu warnen und die Mittel zur 
Vernichtung der Schädlichkeit da, wo sie vermnthet werden darf, an die Hand zu 
geben. Dass hierbei mikroskopische Untersuchungen des zur Consumtion bestimmten 



Aufsicht über den Verkauf von Nahrungsmitteln. 


81 


Schweinefleisches in sanü&tepolizeilicher Beziehung von grossem Wert he sind, ist bereits 
oben anerkannt worden. Die Behörden werden daher — neben Veröffentlichung der 
auf Veranlassung des mitunterzeichneten Ministers der geistlichen Unterrichts- und 
Medicinal- Angelegenheiten von der königl. wissenschaftlichen Deputation für das Mc- 
dicinal -Wesen ausgearbeiteton, in der Anlage beifolgenden „Belehrung über die Ver- 
meidung der von der Trichinen-Krankheit der Schwein« ausgehenden Gefahr“ - darauf 
hinzu wirken haben, dass das Publicum in möglichst umfassender Weise Gelegenheit erhalt, 
das zu consumirende Schweinefleisch mikroskopisch untersuchen zu lassen. Zu diesem 
Behuf wird der Versuch zu machen sein, die Gemeindebehörden an den geeigneten 
Orten zur freiwilligen Einrichtung von öffentlichen Fleisehbcschauern zu bestimmen, welche, 
ohne dass ein Zwang zu ihrer Benutzung eintritt, das von den (Jonsumenten vorgelegtc 
Fleisch kostenfrei, das von den Schlüchtern vorgelegtc Fleisch aber gegon eine mög- 
lichst geringe Gebühr zu untersuchen haben. 

Die Königl. Regierung wird veranlasst, nach vorstehenden Grundsätzen in ihrem 
Bezirk zu verfahren. 


Anlage. 

Belehrung über die Vermeidung der von der Trichinen-Krankheit der 
Schweine ausgehenden Gefahr. 

Es sind in neuerer Zeit so zahlreiche, schwere, oft zum Tode führende Erkran- 
kungen durch den Genuss trichinenhaltigcn Schweinefleisches veranlasst worden, dass 
besonder« Vorsichtnmassregeln getroffen werden müssen, uni fernere Unglücksfälle zu 
verhüten. Dieselben sind um so nothwendiger, als das Fleisch der so erkrankten Thierc 
ganz den Anschein des gesunden hat und letztere auch während des Lebens durch 
kein sicheres Zeichen die Krankheit und die gefährliche Beschaffenheit des Fleisches 
verrathen. 

Um die Gefahren zu verhüten, mit welchen auf diese Weis« Gesundheit and 
Leben durch allgemein gebräuchliche und unentbehrliche Nahrungsmittel bedroht werden, 
giebt es zwei \Vogo: 

es sind entweder die geschlachteten Schweine vor der Verwendung mittelst 
Mikroskops auf Vorkommen oder Fehlen von Trichinen zu untersuchen, oder 
cs muss durch eine angemessene Bereitung der diesem Thiere entnommenen 
Speisen für sichere Todtung etwa vorhandener Trichinen gesorgt werden — 

Die mikroskopische Untersuchung muss, wenn sie zuverlässige Ergebnisse liefern 
soll, von einem gewissenhaften, über die Natur der Trichinen wohlunterrichteten und 
überdies praetiscu geübten Mann ausgeführt werden. Dieselbe muss sich über ver- 
schiedene Gegenden des Schweinekörpers erstrecken; namentlich sind die Muskeltheilo 
des Zwerchfelles, der Zwischenrippenräume, des Auges, der Kiefer, des Kehlkopfes und 
der Oberschenkel genau zu prüfen und von jeder der bezeichneten Stellen mehrere, 
zum mindesten fünf Proben zu entuehmen. Das zu gebrauchende Mikroskop muss bei 
hinlänglicher Deutlichkeit und Schärfe ein« 80 bis l 'JO- fache Vergrösserung gestatten. 

Eine solche mikroskopische Fleischschau ist dringend zu empfehlen ; durch die- 
selbe ist bereits vielfach die Krankheit erkannt worden , ehe das Fleisch zum Ver- 
brauch kam und Unglücksfälle veranlassen konnte. Leider ist diese Massregcl nicht 
mit völliger Sicherheit allgemein durchführbar, namentlich nicht für die dünn bevölkerten 
ländlichen Districte, weil die erforderliche Zahl von Untersuchern, welche mit den für 
dieses Geschäft unerlässlichen Eigenschaften ausgerüstet sind, nicht beschafft werden 
kann. Ueberdios ist die Sicherheit, welche hierdurch erreicht wird, keineswegs eine un- 
bedingte, sondern abhängig von der Geschicklichkeit, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit 
des Fleisch beschauors ; bei geringer Anzahl von Trichinen kann deren Gegenwart über- 
sehen werden und für verarbeitete Flcischwaaren, besonders für die vielfach im Handel 
verkommenden Würste bleibt das Ergebniss der Prüfung meistens ein unsicheres. 

Aus diesem Grunde ist cs gerathon, kcineufalls die zweite Vorsichtsmaßregel zu 
vernachlässigen, sondern stets Sorge zu tragen, dass durch eine geeignet« Zubereitung 
etwa im Schweinefleisch vorhandene Trichinen unschädlich gemacht werden. 

Trichinen worden durch Siedhitzc (80* R.), ja schon durch die Temperatur des 
gerinnenden Eiweisses (50 bis 60° R.) getödtet. Erreicht daher das Fleisch heim 
Kochen, Braten oder Rösten durch und durch eine solche Temperatur, so werden 
die darin etwa enthaltenen, noch lebenden Trichinen sicher sterheo. Allein bei grösseren 
Fleischstücken erreicht das Innere derselben diese. Temperatur nur selten und selbst hei 
kleineren Stücken bedarf cs einer langen Einwirkung der Hitze, um die Stücke ganz 
zu durchdringen. Alle diejenigen Theile, welche nachdem Kochen. Braten oder Rösten 
noch roth aussehen oder noch rothen Saft ausfliessen lassen, sind ungenügend zu- 
bereitet und können noch grosse Gefahr bringen. Längeres Kochen bei hoher Tem- 
Medicinal WfMta. ~ 
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peratur, namentlich im Papinianischen Topfe, gewährt grössere Sicherheit, als Braten und 
namentlich als Rösten. Am meisten Sicherheit ist zu erreichen, wenn das Fleisch stets 
in kleineren Stöcken gekocht oder gebraten wird. Jedenfalls bedarf es grosser Sorg- 
falt und Gewissenhaftigkeit der Köcne und Köchinnen, um jedesmal die richtige Zu- 
bereitung zu erreichen und gewisse Speisen, wie Fleuch klosschen, Klops und dergl. 
werden immer bedenklich bleiben, wenn das dazu verwendete Schweinefleisch nicht vor- 
her untersucht ist. — 

Nächst der Wärme ist namentlich die längere Einwirkung von Kochsalz in con- 
centrirter Form ein vortreffliches Mittel, die Trichinen im Fleische zn tödten. Pökel- 
fleisch, Schinken, Wurst, welche in der Art zugerichtet worden, dass das Fleisch zuerst 
trocken mit Salz in ausreichender Menge (ein Loth auf ein Pfund) in innige Berührung 
gebracht und darin eine längere Zeit gelassen wird, sind ziemlich sicher, zumal wenn 
sie nicht ganz frisch genossen werden. Wird ausser dem Salz frühzeitig eine mässige 
Wärme anhaltend angewendet, so kann die Wirkung des Salzes schneller eine durch- 
greifende sein ; wirkt dagegen, wie es bei der Kalträucherung geschieht, nur eine sehr 
geringe Wärme ein, so muss die Pökelung länger, mindestens 2 bis 4 Wochen fort- 
gesetzt werden. In jedem Falle ist es zu empfehlen, auch solche Rauch waaren nicht 
zu frisch in Gebrauch zu nehmen, sondern sie nocli einige Zeit aufzube wahren; daA 
Trocknen der Oberfläche trägt sehr wesentlich dazu bei, das Leben der vorhandenen 
Trichinen zu beenden. 

Am eindringlichsten muss aber davor gewarnt werden, Schweinefleisch roh zu 
gemessen. In den sächsischen Ländern sind gerade durch das Essen des sogenannten 
Hackfleisches die allerschlimmsten Erkrankungen vorgekommen, ja, die erschreckende 
Heftigkeit der letzten Epidemie ist wesentlich dem Umstande zuzuschreiben, dass ein 
grosser Theil der dortigen Bevölkerung sich daran gewöhnt hatte, regelmässig rohes 
Schweinefleisch zu gemessen. 

Ein grosser Theil der Gefahren, welche durch den Genuss trichinischen Schweine- 
fleisches herbeigeführt worden sind, hätte gewiss vermieden werden können, wenn die 
Einzelnen mehr die Warnungen, wclcho von den Naturforschern nachdrücklich genug 
hervorgehoben worden sind, beachtet und sich nicht durch gewissenlose und unwissende 
Personen immer wieder zur Fortsetzung ihrer gewohnten Lebensweise hätten bestimmen 
lassen. 

Schliesslich bemerken wir, dass das natürliche Vorkommen von Trichinen im 
Muskelfleische bis jetzt auch bei folgenden Thieren: bei der Katze, der Ratte und der 
Maus, beim Fuchs und beim Baummarder beobachtet worden ist Es sind dies sämml- 
lich Fleisch fressende Thicre. 

Bei Säugcthieren, welche wesentlich oder ausschliesslich Pflanzennahrung gemessen, 
sowie bei Vögeln und Fischen Bind die Trichinen bis jetzt in natürlichem Vorkommen 
nicht mit Sicherheit beobachtet. Insbesondere dürfen das Rind und das Schaaf, der 
Haase und das Reh, das Huhn, die Gans, die Ente und Pute als rein betrachtet werden. 
Selbst künstliche Fütterungen mit trichinischem Fleische schlagen bei diesen Thieren 
entweder gar nicht, oder doch nur selten und unvollständig an. 

Berlin, den 14. Februar 1866. 

Die wissenschaftliche Deputation für das Medicinalweson. 

V erfügung an die Königl. Regierung zu N., betreffend die mi kroskopische 
Fleischschau, vom 31. Decomber 1864 ( I. V. Lehncrt). 

Der Königl. Regierung eröffne ich auf den Bericht vom 4. d. Mts., dass ich mich 
mit der von derselben entworfenen Polizei- Verordnung über die mikroskqpische Fleisch- 
schau nicht einverstanden erklären kann. Für den Betrieb des Gewerbes der mikros- 
kopischen Fleischschau würde nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes, betreffend 
den Betrieb der stehenden Gewerbe vom 8. Juli er. (Beilage zur Gesetz - Sammlung 
S. 406) ein Befähigungs-Nachweis nicht, erforderlich sein. Mithin ist §. 8. des einge- 
reichten Verordnungs-Entwurfes, in welchem der Mangel dieses Nachweises für die ge- 
werbsmässig zu treibende Fleischschau mit Strafe bedroht wird, unstatthaft. Hiermit 
fällt aber überhaupt auch die Möglichkeit fort, auf der Grundlage, welche die Königl. 
Regierung zur Anwendung gebracht hat, den beabsichtigten Zweck zu erreichen. Hin- 
sichtlich der ferneren Behandlung dieser Angelegenheit kann ich daher die Königl. 
Regierung nur auf meine mit dem Herrn Minister des Innern gemeinschaftlich erlassene 
Circular- Vor-fügung vom 20. April 1866 verweisen. 

Im Regierungsbezirk Cassel wurde unter dem 21. August 1871 mit Rück- 
sicht auf die localen Verhältnisse nachstehende Polizei- Verordnung erlassen, welche 
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mit dem 1. December 1871 in Kraft getreten ist. Bis zum Schlüsse des Jahres 
1872 wurden dort in 45 Fällen von geschlachteten Schweinen Trichinen nach- 
gewiesen, wovon 20 Fälle bloss auf den Stadtkreis Cassel kommen. 

Polizei- Verordnung, betreffend die mikroskopische Untersuchung des 
Schweinefleisches auf Trichinen vom 21. August 1871. 

Um das Publicum gegen den Genuss trichinenhaltigen Schweinefleisches und die 
damit verbundenen Gefahren für Leben und Gesundheit zu schützen, wird unter Hin- 
weisung auf §. 367, pos. 7 des Strafgesetzbuchs für den Norddeutschen Bund vom 
31. Mai 1870 auf Grund der Allerhöchsten Verordnung vom 20. September 1867 über 
die Polizei - Verwaltung in den neu erworbenen Landestheilen für den Umfang des 
Regierungsbezirks Cassel Folgendes bestimmt : 

§. 1. Alle Schweine, welche ,von Metzgern, Wirthen oder anderen Personen, die 
Schweinefleisch oder dessen Präparate zum Verkauf bringen, geschlachtet werden, sind 
vor deren Zerlegung mikroskopisch zu dem Zwecke zu untersuchen, um zu ermitteln, 
ob dieselben frei von Trichinen sind. 

Die Besitzer der geschlachteten Schweine haben diese Untersuchung von Sachver- 
ständigen vornehmen zu lassen, welche dazu amtlich bestellt worden sind. 

§. 2. Wird durch die nach Vorschrift dos §. 1. vorgenommene Untersuchung das 
Vorhandensein von Trichinen im Schweinefleisch ausser Zweifel gestellt, so hat der 
Besitzer desselben der Ortspolizeibehörde ohne Verzug hiervon Anzeige zu .machen 
und sich jeder Verfügung über das trichinenhaltige Fleisch zu enthalten. 

Eine gleiche Verpflichtung besteht für Diejenigen, welche Schweine zu eigenem 
Gebrauche schlachten, falls das Vorhandensein von Trichinen itl dem Schweinefleisch 
oder in dessen Präparaten ausser Zweifel gestellt wird. 

§. 3. Die Ortspolizeibehörde hat in den in §. 2. vorgesehenen Fällen das trichinen- 
haltige Schweinefleisch und dessen Präparate, mit Ausschluss des Specks und des Fettes, 
unter ihrer Aufsicht in der Weise vernichten zu lassen ^ dass dasselbe ? nachdem es in 
kleine Stüke zerschnitten und stark ausgekocht ist, m sechs Fuss tiefe Gruben ver- 
senkt, mit Kalk belegt und mit Erdo und Steinen bedeckt wird. 

§. 4. Für die Ausführung der mikroskopischen Untersuchung des Schweinefleisches 
und der Präparate desselben auf Trichinen ist das hierunter folgende Reglement mass- 
gebend. 

§. 5. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften in den §§. 1. lind 2. dieser Ver- 
ordnung werden mit einer Geldstrafe von 1 bis 10 Thalem für jeden Contraventionsfall 
oder bei Zahlungsunfähigkeit mit verhältnissmässiger Gefängnisstrafe geahndet. 

§. 6. Diese Verordnung tritt am 1. December (L Ja. in Kraft. 

Reglement zur Vornahme der mikroskopischen Untersuchung des 
Schweinefleisches auf Trichinen. 

Anlage zur Polizei-Verordnung vom 21. August 1871. 

§. 1. Die Befugnisa zur amtlichen Untersuchung des Schweinefleisches auf Tri- 
chinen wird von den Landräthcn, dem Polizei-Director dahier und den beidon Amt- 
männern zu Voehl und Orb erthcilt. 

Die bestellten Sachverständigen werden von den vorbezcichneten Beamten ver- 
pflichtet und deren Namen zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 

£. 2. Zur Ertheilung dos Unterrichts in der Triehinen-Untersuchnng sind der 
jeweilige Professor der Zoologie zu Marburg, das Mitglied des Provincial-Medicinal- 
Collegiums für die Pharmacie und sämmtlichc Kreis-Physiker berechtigt. 

Für den ertheilten Unterricht ist eine Gebühr von' 1 Thlr. 15 Sgr. zu entrichten. 

$. 3. Die Beschaffung der zur Untersuchung nöthigen Mikroskope bleibt den 
bestellten Sachverständigen überlassen. 

Diese Instrumente müssen vor ihrem Gebrauche von den in den §. 2. genannten 
Beamten geprüft und für brauchbar erklärt worden sein. 

Zur näheren Instruirung über die Tricbinen-Untersuchung wird die 

-Anleitung zur Untersuchung der geschlachteten Sidiweine auf Trichinen von 
Th. En gelb recht, im Verlag von Joh. Heinr. Meyer in Braunschweig“ 
empfohlen. 

4. Die Gebühr für dio Vornahme jeder amtlichen Untersuchung eines ge- 
schlachteten Schweines auf Trichinen wird auf 10 Sgr. festgesetzt, welche von dem 
Besitzer des Schweines zu entrichten ist. 

6 * 
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§. 5. Zur Untersuchung frisch geschlachteter Schweine sind ausgeschnittene Mus- 
kelstückchon aus den Muskeln des Zwergfells, des Bauches, des Rückens und des Kehl- 
kopfes, sowie der Muskeln, welche die Äugen umgeben, zu verwenden. 

Das Ausschneiden dieser Fleischstückchen hat in der Reger von dem Sachverstän- 
digen selbst oder in dessen Gegenwart zu geschehen. In grösseren Städten kann solches 
auch durch instruirte, von der Ortspolizei-Behörde zu bestellende zuverlässige Personen 
vorgenommen werden. Letztere erhalten von jedem Schwein eine Gebühr von 1 Sgr. 

6. N\cr ein Schwein zu schlachten beabsichtigt, hat davon dem bestellten Sach- 
verständigen am Tage vorher, unter Angabe der Zeit des Schlachtens, Anzeige zu 
machen, damit derselbe in den Stand gesetzt wird, die Untersuchung ohne nachtheilige 
Verzögerung eintreten zu lassen. 

§. 7. Jeder Gewerbtroibcnde, für welchen nach der Verordnung die Unter- 
suchung des Schweinefleisches auf Trichinen rorgeschrieben ist, hat ein Buch unter 
folgenden Rubriken zu führen: 

1) Laufende Nummer, 

2) Tag des Schlachtens, 

3) Bezeichnung des Schweines nach Geschlecht und Ra^e, 

4) Angabe des Orts, woher das Schwein bezogen ist, 

5) Tag und Stunde der mikroskopischen Untersuchung, 

G) Bescheinigung des Sachverständigen über das Resultat der Untersuchung. 

Die Rubriken 1 bis 4 werden von dem Gewerbetreibenden, die Rubriken 5 und 6 
von dem Sachverständigen eingetragen und mit dessen Unterschrift versehen. 

§. 8. Die am Schlüsse des §. 5 bezeichneten Personen sind verpflichtet, dafür zu 
sorgen, dass eine Verwechselung der zur Untersuchung ausgeschnittenen Fleischproben 
nicht stattfindeu kann. Jeder Ge werbtreibende hat sich deshalb mit einer Blechbüchse 
zu versehen, welche mit dessen Namen bezeichnet und nöthigenfalis mit numerirten 
Abtheilungen versehen ist, in welche dio ausgeschnittenen Muskelstückchen, von jedem 
Schweine gesondert, eingelegt und dem Sachverständigen überbracht werden. 

Um Verwechselungen zu vermeiden, hat der Zubringer die betreffenden Nummern 
der Abtheilung entsprechend dor laufenden Nummer des Schlachtbuchs zu verzeichnen 
und solches dem Sachverständigen vorzulegen. 

§. 9. Findet der Sachverständige das untersuchte Fleisch oder dessen Präparate 
trichinenhaltig, so hat derselbe den higenthümer hiervon in Kcnntniss zu setzen und 
ohne Verzug der Ortspolizci-Bchördc Anzeige zu machen. 

Unter Hinweisung auf die Polizei-Verordnung vom 21. August 1871, betr. 
die mikroskopische Untersuchung des Schweinefleisches auf Trichinen, wurde 
unter dem 16. Mörz 1872 Folgendes: 

„ Neben der in §. 3 angeordneten Vernichtung des trirhincnhaltigen Schweine- 
fleisches wird weiter zugelassen, dass dasselbe unter polizeilicher Aufsicht mit 
einem hinreichenden Zusatz von Schwefelsäure kalt eingeweicht, hernach stark aus- 
gekocht, das hierdurch gewonnene Fett zu technischen Zwecken und der Rest als 
Düngmittel verwendet werden kann;*) 

und mit Genehmigung des Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts- und 
Medicinal - Angelegenheiten als Nachtrag zu der gedachten Polizei-Verordnung 
unter dem 20. Febr. 1873 noch Folgendes bezüglich des Verkaufs von Fleisch- 
waaren bestimmt: 

„Diejenigen Kau Heute. Händler etc., welche Schweinefleisch oder solches enthal- 
tende Präparate zum Verkaufe an das Publicum führen, haben der Polizei-Behörde 
eiren amtlichen Nachweis zu erbringen, dass die Fleischwaaren mikroskopisch auf 
Trichinen untersucht und davon frei befunden worden sind. Zuwiderhandlungen gegen 
diese Vorschrift werden mit den im §.5 der Polizei- Verordnung vom 21. August 1 67 1 
festgesetzten Strafen geahndet. 


*) Eine gleiche Verordnung hat die Königl. Regierung zu Magdeburg unter dem 
23. Februar 1866 erlassen. Es sollen hiernach 3 / 4 Pfund concentrirte Schwefelsäure auf 
je 100 Pfund Schweinetheile genommen werden. 
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Reglement, 

betreffend die Ausführung der Na^htrags-Polizei-Verordnung vom 20. Februar d. Js. 
über die Untersuchung der in den Handel kommenden Schweinefleisch- Präparate auf 
Trichinen vom 26 April 1873. 

Zur Ausführung der polizeilichen Vorschrift vom 20. Februar d. Js. bestimmen 
wir hierdurch Folgendes: 

§. 1. Kanfloute, Händler etc., welche Schweinefleisch oder Präparate desselben 
feil halten, müssen ein Buch führen, in welches jeder Bezug solcher Waaren spätestens 
24 Stunden nach dem Eingänge nach folgenden Rubriken eingetragen wird: 

a) laufende Nummer, 

b) Tag des Eingangs, 

e) Benennung der bezogenen Waaren, 

d) Gewicht, 

e) Ort woher, und Firma, von welcher die Wuaren bezogen worden sind, 

f) Angabe über Vornahme, event. Ort und Zeit der Untersuchung, 

g) Resultat der Untersuchung, 

h) Bemerkungen. 

§. 2. Dieses Buch muss der Ortspolizei-Behörde oder deren Abgeordneten jederzeit, 
so wie auf Verlangen den Käufern vorgelegt werden. 

§. 3. Spätestens 3 Tage nach dem Eingänge der Waare und jedenfalls vor dem Aus- 
legen derselben zum Verkauf, bezw. vo r dem Verkaufe selbst muss der Kaufmann etc. 
im Besitze eines Nachweises darüber sein, dass dieselben auf Trichinen untersucht 
und frei davon befunden worden, 

§. 4. Dieser Nachweis wird erbracht: 

a) entweder durch ein Attest der Polizeibehörde des Ursprungsorts, dass dort 
die Untersuchung der geschlachteten Schweine auf Trichinen allgemein ein- 
geführt, oder dass die Schweine, von welchen die Präparate herrühren, auf 
Trichinen untersucht und trichinenfrei befunden worden sind, 

b) oder auch ein amtliches Attest der Polizei-Behörde, bezw. eines bestellten, als 
solcher sich ausweisenden Sachverständigen des Absendungsortes, dass die 
Präparate dort auf Trichinen untersucht und frei davon befunden worden sind, 

c) oder durch ein gleiches Attest eines bestellten Sachverständigen am Verkaufs- 
Orte. 

§. 6. Die in §. 5. erwähnten Atteste sind, so weit sie nicht den einzelnen Stücken 
angeheftet sind, dem Controlbuche (§. 1) als Anlagen beizufügen. 

Der massenhafte Import von amerikanischen Speckseiten erregte wegen der 
in denselben vielfach nachgewiesenen Trichinen die öffentliche Aufmerksamkeit. 

Verfügung^ betreffend den Import von amerikanischen Speckseiten, vom 
21. Juni 1872 (I. V. Achenbach). 

Es sind in neuester Zeit schwach eingesalzene Speckseiten aus Amerika über 
Bremen*) importirt und nach einer nachträglichen Räucherung in den Handel gebracht 
worden. Durch die mikroskopische Untersuchung ist in denselben eine grosse Anzahl 
von Trichinen, welche theil weise noch in lebendem Zustande waren, nachgewiesen 
worden. 

Die Königl. Regierung wird hiervon in Kenntniss gesetzt mit der Veranlassung, die 
betreffenden Polizeibehörden mit einer diesfälligen Anweisung za versehen, das Publicum 
vor dem Ankauf und Genuss solcher Speckseiten zu warnen und die Verkäufer der- 
selben auf §. 367, No. 7 des Strafgesetzbuches hinzuweisen. 

Nach allen Erfahrungen stösst die Durchführung einer obligatorischen mikro- 
skopischen Fleischschau auf unüberwindliche Hindernisse und gewährt deshalb 
keinen absolut sicheren Schutz. Es ist Tbatsache, dass Trichinenepidemien auch 
in solchen Bezirken vorgekommen sind, in welchen die obligatorische Fleisch- 


*) Nach der Verf. vom 19. October desa. Js., auch über andere Seehäfen, z. B. 
über Stettin. 
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beschau schon seit Jahren bestand. Es erscheint dies nicht auffällig, wenn mau 
bedenkt, dass man nicht auch über die Aufmerksamkeit und Sorgfalt der Fleisch- 
beschauer gebieten kann und es der Gewissenhaftigkeit derselben überlassen 
muss, ob sie in allen Fällen sachgeiuäss uud sorgfältig verfahren. 

Es erging deshalb die 

Verfügung, betreff, die mikroskopische Fleischbeschau, vom 22. April 1873 

(L V. Sydow). 

Auf den Bericht vom . . . erwiedcrc ich der Königliche»!) Regierung, dass die Be- 
denken gegen eine zwangsweise Einführung der mikroskopischen Untersuchung des 
Schweinefleisches, welche in der diesseitigen Verfügung vom 20. April 1806 ihren Aus- 
druck gefundeu haben, noch fort bestehen. Die zwangsweise mikroskopische Fleisch- 
beschau. welche in einigen Bezirken, besonders im Regierungsbezirk M. besteht, ist 
hauptsächlich wegen der dort nicht auszurottenden Unsitte: rohes Schweinefleisch, 
namentlich sogenanntes Hackfleisch zu gemessen, eingeführt worden. 

Die Erfahrungen der jüngsten Zeit haben aber wiederum zur Genüge bewiesen, 
dass auch bei der zwangsweisen mikroskopischen Fleischbeschau Versehen Vorkommen 
und es nur von der Geschicklichkeit, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit des Fleisch- 
beschauers abhängt, ob auch bei einer geringen Anzahl von Trichinen deren Gegen- 
wart nachgewiesen wird. 

Das Nie h tauf finden der Trichinen gewährt daher unter Umständen nur eine 
trügerische Sicherheit und verleitet alsdann leicht zur Nichtbeachtung des zuver- 
lässigsten Schutzmittels, welches in der gehörigen Zubereitung des Schweinefleisches 
durch Kochen, Braten etc. besteht. 

Boi diesen unsichcrn Ergebnissen einer mikroskopischen Fleischbeschau, welche bei - 
den aus rohem Schweinefleisch bereiteten Fabrikaten, z. B. bei einigen Wurstsorten etc. 
vollends auf die grössten Schwierigkeiten stösst, auch kaum allgemein, namentlich nicht 
in den sparsam bevölkerten ländlichen Districten correct auszuführen ist, kann ich der 
Königl. Regierung nur überlassen, nach Massgabe der cit. Verfügung vom 20. April 
1866 die Gemeindebehörden an den geeigneten Orten zur freiwilligen Anstellung von 
Fleischbeschauern zu bestimmen. 

Ausserdem liegt in §. 362 N. 7 des deutschen Strafgesetzbuches vom 15. Mai 1871 
für diejenigen, welche Schweinefleisch feil halten und verkaufen, die zwingende Noth- 
wendigkeit vor, sieh vorher von der trichinenfreien Beschaffenheit des Schweinefleisches 
Gewissheit zu verschaffen, und wird es sich demnach empfehlen, durch Bekanntmachun- 
gen die betreffenden Gewerbetreibenden unter Hinweis auf den beregteu Paragraphen 
wiederholt darauf aufmerksam zu machen, welche Strafbestimmungen sie durch das 
Feilhaltcn und den Verkauf von trichinenhaltigem Schweinefleisch zu gewärtigen haben. 
Was das durch die mikroskopische Untersuchung als trichinös nachgewiesene Schweine- 
fleisch betrifft, so bemerke ich noch, dass dasselbe niemals blos zu vergraben, sondern 
unter Zusatz von Schwefelsäure beim Talgschmelzen etc. technisch zu vorwerthen ist. 

Die Beaufsichtigung des Markt Verkehrs und des Öffentlichen Feil- 
haltens von Nahrnngsmitteln gehört nach §. 6. des Gesetzes vom 11. März 
1850 (G.-S. S. 265) zu den Obliegenheiten der Ortspolizei-Behörde. Die letztere 
hat die erforderlichen Polizei- Verordn ungen deshalb zu erlassen. 

Die Kreis- resp. Stadt- und Bezirksphysiker sind verpflichtet, etwaige 
Revisionen und Untersuchungen der Nahrungsmittel im Marktverkehr vorzu- 
nehmen. 

Hierüber bestehen an verschiedenen Orten mannigfach verschiedene, den 
Localverhältnissen angepasste Polizei-Verordnungen. 

Vorf. der Minist, des Inn., für Uandel und der geistl. Angel, vom 
17. August 1861 (Graf v. Schwerin. Delbrück. Lehnert). 

Das Verbot des Aufblasens von zum Vorkauf gestelltem Fleische, welches die 
Königl. Regierung nach Inhalt der mit dem Berichte vom ... in Abschrift vorgelegten 
Polizei-Verordnung vom 30. Januar d. J. erlassen hat und gegen welches die anliegend 
zurückerfolgeuden Vorstellungen der Fleischer- Innungen zu N. N. gerichtet sind, lässt 
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sich in dem Umfange, in welchem es gegeben ist, nicht rechtfertigen. Das Aufblasen, 
welches sich auf das Fleisch und einen Theil der Eingeweide von Kälbern und Hammeln 
zu beschränken pflegt, gewährt den Vortheil, dass die Haut sieh leichter und ohne 
Verletzungen ablösen lässt, und duss das Fleisch ein besseres Aussehen erhält. Ge- 
schieht es mittelst Blasebalges, so ist cs für die Gesundheit des Geniessenden ohne 
allen Nnchtheil. Es begünstig aber auch nicht den Betrug, da das Fleisch fast aus- 
schliesslich nach dem Gewicht verkauft wird und das Aufblascn einen irgend erheb- 
lichen Unterschied im Gewicht nicht hervorbringt. Ein sachliches Bedürfnis« zur Unter- 
sagung des Aufblasens mittelst Blasebalges ist daher nicht anzuerkennen, das unl>edingtc 
Verbot aber auch durch den formalen Grund nicht zu inotiviren, dass die Controlc dar- 
über, ob das Aufblasen mit Hülfe des Blasebalges oder durch Einblasen mit dem Munde 

f eschehe, nicht durchführbar sei. Diese Controle ist wohl möglich, da sich darauf 
alten lässt, dass die Fleischer sieh mit geeigneten Blasebälgen versehen, und sobald dies 
einmal geschehen, die Anwendung derselben, welche von den Fleischern selbst dem 
unbequemen und anstrengenden Aufblasen mit dem Munde vorgezogen wird, durch 
öftere Visitationen sich controlircn lässt. In dieser Weise ist in hiesiger Residenz die 
Controle gehandhabt worden und dabei irgend eine erhebliche Schwierigkeit nicht her- 
vorgetreten. 

Die Königl. Regierung wolle hiernach eine Abänderung des erlasseneu Verbotes, 
dass nur das Aufblasen, welches nicht mit Hülfe von Blasebälgen geschieht, 
untersagt werde, in Erwägung nehmen und im Falle Sie dazu sich veranlasst findet, 
diese Abänderung der Verordnung vom 30. Januar c. zur Kenntniss der Bet heiligten 
bringen, anderen Falles aber unter Darlegung der besonderen Gründe, welche nach 
Ihrer Erfahrung für die Aufrcchthaltung des Verbots sprechen, anderweit berichteu. 

Im Regierungsbezirk Wiesbaden besteht die von der vorigen Herzoglichen 
Landesregierung durch Verordnung vom 5. April 1809 eingeführte sogenannte 
Fleischbeschau noch in Kraft. Durch Regierungs- Verfügung vom 26. April 
1872 wurde beschlossen, es bei dieser im sanitätspolizeilichen Interesse noth- 
wendigen und mit den neueren Gesetzen, namentlich der allgemeinen Gewerbe- 
ordnung vom 21. Juni 1869 wohl verträglichen Massregel aus überwiegenden 
Zweckmässigkeits-Gründen zu belassen. 

Nach der Instruction für die Fleisch beschauer vom 12. April 1832 sind alle 
diejenigen, welche Schaafe, Schweine oder Rindvieh schlachten, um dessen Fleisch 
zum Genüsse zu verkaufen, folglich alle Metzger, Gast- und Speisewirthe etc. 
verbunden, dasselbe ohne Unterschied der Gattung durch die angestellten Fleisch- 
beschauer besichtigen zu lassen. 

Befreit von dieser Verbindlichkeit bleiben Diejenigen, welche nur für ihreu 
eigenen Hausbedarf schlachten, wenn nicht eine Viehseuche eingetreten ist, in 
welchem Falle sie derselben hinsichtlich der betreffenden Viebgattung ebenfalls 
unterliegen. 

In Bezug auf die für die Gesundheit schädliche Anwendung von 
Metallen zu technischen Zwecken ist zu bemerken: 

In allen Fällen der Beimengung des Bleis zur Verzinnung oder Glasur der 
Geschirre ist je nach dem Ausfall der stattgehabteu Revision zu befiuden. Ein 
ausdrückliches Verbot der Verwendung des Bleis zu diesem Zweck besteht je- 
doch nicht 

In Beziehung der Anwendung von Bl ei röhren zur Wasserleitung er- 
ging die 

Min.-Verf. vom 29. Juni 1861 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom eröffne ich der Königlichen Regierung, dass ich den 

Erlass eines allgemeinen Verbots der Anwendung von Bleiröhren zur Leitung von 
Wasser, welches zum Geuuss für Meuscben bestimmt ist, nicht für dringend geboten 
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erachten kann, da die Schädlichkeit der zu dem gedachten Zweck verwendeten Bloi- 
röhren mehr oder weniger durch die verschiedene chemische Beschaffenheit des durch 
dieselbe zu leitenden Wassers bedingt ist. Der Königlichen Regierung muss vielmehr 
überlassen bleiben, bei jedem einzelnen Vorkommniss der Art, so wie in dem in dem 
vorliegenden Bericht erwähnten Fall die erforderliche Vorsorge zu treffen, event. durch 
eine öffentliche Warnung auf die aus dem Gebrauch von Bleiröhren zu Waaserleitungen 
entstehende mögliche Gefahr für die menschliche Gesundheit aufmerksam zu machen. 

Zinngiesser fabriciren zuweilen Löffel, welche aus einem Gemenge von 
Zinn, Blei und Antimon oder zuweilen auch aus blossem Schriftmetall be- 
stehen. Diese Legirungen sind durch organische Säuren leicht angreifbar und 
wird alsdaun Blei und Antimon aufgelöst. Da das Antimon fast nie frei von 
Arsen ist. so können diese Legirungen auch arsenhaltig werden. 

Man findet bisweilen solche Löffel aus 1 Tlieil Antimon, 3 — 5 Theile Blei 
und etwas Kupfer oder auch aus Schriftmetall und alten zinnernen Geräthschafteu 
zusammengesetzt. Ein solches Fabrikat ist schon äusserlich erkennbar: 1) durch 
eine bedeutendere Schwere, 2) eine grössere Biegsamkeit und 3) eine dunklere 
Farbe. Man kann damit auch Striche auf Papier machen; tröpfelt man einige 
Tropfen Essig in solche Löffel, so nimmt derselbe bald eiuen süsslichen zu- 
sammenziehenden Geschmack an. 

ln Preussen ist für die Legierung aus Zinn und Blei kein bestimmtes Ver- 
hältnis» gesetzlich vorgeschrieben.*) 

Die Anwendung des Zinks zu Saug- und Druck-Pumpen ist untersagt. 

Circ.-Vorf. vom 29. October 1833 (v. Altenstein). 

Auf den Bericht der Königlichen Regierung vom 14. August d. J. hat das Mini- 
sterium über die Anwendbarkeit des Zinks zu Pumpbrunnen zunächst das Gutachten der 
wissenschaftlichen Deputation für das Medicinalwesen erfordert. Dieselbe erklärt sich 
in ihrem nunmehr oingegangenen Berichte mit der Königlichen Regierung dahin einver- 
standen, dass das Zink nicht nur eben so leicht, sondern noch leichter oxydirbar ist, 
als das Blei, wenn cs mit Wasser und Luft in Berührung kommt Da nun clas Wasser 
niemals ein reines Wasser ist, sondern stets freie Kohlensäure, sowie verschiedene Salze, 
nämlich: Chlomatrium und Chlormagnesium enthält, so ist eine Lösbarkeit des gebil- 
deten Zinkoxyds und sein Uebergehen in das Wasser unvermeidlich. Wenn ferner die 
Zinksalze auen weit weniger giftig sind, als die Bleisalze, so wirken sic doch Erbrechen 
erregend, wie solches früher der Gebrauch der aus Zinkblech gearbeiteten Kücben- 
geräthe in den Militäranstalten in Belgien gelehrt hat, von welchem man sehr bald hat 
abstehen müssen. 

Unter diesen Umständen kann der Gebrauch des Zinks bei der Anlegung von 
Saugbrunnen in medicinisch-polizeilicher Hinsicht auf keine Weise für zulässig erachtet 
werden. 

Zu Krystallisationsgefässen und anderen Gerätschaften in Zuckersiedereien 
ist Zink nicht, zn Zuckerhutformen auch Kupfer nicht erlaubt. 

Circ.-Verf. der Verwaltung für Handel etc. vom 3. Juni 1836 (Beuth).‘ 

Es haben über die Frage: 

ob die Anwendung von Zink zu Goräthen in den Zuckersiedereien in sanitäts- 
polizeilicher Hinsicht zulässig sei? 

wiederholte umständliche Erörterungen stattgefunden, und als Endresultat wird auf 
Grund des in Abschrift liegenden Gutachtens der wissenschaftlichen Deputation für das 
Medicinalwesen vom 20, April c. (Anlage A.) hiermit festgesetzt, dass es 

1) allgemein verboten ist, in Zuckerraffinerien bei den Geräthschaftcn sich des 
Zinks, wie es auch immer sei, zu bedienen, dass dagegen 

*) In Oesterreich besteht da » Probozinn aus 10 Theile Zinn und 1 Theil Blei, 
während in Frankreich die verschiedenen Geräth schäften nicht weniger als 82pCt. Zinn 
(bei einem specif Gew. von 7,7G5) enthalten dürfen. 
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2) kupfernes Gcräth in Zuckersiedereien nach wie vor gebraucht werden kann, 
jedoch mit unbedingter Ausnahme kupferner Brotformen, deren Gebrauch 
untersagt wird etc. 

Anlage A. 

Gutachten der Königlichen wissenschaftlichen Deputation für das Medicimilwesen 
vom 20. April 1836. 

Durch eine Verf. des Königl. Ministern der geist)., Unterrichts- und Medicinal- Angel, 
war in der Rheinprovinz der Gebrauch des Zinks zu Krystallisations-Gefässcn und 
Formen untersagt worden. Durch spätere Anfragen hat sich ausserdem noch ergeben, 
dass auch Reinigungsgefasse. Rinnen, Leitungsröhrcn und andere Geräthschaften aus 
Zink angewandt worden sind, und zwar, was besonders zu berücksichtigen ist, für 
saure Zuckerauflösnngen. In Bezug darauf hat Herr vom Rath auf die Zweckmässig- 
keit, das Verbot auf jede Anwendung von Zink in der Zuckerraffinerie auszudehnen, 
aufmerksam gemacht. 

Das Meaicinal-Collegium zu Coblenz stellt nun die Meinung auf, dass das Kupfer, 
da es eben so sehr gefährlich sei als Zink, gleichfalls zu verbieten sei. Da nun die 
Königliche Regierung durch die Erfahrung sich für überzeugt hält, dass durch die An- 
wendung des Kupfers keine Gefahr entstehe, so ist sic ungewiss, ob nicht auch die An- 
wendung des Zinks zu gestatten sei, oder ob, wenn das Zink gefährlicher ist, nicht das 
Verbot des Zinks auf alle Geräthschaften in der Zuckerraffinerie auszudehnen soi. 

Das Königliche Medicinal-Collegium der Rheinprovinz hat bei dem ertheilten Gut- 
achten das ganz verschiedene Verhalten des Zinks und des Kupfers unberücksichtigt 
gelassen. 

Man kann Knpfer mit Essig übergiessen, so lange damit kochen, wie man will: es 
wird sich davon nichts auflösen, weil aas Kupfer das Wasser nicht zersetzt. Stellt man 
denselben Versuch mit Zink an, so zersetzt sich das Wasser und Zinkoxyd ist in der 
Flüssigkeit enthalten. 

ln allen Fällen also, in welchen eino Flüssigkeit, wenn sie selbst sehr sauer ist, in 
einem kupfernen Gefäss fortdauernd im Kochen erhalten wird, in welchen die Gefässe 
stets in Arbeit bleiben, stets gereinigt werden, und in den Gefässeu kein Rückstand, 
welcher sauer werden kann, zurückbleibt, kauu das Kupfer nicht oxvdirt werden, und 
es ist in diesen Fällen das Kupfer nicht allein weit weniger gefährlich als Zink, sondern 
auch als gefahrlos zu betrachten. Zu allen den Operationen, wozu das Kupier in den 
hiesigen Raffinerien gebraucht wird, zu Siedepfannen u. s. w. ist der Gebrauch des- 
selben unbedingt zu gestatten; auch würde es durch kein anderes Metall ersetzt werden 
können. Eine Verunreinigung des Zuckers durch Kupfer, welche durch grobe Nach- 
lässigkeit eines Arbeiters, wenn er Zuckerauflösnngen in kupfernen Gefässen so lange 
stehen lässt, dass sie sauer werden, und das Kupfer sich auf Kosten der Luft oxydirt, 
stattfinden kann, durch besondere Massregel zu verhindern, ist theils unausführbar, theils 
wird ein solcher Fall in gut eingerichteten Fabriken nie Vorkommen. 

Was die Anwendung des Kupfers zu Zackerforinen (Hotten) an betrifft, in welchen 
Zucker mit Thon gedeckt wird, so kann dabei allerdings das Kupfer gefährlich werden, 
weil längere Zeit hindurch die atmosphärische Luft und eine sauer gewordene Flüssig- 
keit mit dem Kupfer in Berührung kommen, und es ist allerdings Iweckmässig, wenn 
irgendwo diese besondere Anwendung stattfinden sollte, sie zu verbieten. In den hie- 
sigen Fabriken werden keine kupferne, sondern stets thöuerne Formen angewandt, und 
möchten kupferne stets ein zu grosses Anlagecapital erfordern, um eingeführt zu werden ; 
ausserdem ergiebt sich auch aus dem letzten Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten 
v. BodeUch wingh, dass die Formen in der Rheinprovinz nur aus Thon angefertigt 
werden. 

Die wissenschaftliche Deputation ist daher der Meinung: 

1) dass die Anwendung des Kupfers, so wie sie in den ihr bekannten Fabriken 
stattgefunden hat gefahrlos sei und auch späterhin zu gestatten sei; 

2) dass das Verbot der Zinkgeräthschaftcu in der Zuckerraffinerie auf alle Theile 
derselben auszudehnen sei. 

Die wissenschaftliche Deputation ist daher mit den Bemerkungen des Herrn vom 
Rath und dem Resultate des Gutachtens der technischen Deputation vollkommen ein- 
verstanden. 


Verwendung des Zinks zu Speisegeschirren. 

Gutachten der K. wissonschaftl. Deputation für das M edicinal- Wesen 
vom 28. November 1860. 

In dem Ceutral-Gefängniss zu N. werden die Speisen zuerst in zinkene Zuber ein- 
gefüllt, sodann in die Esssäle der einzelnen Stationen gebracht und dann in Speise- 
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nüpfc gefüllt, aus denen die Gefangenen Hie verzehren; in den Zobern bleiben sic etwa 
15, in (len Näpfen etwa 10 Minuten. 

Auch in der Strafanstalt zu 0. waren zinkene Speiseuäpfe bisher im Gebrauch. 

Auf Veranlassung eines Berichts der Königlichen Regierung zu N. über die An- 
wendung dieser Gefasse und ihrer Schädlichkeit hat Se. Exellenz der Herr Minister 
des Innern die Königlichen Regierungen zu einer Anzeige darüber aufgefordert, ob in 
einer der zu ihrem Departement gehörigen Anstalten gleichfalls zinkene Zuber oder 
zinkene Speisenfipfc angewendet werden. 

In keiner solchen Anstalt werden zinkene Zuber oder Näpfe gebraucht, in Düssel- 
dorf, Cleve und Elberfeld Speiseuäpfe von glasirtem Steingut, in Jauer und Görlitz von 
Zinn, in Sagan von Gesundheitsgeschirr und in Werden von überzinntem Eisenblech, so 
dass also der Gebrauch von zinkenen Zubern und N&pfen sich nur auf die Anstalt von 
N. und der der zinkenen Näpfe auf die von 0. beschränkt. 

Der Hausarzt der Strafanstalt zu N., Dr. N., ist der Meinung, dass es grosse Be- 
denken hat, die Speisen im dortigen Central-Gefänguisse in zinkene Speisczubcr und in 
zinkene Spobonäpte einzufüllen, und dass eine Abschaffung dieser Zinkgefässe überhaupt 
wünschenswert h, eine Beseitigung der Speisezuber aber durchaus nothwendig erscheine. 
Der Anstaltarzt zu 0., Dr. hält bei der oben angeführten Anwendungsweise die- 
selbe nicht für gesundheitsgefährlich. 

So Excellenz der Herr Minister des Innern übersandte die Verhandlungen über 
diesen Gegenstand an den Herrn Minister der geistlichen, Unterrichts- und Mediciual- 
Angelogenheiten mit dem Ersuchen, die Königliche wissenschaftliche Deputation für das 
Medicinal wesen zu einem Gutachten hierüber zu veranlassen. 

Das Zink unterscheidet sieb in seinem Verhalten zu verdünnten Säuren vom Kupfer 
und ähnlichen Metallen dadurch, dass es sich auf Kosten des Wassers oxydirt, indem 
sich Wasserstoff entwickelt und ein Zinksalz sich bildet; beim Kupfer findet dagegen 
nur eine Oxydation statt, wenn der Sauerstoff der Luft Zutritt hat, der sich mit dem 
Kupfer verbindet. In kupfernen Gefässen, wenn deren Oberfläche nur gereinigt ist, 
können saure Speisen gekocht werden, ohne dass eine Spur Kupfer in diese übergeht, 
weil während des Kothens kein Zutritt der Luft stattnndet. Bei zinkenen Gefässen 
findet, je höher die Temperatur ist, die Oxydation desselben um so rascher statt, so dass 
beim Kochen mit einer Flüssigkeit, die nur 1 pCt. Essigsäure enthält, diese sehr bald 
intensiv nach Zink schmeckt und genossen Erbrechen erregt. In dem aus der Central- 
Anstalt zu N. eingeschickten Napf wurde schwacher Essig, der nur 1 pCt. Essig- 
säure enthielt, bei einer Temperatur, die die Speisen gewöhnlich zu haben pflegen, hin- 
gestellt; nach fünf Minuten enthielt er schon nachweisbare Mengen von essigsaurein 
Zinkoxyd, nach zehu Minuten eine bedeutendere Menge und nach einigen Stunden schon 
so viel, dass nach dem Genuss desselben Erbrechen entstehen konnte. 

Unreines Zink, wie es mit dem Schlesischen — welches etwas Blei enthält — der 
Fall ist, oxydirt sich rascher als reines, und wenn das Zink nach längerem Gebrauch 
eine rauhe Oberfläche enthält, so findet die Oxydation noch rascher statt. 

Ausser Essig, welcher der Speise zngesetzt wird, sind in den vegetabilischen Nah- 
rungsmitteln Säuren enthalten, die noch stärker als Essigsäure wirken; aber auch Fette, 
Milch und Kocbsalz*bewirken die Oxydation des Zinks. 

Zwischen dem jedesmaligen Gebrauche der zinkenen Gefässe ist auf verschiedene 
Weise eine Oxydation der Oberfläche derselben möglich, welche, weil das Zink und 
seine Salze w r eiss oder farblos sind, sich leicht der Beobachtung entzieht; auch wenn 
die strengste Aufsicht stattfindet, ist es nicht anzunehmen, dass bei der grossen Anzahl 
von Näpfen, die in 0. 674 Stück und in N. 200 Stück beträgt, jeder vollkommen oxyd- 
frei angewendet werde. Ist die Oberfläche des Zinks bei längerem Gebrauche rauh 
geworden oder gar porös, so ist die vollständige Reinigung derselben sehr schwierig. 

Kommen nun m solche Näpfe Speisen, zu deneu Essig zugesetzt ist, oder dio eine 
Säure enthalten, die mit dem Zinkoxyd lösliche Satz« bildet, so lösst sich das Zinkoxvd 
sogleich auf Zinknlatten, auf welchen sich eine Oxvdhaut gebildet hatte, gaben das 
Oxyd sogleich an den früher angeführten verdünnten Essig ab. 

Wie schädlich die Zinkverbindungen auf den Organismus wirken, kennt man hin- 
reichend aus den Fällen, in welchen die Zinksalze als Arzneimittel gegeben werden, 
und es nicht in Abrede zu stellen, dass, wenn täglich einmal das Essen in diesen 
Näpfen verabreicht wird, so viel Zinksalz genossen wird, dass mit der Zeit schädliche 
Folgen für die Gesundheit eintreten können. 

In 0. waren früher Näpfe von Eisenblech in Gebrauch, dio durch zinkene ersetzt 
wurden, weil einige Speisen dadurch schwarz gefärbt wurden und bei den Gefangenen 
Widerwillen gegen diese Speisen erzeugten. Die Färbung beweinst, dass bei dom 
kurzen Verweilen bemerkbare Mengen von Eisen oxydirt wurden; vom Zink, da es eich 
leichter oxydirt, wird in derselben Zeit noch mehr oxydirt werden. 
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Nach dem Angeführten ist dahor dio wissenschaftliche Deputation der Meinung, dass 
sowohl statt der zinkenen Zuber, bei denen die Gefahr grösser ist, als auch statt der 
zinkenen Speisenäpfc, Geschirre aus anderin Material, wie sie in den übrigen Strafan- 
stalten in Gebraucn sind, in Anwendung kommen müssen, nämlich die Zuber aus Kupfer 
oder am besten — wenn es ausführbar ist — aus Holz, die Näpfe aus Sanitätsgut, 
Steingut oder verzinntem Eisenblech, oder aus einem solchen Material, bei dessen An- 
wendung keine Gefahr möglich ist. 

Bekanntmachung des Kgl. Polizei-Pr&sidiums in Berlin v. 2. August 18G1, 
botr. die Kautschuk-Mundstücke für Saugflaschen. 

Es kommen vielfach Kautschuk- Mundstücke für Saugflaschen kleiner Kinder iin Handel 
vor, welche durch bedeutenden Gehalt an Zink- und Bleioxyd die Gesundheit und 
das Leben derer, die sie benutzen, ernstlich gefährden. Das Polizei - Präsidium sieht 
sich dadurch veranlasst, nicht nur das Publicum auf diese Gefahr aufmerksam zu machen, 
sondern auch Fabrikanten und Händler vor der Anfertigung und dem Verkaufe derartig 
verfälschter Kautschuk-Mundstücke unter Hinweisung auf §. 304. des Strafgesesctzbuches 
zu warnen. 

Aeusserlich unterscheiden sich die schädlichen Mundstücke von den aus reinem 
Kautschuk gefertigten, unschädlichen Mundstücken durch ihr von den bekannten Merk- 
malen des Kautschuks abweichendes Ansehen, durch ihr grösseres absolutes und haupt- 
sächlich durch ihr grösseres speci&sches Gewicht. Ein aus reinem Kautschuk gefertigtes 
Mundstück schwimmt auf der Oberfläche des Wassers; ein mit Ziuk- oder Bleioxyd 
verfälschtes sinkt sogleich oder nach kurzer Zeit im Wasser unter. 

Zu Ess- und Trink - Geschirren darf nur zwölf lötliiges Silber augeweudet 
werden. 

Ueber die Verpackung des Schnupftabaks und anderer Genussmittel 
in Bleihüllen spricht sich aus: 

Die Circ.-Verf. au sfimmtliche Regierungen vom 2. März 1865 der Mini- 
sterien der Justiz für Handel, Gewerbe etc. und der geistlichen etc. An- 
gelegenheiten (Graf v. Itzenpiitz, v. Mühler). 

Bekanntlich werden zur Verpackung von Schnupftabak, Kaffee-Surrogaten und 
anderen Genussmitteln mitunter Folien von Blei oder bleihaltigen Verbindungen in An- 
wendung gebracht Da die Verwendung solcher Folien erhebliche Gefahren für die 
menschliche Gesundheit herbeiführen kann, so ist der Erlass eines allgemeinen Verbots 
des Gebrauchs derselben und des Fcilhaltens der darin verpackten Waaren bereits 
wiederholt in Anregung gebracht worden. 

Die im Handel vorkommenden, mit bleihaltigen Hüllen versehenen Nahrungs- 
mittel, insbesondere Kaffee- Surrogate und dergleichen, sind, sofern sie durch Zer- 
setzung der Umhüllung bleihaltig geworden sind, den verdorbenen Esswaaren beizu- 
rechnen. Ihre Feilhaltung begründet deshalb die im §. 345. unter No. 5. des Strafgesetz- 
buches vorgesehene Strafe, sowie die Confiscation. Der Erlass eines Verbots ist daher 
hier nicht erforderlich. 

Anders verhält es sich znit den in bleihaltigen Verpackungen eingeschlossenen 
Schnupftabacken, weil dieselben zu den im Strafgesetzbuche bezeichnten Gegenständen 
nicht gehören. Ein auf den Verkauf dieses Artikels gerichtetes Verbot war aber für 
unausführbar und wirkungslos zu erachten, so lange dasselbe sich auf den Umfang 
Preussens beschränkte, ohne zugleich den Bezug des verbotswidrig verpackten Tabaks 
aus dem Anslande, insbesondere aus den übrigen Zollvereins-Staaten auszuschlicsscn. 
Es sind daher mit den Regierungen der Letzteren wegen eines Erlasses einer gemein- 
schaftlichen Verbots-Bestimmung gegen das Feilhalten des in bleihaltigen Folien ver- 
packten Schnupftabaks Verhandlungen angeknüpft worden, welche nunmehr zu einem 
befriedigenden Resultat geführt haben. 

Dio Königliche Regierung wird daher veranlasst, die nachstehende Polizei -Ver- 
ordnung: 

„Wer Schnupftabak, welcher in bleihaltigen Hüllen verpackt oder verwahrt 
ißt, verkauft oder zum Verkaufe feil hält, wird mit Geldbussc bis zu zehn 
Thalern oder im Falle des Unvermögens mit vcrbältnissmässigem Gefängniss 
bestraft“ 
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auf Grund des §. 11. des Gesetzes über die Polizei - Verwaltung vom 11. März 1850 in 
Ihrem Namen zu erlassen und durch das Amtsblatt so zeitig zur öffentlichen Kenntnis« 
zu bringen, dass dieselbe mit dom 1. April d. J. in Wirksamkeit treten kann. 

Ueber Benutzung von Privatflüssen, Quellen und Seen erging das 
Gesetz vom 28. Februar 1843 (G.-S. S. 41). 

§. 3. Das zum Betriebe, von Färbereien, Gerbereien, Walken und ähnlichen An- 
lagen benutzte Wasser darf keinem Flusse zugeleitet werden, wenn dadurch der Bedarf 
der Umgegend an reinem Wasser beeinträchtigt oder eine erhebliche Belästigung des 
Publicums verursacht wird. 

Die Entscheidung hierüber steht der Polizeibehörde zu. 

§. 4. Des Einwerfens und Einwälzens von losen Steinen, Erde und anderen Ma- 
terialien in Flüsse muss sich Jeder enthalten. Eine Ausnahme hiervon findet statt, 
wenn solche zum Bchufc einer Anlage am Ufer nothwendig ist und daraus nach dem 
Urtheile der Polizeibehörde kein Hmdcmiss für den freien Abfluss des Wassers und 
keiner der im §. 3. bezeichncten Uobclstände entsteht. 

§. 6. Die Anlegung von Flachs- oder Hanfrösten kann von der Polizeibehörde 
untersagt werden, wenn solche die Heilsamkeit der Luft beeinträchtigt oder zu den im 
§. 4. erwähnten Nachtheilen Anlass giebt. 

Gemäss Veiprdnung vom 9. Januar 1845 (G.-S. S. 35) soll das Gesetz vom 
28. Februar 1843 auch in den Landestheilen, welche zum Bezirke des Appellations- 
gerichtshofes zu Cßln gehören, Anwendung finden, jedoch mit der Massgabe, dass 
bei Enlscheidung der Frage: Ob bei einer Bewässerungsanlage ein überwiegen- 
des Landescultur - Interesse obwalte? (§§. 24 und 32 dieses Gesetzes) das 
Interesse schon vorhandener, auf Triebwerken beruhender gewerblicher Anlagen 
im zweifelhaften Falle über das der Bodencultur zu stelleu ist 

ad. 3. ist zu bemerken, dass nach einem Erkenntniss des Gerichtshofes zur 
Entscheidung der Competenz-Conflicte vom 9. November 1861 (Just. Minist-Bl. 
S. 142) gegen die polizeiliche Verfügung, welche den Zweck hat, die Entschei- 
dung über diese Bestimmungen zwangsweise durchzufübren, nur der Weg der 
Beschwerde, nicht aber der Rechtsweg zulässig ist. 

F. Verkehr mit Medicamenten und Giften. 

1) Allgemeine Bettimmungen. 

Die Gewerbe- Ordnung vom 21. Juni 1869 und das Strafgesetzbuch vom 
31. Mai 1870 bestimmen über den Verkehr mit Medicamenten und Giften. 

1) Die Gewerbe-Ordnung. 

§. 6. Das gegenwärtige Gesetz findet keine Anwendung auf die Errichtung und 
Verlegung von Apotheken und den Verkauf von Arzneimitteln (vorbehaltlich der Be- 
stimmung im §. 80.) 

§. 29. Einer Approbation, welche auf Grund eines Nachweises der Befähigung 
ertheiit wird, bedürfen Apotheker etc. 

§. 34. Die Landesgesetze können vorschreiben , dass zum Handel mit Giften be- 
sondere Genehmigung erforderlich ist. 

§. 53. Die in dem §. 29. bezeichnetcn Approbationen können von der Verwal- 
tungsbehörde nur dann zurückgenommen werden, wenn die Unrichtigkeit der Nachweise 
d&rgethan wird, auf deren Grund solche ertheiit worden sind. 

Ausser aus diesem Grunde können die in den §§. 28. und 34. bczeichneten Geneh- 
migungen und Bestallungen in gleicher Weise zurückgenommen werden, wenn aus 
Handlungen oder Unterlassungen des Inhabers der Mangel derjenigen Eigenschaften, 
welche bei Erthoilung der Genehmigung oder Bostallung nach der Vorschrift dieses 
Gesetzes vorausgesetzt werden mussten, klar erhellt. 

Inwiefern aurch die Handlungen oder Unterlassungen eine Strafe verwirkt wird, 
bleibt der richterlichen Entscheidung Vorbehalten. 
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Ausgeschlossen von An- und Verkauf im Umhcrzichen sind Arzneimittel, Gifte 
und giftige Stoffe. 

Der Buodesrath ist befugt, soweit ein Bedürfnis» obwaltet, anzuordnen, dass die 
Erlaubnis» zum Verkauf oder Ankauf der einzelnen ausgeschlossenen Gegenstände er- 
theilt wird. 

§. 147. Mit Geldstrafe bis zu 100 Thlr. oder iin Unvermögenafalle mit verhält- 
nissmassiger Gefängnissstrafe bis zu sechs Wochen wird bestraft: 

Wer den selbstständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes, zu dessen Beginne 
eine besondere polizeiliche Genehmigung (Conecssion, Approbation. Bestallung) erforder- 
lich ist, ohne die vorschriftsmassige Genehmigung unternimmt oder fortsetzt, oder “von 
den in der Genehmigung festgesetzten Bedingungen abwoicht 

2) Das Strafgesetzbuch. 

§. 367. Mit Geldstrafe bis zu 50 Thalern oder mit Haft wird bestraft: 

3) Wer ohne polizeiliche Erlaubnis» Gift oder Arznoien, soweit der Handel mit 
denselben nicht freigegeben ist, zuboroitet, feilhält, verkauft oder sonst an 
Andere überlässt. 

5) Wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung von Giftwaaren oder 
bei Ausübung der Befugnis» zur Zubereitung oder Feilhaltung etc. der Arz- 
neien die deshalb ergangenen Vorschriften nicht befolgt. 

Im Gebiete des Rheinischen Appellations-Gerichtshofes zu Cöln gilt bezüg- 
lich der Geheim mittel das Gesetz vom 21. Germinal XL Art 36 (11. April 1803) 
und vom 29. Pluviose XIII. (18. Febr. 1805). 

Art. 36 des Gesetzes vom 31. Germinal XI. lautet: 

Alle gedruckten Ankündigungen und Anschläge, die Geheim mittel zur Anzeige 
bringen, sind, gleichviel unter welcher Benennung dieselben dargeboten werden, streng 
verboten. 

Das Gesetz vom 29. Pluviose Jahres XIII. lautet: 

Diejenigen, welche die Bestimmungen des Art. 36. das Gesetzes vom 21. Germinal 
Jahres Al., die Polizei der Apöthekerwaaren betreffend, zuwiderhandeln, werden im 
zuchthauspolizeilichen Wege verfolgt und mit einer Geldstrafe von 25 bis 6000 Frcs. 
und überdem im Rückfälle mit Einsperrung von mindestens 3 und höchsten» 10 Tagen 
bestraft. 

Nach §.461. Allg. L.-R. 11. 8. Abscbn. 6. darf Niemand sogenannte 
Arcana ohne Erlaubniss der dem Medicinalwesen der Provinz Vorgesetzten Be- 
hörde zum Verkaufe an fertigen. 

2) Verkehr mit Giften und chemischen Präparaten. 

Es handelt sich hier vorzugsweise um den gewerblichen Verkehr mit 
Giften und chemischen Präparaten, sowie um die Bestimmungen, welche Apotheker, 
Drognisten und Fabrikanten hierbei zu beobachten haben. 

a) Aufbewahrung, Verabfolgu neun d Transport der Gifte und chemischen 

Präparate. 

Anweisung für sämmtliche Apotheker und Materialisten iu den König- 
lichen Landen, wie sie sich »ei Aufbewahrung und Verabfolgung der 
Giftwaaren zu verhalten haben. Vom lo. Oecembor 1600. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preussen etc. thun kund 
und fügen hiermit zu wissen: Da Wir missfällig vernommen, dass den omanirten Ver- 
ordnungen wegen sorgfältiger Aufbewahrung und vorsichtiger Verabfolgung der Gift- 
waaren nicht überall die strengst«» Folge geleistet wird, so haben Wir aus landesvator- 
licher Vorsorge nöthig gefunden, die in Ünserm allgemeinen Medicinal-Edict vom Jahre 
17*8, 8. 27. §. 4., ingleichen die in der Verordnung an sämmtliche Apotheker vom 
Jahre 1758 enthaltenen Gesetze und Vorschriften insbesondere bei denjenigen Gift- 
waaren, welcho im Nachstehenden mit dem Namen direote Gifte bezeichnet sind, folgen- 
dergestalt zu bestimmen nnd zu erweitern: 

§. t. Unter der Rubrik: directe Gifte, sind folgende namentlich begriffen: Alle 
Arsenicalia, als: wei»6er Arsenik, Operment, Rauschgelb, Fliegenstein oder der eigent- 
lich sogenannte Kobalt, ferner: Mercurius sublimatus corrosivos, Mereurius praecipitatus 
ruber, imgleichen Euphorbium und weissc Niesswurz. 

§. 2. Zu diesen direkten Giften sind besondere von den übrigen Waaren und 
Medicinalien entfernte Behältnisse und Verschlage zu bestimmen. Besonders darf auch 
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die hie nnd da angetrofl'eno Unordnung, Arseniealia und Mercurialia unter und neben 
einander zu stellen, hinführo nicht weiter stattfinden: sondern es müssen beide nebst 
ihren besonders dazu zu bestimmenden und stets reinlich zu haltenden Gerätschaften, 
als Waageschaalcn, Mörser, hölzerne Löffel etc. in abgesonderten verschlossenen Räumen 
verwahrt werden. Die Schlüssel zu diesen Behältnissen nimmt der Apotheker solbst, 
oder in dessen Abwesenheit der älteste Ge hülfe, in Verwahrung. 

§. 3. Ausser den Fällen, dass einer oder der andere dieser Artikel nach Recep- 
ten, wenn solche von approbirton Aerztcn und Wundärzten verschrieben worden, zu 
dispensiren sind, darf der Apotheker solche im Handverkauf nur allein zur Anwendung 
als Vieharzneimittel, zum technischen Gebrauch für Maler, Parlier und andere Künstler 
und Handwerker, die deren zu ihren Arbeiten bedürfen, imglcichen zur Tilgung schäd- 
licher Thierc verabfolgeu. Diese Verabfolgung darf aber nur gegen gültige Scheine, 
und bloss an sichere, unverdächtig und gesetzm&ssig dazu qualificirte Personen ge- 
schehen. Hierunter sind zu verstehen: Personen aus der Klasse der Honoratioren, König- 
liche Bediente vom Civil- und Militurstande. Gutsbesitzer. Prediger, ansässige Bürger 
und Eigentümer, auch Landwirte, wenn sie von dem Apotheker gekannt sin«, ln den 
Scheinen ist ausdrücklich anzugeben, zu welchem Gebrauch das Gift bestimmt ist. 

Die Scheine selbst müssen von denjenigen Personen, welche die Giftwaaren ver- 
langen, eigenhändig geschrieben und mit ihren Petschaften besiegelt sein, auch nicht 
etwa von verdächtigen Personen, von Kindern oder unsichern Dienstboten überbracht 
werden. 

Landwirte und andere zum Empfange benötigter Giftwaaren qualificirte, dem 
Apotheker aber nicht persönlich bekannte Personen, ha!>on sich durch ein von der Obrig- 
keit oder den Predigern ihres Orts beizuhringendes Attest zu legitimiren. 

§. 4. Die Giftscheine sind in den Apotheken zu numeriron und sorgfältig aufzu- 
bewahren, auch ist zu deren Controlirnng ein besonderes Giftbuch zu führen. Dieses 
Buch enthält in 6 Columnen: 

a) die Nummer des Gift zcttcls, 
b| das Datum desselben. 

c) den Namen des Empfängers, 

d) ob dieser in Person das Gift empfangen, oder durcli wen? 

e) die Art des Giftes, 

f) des Quantum desselben. 

§. 5. Da auch die Erfahrung gelehrt hat, wie es nötig sei, dass das verabfolgte 
Gift, für Jedermann als solches bezeichnet und kenntlich gemacht werde, so sollen 

a) diese Giftwaaren nicht in blossen Papierhüllen, sondern in Behältnissen von 
dichtem Holze oder von Steingut verabreicht, 

b) solche Behältnisse sorgfältig nnd fest verbunden, versiegelt oder sonst wohl 
verwahrt werden: auch ist 

c) die Art des darin enthaltenen Giftes und übordem noch das Wort „Gift“ beson- 
ders deutlich auf die Signatur zu schreiben. Nicht minder sind 

d) zu noch mehrerer Bezeichnung auch für Personen, die des Lesens ganz un- 
erfahren sind, diese Behältnisse mit dreien in die Augen fallenden schwarzen 
Kreuzen von der zur Bezeichnung der Grabmäler gebräuchlichen Gestalt fest- 
haltend zu bezeichnen. 

§. 6. Ausser dieser strengem Verfügung über Aufbewahrung und Verabfolgung 
der vorgenannten directen Gifte wird den Apothekern in Ansehung sfimratlicher übrigen 
heftig wirkenden Mittel die Beobachtung der grösseren Vorsicht hiermit wioderholcntlich 
anbcfohlon. Des Endes sollen 

Aqua Lauro-cerasi , Opium und dessen Präparate, Aconitum, Belladonna, 
Cicute virosa, Conium maculatum 

and andere Mittel dieser Art ebenfalls in eigenen abgesonderten und verschlossenen 
Behältnissen aufbewahrt werden. Da auch Mittel dieser Art nur allein nach gesetzlich 
autorisirten Rccepten zu dispensiren sind und gar nicht zu technischen und öcono- 
misclien Bedürfnissen de« Publicums gehören, so wird deren Debit im Handverkäufe, 
es sei mit oder ohne Schein, hiermit gänzlich verboten. 

* §. 7. Auch die Materialisten, welche Giftwaaren verkaufen, sollen alle vor- 
stehende, den Apothekern bei der Aufbewahrung und Debitirung der Gifte gegebene 
Anweisungen gleichmässig befolgen, und behalten Wir Un« vor, die Grenzlinien des Debits 
der Gifte zwischen den Apothekern und Materialisten näher zu bestimmen, auch diese so 
wie jene der Visitation und Controlirung Unserer Medicinal-Behördc zu unterwerfen 

§. 8. Sämmtliche Apotheker und Materialisten in Unsern Landen haben sich nun 
mit dem Inhalt dieser erweiterten Verordnuug bekannt zu machen und aufs genaueste, 
darauf zu achten, mit der Verwarnung, dass der oder diejenigen unter ihnen, welche 
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solcher nicht in allen Stücken nachleben, ohnfehlbare nachdrückliche fiskalische Gold- 
oder Gefängnisstrafen zu erwarten haben, welche Strafen nach Befinden verstärkt wer- 
den sollen, wenn sie hei etwa sich ereignenden Unglücksffillen durch Missbrauch der 
Giftwaaren überführt werden, durch Nachlässigkeit und Unvorsichtigkeit in Aufbewah- 
rung und Verabfolgnng derselben dazu beigetragen zu haben. 

Im Allgemeinen gelten die über die Aufbewahrung der Gifte für die Apo- 
theker erlassenen Bestimmungen auch für Nicht-Apotheker. 

Min.-Verf. vom 14. Februar 1855 (Lohnert). 

Anf den Bericht vom . . . erkläre ich mich damit einverstanden, dass in Gemäss- 
heit der Vorschrift des Anhangs zur revidirton Apotheker-Ordnung I.b, wonach zu den 
directen Giften besondere von den übrigen Waaren und Medicinalien entfernte Behält- 
nisse und Verschlage liestimmt werden sollen, die Aufstellung des Giftschranke,«; in der 
Offiein selbst niemals zu dulden, vielmehr so weit es irgend ausführbar ist, die Unter- 
bringung desselben in andern, als in den zur Aufbewahrung von Arzeiwaaren bestimm- 
ten Räumen zu verlangen ist. Jn dieser letzten Beziehung ist aber auf die, Localität 
und die sonst in Betracht zu ziehenden besonderen Umstände des einzelnen Falles bil- 
ligt) Rücksicht zu nehmen und die Aufstellung des Gittschranks in der Medicinalstube, 
Krfiutcrkammer, im Keller und auf dem Kräuterboden zu gestatten, sobald in diesen 
Räumen ein besonderer Verschlag für den Giftschrank eingerichtet und dadurch seine 
Absonderung von den sonstigen Arzneivorrüthen u. s. w. sicher gestellt ist. 

Demgemäss wird auch bei Drogucrien und Material- Läden die Aufbewahrung 
von Giften niemals in dem Vcrkaufslocal. in andern im Geschäftslocal gehörigen Räumen 
aber nur unter der Bedingung der vollständigen Absonderung von andern geniessbaren 
Stoffen zu gestatten sein. 

Im Gebiete des Rheinischen Appellationsgerichtshofes gilt bezüglich der 
Aufbewahrung nnd Verabfolgung der Gifte der Art. 34 und 35 des Ge- 
setzes Vom 21. Germinal XI. Jahres, welches in dieser Beziehung sowohl |vom 
Apotheker, als vom Droguisten dieselben Vorsich tsmassregeln fordert. 

Art. 34. Giftige Substanzen und namentlich Arsenik, Realgar und ätzender Subli- 
mat müssen in den Läden der Apotheker und Spezereihändler (resp. Droguisten) an 
sicheren Orten besonders verwahrt werdon, wozu der Apothekor und Spezerei- 
händler allein den Schlüssel haben soll, ohne dass irgend Jemand ausser ihnen 
dazu kommen kann. 

Art. 35. Die Apotheker nnd Spezereihändler sollen eine von dem 
Bürgermeister oder Polizei-Commissair mit Seitenzahl und .Handzügen 
verse henes Register führen, in welches die, welche im Fall sind, giftige Substan- 
zen kaufen zu müssen, sogleich und ohne einen Raum zu lassen, ihren Namen, Stand, 
Wohnung, die Gattung und Menge der ihnen überlassenen Waaren, den Gebrauch, 
den sie davon machen wollen, mit der genauen Angabe des Tages, an welchem sie 
selbige kauften, einschreiben; Alles dieses bei Strafe von 3000 Franken, welche die 
Zuwiderhandelnden zu erlegen haben. Die Apotheker und Spezereihändler resp. Dro- 
guisten sind gehalten, dieses Alles selbst eiuzuschreibcn, wenn sie diese Substanzen 
an Personen verkaufen, welche nicht schreiben können und von denen sie wissen, dass 
sie derselben bedürfen. 

Hinsichtlich des Transports chemischer Präparate und Gifte ist an 
die Stelle des Regulativs vom 17. Februar 1802 wegen Versendung chemischer 
Präparate gegenwärtig das Betriebs-Reglement für die Eisenbahnen iin 
Norddeutschen Bunde vom 10. Jnni 1870 (B.-G.-Bl. S. 419) getreten. 

I. Von der Beförderung sind ausgeschlossen etc. 

§. 3. Abschnitt B. Beförderung von Gütern. Kr lautet: 

3) Alle der Selbstentzündung oder Explosion unterwoi^ncn Gegenstände etc. 
Knallsilber, Knallnuccksilber, Knallgold etc., Nitroglycerin, Nit ringelb. Anilin- 
gelb, pikrinsaure. Salze, alle Präparate, in deren Mischung sich Phosphor in 
Subtanz befiudet. 
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II. Bedingungsweise werden zum Transport zugelassen: 

1) Aether, Naplita und Alkohol (absoluter), Hoffmannsgeist (Hoffmannstropfen), 
Collodinm und Schwefelkohlenstoffe (Scnwefelalkohol) ; 

3) chlorsaures Kali und reine Pikrinsäure; 

4) Mineralsäuren aller Art, A et znatron lau ge, Sodalauge und Aetzkalilauge, sowie 
die Gefässe, in denen solche transportirt worden sind; ferner in Ballons zur 
Beförderung kommende Firnisse, Firnissfarben, Säfte, aetherischc und fette 
Oele, Weingeist und sonstige Spirituosen, desgleichen Brom; 

5) Terpentinöl, Theeröl (Hydrocarbür), Mineralöl, Kamphin, Photogene, Pinolin, 
leichtes Steinkohlenöl (Benzin), Ligroin (Petroleum-Naphta), Mineralschmieröl 
und ähnliche Substanzen, sowie die Gefässe, in denen solche transportirt sind; 
alle übelriechenden Oele, desgl. Salmiakgeist; 

7) Phosphor; 

9) Petroleum in rohem oder gereimtem Zustande, auch Petroleum-Aether (Naphta), 
sowie leere Gefässe, in denen diese Gegenstände transportirt sind; 

14) Arscnikalienj nämlich arsenige Säure (Hüttenrauch), gelbe* Arsenik (Rausch- 
gold. Auripigment), rotbes Arsenik (Realgar), Scherbonkobalt (Fliegenstein) 
u. s. w. und andere Giftstoffe. 

Alle unter l bis 14 genannten Gegenstände werden zum Transport nur angenom- 
men, wenn ihnen besondere, andern Gegenstände nicht umfassende Frachtbriefe bei- 
gegeben sind. Im Einzelnen ist zu beachten: 

Zu Nro. 1. Aether, Naphta und absoluter Alkohol, auch Hoffmannsgeist (Hoff- 
mannstropfen) und Collodinm dürfen nur in doppelten Verschlüssen und zwar 
dergestalt zur Versendung kommen, dass die gläsernen Flaschen, in denen sieh 
die Stoffe befinden, in Blechbüchsen mit Kleie oder Sägemehl eingefüttert sind. 

Für die Beförderung von Schwefelkohlenstoff (Schwefelalkohol) gelten folgende 
Vorschriften: 

a) befindet sieh Schwefelkohlenstoff in cjrlind rischen, aus Zink gefertigten Ge- 
fässen, welche oben und unten durch aufgelöthete eiserne Reifen verstärkt 
sind, so werden diese nur dann zum Transport angenommen, wenn jedes 
einzelne. Gefäss ein Gewicht von höchstens 70 Pfund hat; 

b) für Gewichtsbeschränkung findet dagegen hinsichtlich solcher mit Schwefel- 
kohlenstoff gefüllten Gefässe, welche aus starkem Eisenblech gefertigt, gehörig 
vernietet und in den Nähten gut verlöthet sind, nur in soweit statt, als das 
Gewicht des einzelnen Gefässes 10 Centn er nicht übersteigen darf. 

c) die Gefässe aus Zinkblech müssen in geflochtenen Körben oingeschlossen sein; 

d) in Glasgefässcn, die in Blechbüchsen mit Kloic oder Segemehl eingefüttert 
sind, wird auch Schwefelkohlenstoff zum Transport zugelassen; 

e) die Beförderung des Schwefelkohlenstoffs findet in allen Fällen auf ganz offenen 
Wagen ohne Decktuch stAtt. 

Zu No. 3. Das chlorsaure Kali muss sorgfältig in Papier verpackt sein und müssen 
die Packeto in hölzerne Fässer oder Kisten oingeschlossen werden. Die Beförderung 
von reiner Pikrinsäure erfolgt nur gegen eine von einem geeigneten Chomiker auszu- 
stellende Bescheinigung über die Reinheit, und Ungeführlicnkcit der aufgegebenen 
Pikrinsäure, 

Zu No. 4. Die Ballons, in denen Mincmlsüure (Schwefelsäure, Vitriol, Salzsäure, 
Salpetersäure, Scheidewasser) verschickt werden, müssen wohl verpackt in besondere, 
mit starken Vorrichtungen zum bequemen Handhaben versehene Gefässe (wozu auch 
geflochtene Körbe dienen können) oingeschlossen sein. Die Annahme zum Transport 
kann abgelchnt werden, wenn die Verpackung nicht mit Sorgfalt ausgeführt ist, und die 
Kisten resp. Gefässe nicht mit. Vorrichtungen zum bequemen Handhaben versehen sind. 

MineraUäuren müssen stets getrennt verladen, dürfen also mit anderen Chemikalien 
nicht in einen und denselben Wagen gebracht, werden. Die. Zusammenladung mit Petro- 
leum und anderen mineralischen Leuchtstoffen ist gestattet, jedoch soll Petroleum, soweit 
thunlich, allein verladen werden. 

Zu No. 5. Hydrocarbür oder Substanzen ähnlicher Art werden bei Versendungen 
in ölechgcfässen oder Glasballons ohne Korbumflechtung nur dann zur Beförderung 
übernommen, wenn diese Gefässe in Körbe, verpackt sind. Die Beförderung von 
Terpentinöl und aller sonstigen übelriechenden Oele findet nur in offenen Wagen statt. 

Zu No. 7. Phosphor muss mit Wasser umgehen, in Blechbüchsen, welche höch- 
stens 12 Pfund fassen und verlöthet sind, in starke Kisten mit Sagemehl stark verpackt 
sein. Die Kisten müssen ausserdem gehörig in graue Leinwand cmballirt sein, an zwei 
ihrer oberen Kanten starke Handhaben besitzen, dürfen nicht mehr als 150 Pfund wiegen 
und müssen äusscrlich als r Phosphor“ enthaltend und mit dem Zeichen „oben“ ver- 
sehen sein. — 
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Zu No. 14. Arscnikalicn, nämlich arsenige Säure (Hüttenrauch), gelber Arsenik 
(Rauschgold, Auripigment), rothes Arsenik (Realgar), Seherbenkobalt (Fliegenstein) etc. 
werden nur dann zum Eisenbahntransport angenommen, wenn sie in doppelten Fässern 
oder Kisten verpackt sind. Die Fässer müssen mit Einlagereifen, die Decken der 
Kisten mit Reifen oder eisernen Bändern gesichert werden. Die innern Fässer oder 
Kisten sind von starkem trockenem Tlolzo zu fertigen und inwendig mit Leinwand oder 
ähnlichen dichten Geweben zu verkleben. 

Auf jeden) Collo muss in leserlichen Buchstaben mit schwarzer Oclfarbo das Wort 
.Arsenik (Gift) - angebracht sein. 

Andere giftige Metallprftparate (giftige Metallfarben, Metallsalze ctc.), wohin ins- 
besondere Quecksilberpräparate, als: Sublimat, Kalomcl, weisses und rothes Praecipitat, 
Zinnober. Kupferfarben und Kupfersalze, als: Kupfervitriol. Grünspan, grüne und blaue 
Kupferpigmente-, Bleipräparate, als: Bleiglätte (Massikot), Mennige. Bleizucker und andere 
Bleisalze, Bleiweiss und andere Bleifarben, Zinn- und Äntimonascho gehören, dürfen nur 
in dichten, von festem trockenem Holze gefertigten, mit Einlagereifen, resp. Umfassungs- 
bändern versehenen Fässern oder Kisten zum Transport, aufgegeben werden. Diese 
Umschliessungen müssen so beschaffen sein, dass durch die beim Transporte unvermeid- 
lichen Erschütterungen, Stösse, ein Verstauben der Stoffe durch die Fngen nicht eint ritt. 

Das Strafgesetzbuch vom 31. Mai 1870 bestimmt unter §. 367, No. 5: 

Wer bei der Aufbewahrung oder bei der Beförderung von Giftwaaren etc. 
die deshalb ergangenen Verordnungen nicht befolgt, wird mit Geldstrafe bis zu fünfzig 
Thalern oder mit Haft bestraft. 

Die Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 verfügt: 

§. 34. Die Laudesgesetze können vorschrciben, dass zum Handeln mit Giften 
besondere Genehmigung erforderlich. 

§. 56. Ausgeschlossen vom An- und Verkauf im Umherziehen sind: etc. Arzneien, 
Gifte und giftige Stoffe. 

Der Bundesrath ist befugt, soweit ein Bedürfnis» obwaltet, anzuordnen, dass Er- 
laubnis» znm Verkauf oder Ankauf der einzelnen ausgeschlossenen Gegenstände er- 
t heilt w-ird. 

§. 147. Mit Geldstrafe bis zu hundert Thalern und im Unvermögensfalle mit 
vcrhältnissmässiger Gefängnisstrafe bis zu sechs Wochen wird bestraft: 

Wer den selbstständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes, zu dessen Beginn 
eine besondere polizeiliche Genehmigung (Coneession, Approbation, Bestallung) 
erforderlich ist, ohne die vorsehriftsmässige Genehmigung unternimmt oder fort- 
setzt. oder von den in der Genehmigung festgesetzteu Bedingungen abwcicht. 

b) Technische A n wendung der giftigen Stoffe. 

Fast alle Regierungen haben über den Gebrauch der Farben zu Kinder- 
spielzeug, Conditorei- oder anderen Esswaaren besondere Polizei -Verordnungen 
erlassen. Eine solche der Regierung zu Cöln vom 27. Februar 1861 lautet: 

Bei der Untersuchung der Material- und Farbowaarenhandlungcn hat sich ergeben, 
dass rothe Farben unter dem Namen Cochenille-, Berliner-, Pariser-, Car- 
moisin-, Car min-, Münchener- und Ama ranthroth verkauft werden, welche 
stark arsenhaltig sind und desshnlb in ihrer Anwendung in mannigfacher Weise auf die 
Gesundheit der Menschen naehtheilig einwirken können. Auch die aus eingetrockneten 
Insecten (Coccus cacti oder ilieis) bestehende Cochenille ist häufig mit fein vcrtheiltera 
metallischem Blei- oder Blei weisspulver vermischt, während Chromrot h und Chrom- 
zinnober, welches aus dem giftigen chromsauren Bleioxyd besteht, auch unter dem 
Namen Japanisches Roth, Kaiser-, Königs- und seihst Carminroth im Handel 
vorkommt. Wegen dieser ganz unbestimmten und unzuverlässigen Benennung der 
gefährlichen Farben überhaupt können sie leicht mit unschädlichen vegetabilischen und 
erdigen Farbstoffen verwechselt und daher auch eben so leicht zum Nachtheil für die 
Gesundheit der Menschen angewendet werden. 

Unter Aufhebung der Verfügungen vom 15. Februar 1818 etc. erlassen wir dess- 
halb auf Grund des 11 des Gesetzes über die Polizei- Verwaltung vom 11. März 1850 
und im Anschluss a.n unsere Bekanntmachungen vom 6. Juli und 29. August 1838 etc. 
nachstehende Polizei-Verordnung: 

Meriirin»l-Wc««n. 7 
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1) Conditoren dürfen nur der unschädlichen Pflanzenstofle zum Färben von 
Zucker und Ess warnen, sowie der mit unschädlichen Farben versehenen Enve- 
lopen sich bedienen. 

2) Die Verkäufer von Kinderspielzeugen (incl. Farbkasten) und künstlichen Blumen 
dürfen derartige Gegenstände nient feilbieten, wenn die dabei angewendeten 
Farben araenikalische Kupferverbindungen oder Blei Verbindungen enthalten. 

3) Zum Anatreichen der H&uegerftthe und Zimmer, Bemalen’ der Fensterrouleaux 
und Gardinen, Färben der Papiere und Kleidungstücke, sowie /.um Drucken 
der Tapeten und Zeuge dürfen kein« arsenikalischen Farben angewendet werden. 

4) Diejenigen, welche vorstehendem Gebote zuwiderhandeln, verfallen in eine 
Geldstrafe von 10 Thaler und im Unvermögensfalle in eine verhältnissmüssigo 
Gefängnisstrafe. 

Die Anwendung des Bittermandelöls zu Liqueuren ist schon durch 
Verfügung des Ministers des Innern vom 2. Juli 1831 verboten worden. Fast 
nicht minder gefährlich ist das Nitrobcnzin (Esseuce de Mirbane) als Surrogat 
desselben. Durch Verfügung des Ministers des Innern vom 5. Februar 1840 
wurde der Gebrauch des Quecksilbersublimats zur Vertilgung des Hans- 
schw&mmcs verboten. 

Die in neuerer Zeit gemachten Erfahrungen über die schädliche Einwirkung 
der mit giftigen Farbestoffen bemalten Wände und bedruckten Tapeten, 
Rouleau x etc. gaben zu folgenden Bestimmungen Anlass: 

Circ.-Vcrf. des Minist, des Inn. und der Finanzen vom 3. Januar 1848 
(v. Bodelschwingh. v. Düesberg). 

Durch den Circ.-Erlass vom 18. Juni 1838 war bereits das Verbot der Anwendung 
giftiger Substanzen zum Färben des Papiers ergangen ; dasselbe war indessen durch die 
Verfügung vom 10. Juni 1839 zurückgenommen, weil bei dieser Beschränkung inlän- 
discher Fabrikate eine um so grössere Menge gefärbten Papiers aus dem Auslände ein- 
geführt und verarbeitet wurde, ln neuerer Zelt sind aber durch Tapeten, welche mit 
Ärsenikpräparaten gefärbt waren, mehrfache Vergiftungen herbeigetührt, und hieraus 
hat sich die Nothwendigkeit ergeben, die Anwendung des Arseniks zu derartigen ge- 
werblichen Zwecken zu verbieten. 

Demgemäss wird die Königliche Regierung veranlasst, die fernere Anwendung der 
mittelst Arsenik dargestellten grünen Kupferfarben zum Färben oder Bedrucken von 
Papier, namentlich zum Anstreichen von Tapeten und Zimmern, so wie den Handel mit 
den obigen, mittelst, solcher Farben gefärbten Gegenständen bei einer Strafe bis zu 
ÖO Thalern zu untersagen und darauf hinzuweisen, dass im Falle eines durch Ueber- 
tretung dieses Verbots entstandenen Schadens die Uebertreter ausserdem von der nach 
den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften verwirkten Strafe betroffen werdon. 

Was den Handel mit dergleichen Papieren und Tapeten aiibetrifft, so muss den 
Gewerbt reibenden überlassen bleiben, ihre Waaren nur aus solchen Fabriken zu beziehen, 
denen sie vertrauen dürfen, dass die Anwendung von Arsenik streng ausgeschlossen 
bleibt und sich gegen die Lieferung verbotener derartiger Fabrikate vollständig sicher 
zu steilen. 

Circ.-Verf. des Minist, f. Handel und des Inn. vom 18. August 1848 
(Milde, v. Puttkammer). 

Der Königlichen Regierung wird anf den Bericht vom 2. Februar d. J. eröffnet, 
dass zu dem beabsichtigten Vorbote jedes Handels mit arsenikhaltigen Kupferfarben 
keine Veranlassung vorliegt, weil nach der Circ.-Verordnung vom 3. Januar d. J. nur 
die fernere Anwendung der mittelst Arsenik dargestelltcu grünen Kupferfarben zum 
Färben oder Bedrucken von Papier und Tapeten und zum Anatreichen von Zimmern, 
so wie der Handel mit solchergestalt, gefärbten Papieren und Tapeten untersagt werden 
soll, während von der Anwondnng jener Farben beim Zeugdrncko keine Gefahr für das 
Publikum zu besorgen ist, und weil im Uebrigen durch das Verbot des Gebrauchs der 
arsenikaliscben Kupferfarben zum Färben des Papiers , der Tapeten und der Zimmer- 
wände die Gelegenneit zuin Absätze solcher Farben so weit beschränkt wird, dass der 
Handel derselben von selbst abnehmen muss. 

Hinsichtlich der hervorgehobenen Unbekanntschaft der Gewerbetreibenden mit dem 


Verkehr mit Medicamenten und Giften. 


99 


Arsenikgehalte der von ihnen gebrauchten Farben muss zwar im Allgemeinen auf die 
Schlussbemcrkung in der Circ.- Verordnung vom 3. Januar d. J. verwiesen werden, und 
die Gewerbetreibenden werden sieb hauptsächlich durch eine vorsichtige Auswahl der- 
jenigen Fabriken, von welchen sie ihren Bedarf an Farben oder gefärbten Tapeten ete. 
entnehmen, nöthigen Falles durch die Vorbedingung von (Jontraventionsstrafen bei ihren 
Bestellungen gegen die Folgen etwaiger Uebertretungen des ergangenen Verbotes sicher 
zu stellen haben. Im Interesse der betheiligten Händler ist jedoch die Königl. technische 
Deputation für Gewerbe beauftragt worden, ein möglichst einfaches Verfahren zur Auf- 
findung des Arsengehalts grüner Farben und grüner Tapeten zu ermitteln, und es hat 
sich durch die hiorüber angostellten Versuche das in der Beilage (a) dargestellte Prii- 
fungsverfahreu ab das zu dem Zwecke geeignetste herausgestellt. 

Indem der Königlichen Regierung die obengedachte Anweisung zur Belehrung der 
Gewerbetreibenden und des Publikums über die Kennzeichen der arsenikhaltigen Farben 
mitgetheilt wird, bleibt ihr überlassen, in der betreffenden Bekanntmachung zugloich 
auf die Nachtheile aufmerksam zu machen, welche für ilie Gesundheit der Menschen 
aus der Anwendung jener Farben entstehen können, da auch eine angemessene Beleh- 
rung hierüber geeignet erscheint, der schädlichen Verwendung des Arseniks zum Färben 
der Tapeten und der Zimmer entgegen zu treten. 

Beilage a. 

Man schneidet von grünen Tapeten einen daumenbreiten fingerlangen Streifen ab, 
zerschneidet ihn dann in Kleine Stückchen und thut diese in ein Liqueurglas. Ist eine 
grüne Farbe zu prüfen, so nimmt man eine Erbse gross zur Probe in das Glas. Auf 
die zerschnittene Tapote oder die Farbe schüttet man 1 bis 2 Theelöffcl voll Salmiak- 

S eist (Liquor ammoniaci caustici der Apotheker), welcher sich alsbald schön blau färbt, 
lach etwa 3 bis 5 Minuten, je nachdem die Tapete hell oder dunkelgrün, setzt man 
hinzu einen halben Theelöflel voll Salzsäure, wodurch die blaue Flüssigkeit hellgrün 
wird und ein dicker weisser Rauch sich entwickelt. Ein wenig Salzsäure zu viel 
schadet nicht, wohl aber zu wenig; die Flüssigkeit darf nach dem Zusatze der Salzsäure 
nicht mehr blau oder bläulich ausschen. 

Hierauf bringt man eine völlig blanke Kupfermünze (NB. sic muss, wenn sic nicht 
etwa ganz neu ist, durch Scheuern, Putzen völlig blank gemacht werden ) in das Gläs- 
chen, so dass sie in die Flüssigkeit eintaucht. Es ist nicht nothwendig, dass sie völlig 
eingetaucht sei. Fünf Minuten nach dem Eintauchen nimmt man die Münze heraus und 
ist sie dann völlig roth geblieben uud nur etwas matt geworden, so weit sie eingetaucht 
war, hat sich kein farbiger Ueberzug auf ihr gebildet, so ist in der Kupfcrfarbe kein 
Arsenik enthalten. Im entgegengesetzten Falle ist die Münze mit einem bräunlich 
schwarzen Uebcrzuge bedeckt, welcher an der Oberfläche einen stahlartigen Schimmer 
zeigt. Dieser deutet den Arsenikgehalt an. 

Soll die Münzo zu einem neuen Versuche dienen, so muss sie vorher auf das Sorg- 
fältigste abgescheuert und gereinigt werden. Den Salmiakgeist muss man in einem sehr 
gut verstöpselten Glase aufbew&hrcn, sonst wird er unkräitig. 


Circ.-Verf. der Minister der geistl. Angel, und für Handel vom 8. Mai 1850 
(v. Ladenberg. v. d. Heydt). 

Durch die Circ.- Verordnung der Königl. Minister, des Innern und der Finanzen 
vom 3. Januar 1848 (S. 98) ist die fernere Anwendung der mittelst Arsenik dargo- 
stellten grünen Farben zum Färben und Bedrucken von Papier, namentlich zum An- 
streichen von Tapeten und Zimmern, so wie der Handel mit den obigen, durch solche 
Farben gefärbten Gegenständen bei einer Strafe bis zu 50 Thalern untersagt worden. 

Neuerlich hat sich aber wiederum der Fall zugetragen, dass durch abgekochtes 
Viehfutter, in welches ein Rest von einem mit Schweinefurter Grün gefärbten nesseinen 
Fenstervorhang gerathon war, sichen Kühe vergiftet worden sind. Wir nehmen von 
diesem Falle Veranlassung, das in der Circ.- Verordn, vom 3. Januar 1848 ausgesprochene 
Verbot der Anwendung grüner, arsenikhaltiger Kupferfarben in Erinnerung zu bringen 
und dasselbe zugleich auch auf das Bedrucken von Fensterrouleaux, Gar- 
dinen zum Ziehen oder Rollen auszudehnen. 

Die Königlichen Regierungen beauftragen wir, demgemäss die erforderlichen Vor- 
schriften unter Berücksichtigung des §. 11. des Gesetzes über die Polizei- Verwaltung 
vom 11. März d. J. zu erlassen, so dass das Maximum der anzudrohenden Strafe auf 
10 Thaler festzusetzen ist, und das Publicum zugleich in angemessener Weise durch eine 
Amtsblatts-Bekanntmachung zu warnen. 


Digitized by Google 


7* 


100 


Medicinal- und Sanitätspolizei. 


Circ.-Vorf. der Min. der gcistl. Angel, u. für Handel vom 20. Juni 1850 
(v. Ladenberg. v. Pommer-Esche). 

Auf den Bericht vom 18. v. M. eröffnen wir der Königlichen Regierung, dass das 
durch die Circ,-Verordn vom 3. Januar 1848 ausgesprochene Verbot der Anwendung 
grüner, arsenikhaltiger Kupferfarben zum Färben und Bedrucken von Papier. Tapeten 
u. s. w., und des Handels mit solchen Gegenständen, welches durch die Circ.- Ver- 
ordnung vom 8. v. M. auf das Bedrucken von Fensterro uloaux und Gardinen 
zum Ziehen oder Rollen ausgedehnt worden ist, allerdings auch auf den Handel mit 
so gefärbten Fenstorvorhängcn Anwendung findet' 

Circ.-Verf. der Minister für Handel, des Innern und der gcistl. Angel, 
vom 2. März 1851 (v. d. Heydt, v. Westphalcn. Lehnert). 

Da sich nach dem Bericht vom *25. October v. J. ergeben hat, dass sich das Ver- 
bot der Fabrikation und des Verkaufs arsenikhaltiger Tapeten und Zeuge nicht mit Er- 
folg durchführen lässt, so lange den Fabrikanten und Händlern gestattet ist, dergleichen 
Gegenstände auf ihren Lagern vorrätliig zu halten, so erklären wir uns damit einver- 
standen, dass die Königliche Regierung für ihren Bezirk auf Grund der §§. tf. unter f. 
und 11. des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März v. J. auch das Halten 
der genannten Gegenstände auf den Lagern der Fabrikanten und Händler bei einer 
Geldstrafe bis 10 Thaler verbietet, und überlassen Ihr, hiernach das Weitere zu ver- 
anlassen. 

Durch Verfügung der Minister für Handel, Gewerbe etc. und der geist- 
lichen etc. Angelegenheiten vom 29. December 1854 (Minist-Bl. 1855 S. 6) wurde 
den Tapetenfabrikanten versuchsweise gestattet, für den Verkauf ins Aus- 
land arsenhaltige Tapeten anzufertigen, jedoch mit der Massgabe, dass über die 
Verfertigung und den Debit dieser Tapeten ein besonderes Buch geführt, werden 
und die Aufbewahrung derselben in einem vom gewöhnlichen Verkaufslocal ab- 
gesonderten Raum stattfinden soll. 

Circ.-Verf. dos Ministers für Handel, Gewerbe etc. und des Ministers der 
gcistl. Angel, vom 6. Mai 1869, betreff, dio Verwendung grüner Arsen- 
farben zum Anstrich von Drahtgeweben etc. (1. A. Moser, 1. V. Lchncrt). 

ln der Anlage erhält die Königliche Regierung Abschrift eines Berichts der König- 
lichen technischen Deputation für Gewerbe, betreffend die Verwendung grüner Arsen- 
farben zum Anstrich von aus Drahtgewebe (sog. Drahtstramin) angefortigten Gegen- 
ständen, zur Kenntnisnahme und mit dem Anheimstellen, eine darauf bezügliche, dem 
Schlüsse des Berichts entsprechende Warnung des Publicums im geeigneten Wege zu 
veranlassen. 


Anlage. 

Dio Königl. Regierung zu N. hat durch eine Polizei- Verordnung vom 17. Novbr. v. J. 
die Anwendung von Arsenfarben als Anstrichmittel von Drahtgeweben verboten und auch 
den Handel mit derartig gefärbten Waaren untersagt. Hierüber beschweren sich mehrere 
in N. ansässige Drahtgewebe- Fabrikanten und führen an. dass durch diese Verordnung, 
deren Nothwendigkeit ans sanitätlichcn Rücksichten nicht hergeleitet werden könne, ihr 
Gewerbe erheblich beeinträchtigt und der vermeintliche Ucbelstand durch dieselbe nicht 
beseitigt werde. Wir halten diese Behauptungen nicht für unbegründet, müssen viel- 
mehr anerkennen, dass das Verbot, die Arsenfarben /.um Anstriche der Drahtgewebe zu 
verwenden, einen erheblichen und zwar hindernden Einfluss auf die Fabrikation dieses 
nicht unwichtigen Artikels üben wird, weil der zur Zeit allgemein beliebte lebhafte 
grüne Farbenton nur durch Schweinfurter Grün hervorgebracht werden kann. Wir sind 
ferner der Ansicht, dass die Anwendung von Arsenfarbon in Verbindung mit firniss- 
artigon, stark kloliendon und das Pigment oinhüllenden Mitteln ungleich weniger bedenk- 
lich ist, als dio Verwendung arsenhaltiger Leimfarben oder solcher Comnositionen, 
welche sich leichter als die Oelfarbcn ablösen und in höherem Masse der Einwirkung 
des Wassers unterliegen. An den Drahtgeweben haftet bekanntlich nur eine äusserst 
dünne Farbenschicht — eine dickere würde die Oeffnuugen der Gewebe versehliessen — 
sie löst sich von denselben durch mechanische Wirkungen und durch Feuchtigkeit nicht 
leicht ab und es erklärt sich hieraus die Thatsache, dass trotz der vielfachen An wen- 
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düng und der grossen Verbreitung dieser Drahtgewebe kein Fall einer Gesimdhcita- 
schädigung durch Benutzung derartiger Waare naclige.wiesen werden kann. Wir halteu 
es deshalb nicht fiu* geboten, die Anwendung der Arsenfarben als Anstrichmittel für 
Drahtgewebe und den Handel mit derartig gefärbten Waaren zu verbieten, erachten es 
aber für zweckmässig, das Publicum darauf aufmerksam zu machen, dass die grünen 
Drahtgewebe meistens mit arsenhaltigen Anstrichfarben behaftet sind und dass es aus 
diesem Grunde bedenklich ist, dieselben zur Herstellung von Gegenständen, welche mit 
dem menschlichen Körper oder mit Lebensmitteln in Berührung kommen, zu verw-endeu. 

Die Vorlagen reichen wir anbei chrerbictigst wieder zurück. 

Berlin, den ‘20. April 1869. 

Die Königliche technische Deputation für Gewerbe. 

Circ.-Ycrf. des Ministers für Handel etc. vom 28. Juli 1865, betreffend die 
Pikrinsäure (Delbrück). 

In neuerer Zeit wird in der^ Färberei vielfach ein gelbes Pigment unter dem 
Namen: Pik ringelb oder Anilingelb verwendet, welches theils aus reiner Pik rin - 
Sal petersäure, grössten theils aber aus Präparaten besteht, in denen letztere als wesent- 
licher Bes tandt heil sich vorfindet. Nach den bisherigen Wahrnehmungen ist dieser 
Farbstoft" ein zu spontanen Entzündungen und Detonationen nicht geeigneter Körper. 
Er wird desshaVb ohne besondere Vorsichtsniassregeln verpackt, versendet, mit andern 
Artikeln zusammengelagert und in grossem Mengen in den Arbeit»- und Verkaufs - 
localen vorräthig gehalten. Die Annahme, dass alle Gattungen dieses Farbestoffes un- 
gefährliche Körper seien, trifft jedoch nicht zu. 

Ein unlängst in Berlin vorgekommencr, von beklagenswerthen Folgen begleiteter 
Unglücksfall hat zu Ermittelungen Anlass gegeben, als deren Ergebnis« sich neraus- 
stellt, dass unter den käuflichen, als Pikrinsäure oder Anilingelb bezeichn eten 
gelben Pigmenten Products Vorkommen, welche leicht schon durch einen blossen Funken 
entzündlich sind, mit ungemeiner Heftigkeit detoniren und wegen dieser Eigenschaften 
zu Unglüeksfällen Veranlassung geben können Die augestellteu Versuche haben er- 
geben, dass die an sieb ungefährliche Pikrinsäure die explosiven Eigenschaften erhält 
durch Vereinigung mit Alkalien — Kali oder Natron — und dass das Präparat mit 
grosser Gewalt detonirt, wenn auch nur ein Theil der Pikrinsäure durch einen der ge- 
dachten Basen neutralisirt worden ist. Die Alkalien enthaltenden gelben Pikrinfarb- 
atoffe sind von der reinen Pikrinsäure dadurch zu unterscheiden, dass die letztere in 
der Regel ausschliesslich aus feinen ausgebildctcn Crystallcn besteht, welche eine helle, 
schwefelgelbe Farbe zeigen, während das gefährliche Pigment als ein feines Pulver von 
etwas dunkler Farbe erscheint. Zur Vermeidung von Unglücksfällen wird das Publicum 
hierauf aufmerksam gemacht. 

c. Verwendung des Arsens zur Viehwische. 

In der Provinz Hannover und Schleswig -Holstein ist die Anwendung des 
Arsens znr Vieh Wäsche bei Schaafriiude, Ungeziefer etc. unter der Controle von 
approbirteu Thierärzten gestattet worden. Da aber iu letzterer Provinz die Zahl 
der approbirten Thierzärzte behufs üeberwachung dieses Geschäfts nicht aus- 
reicht, so wurde mittelst Verfügung des Ministers der geistlichen etc. und land- 
wirtschaftlichen Angelegenheiten vom 2t». März 1873 (Falk, Graf v. Königsmark) 
die Anstellung von besonderen Vieh Wäschern gestattet und für dieselben 
folgende Instruction erlassen. 

§. 1. Die augestellten Vieh Wäscher können ihren Bedarf an Arsenik oder Arsenik- 
präparaten nur gegen einen Erlaubnisssehein des Kreisland rathsarotes, welcher die zu be- 
ziehende Quantität genau angiebt, von dem Apotheker in eigener Person beziehen. 
Dieselben sind verpflichtet, den erhaltenen Arsenik, resp. die Präparate mit der deut- 
lichen Bezeichnung -Gift“ unter Verschluss in Steingntgefässen, getrennt von allen 
andern Gebrauchgegenständen, in einem besonderen Behälter nebst den besonderen 
Dispensirgeräthschaften zu bewahren, wozu sie allein den Schlüssel haben sollen. 

§. 2. Die Auflösung des zur Wäsche zu verwendenden Arseniks hat der Ange- 
stellte Viehwfischer persönlich zu besorgen. Bei dem zu diesem Zweck nothwendigen 
Kochen des Arseniks mit Wasser ist darauf zu achten, dass in den Schornsteinen nicht 
etwa Fleisch waaren vorhanden sind, auf welche die aufsteigenden Dämpfe giftig ein- 
wirken können. 
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Ausserdem hat der Wäscher dafür zu sorgen, dass der etwa übrig bleibende, augen- 
blicklich nicht weiter zu benutzende Rest oder Rückstand durch sofortiges tiefes Ver- 
graben unschädlich gemacht und die zur Auflösung benutzten Geschirre und sonstigen 
bei der Wäsche benutzten Utensilien, als: Näpfe, Bürsten etc. sorgsam gereinigt werden. 

Zum Auflösen, resp. Kochen des Arseniks mit Wasser ist nur der Gebrauch von 
gut glasirten Stcingutgeläase n gestattet.*) 

3. Der angestellto Viehwäscher ist für jeden durch den von ihm bezogenen 
Arsenik entstandenen Schaden verantwortlich und leann, wenn er nicht Strafe verwirkt 
haben sollte, bei Ordnungswidrigkeiten vom Landrathsarate in Geldstrafen bis zum 
Betrage von 10 Thlr. genommen oder nach Umständen entlassen werden. 

Derselbe ist im Allgemeinen der Controlc der Polizeibehörden und insbesondere 
der Aufsicht des Kreisthierarztes unterstellt. 

§. 4. Die Viehwäscher sind verpflichtet, nach beifolgendem Schema A. ein Proto- 
kollbuch zu führen. Die in demselben enthaltenen Ruoriken sind sofort nach jeder 
Wäsche auszufüllen und ist nach dem Schema B. am 1. März und am 1. October jeden 
Jahres dem Landruthsamt Bericht zu erstatten. 

Die Ortsvorstände sind befugt, das Protokollbuch zu jeder Zeit cinzusehcn und, 
wenn sie Zweifel an der Richtigkeit desselben hegen, es dem Lnndrathsamte zur Prüfung 
auf Grund der von demselben ausgestellten Erlaubnisscheine einzusenden. 

Form des von dem Viehwäscher zu loistondon Eides. 

Ich N. N. aus N. schwöre zu Gott dem Allmächtigen und Allwissenden, dass ich 
das mir übertragene Amt eines Viehwäschcrs nach den Vorschriften der dafür erlassenen 
uud noch zu erlassenden Instructionen gewissenhaft ausüben will. So wahr mir Gott 
helfe und sein heiliges Wort! 

Schema A. 


A hgcstempeltes Protokol lbnch. 


Datum, 
an welchem 
die Wäsche 
vorgenom- 
men. 

Name und 
Wohnort 

des 

betreffenden 

Besitzers. 

Anzahl der 
gewaschenen 
Thiere. 

Anmerkungen über 
die Form u. Stärke, 
sowie den Ort der 
Zubereitung d. ver- 
kanften Arseniks. 

Anschaffung d. Ar- 
seniks im Laufe des 
Halbjahres nebst 
Angabe d. Verkäuf. 
u. Rcstbestand am 
Schlüsse d. Halbjs. 

Bemerkungen. 

■ö 

i 

*= J3 
a « 

5 *• 

j 

*9 

Z. B. 

16. Januar. 

Bauer F. 
in N. 

3 

8 

25 

Badecur. Acid. 
arsenicos. I 1 /, Thl. 
mit 200 Th l. Wasser 
zubereitet am Orte 
der Anwondung. 

Am 1. Januar ent- 
nahm ich aus der 
Apotheke zu N. 

2 Pfd. Arsenik. 
Augenblick!. noch 
V, Pfd. vorhanden. 



Schema B. 

Uebcr den Verbrauch des Arseniks vom 1. März 1873 bis 1. October 1873. 

Name des Vieh Wäschers: Wohnort desselben: 


Da- 

tum. 

\ 

Ort 

und 

Kreis. 

Be- 

sitzer. 

Anzahl der 
gewaschenen 
Thiere. 

Stärke d. 
angewen- 
deten 
Arseniks. 

Art u. Vor- 
gang d. Zu- 
bereitung d. 
Arseniks 
nebst An- 
wendung. 

Anschaffung des 
Arseniks im Laufe 
des Halbjahrs nebst 
Angabe d. Verkäuf. 
u. Restbestand beim 
Schlüsse d. Liste, 

§ 

Sa 

a 

b * 

M 

Pferde 

•i A 

I 

© 

s 

1 

CQ 

z.B. 

16. 

Januar 

Schi ff - 
beek. 
Kreis 
Rein- 
beek. 

N. N. 

& 

8 

40 

IV, Thl. 
Aeid. ar- 
senicos. 

auf 

200 Thl. 

Wasser. 

Die Lösung 
wurde in der 
Wohnung d. 
Besitzers an- 
gefertigt. Die 
Thiere wur- 
den gebadet. 

Am 1. Jan. entnahm 
ich aus d. Apotheke 
zu N. 1 Pfd. Arsen. 
Augenblicklich ist 
noch V, Pfd. vorh. 



•) Nach Verf. vom 28. Juli 
gestattet 


1873 sind auch kupferne und emallirte eiserne Gefässe 
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3. Betrieb des Kammerjäger-Gewerbea, 

Mit der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 sind die Prüfungen der 
Kammerjäger fortgefallen. Sie bedürfen gemäss Circ.-Verf. des Ministers für 
Handel, Gewerbe etc. und der geistlichen Angelegenheiten vom 19. Mai 1870 
(I. A. Moser und 1. V. Lehnert) auch keiner polizeilichen Erlaubniss zum Betriebe 
ihres Gewerbes; es ist aber den Regierungen anheiingegebeu, zur Vermeidung 
einer missbräuchlichen Ausübung dieses Gewerbes im Wege förmlicher Polizei- 
Verordnungen den Kammeijägern die Befolgung der nachstehenden Vorschriften 
zur Pflicht zu machen. 

1) Die Giftstoffe müssen in verschlossenen Raumen und unter Beachtung der den 
Apothekern für diesen Zweck gegebenen Vorschriften aufbewahrt werden, und 
die Büchsen, deren die Kammerjäger sieh zum Aufbewahren und Trausport 
der Gifte bedienen, von fester, nicht leicht zerbrechlicher Masse, wohl ver- 
schlossen und mit der Aufschrift »Gift“, sowie mit drei Kreuzen (fff) be- 
zeichnet sein. 

2) Die Giftstoffe dürfen nur in augenfällig als ungcnicssbar sich darbietenden 
Mischungen und Formen, welche keine Verwechselung mit Nahrungsmitteln für 
Menschen und Hauathiere zulassen, geführt und angewendet werden; sie müssen 
vielmehr ein vom Genüsse abschreckendes Ansehen, Geruch und Geschmack 
haben. 

3) Arsenik- Präparate dürfen nur mit Kienruss und Saftgrün gemischt ange- 
wendet werden. Zur Anwendung anderer Arsenik-Mischungen bedarf es aer 
Genehmigung der Kreis-Medicinalbehördc. 

4 ) Beim Auslegen des Giftes muss stets mit Vorsicht verfahren werden, damit 
Menschen und Hausthiere keinen Schaden nehmen können. 

5) Die Kammerjäger dürfen das Gift nur selbst auslegen und unter keiner Be- 
dingung dem Käufer zum Selbstgebrauch überlassen. 

G. Anlage von Fabriken. 

Die Gew.-Ordn. vom 21. Juni 1869 (B.-G.-B. S. 245.) bestimmt über die 
Anlage von Fabriken. 

Titel U. Stehender Gewerbebetrieb. 

1. Allgemeine Erfordernisse. 

§. 14. Wer den selbstständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes anfängt, muss 
der für den Ort, wo solches geschieht, nach den Landesgesetzen zuständigen Behörde 
gleichzeitig Anzeige davon machen. Diese Anzeige liegt auch demjenigen ob, welcher 
zum Betriebe eines Gewerbes im Umherziehen (Titel Ifl) l>efugt ist. 

$. 15.^ Die Behörde bescheinigt innerhalb dreier Tage den Empfang der Anzeige. 

Die Fortsetzung des Betriebes kann polizeilich verhindert werden, wenn ein Go- 
werbe. zu dessen Beginn eine besondere Genehmigung erforderlich ist, ohne diese Ge- 
nehmigung begonnen wird. 

Gegen die untersagende Verfügung ist der Rccurs zulässig. 

1L Erforderniss besonderer Genehmigung. 

1. Anlagen, wolcho einer besonderen Genehmigung bedürfen. 

§. 16. Zur Errichtung von Aulacen, welche durch die örtliche Lage oder die Be- 
schaffenheit der Betriebsstätte für die Besitzer oder Bewohner der benachbarten Grund- 
stücke oder für das Publicum überhaupt erhebliche Nachtheile, Gefahren oder Belästi- 
gungen horbeiführen können, ist die Genehmigung der nach den Laodesgesetzen zu- 
ständigen Behörde erforderlich. 

Es gehören dahin: 

Sehiesapulver-Fabriken, Anlagen zur Feuerwerkcroi und zur Bereitung von Zünd- 
stoffen aller Art, Gasbercitungs- und Gasbewahruugs- Anstalten, Anstalten zur Destillation 
von Erd-Oel, Anlagen zur Bereitung von Braunkohlentheer, Steinkohlentheer und 
Koak, sofern sie ausserhalb der Gewinnungsorte des Materials errichtet werden. Glaa- 
und Russhütten, Kalk-, Ziegel- und Gyps-Oefen, Anlagen zur Gewinnung roher Metalle, 
Röst-Oefen, Metall-Giessercien, soferu sie nicht blosse Tiegel-Giessereien sind, Hammer- 
werke, chemische Fabriken aller Art, Schnellbleiehen, Firnisssiedereien, Stärke- Fabrikou, 
mit Ausnahme der Fabriken zur Bereitung von Kartoffelstärke, Stärke-Syrups-Fabrikeu, 
Wachstuch-, Darmsaiten-, Dachpappen- und Dachfilzfabriken, Leim-, Thrau- und Seifen- 
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sicderoion, Knochen -Brennereien, Knochendarren, Knochen - Kochoreion und Knochen- 
bleichen, Zubereitung»- Anstalten für Thierhaare« Talgsehmelzeu, Schlächtereien. Gerbereien, 
Abdeckereien, Pouaretten- und Düngpulver -Fabriken, Stau -Anlagen für Wassertriob- 
werke. (§. 23.) 

Das vorstehende Verzeichniss kann, jo nach Eintritt oder Wegfall der im Eingang 
gedachten Voraussetzung, durch Beschluss dos Bundes rat hes. vorbehaltlich der Geneh- 
migung des nächstfolgenden Reichstages, abgefindert werden. 

§. 17. Dem Anträge auf die Genehmigung einer solohon Anlage müssen die zur 
Erläuterung erforderlichen Zeichnungen und Beschreibungen beigefügt werden. 

Ist gegen die Vollständigkeit dieser Vorlagen nichts zu erinnern, so wird das 
Unternehmen mittelst einmaliger Einrückung in das zu den amtlichen Bekanntmachungen 
der Behörde (§. IG.) bestimmte Blatt znr öffentlichen Kenntnis» gebracht, mit der Auf- 
forderung, etwaige Einwendungen gegen die neue Anlage biunen vierzehn Tagen anzu- 
bringen. Diu Frist nimmt ihren Anfang mit Ablauf des Tages, an welchem das die 
Bekanntmachung enthaltende Blatt ausgegeben worden, und ist für alle Einwendungen, 
welche nicht auf privatreehtlichen Titeln beruhen, präciusivisch. 

§. 18. Werden keine Einwendungen angebracht, so hat die Behörde zu prüfeu, 
ob die Anlage erhebliche Gefahren, Nacht heile oder Belästigungen für das Publicum ber- 
beiführen könne. Auf Grund dieser Prüfung, welch«? sich zugleich auf die Beachtung 
der bestehenden feuer- und gcsnndheitspolizeilichen Vorschriften erstreckt, ist die Ge- 
nehmigung zu versagcu oder unter Festsetzung der sich als nötliig ergebenden Bedin- 
gungen zu ertheileu. Zu den letzteren gehören auch diejenigen Anordnungen, welche 
zum Schutze der Arbeiter gegen Gefahr für Gesundheit und Leben nothwendig sind. 
Der Bescheid ist schriftlich auszu fertigen und muss die festgesetzten Bedingungen ent- 
halten; er muss mit Gründen versehen sein, wenn die Genehmigung versagt oder nur 
unter Bedingungen ertheilt wird. 

§. 19. Einwendungen, welche auf besonderen privatrechtlichen Titeln berulmn, 
sind znr richterlichen Entscheidung zu verweisen, ohne dass von der Erledigung der- 
selben die Genehmigung der Anlage abhängig gemacht wird. 

Andere Einwendungen dagegen sind mit den Parteien vollständig zu erörtern. Nach 
Abschluss dieser Erörterung erfolgt die Prüfung uud Entscheidung nach den im §. 18. 
enthaltenen Vorschriften. Der Bescheid ist sowohl dem Unternehmer, als dem Wider- 
sprechenden zu eröffnen. 

§. 20. Gegen den Bescheid ist Uccurs an die nachstvorgesetzte Behörde zulässig, 
welcher bei Verlust desselben binnen vierzehn Tagen, vom Tage der Eröffnung des Be- 
scheides an gerechnet, gerechtfertigt werden muss. 

Der Recurs-Bescheid ist den Parteien schriftlich zu eröffnen und muss mit Gründen 
versehen sein. 

§. 21. Die näheren Bestimmungen über die Behörden und das Verfahren, sowohl 
in der ersten als auch in der Rocurs- Instau z, bleiben den Landesgesotzen Vorbehalten. 
Es sind jedoch folgende Grundsätze einzuhalten: 

1) In erster oder in zweiter Instanz muss die Entscheidung durch eine colle- 
giale Behörde erfolgen. Diese Behörde ist befugt, Untersuchungen an Ort 
und Stelle zu veranlassen, Zeugen und Sachverständige zu laden und eidlich 
zu vernehmen, überhaupt den angetretenen Beweis tn vollem Umfange zu 
erheben. 

2) Bildet die collegialo Behörde die erste Instanz, so ertheilt sie ihre Entschei- 
dung in öffentlicher Sitzung nach erfolgter Ladung und Anhörung der Par- 
teien, auch in dem Falle, wenn zwar Einwendungen nicht angebracht sind, 
die Behörde aber nicht ohne Weitere» die Genehmigung ertheilen will uud der 
Antragsteller innerhalb vierzehn Tagen nach Empfang des die Genehmigung 
versagenden oder nur unter Bedingungen ertheileuden Bescheides der Behörde 
auf mündliche Verhandlungen anträgt. 

3) Bildet die eollegiale Behörde die zweite Instanz, so ertheilt sie stets ihre Ent- 
scheidung in öffentlicher SitzuDg nach erfolgter Ladung und Anhörung t)er 
Parteien. 

4) Als Parteien sind der Unternehmer (Antragsteller), sowie diejenigen Personen 
zu betrachten, welche Einwendungen erhoben Laben. 

§. 22. Die durch unbegründete Einwendung erwachsenden Kosten fallen dem 
Widersprechenden, alle übrigen Kosten, welche durch das Verhalten entstehen, dem 
Unternehmer zur Last. 

In den Bescheiden über die Zulässigkeit der neuen Anlage wird zugleich die Ver- 
keilung der Kosten festgesetzt. 

§. 23. Bei den Stauanlagen für Wasserbetriebe sind ausser den Bestimmungen der 
,§§. 17. bis 22. diu dafür bestehenden landesgesetzlichen Vorschriften anzuwenden. 
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Der Landesgesetzgebung bleibt Vorbehalten, für solche Orte, in welchen öffentliche 
Schlachthäuser*) in genügendem Umfange vorhanden sind oder errichtet werden, die 
fernere Benutzung bestehender und die Anlage neuer Privatschlachtereien zu untersagen. 

Der Landesgesetzgebung bleibt ferner Vorbehalten, zu verfugen, in wie weit durch 
Ortsstatuten darüber Bestimmung getroffen werden kann, dass einzelne Ortstheile vor- 
zugsweise zu Anlagen der in §. 10. erwähnten Art zu bestimmen, in anderen Orten aber 
dergleichen Anlagen entweder gar nicht oder nur unter besondern Beschränkungen zu- 
zulassen sind. 

§. 24. Zur Anlegung von Dampfkesseln, dieselben mögen zum Maschinenbetriebe 
bestimmt sein oder nicht, ist die Genehmigung der nach den Landesgesetzen zuständigen 
Behörde erforderlich. Dcni Gesuche sind die zur Erläuterung erforderlichen Zeichnun- 
gen und Beschreibungen beizufügen. Die Behörde hat die Zulässigkeit der Anlage nach 
den bestehenden bau-, feuer- und gesundheitspolizeilicbon Vorschriften, sowie nach den- 
jenigen allgemeinen polizeilichen Bestimmungen zu prüfen, welche von dem Bundesrathc 
über die Anlegung von Dampfkesseln erlassen werden. Sie hat nach dem Befunde die 
Genehmigung entweder zu versagen oder unbedingt zu ertheilen , oder endlich bei Er- 
theilung derselben die erforderlichen Vorkehrungen und Einrichtungen vorzusehroiben. 

Bis zum Erlass allgemeiner Bestimmungen durch den Bundcsrnth kommen die in 
den einzelnen Bundesstaaten bestehenden Vorschriften zur Anwendung. 

Bevor der Kessel in Betrieb genommen wird, ist zu untersuchen, ob die Aus- 
führung den Bestimmungen der erthoilten Genehmigung entspricht. Wer vor dem 
Empfange der hierüber auszufertigenden Bescheinigung den Betrieb beginnt, hat die in 
§. 147. angedrohte Strafe verwirkt. 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch für bewegliche Dampfkessel. Für 
deu Rceurs und das Verfahren über denselben gelten die Vorschriften der §§f. 20. und 21. 

§. 25. Üio Genehmigung zu einer der in den §§. 16. und 24. bczeichneten Anlagen 
bleibt so lange in Kraft, als keine A endenin g in der Lage oder Beschaffenheit der Betriebs- 
stätte vorgenoramen wird, und bedarf unter dieser Voraussetzung auch dann, wenn die 
Anlago an einen neuen Erwerber übergeht, einer Erneuerung nicht. Sobald aber eine 
Veränderung der Betriebsstätte vorgenommen wird, ist dazu die Genehmigung der zu- 
ständigen Behörde nach Massgabo der §§. 17. bis 23. einschliesslich , beziehungsweise 
des §. 24. nothwendig. Eine gleiche Genehmigung ist erforderlich bei wesentlichen Ver- 
änderungen in dem Betriebe einer der im §. 16. genannten Anlagen. Die zuständige 
Behörde kann jedoch auf Antrag des Unternehmers von der Bekanntmachung Abstand 
nehmen, wenn sie die Ueberzeugung gewinnt, dass die beabsichtigte Veränderung für 
die Besitzer oder Bewohner benachbarter Grundstücke oder das Publicum überhaupt 
neue oder grössere Nachtheile, Gefahren oder Belästigungen, als mit der vorhandenen 
Anlage verbunden sind, nicht herbeiführen werde. 

Diese Bestimmungen finden auch auf gewerbliche Anlagen (§§. 16. und 24.) An- 
wendung, welche bereits vor Erlass dieses Gesetzes bestanden naben. 

§. 26. Soweit die bestehenden Rechte zur Abwehr beuaehtheiligender Einwirkun- 
gen, welche von einem Grundstücke aus auf ein benachbartes Grundstück geübt werden, 
uem Eigent Immer oder Besitzer des letzteren eine Privatklage gewähren, kann diese 
Klago einer mit obrigkeitlicher Genehmigung errichteten gewerblichen Anlage gegenüber 
niemals auf Einstellung des Gewerbebetriebes, sondern nur auf Herstellung von Ein- 
richtungen, welche die benachteiligende Einwirkung ausschliessen, oder, wo solche 
Einrichtungen unthunlich oder mit einem gehörigen Betriebe des Gewerbes unvereinbar 
sind, auf Schadloshaltung gerichtet werden. 

27. Die Errichtung oder Verlegung solcher Anlagen, deren Betrieb mit. unge- 
wöhnlichem Geräusch verbunden ist, muss, sofern sie nicht schon nach den Vorschriften 
der §§. 16. bis 25. der Genehmigung bedarf, der Ortspolizei-Behörde angezeigt werden. 
Letztere hat, wenn in der Nähe der gewählten Betriebsstätte Kirchen, Schulen oder 
andere öffentliche Gebäude, Krankenhäuser oder Heilanstalten vorhanden sind, deren 
bcstimmungsmässige Benutzung durch den Gewerbebetrieb auf dieser Stelle eine er- 
hebliche Störung erleiden würde, die Entscheidung der höhercu Verwaltungsbehörde 
darüber einzuhoien, ob die Ausübung des Gewerbes an der gewählten Betriebsstütte zu 
untersagen oder nur unter Bedingungen zu gestatten sei. 

§. 28. Die höheren Verwaltung»- Behörden sind befugt, über die Entfernung, 
welche bei Errichtung von durch Wind bewegten Triebwerken von benachbarten 
fremden Grundstücken und von öffentlichen Wegen innc zu hulten ist, durch Polizei- 
Verordnungen Bestimmung zu treffen. 


*) Das Gesetz, betreffend die Errichtung öffentlicher, ausschliesslich zu benutzenden 
Schlachthäuser, datirt vom 18. März 1868 (G.-S. S. 277). 


Digitized by Google 


106 


Medicinal- und Sanitätspolizei. 



III. Umfang, Ausübung uud Verlust der Ge w erbebefugnisso. 

6. 49. Bei Grtheilung der Gcneluniguug zu einer Anlage der in den §§. IG. und 24. 
bezeichneten Arten, iugleichen zur Anlegung von Privat- Kranken-, Privat-Entbindungs- 
uud Privat-Irrenanstalten, zu Schauspiel-Untemehmungeu, kann von der genehmigenden 
Behörde den Umstünden nach eine Frist festgesetzt werden, binnen welcher die Anlage 
oder das Unternclimen bei Vermeiden dos Erlöschens der Genehmigung begonnen und 
ausgeführt und der Gewerbebetrieb angefangen werden muss. 

Ist eine solche Frist nicht bestimmt, so erlischt die crtheiltc Genehmigung, w'enn 
der Inhaber nach Empfang derselben ein ganzes Jahr verstreichen lasst, ohne davon 
Gebrauch zu machen. 

Eine Verlängerung der Frist kann von der Behörde bewilligt werden, sobald 
erhebliche Gründe nicht eutgegenstehen. 

Hat der Inhaber einer solchen Genehmigung seinen Gewerbetrieb während eines 
Zeitraums von drei Jahren eingestellt, ohne eine Fristung n&chgosucht und erhalten zu 
haben, so erlischt dieselbe. 

Für die im §. 16. aufgeführten Anlagen darf die nachgesuchte Fristung so lange 
nicht versagt werden, als wegen einer durch Erbfall oder ConcuraorkUtrung entstande- 
nen Ungewissheit über das higenthum an einer Anlago oder, in Folge höherer Gewalt, 
der Betrieb entweder gar nicht oder nur mit erheblichem Nachtheil für den Inhaber 
der Anlage stattfinden kann. 

Das Verfahren für die Fristung ist dasselbe, wie für die Genehmigung neuer 
Anlagen. 

§. öl. Wegen überwiegender Nachtheile und Gefahren für das Gemeinwohl kann 
die fernere Benutzung einer jeden gewerblichen Anlage durch die höhere Verwal- 
tungsbehörde zu jeder Zeit untersagt werden. Doch muss dem Besitzer alsdann für 
den erweislichen Schaden Ersatz geleistet werden. 

Gegen die untersagende Verfügung ist der Recurs zulässig; wegen der Entschädi- 
gung steht der Rechtsweg offen. 

§. 52. Die Bestimmung des §. 51. findet auch auf die zur Zeit der Verkündigung 
des gegenwärtigen Gesetzes bereits vorhandenen gewerblichen Anlagen Anwendung; 
doch entspringt aus der Untersagung der ferneren Benutzung kein Anspruch auf Ent- 
schädigung, wenn bei der früher ertheilten Genehmigung ausdrücklich Vorbehalten worden 
ist, dieselbe ohne Entschädigung zu widerrufen. 

§. 54. Wegen dos Verfahrens und der Behörden, welche in Bezug auf die unter- 
sagte Benutzung einer gewerblichen Anlage (§. 51.) etc. massgebend sind, gelten die 
Vorschriften der §§. 20. und 21. 

Tit. III. Gewerbebetrieb im Umherziehen. 

§. 56. Ausgeschlossen vom An- und Verkauf im Umherziehen sind: 

1) geistige Getränke aller Art; 

2) gebrauchte Kleider und Betten, Garnabfälle, Enden und Drüumen von Seide, 
Wolle, Leinen oder Baumwolle, Bruchgold und Bruchsilber; 

3) Spielkarten, Lotterieloose, Staats- und sonstige Werthpapiere; 

4) Schiesspulver, Feuerwerk skörper uud andere explosive Stoffe; 

5) Arzneimittel, Gifte uud giftige Stoff**. 

Der Bundesrath ist befugt, soweit ein Bedürfnis obwaltet, anzuordnen, dass die 
Erlaubnis» zum Verkauf oder Ankauf der einzelnen ausgeschlossenen Gegenstände er- 
theilt werde. 

Der Buudesrath und in dringenden Fällen der Bundeskanzler nach Einvernehmen 
mit dem Ausschuss des Bundesratnee für Haudel und Verkehr ist befugt, aus Gründen 
der öffentlichen Sicherheit oder der Gesundheitspflege anzuordnen, dass auch andere 
Gegenstände innerhalb einer zu bestimmenden Frist nicht im Umherziehen feilgcboteu 
oder augekauft werden. 

Tit. X. Strafbestimmungen. 

§. 147. Mit Geldbusse bis zu 100 Thlr. und im Unvermögensfalle mit verhält- 
. nissmässiger Gefängnisstrafe bis zu sechs Wochen wird bestraft: 

1) Wer den selbstständigen Betrieb eines stehenden Gewerbes, zu desseu Beginn 
eine besondere polizeiliche Genehmigung (Concession, Approbation, Bestallung) 
erforderlich ist, ohne die vorseliriftsmässige Genehmigung unternimmt oder 
fortsetzt, oder von den in der Genehmigung festgesetzten Bedingungen ab- 
weicht ; 
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2) Wer eine gewerbliche Anlage, zu dor mit Rücksicht auf die Lage oder Be- 
schaffenheit der BetriebsstJitte oder des Locals eine besondere Genehmigung 
erforderlich ist (§§. IG. und 24), ohne diese Genehmigung errichtet oder die 
wesentlichen Bedingungen, unter welchen die Genehmigung ertheilt worden, 
nicht innehält, oder ohne neue Genehmigung eine wesentliche Veränderung dor 
Bctriebsstätte oder eine Verlegung des Locals oder eine wesentliche Verän- 
derung in dem Betriebo der Anlage vornimmt. 

In dem Falle zu 2 kann die Polizeibehörde die Wegschaffung der Anlage oder die 
Herstellung des den Bedingungen entsprechenden Zustandes derselben anordnen. 


Anweisung zur Ausführung der Gewerbe-Ordnung des Norddeutschen 
Bundes vom 4. September 1869. 

Die Gewerbe-Ordnung hat an verschiedenen Stellen, wenngleich nicht überall 
in gleicher Form, auf die in Kraft bleibenden Theile der Landesgesetzgebung 
hingewiesen; sie nimmt bald auf die bestehenden landesgesetzlichen Bestimmun- 
gen ausdrücklich Bezug, bald hat sie der Landesgesetzgebung nur die Regelung 
gewisser gewerblicher Verhältnisse Vorbehalten oder auch die Befugniss zu einer 
solchen Regelung zugesprochen. Es wird nach der Absicht .des Gesetzes davon 
auszugehen sein, dass io allen diesen Fällen diejenigen Bestimmungen der Laodes- 
gesetzgebung, die zur Zeit bestehen, in Wirksamkeit verbleiben sollen. Es ist ausser- 
dem zu beachten, dass die Gewerbe-Ordnung, indem sie die Berechtigung zum 
Gewerbebetrieb grundsätzlich keinen andern, als den von ihr ausdrücklich hervor- 
gehobenen Beschränkungen unterwirft, nicht beabsichtigt, die Gewerbetreibenden 
von der Beachtung derjenigen Beschränkungen zu entbinden, welche sich aus 
allgemeinen polizeilichen, theils in Gesetzen, theils in Verordnungen der Behörden 
enthaltenen Vorschriften ergeben, und die für Jedermann, er mag ein Gewerbe 
betreiben oder nicht, Anwendung finden. Die in den einzelnen Landestheilen 
bestehenden allgemeinen polizeilichen Vorschriften, insbesondere der Bau-, Feuer-, 
Gesundheits-, Sicherheit»- und Sittenpolizei, werden daher bei dem Betriebe eines 
Gewerbes auch ferner noch zu beachten sein. 

Ein grosser Theil der Bestimmnngen ist in die Gewerbe-Ordnung aus der 
bestehenden preussischen Gesetzgebung unverändert übernommen. Das preussi- 
sche Gewerberecht hat insofern eine sachliche Veränderung nicht erfahren. So- 
weit daher zu diesen Bestimmungen im Laufe der Zeit erläuternde Verfügungen 
ergangen sind, ist es unbedenklich, dieselben auch bei der Anwendung des neuen 
Gesetzes zur Richtschnur zu nehmen. Die besonderen Bestimmungen, welche vor 
der Emanation der neuen G.-O. zur Erläuterung einzelner §§. erlassen worden, 
sind daher auch gegenwärtig noch massgebend. Bei gewerblichen Anlagen , welche 
mit grösseren Feuerungen verbunden sind (§. 18.), hat z. B. die Königliche Re- 
gierung in die Consense und Resolute aufzunehmen: 

dass Unternehmer verpflichtet sei, durch Einrichtung der Feuerung»- Anlagen 
oder dabei anzuwendendc mechanische Vorrichtungen, wie durch Anwendung 
geeigneten Brennmaterials und durch sorgsame Bewertung auf eine möglichst 
vollständige Verbrennung de» Rauches hinzuwirken, dass Unternehmer auch, 
falls sich ergebe, dass die getroffenen Einrichtungen nicht genügen, um Belästi- 

f ungen oder Beschädigungen der benachbarten Grundbesitzer durch Rauch, 
sehe etc zu verhüten, gehalten bleibe, solche Abänderungen in der Feuerungs- 
Anlage und im Betriebe, wie in der Wahl dea Feuerungsmaterials vorzunehmen, 
welche zur Beseitigung der Belästigungen und Beschädigungen besser geeig- 
net sind. 
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Aehnliche Bedingungen können anch bei Bauten, die nicht den Bestimmun- 
gen der Gewerbe-Ordnung unterliegen, so z. B. bei Brennereien etc. durch die 
Ortspolizeibchflrde in den Bauconscns aufgenommen werden, event. sind zu die- 
sem Behuf die örtlichen Bauordnungen auf Grund des Gesetzes vom 11. März 
1850 zn ergänzen. Rescr. vom 17. ,lnni 1853 und 7. März 1855. Bei Ertheilung 
von Concessionen für chemische Fabriken gilt als Voraussetzung, dsss die- 
selben zur Vermeidung von Nachtheilen oder Belästigungen des Publicums auf 
das Zweckmässigste eingerichtet und auf das Sorgfältigste werden betrieben wer- 
den. Ist dies nicht der Fall , so hat die Polizeibehörde, wenn begründete Be- 
schwerden eingehen, einzuschreiten und ist künftig in jede derartige Concession 
der Vorbehalt aufzunehmen: „dass, wenn die Einrichtung oder der Be- 
trieb der Fabrik, mögen desshalb Vorkehrungen oder Bedingungen 
besonders vorgesehen sein’oder nicht, demnächst dem Publicum oder 
den Nachbarn zu begründeten Beschwerden über erhebliche Nach- 
tbeile, Gefahren oder Belästigungen Anlass geben sollte, als- 
dann durch polizeiliche Verfügung diejenigen Veränderungen in der 
Einrichtung oder irn Be triebe würden vor ge schrieben werden, welche 
den Mängeln Abhülfe zu gewähren geeignet seien, und dass die Unter- 
nehmer solche ohne Anspruch auf Entschädigung zu treffen ver- 
pflichtet bleiben. Kescr. vom 23. Septbr. 1854. 

ad §. 19. ist zn beachten, dass die Rücksicht auf etwaige pecuniäre Nach- 
theile, welche der künftige Betrieb einer gewerblichen Anlage für dritte Perso- 
nen möglicher Weise herbeiführen könnte, für sich allein betrachtet niemals ein 
durchgreifendes Moment abgeben kann, um die Einrichtung gewerblicher An- 
lagen zu untersagen oder auch nur zu beschränken. Die Untersagung oder Be- 
schränkung kann vielmehr nur mit Rücksicht auf die bestehenden feuer-, bau- 
und gesundheitspolizeilichen Anordnungen und die Erheblichkeit der auf angeb- 
liche Nachtheile, Gefahren und Belästigungen gegründeten Einwendungen erfolgen. 
Rescr. vom 23. April 1846. 

Wenn die gegen eine neue Anlage erhobenen Einwendungen sich auf die 
Benutzung von Privatflüssen gründen, so ist hierbei nach dem Rescr. vom 26. Januar 
1853 der §. 3. des Gesetzes vom 28. Febr. 1843, betreffend die Benutzung der 
Privatflüsse, massgebend. 

Der Eigenthümer einer Fabrikations-Anstalt ist vermöge seines Eigenthums- 
rechtes nicht unbedingt befugt, die durch den Betrieb einer solchen Anstalt ent- 
wickelten Dämpfe auf benachbarte Grundstücke zu verbreiten, und kauu den 
Ersatz des hierdurch verursachten Schadens nicht schon durch die Behauptung 
abwenden, dass er sich nur eines ans dem Eigenthum folgenden Rechtes bedient 
habe. Ebensowenig schützt ihn der Umstand, dass die Fabrikationsanstalt mit 
polizeilicher Erlaubniss angelegt oder betrieben worden sei, für sich allein schon 
gegen die Vertretung eines entstandenen Schadens. 

Der Inhaber einer Fabrikations-Anstalt kann vielmehr nach Umständen für 
den enstandenen Schaden verantwortlich gemacht werden, welchen der durch den 
Gebrauch der Anstalt entstehende und sich über andere Grundstücke ver- 
breitende Dampf oder Rauch verursacht, ohne dass es zur Begründung der 
Vertretungsverbindlichkeit einer besonderen Verschuldung bei der Anlage und 
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hei Hem Betriebe der Fabrikationsanstalt bedarf. Plenarbeschluss des Königl. 
Ober-Trib. vom 7. Juni 1852. (M.-Bl. S. 176.) 

Dasselbe gilt von dem Schaden, welcher dem Besitzer benachbarter Grund- 
stücke durch die aus der Fabrikanstalt ausströmende Hitze erwüchst. Erkennt- 
nis vom 4. Januar 1859. 

Was die Aenderung in einer Fabrik betrifft (§. 25), so ist das Rescr. 
vom 28. Sept. 1846 noch massgebend, welches unter Berufung auf §, 36. der 
Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845, der mit dem §. 25 gleichlautend ist, 
erging: 

1) Wenn bei Wiederherstellung einer gewerblichen Anlage eine Veränderung in 
der Lage und Beschaffenheit der Betriebsstatte vorgenommen werden soll, so 
bedarf es dazu der landesherrlichen Genehmigung; die Ertheilnng derselben 
bleibt abor von dem Ausfall des in der Gewerbeordnung vorgesehriehenon 
Verfahrens abhängig, welches in diesem Falle stets eintreten muss. 

2) Für eine Veränderung der Betriebsstätte ist es nicht zu achten, wenn der 
Besitzer der Anlage solehe Aendorungen bewirkt, welche ans polizeilichen 
Rücksichten für angemessen oder nothwendig erachtet werden. 

3) Zur Wiederherstellung einer gewerblichen Anlage, bei welcher eine Veränderung 
der Lage oder Betnebsstätto nicht eintritt, bedarf es der landesherrlichen 
Genehmigung, mithin auch des vorgeschriebenen Verfahrens nicht; der Bau 
darf jedoch auch in diesem Fall nicht ohne die von der Königl. Regierung 
zu ertheilcnde polizeiliche Bauerlaubniss ausgeführt werden, 

Bezüglich einer erhobenen Privatklage (§§. 26. 27) sind nach dem Er- 
kenntnis» des Rhein. Appell.-Gerichtshofes vom 14. April 1858 die Gerichte nur 
dann befugt, die Unterdrückung oder Aenderung einer von einer Verwaltungs- 
behörde concessionirten gewerblichen Anlage ausznsprechen, wenn die Klage auf 
einem speciellen rein privatrechtlichen Titel beruht; ein solcher liegt nicht vor, 
wenn die gewerbliche Anlage im Allgemeinen das benachbarte Grundeigenthum, 
z. B. durch Hervorbringung eines unerträglichen Lärms oder Erschütterung des 
Bodens, benachteiligt. 

Was die öffentlichen Gebäude (§. 27.) betrifft deren Benutzung durch einen 
Gewerbebetrieb gestört werden kann, so ist bei Schulen nach dem Rescr. vom 
26. September 1868 die Errichtung zulässig, wenn der Unternehmer sich bereit 
erklärt, den Betrieb während der Unterrichtsstunden zu sistiren. 

Die Prüfung der Anträge auf Ertheilnng der Genehmigung zur Errichtung 
oder Veränderung gewerblicher Anlagen, welche einer besonderen Ge- 
nehmigung unterliegen (§§. 16, 24, 25 derG.-O.), sowie die Untersagung der 
ferneren Benutzung einer im Betriebe befindlichen Anlage (§, 51. der G.-O.) soll 
nach der eingangs erwähnten Anweisung zur Ausführung der G.-O. für den Nord- 
deutschen Bund stets in einem förmlichen Verfahren mit beschränktem 
Instanzenzuge erfolgen. 

Nach §.25. der Anweisung sind unter der Bezeichnung: höhere Ver- 
waltungsbehörden die Regierungen, die Landdrosteien und das Polizei-Präsi- 
dium in Berlin, unter der Bezeichnung; niedere Verwaltungsbehörden die 
Landrätbe. Amtshauptlente und Ober-Amtmänner, ferner in deren Aufsicht nicht 
unterworfenen Städten die städtischen Polizeibehörden oder die an Stelle dieser 
Behörden fungirenden Königlichen Polizeibehörden (Polizei-Directionen und Polizei- 
Präsidien) zu verstehen. 

Als Gemeindebehörden im Sinne der Gewerbe-Ordnung sind endlich 
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diejenigen Behörden zu betrachten, welche nach der in den einzelnen Landes- 
theilen geltenden Geraeindeverfassung den Vorstand der Gemeinden bilden. 

Zur Ausführung der Bestimmungen, welche die Gewerbe-Ordnung in Betreff 
des Verfahrens enthält, sind folgende Vorschriften erlassen: 

A. Verfahren hei der Errichtung oder Veränderung gewerblicher 
Anlagen (§£. 16. und 25.) 

1. Antrag des Unternehmers. 

28. Der Antrag auf Ertheilung der Genehmigung ist bei dem Landrath, wo Land- 
räthe nicht bestehen, bei dem Amte (Ober- Amte), wenn die Anlage innerhalb eineA 
Stadtbezirkes errichtet werden soll, bei dessen Polizeibehörde anzubringen. 

Handelt es sich um die Genehmigung der Stauanlagen für ein zum Betriebe auf 
Bergwerken und Aufbereitungsanstalten bestimmtes Wassertriebwerk, so ist der Antrag 
an den Revierbeamten zu richten. 

Aus dem Anträge muss der vollständige Name, der Stand und Wohnort des 
Unternehmers ersichtlich sein. Demselben sind in zwei Exemplaren eine Beschreibung, 
eine Situationszeichnung und der Bauplan der Anlage beizufügen. 

29. Aus diesen Vorlagen muss hervorgehen: 

a) die Grösse des Grundstücks, auf welchem die Betriebstätte errichtet werden 
ßoll, die Bezeichnung, welche dasselbe im Hypothekenbuche oder im Kataster 
führt, und der etwaige besondere Name; 

b) die gleichartige Bezeichnung der Grundstücke, welche es umgeben, und die 
Namen der Eigenthümer: 

c) die Entfernung, in welcher die zum Betriebe bestimmten Gebäude oder Ein- 
richtungen von den Grenzen dor benachbarten Grundstücke und den darauf 
befindlichen Gebäuden, sowie von den nächsten öffentlichen Wegen zu liegen 
kommen sollen ; 

d) die Höhe und Bauart der benachbarten Gebäude, sofern zu der Betriebsstatte 
Feuerungsanlagen gehören; 

e) die Lage, Ausdehnung und Bauart dor Betriebsstätte, die Bestimmung der 
einzelnen Räume und deren Einrichtung, soweit dieselbe nicht beweglich ist; 

f) der Gegenstand der Fabrikation, soweit diese innerhalb der Betriebsstätte er- 
folgt, die ungefähre Ausdehnung, sowie die Art und der Gang des Betriebes, 
bei chemischen Fabriken insbesondere die genaue Bezeichnung des 
Fabrikats und des Hergangs seiner Gewinnung. 

30. Bei Stauanlagen ist ein© Zeichnung der gesammten Stauvorrichtungen ein- 
schliesslich der Gerinne und Wasserräder beizubringen. Ausserdem ist ein Nivellement 
erforderlich, in welchem dargestollt sein muss: 

a) das Längenprofil des zum Betriebe bestimmten Wasserlaufes und des Mutter- 
baches, 

b) eine Anzahl von Querprofilen von beiden, 

nnd welches so weit auszndehnen ist, als die Wirkungen der anzulegenden Stauwerke 
reichen. Die Profile sind auf eine und dieselbe Horizontale zu bezienen; die letztere 
ist an einen unverrückbaren Festpunkt anzuscbliesson. 

Es bedarf ferner der Angabe über die Höhe des gewöhnlichen, des niedrigsten 
und des höchsten Wasserstandes und über die Wassermengen, welche der Wasserlauf 
in der Regel führt, sowie die Ermittelung, welche Stauwerke ober- und unterhalb der 
projectirten Anlage zunächst derselben sich befinden. 

In dem Situationsplane sind die Grundstücke, welche an den Wasserlauf stossen, 
soweit der Rückstau reicht, mit der Nummer, welche sie im Hypothekenbuche oder 
Kataster führen, und mit dem Namen des zeitigen Eigenthümcr6 zu bezeichnen. 

31. Für die erforderlichen Zeichnungen ist ein Masstab zu wählen, welcher eine 
deutliche Anschauung gewährt: der Massstab ist stets auf die Zeichnungen einzutragen. 

Nivellements und die dazu gehörigen Situationspläno sind von vereideten Feld- 
messern oder Baubeamten zu fertigen. Alle sonstigen Zeichnungen können von den 
mit der Ausführung betrauten Technikern und Werkmeistern aufgenommen worden. 

Beschreibungen, Zeichnungen und Nivellements sind von demjenigen, wcleher sie 
gefertigt hat, und von dem Unternehmer zu vollziehen. 

32. Die Behörden, bei welchen der Antrag eingeroicht wird, haben zu prüfen, 
ob gegen die Vollständigkeit der Vorlagen etwas zu erinnern ist. Die Bauzeichnungen 
nnd Nivellements sind zu dem Behufo dem zuständigen Baubeamten, die Beschreibungen 
solcher Anlagen, welche schädliche Ausdünstungen verbreiten, dem zuständigen 
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Medicinalbeamten vorzulegcn. Diese haben die erfolgte Prüfung auf den Vorlagen 
zu bescheinigen. Finden sich Mängel, so ist der Unternehmer zur Ergänzung auf kür- 
zesten Wege zu veranlassen. 

2. Bekanntmachung des Unternehmens. 

33. Die Bekanntmachung des Unternehmens erfolgt darch die Behörde, bei 
welcher der Antrag eingebracht ist. Sie muss enthalten: 

a) Namen, Stand und Wohnort des Unternehmers, den Gegenstand des Unter- 
nehmens und die Bezeichnung des Grundstücks, auf welchem dasselbe ausge- 
führt werden soll; 

b) die Aufforderung, etwaige Einwendungen binnen 14 Tagen bei der Behörde, 
welche die Bekanntmachung erlässt, anzubringen; 

c) die Vorwarnung, dass nach Ablauf der Frist Einwendungen in dem Verfahren 
nicht mehr angebracht werden können; 

d) den Hinweis, dass und wo die Beschreib ungen, Zeichnungen und Pläne zur 
Einsicht liegen. 

34. Die Bekanntmachung ist nur einmal und zwar durch das Amtsblatt zu ver- 
öffentlichen. Dafür, dass von den Vorlagen bis zum Ablauf der Frist innerhalb der 
Dienststunden an geeigneter Stelle Einsicht genommen werden kann, ist von der Be- 
hörde Sorge zu tragen. Ein Belagblatt über die Bekanntmachung ist zu den Acten zu 
bringen. 

35. Wird bei Voränderungen bestehender Anlagen (§.25) der Autrag gestellt, 
von der öffentlichen Bekanntmachung Abstand zu nehmen, so ist derselbe, nachdem 
darüber die Aeusserung des zuständigen Baubeamten und erforderlichen Falls auch die 
des Medicinalbeamten eingeholt ist, nebst den übrigen Verhandlungen der Regierung 
vorzulegen. Diese entscheidet darüber durch Verfügung. 

3. Vorverfahren. 

36. Der Behörde, welche die Bekanntmachung erlassen hat, liegt auch die Erör- 
terung erhobener Einwendungen ob; bei ihr sind die Einwendungen einzubringen ; die- 
selben können eingereicht oder zu Protokoll erklärt werden. Der Landratn (Amts- 
hauptmann, Ober-Amtmann) ist befugt, die Erörterung der Einwendungen der Orts- 
Poiizeibchörde oder einer sonstig geeigneten Unterbehörde zu übertragen. Ist der 
Beamte, der die Verhandlungen zu feiten hat, selbst bei dem Unternehmen betheiligt, 
so hat die Regierung einen andern Beamten mit der Verhandlung der Sache zu beauf- 
tragen. 

37. Zur Verhandlung ist alsbald nach Ablauf der Frist ein naher Termin anzu- 
setzen, zu welchem der Unternehmer und die Widersprechenden vorgeladcn werden. 
Ausführliche Einwendungen sind dem Unternehmer mit der Vorladung in Abschrift mit- 
zutheilen; befindet er sich an demselben Orte, so genügt es, ihm zu eröffnen, dass und 
wo er von den Einwendungen Kenntuiss nehmen könne. 

Die Vorladung erfolgt schriftlich gegen Behändigungsschein unter der Eröffnung, 
dass im Falle des Ausbleibens gleichwohl mit der Erörterung der Einwendungen werde 
vorgogangen werden, und dass nach dem Abschluss der Erörterung neue thatsächlicho 
Behauptungen zur Rechtfertigung oder Widerlegung der Einwendungen nicht mehr zu- 
gelassen werden können. 

38. Erscheinen beide Theile, so ist znnächst eine gütliche Einigung zu versuchen. 
Gelingt der Versuch nicht, so werden die Erklärungen über die gegenseitigen Behaup- 
tungen zu Protokoll genommen. 

Auf die Erörterung von Einwendungen ^ welche auf besonderen privatrechtliehen 
Titeln (wie Vertrag, Privilegium, letzwillige Verfügung) beruhen, ist nicht einzugehen. 
Einwendungen, die sich auf allgemeine privatrechtliche Titel (z. B. Eigenthum) gründen, 
sind dagegen mit dem Bemerken zu erörtern, dass dadurch die Verfolgung derselben auf 
dem Rechtswege nach Mnssgabe der gesetzlichen Vorschriften nicht ausgeschlossen sei. 

Ueber diejenigen Behauptungen, welche von den Parteien mit Beweis unterstützt 
werden und dem Beamten erheblich erscheinen, ist entweder alsbald in dem Erörterungs- 
termin oder in einem neuen, mit kurzer Frist anzuberaumonden Torminc Beweis zu er- 
heben. Die Gestellung von Zeugen und Sachverständigen, welche vernommen werden 
sollen, ist Sache der Partei, welche die Vernehmung beantragt. 

Macht der Verlauf der Verhandlungen die Ansetzung weiterer Termine nöthig, so 
sind dieselben unverzüglich anzuberaumen und den Parteien mündlich bekannt zu 
machen. 

39. Sind mehrere Widersprechende vorhanden, welche ein gleichartiges Interesse 
haben, so ist zur Vereinfachung dos Verfahrens darauf Bedacht zu nehmen, dass sie 
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einen gemeinschaftlichen Bevollmächtigten bestellen, welcher sie bei den weiteren Ver- 
handlungen zu vertreten hat. Soll derselbe zur Empfangnahme der Bescheide, zur Ein- 
legung nes Recurses oder zur vergleichsweise»! Einigung mit dem Unternehmer nicht er- 
mächtigt sein, so ist dies ausdrücklich zu erklären. 

40. Nach dem Abschluss der Erörterung sind die Verhandlungen, wo dies er- 
forderlich erscheint, dem zuständigen Bauhcamten und Mcdicinalbcamten zum Gutachten 
mitzutheilen. Boi Stauanlagen sind sie dem Baubeamten stets vorzulegen. 

Demnächst werden die Verhandlungen mit einer Aeusserung über die Zulässigkeit 
der Anlage und die etwa erhobenen Einwendungen von der Behörde in dem vorge- 
schriebenen Wege der Regierung eingereicht. Wenn cs sich um die. Genehmigung der 
Stauanlage für ein zum Betriebe auf Bergwerken und Aufbereitnngsanstalten bestimmtes 
Wassertriebwerk bandelt, sind die Verhandlungen zunächst dem Oberbergamt vorzulegen 
und von diesem mit seiner Aeusserung an die Regierung zu befördern. 

4. Schlussvcrhandlung. 

41. Sind Einwendungen gegen die Anlageu nicht erhoben, so erfolgt die Entschei- 
dung ohne vorgängige mündliche Verhandlung. 

Wird dabo die Genehmigung nach dem Anträge des Unternehmers ohne Bedin- 
gungen oder Einschränkungen erthcilt, so bedarf es einet besonderen Bescheides nicht, 
sondern die Behörde fertigt alsbald die Genehmigungsurkunde (No. 4b) aus. Wird die 
Genehmigung versagt oder nur unter Bedingungen erthcilt, so erlässt die Regierung zu- 
nächst einen schriftlichen Bescheid an den Unternehmer. Bei Stauanlagen, deren 
Zulässigkeit auch durch das Oberbergarot zu prüfen ist, qrgeht der Bescheid von der 
Regierung und dem Oberbergamt gemeinschaftlich. 

Der Unternehmer kann innerhalb 14 Tagen nach Empfang des Bescheides den 
Rccnrs einlegen. Er kann aber auch zunächst auf mündliche Verhandlung der 
Sache antragen. Der Antrag hierauf ist stets an die Regierung zu richten; auf Grund 
desselben findet das mündliche Verfahren statt. 

42. Sind Einwendungen gegen die Anlage erhoben, so ist das mündliche 
Verfahren stets ohne Weiteres nach Eingang der Verhandlungen einzuleiten. 

Das Verfahren erfolgt in allen Fällen vor der Regierung. 

Der Unternehmer, sowie diejenigen, welche Einwendungen erhoben und diese in 
dem Vorverfahren nicht zurückgenommen haben, sind demgemäss zur mündlichen Ver- 
handlung zu laden. Die Ladung erfolgt schriftlich gegen einen Behändigungsschein und 
mit der Verwarnung, dass im Falle des Ausbleibens dennoeh in der Sache werde ver- 
fahren werden. In der mündlichen Verhandlung können sie im Falle des Erscheinens 
einen Beistand zuziehen oder sich auf Grund einer schriftlichen Vollmacht sich ver- 
treten lassen. 

Die Verhandlung ist mit einer Darstellung der Sache durch eines der Mitglieder 
des Collegiums zu eröffnen. Demnächst, werden die Betheiligten zum Worte verstattet. 
Auf neue t tatsächliche Anführungen, welche in dem Vorverfahren nicht geltend gemacht 
worden sind, wird bei der Entscheidung keine Rücksicht genommen. Die Berufung auf 
neue Beweismittel ist dagegen zulässig. Die Einreichung schriftlicher Ausführungen iet 
in dtf mündlichen Verhandlung nicht mehr gestattet. 

Das Collegium kann, bevor cs die Entscheidung fällt, die Aufnahme von Be- 
weisen heschhessen. Die Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen erfolgt, ent- 
weder in dem Termine selbst oder auch durch eine Unterbehörde oder einen damit be- 
auftragten Commisaar. Die Gestellung der Zeugen und Sach verständigen bleibt. Sache 
der Partei, welche die Vernehmung beantragt hat. Wenn die vernommenen Zeugen und 
Sachverständigen vereidet werden sollen, so iet dieses unter Anwendung der gericht- 
lichen Eidesformen zu bewirken. 

Die Entscheidung ist den Betheiligt en in dem Termine zu eröffnen. Erscheint 
die Aussetzung derselben nothwendig, so erfolgt die Eröffnung in einer weiteren Sitzung, 
welche sofort anberaumt und den Parteien bekannt gemacht werden muss. Die Ent- 
scheidung ist demnächst schriftlich abzusetzen. 

43. In dem zu erlassenden Bescheide sind der Unternehmer, sowie die Wider- 
sprechenden namentlich zu bezeichnen. Der Tenor, welcher von den Gründen zu 
sondern ist, muss aussprechen, welche Einwendungen für begründet zu erachten oder 
zum Rechtswege zu verweisen gewesen, wie über den Antrag des Unternehmers ent- 
schieden ist und wie die Kosten zu vertheilen. Ausserdem ist in den Bescheid eine Be- 
lehrung über das zuständige Rechtsmittel und, falls die Anlage für zulässig erachtet 
wird, die Bedeutung aufzunchmen, dass der Unternehmer erst mit der Rechtskraft der 
Entscheidung die Befugnis* zur Ausführung der Anlage erhält. 

44. Der Bescheid ist einmal für den Unternehmer und einmal für die Wider- 
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sprechenden auszufertigen. Die Ausfertigung für die letzteren wird dem gemeinschaft- 
lichen Bevollmächtigten, oder, wenn ein solcher nicht bestellt ist, einem der Wider- 
sprechenden zugestellt; die übrigen erhalten in diesem Falle Abschrift des Tenors der 
Entscheidung und zugleich Nachricht, wem die Ausfertigung übersandt worden ist. 
Behörden, welche gegen die Anlage Einspruch erhoben haben, ist stets vollständige 
Abschrift des Bescheides zuzustellen. Die Uebcrsendung erfolgt in allen Fällen gegen 
Behändigungaschein. 

5. Kccnrs verfahren. 

45 Der Hecurs gegen die Entscheidung kann der Behörde, welche dieselbe ge- 
troffen hat , oder den betheiligten Ministerien eingereicht werden. Die Recursfrist läuft 
von dem Tage, an welchem den Betheiligten die Entscheidung der Regierung, sei es 
vollständig oder nur dem Tenor nach, vorgestellt worden ist. 

Der Kecurs ist in der gesetzlichen Frist nicht nur anzumelden, sondern auch zu 
rechtfertigen. Die ttecnrsschrift ist stets in zwei Exemplaren einzureichtm. 

4(J. Das eine Exemplar der Recurssehrift wird von der Regierung der Gegen- 
partei zur Beantwortung binnen einer vierzehntägigen Frist mitgcthcilt: die Zustellung 
erfolgt gegen Behänd igungsschein und mit der Verwarnung, dass nach Ablauf der Frist 
eine Erklärung auf die Recurssehrift nicht mehr werde angenommen werden. Wenn 
mehrere Parteigenossen vorhanden sind, so erhält Jeder eine vollständige Abschrift der 
Recurssehrift. 

47. Neue Einwendungen oder neue tluitsächlichc Anführungen zur Begründung 
und Widerlegung der erhobenen Einwendungen sind in dem Recurs verfahren nicht 
zulässig. 

Die Regierung überreicht die Verhandlungen mit ihrer gutachtlichen Aeusserung 
den zuständigen Ministerien zur Entscheidung. 

Der Recursbeschoid wird der Regierung zugefertigt. Diese theilte ihn in beglau- 
bigter Abschrift dem Unternehmer und denjenigen Gegnern mit, welche an dem Recurs- 
verfahren Theil genommen haben; sind mehrere Gegner vorhanden, so wird mit der 
Mittheilung an sic wie bei der ersten Entscheidung verfahren. 

6. Genehmigungs-Urkunde. 

48. Sind gegen die Anlage Einwendungen nicht erhoben worden und soll die 
Genehmigung zur Ausführung ohne weitere Bedingungen nach dem Anträge des Unter- 
nehmers ertheilt werden, so fertigt die Regierung alsbald die Genehmigungs-Urkunde 
aus. In allen anderen Fällen erfolgt deren Ausfertigung nach Abschluss des Verfahrens, 
sobald die Entscheidung der Regierung rechtskräftig geworden oder der Recursbescheia 
ergangen ist. Zu Stauanlagen für ein zum Betriebe auf Bergwerken und Aufbereitungs- 
anstalten bestimmtes Wassertriebwerk wird die Genehmigungs-Urkunde von der Regie- 
rung und dem Oberbergamt gemeinschaftlich ausgefertigt. 

In der Urkunde sind sämmtliehe Bedingungen, unter welchen die Anlage geneh- 
migt worden ist, aufzuführen nnd die von dem Unternehmer eingereichten, dein Ver- 
fahren zu Grunde gelegten Beschreibungen, Zeichnungen und Pläne ausführlich zu 
bezeichnen, auch so weit angänglich, durch Schnur und Siegel damit zu verbinden. 
Auf Karten und Zeichnungen, welche in dieser Art mit der Urkunde nicht verbunden 
werden können, ist die Zugehörigkeit zu derselben zu vermerken. 

Eine Ausfertigung der Genehmigungs-Urkunde ist dem Unternehmer, eine zweite 
mit den Verhandlungen der zuständigen Polizeibehörde zu übersenden. 

Vor Ertheilung der Genehmigungs- Urkunde ist die Ausführung der Anlage 
nicht gestattet. 

B. Verfahren bei der Errichtung oder Veränderung von Dampfkessel- 
Anlagen (§§. 24 und 25). 

49. Das Gesuch um Ertheilung der Genehmigung ist bei der in Nr. 28 bezeich- 
nten Behörde anzubringen. Handelt es sich um die Genehmigung eines zum Betriebe 
auf Bergwerken und Aufbereitungsanstalten bestimmten Dampfkessels, so ist dasselbe 
an den Revierbeamten zu richten. 

Aus dem Gesuche muss der vollständige Name, der Stand nnd Wohnort des 
Unternehmers ersichtlich sein. Demselben sind 

eine Beschreibung und Zeichnung des Kessels in einfachen Linien, 
ausserdem, wenn die Anlage eines feststehenden Dampfkessels beabsichtigt wird, 

eine Situationszeichnung und ein Bauriss in zwei Exemplaren beizufügen. 

50. ln der Beschreibung sind die Dimensionen des Kessels, die Stärke und Gat- 
tnng dos Materials, die Art der Zusammensetzung, die Dimensionen der Ventile und 
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deren Belastung, die Einrichtung der Speisevorrichtung und der Feuerung, sowie die 
Kraft und Art der Dampfmaschine anzugeben. 

Aus der Zeichnung muss die Grösse der vom Feuer berührten Flache zu berech- 
nen und die Höhe des niedrigsten zulässigen "Wasserstau des über den Feuerzügen zu 
ersehen sein; auf die Einrichtung der Dampfmaschine braucht sie sich nicht zu er- 
strecken. Die Situationszeichnung hat die an dem Ort der Aufstellung des Kessels 
stossendeD Grundstücke zu umfassen. 

Aus dem Bauriss muss sich der Standpunkt der Maschine und des Kessels, der 
Standpunkt und die Höhe des Schornsteins, sowie die Lage der Feuer- und Hauch- 
röhren gegen die benachbarten Grundstücke deutlich ergeben; den Umständen nach 
kann ein einfacher Grundriss und eine Längenansicht oder ein Durchschnitt genügen. 

Die Zeichnungen müssen den unter Nr. 31 aufgestellten Anforderungen ent- 
sprechen. 

51. Die Vorlagen sind von den Behörden nach den unter Nr. 32 gegebenen Vor- 
schriften zu prüfen und demnächst mit einer gutachtlichen Aeusscrung in dem vor- 

S eschriebenen Wege der Regierung, von dem Revierbcamten dem Oberbergamt, welches 
ann für das weitere Verfahren an die Stelle der Regierung tritt, einzureichen. 

Die Prüfung des Antrages und die Entscheidung erfolgen bei diesen Behörden 
in dem gewöhnlichen Geschäftsgänge. 

Wird die Genehmigung nach dem Anträge des Unternehmers ohne Einschränkung 
und Bedingungen ertheut, so ist ohne Weiteres die Genohmigungs -Urkunde aus- 
zu fertigen. 

Wird dagegen die Genehmigung versagt oder nur unter Bedingungen und Ein- 
schränkungen ertheilt. so richtet sich das weitere Verfahren nach den unter Nr. 41 ff. 
gegebenen Vorschriften. 

Für das Rccursvorfahrcn sind die Bestimmungen unter Nr. 45 und 47 anzu- 
wenden. 

Für die Ausfertigung der Genohmigungs -Urkunde gelten die unter Nr. 48 ge- 
gebenen Bestimmungen. Wo das Oberbergamt über die Zulässigkeit einer Anlage ent- 
scheidet, fertigt dasselbe auch die Genehmigungs-Urkunde dafür ans. 

C. Verfahren behufs Untersagung der ferneren Benutzung einer 
gewerblichen Anlage (§. 51). 

52. Der auf Untersagung der ferneren Benutzung einer gewerblichen Anlage 
gerichtete Antrag ist an die Regierung einzureichen. Auf Grund dosseiben hat diese 
Behörde zunächst eine Erörterung der Sache zu veranlassen. 

Diese Erörterung erfolgt in einom Termine, zu welchem der Besitzer der Anlage, 
diejenigen, welche den Antrag gestellt haben und der Vorstand der Gemeinde, in deren 
Bezirk die Anlage sich befindet, vorzuladen sind. 

Der Zweck der Verhandlung ist festzustellen, ob und in welchem Umfange durch 
den Betrieb der Anlage Nachtheile und Gefahren für das Gemeinwohl entstehen. Bei 
der Beweisaufnahme ist die Behörde an die Anträge der Betheiligten nicht gebunden. 

53. Nach dem Abschluss der Verhandlung hat die Regierung das mündliche Ver- 
fahren einzuleiten. 

Zn dem Verhandlungstermine sind die Antragsteller, der Besitzer der Anlage und 
der Vorstand der Gemeinde zu laden. 

Für die Vorladung, das mündliche Verfahren und die Entscheidung sind die unter 
Nr. 42 erthciltcn Vorschriften anzuwenden. 

54. Der Recurs gegen die Entscheidung der Regierung geht an die in der Sache 
betheiligten Ministerien. Für die Einlegung desselben und das weitere Verfahren gelten 
die Bestimmungen unter Nr. 45 ff. 

Nachdem die Entscheidung, durch welche die fernere Benutzung der Anlage 
untersagt wird, rechtskräftig geworden ist, kann die Einstellung des Betriebes polizei- 
lich erzwungen werden. 

D. Verfahren bei VersaguDg der Genehmigung zum Betriebe eines 
Gewerbes (§§. 30, 32, 33, 34, 43), sowie bei Untersagung eines Gewerbe- 
betriebes (§§. 15 und 35). 

55. Wird die Genehmigung zum Betriebe eines der Gewerbe, welche einer 
solchen nach dem Gesetz bedürfen, versagt, so ist die versagende Verfügung schrift- 
lich zu erlassen, mit Gründen und einer Belehrung über das zuständige Rechtsmittel 
zu versehen und dem Betheiligten gegen Behändigungsschein zuzustcllon. 

56. Ist die Verfügung von einer unteren Behörde (Landrath, Ober- Amt, Amt, 
Ortspolizei- oder Gemeindebehörde) ergangen, so ist der dagegen zulässige Recurs an 
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dio Regierung, rep. Landdrostei, für den Polizeibezirk von Berlin an die 1. Abtheilung 
des Polizei-Präsidiums zu richten. 

Diese Behörden entscheiden auf Grund einer mündlichen Verhandlung, zu welcher 
der Recurrent geladen wird. 

Sie sind befugt, zuvor diejenigen Erhebungen anstellen zu lassen, welche für die 
Bcurtheilung der Sache nothwendig erscheinen. Im Uebrigen gelten für die Vorladung 
und das mündliche Verfahren die unter Nr. 42 ertheiltcn Vorschriften. 

Uebor den Beschluss des Collegiums ist, sofern er nicht auf Beweiserhebung lautet, 
ein mit Gründen versehener Bescheid zu erlassen. 

57. Ist die Verfügung von einer oberen Behörde (Regierung, Landdrostei, 
Oberbergamt) ergangen, so kann entweder auf mündliche Verhandlung der Sache an- 


getragen oder auch alsbald der Recurs gegen die Verfügung eingelegt werden. 

Der Antrag auf mündliche Verhandlung ist innerhalb 14 Tagen nach Zustellung 
der Verfügung an die Behörde zu richten, welche die Verfügung erlassen hat. 

Die Vorladung dos Recurrenten und das mündliche Verfahren erfolgen in der 
unter Nr. 42 bezeichnten Weise. 

Wird auf Grund der mündlichen Verhandlung dahin entschieden, dass die nach- 

f gesuchte Genehmigung zu ertheilen sei, so fertigt die Behörde ohne weiteren schrift- 
ichon Bescheid die Genehmigung aus. 

Wird dagegen die erste Verfügung, durch welche die Genehmigung versagt wurde, 
aufrecht erhalten, so ist ein förmlicher Bescheid zu erlassen, der diesen Beschluss näher 
begründet und auf das dagegen zulässige Rechtsmittel verweist. Die Zustellung des 
Bescheides hat gegen Behändigungsschein zu erfolgen. 

Gegen diesen Bescheid ist, wenn es sieh um die Genehmigung zum Betriebe des 
Schauspielergewerbes handelt (§. 32), der Kecurs an den Oberpräsidonten, in allen 
anderen Fällen der Recurs an die in der Sache betheiligten Ministerien gestattet 

58. Der Recurs gegen die erste Entscheidung, sei es der unteren oder der 
oberen Behörde, ist innerhalb 14 Tagen nach der Zustellung einzulegen und zu recht- 
fertigen. Er kann bei der ersten oder bei dor zweiten Instanz eingereicht werden. 

Wird durch den Recursbescheid die angefochtene Verfügung bestätigt, so ist 
zugleich ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass eine weitere Beschwerde durch das 
Gesetz nicht zugelassen sei. 

Der Bescheid wird der Behörde, die in erster Instanz entschieden, in Ausfertigung 
übersendet. Ist darin der Recurs zurückgewiesen, so stellt diese ihn dem Recurrenten 
zu; ist der Recurs für begründet erachtet, so fertigt sie auf Grund des Bescheides die 
von dem Recurrenten nacngesuchte Genehmigung aus. 

59. Die Untersagung des Betriebes eines Gewerbes (§§. 15, 35) hat gleichfalls 
in dem vorstehenden Verfahren zu erfolgen. 

Doch ist hier dor Recursbescheid dem Recurrenten atets in Ausfertigung gegen 
Behändigungsschein zuzustellen. 

E. Verfahren bei Entziehung oiner ertheilten Approbation, Goncession, 
Erlaubnis», Genehmigung oder Bestallung (§§. 29, 30, 32, 33, 34, 36). 

60. Die Einleitung des Verfahrens erfolgt durch die Regierung oder die sonstige 
Behörde, welche in erster Instanz entscheidet. 

Die Regierung ernennt einen Commissar, welcher den Sachverhalt zu erörtern, den 
Gewerbetreibenden, unter Mittheilung der gegen ihn zur Sprache gebrachten That 
Sachen, zu hören, Zeugen und Sachverständige eidlich zu vernehmen und dio zur Auf- 
klärung der Sache dienenden sonstigen Bewciso herbeizuschaffen hat. 

Die Vorladung des Gewerbetreibenden erfolgt schriftlich gegen Behfindigunes- 
schein und mit der Verwarnung, dass im Falle seines Ausbleibens gleichwohl mit aer 
Erörterung der Sache werde vorgegangen werden. Bei seiner ersten Vernehmung und 
bei dem Verhör der Zeugen und Sachverständigen ist ein vereideter Protokollführer 
zuzuziehen. 

61. Je nach dem Ausfall dieses Vorverfahrens bcschliesst die Regierung entweder 
die Einstellung des Verfahrens oder die weitere Verfolgung der Sache. Erstores ge- 
schieht im Wege der einfachen Verfügung. Im letzteren Falle bezeichnet sie einen 
Beamten, der in Vertretung der Staatsanwaltschaft die geeigneten Anträge zu stellen 
und aus dem Inhalte der Verhandlungen zu rechtfertigen hat. 

62. Demnächst ist dio mündliche Verhandlung anzuberaumen, zu welcher 
der Gewerbetreibende unter abschriftlicher Mittheilung der Seitens der Staatsanwalt- 
schaft gestellten Anträge zu laden ist. Derselbe kann in der Verhandlung einen Rechts- 
verständigen als Beistand zuzichen oder auf Grund schriftlicher Vollmacht sich durch 
einen solchen vertreten lassen. Der Regierung steht indessen jeder Zeit zu, sein per- 
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sönlichc Erscheinen unter dem Eröffnen zu verordnen, dass bei seinem Ausbleiben ein 
Vertreter nicht werde zugelosscn werden. Die Vorladung erfolct gegen Behändigungs- 
schein und stets unter der Warnung, dass im Falle des Ausbleibens gleichwohl mit der 
Verhandlung der Sache werde vorgegangen werden. 

63. I)as mündliche Verfahren ist mit einer Darstellung der Sache, wie sie aus 
den Verhandlungen hervorgeht, durch ein Mitglied dos Collegiums einzuleiten. Der 
Gewerbetreibende wird vernommen und, nachdem der Beamte der Staatsanwaltschaft 
seine Anträge gestellt hat, zu seiner Verteidigung gehört: ihm steht das letzte Wort zu. 

Das Collegium kann, bevor es die Entscheidung fällt, die Aufnahme weiterer 
Beweise beschliessen. Die Aufnahme derselben erfolgt entweder in der mündlichen Ver- 
handlung oder auch durch eine Unterbehörde oder einem besonderen Commissar. Der 
Beschluss hierüber, sowie der Termin, an welchem die Fortsetzung des mündlichen 
Verfahrens erfolgen soll, sind alsbald zu eröffnen. 

64. Die Entscheidung kann nur anf Zurücknahme der ertheilten Approbation 
u. s. w. oder auf Einstellung des Verfahrens lauten. Doch wird die auf besonderen 
Gesetzen beruhende Befugniss der Behörden, gegen den Gewerbetreibenden Ordnungs- 
strafen festzusetzen, hierdurch nicht berührt. 

Die Entscheidung ist vor dem Schluss der Verhandlung zu eröffnen. Erscheint 
die Aussetzung des Beschlusses nothwendig, so erfolgt die Eröffnung in einer weiteren 
Sitzung, die sofort anzuberaumen ist. 

Uebcr den Beschluss ist, wenn er nicht auf Beweiserhebung lautet, ein mit Grün- 
den versehener Bescheid zu erlassen, in welchem auf das dagegen zulässige Rechts- 
mittel verwiesen wird. Eine Ausfertigung desselben ist gegen nchändigungsschein dem 
Gewerbetreibenden zuzustellcn. 

66. Dor Reeurs dagegen geht an das in der Sache znständigo Ministerium. 
Er muss binnen 14 Tagen nach der Zustellung des Bescheides entweder unmittelbar 
bei dem Ministerium oder bei der Regierung eingereicht und gerechtfertigt werden. 
Die Recursschrift wird dem Beamten der Staatsanwaltschaft zur Erklärung binnen 
einer vierzehntögigen Frist zugestellt Demnächst sind die Verhandlungen von der 
Regierung zur Recursontscheidung einzureichen. 

Von dem Recursbeschoide erhält der Gewerbetreibende gegen Behändigungsschoin 
eine Ausfertigung. Eine Abschrift wird der Polizeibehörde des Orts, wo der Gewerbe- 
treibende wohnt, und derjenigen Behörde oder Corporation mitgetheilt, welche dio 
Approbation u. s. w. ausgestellt hat. 

66. Das Verfahren, welches hiernach für die gewerbepolizeilichen Entscheidungen 
der Verwaltungsbehörden in Zukunft maasgebend sein wira, tritt gleichzeitig mit der 
Gewerbe-Ordnung in Wirksamkeit; es wird daher auf alle diejenigen Fälle, welche nach 
dem 1. October d. J. zur Bcurtheilung der Behörden gelangen, in Anwendung zu 
bringen sein. 

Wenn zu diesom Zeitpunkte Anträge auf Ertheilung der Genehmigung zum Be- 
triebe oines Gewerbes oder zur Errichtung einer gewerblichen Anlage, welche auch 
nach Erlass der Gewerbe-Ordnung von einer besondern Genehmigung anhängig bleiben, 
bei den Behörden bereits schweren und entweder in erster oder zweiter Instanz der 
Beurteilung noch unterliegen, so ist über dieselben in dem durch die neue Gesetz- 
gebung für die betreffende Instanz eingeführten Verfahren und vor den danach zustän- 
digen Behörden weiter zu verhandeln. Die Anträge sind zu diesem Behufe alsbald an 
die zuständigen Behörden zur weiteren Prüfung abzugeben, ln solchen Fällen, in denen 
über derartige Antriige bereits in zwei Instanzen entschieden, nach den zur Zeit mass- 
gebenden Vorschriften aber noch eine weitere Entscheidung zu treffen ist, wird die 
Sache in dem bisherigen Vorfahren bis zur endgültigen Erledigung weitergeführt. 

ln Beziehung anf einzelne Fabrikationszweige sind nachfolgende Be- 
stimmungen zu bemerken: 

Verf. der Min. der geistl. Ang. und für Handel otc., betr. die Spiegel- 
Fabriken, vom 12. Juli 1854 (v. Raumer, v. d. Heydt). 

Bei dor Anlage der dortigen Spiegelfabrik ist — wie der etc. auf den Bericht 
vom . . . erwiedert wird — im Allgemeinen auf dio Herstellung solcher Einrichtungen 
Bedacht zu nehmen, durch welche aas Verdampfen des Quecksilbers und das Einathmen 
der Dämpfe, wie das Berühren des Quecksilbers Seitens der Arbeiter möglichst ver- 
mieden wird. Es sind daher im öffentlichen und insbesondere im sanitätspolizoilichen 
Interesse den Unternehmern folgende Bedingungen zu stellen. 

1) die Belcgc-Säle sind zu ebener Erde anzulegen, da die Temperatur hier stets 
niedriger ist, als in höher gelegenen Raumen; 
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2) der Fussboden in den Belege-Sälen ist mit einem dichten, hinlänglich harten 
Estrich (aus Cement) zu belegen, welcher frei von Rissen, sowie von möglichst 
glatter Oberfläche sein muss, und welcher 

3) täglich feucht zu reinigen ist; 

4) behufs der Ventilation sind an sämmtlichen Fenstern und an der Decke ver- 
schliessbare Oeffnungcn anzubringen. Für den Fall, dass das Gebäude mehrere 
Stockwerke enthalten sollte, kann von der Anbringung der Oeffnungen in der 
Decke Abstand genommen werden; 

5) es ist für eine möglichst niedrige Temperatur Sorge zu tragen und deshalb 
die Luft im Winter höchstens zu 16 — 18°C. in den Sälen zu erwärmen; 

6) die Arbeiter müssen, bevor sie in die Belcge-Säle treten, ihre Kleider ablegen, 
und dürfen in denselben nur in besonderen leiuenen Arbeitsanzügen arbeiten; 

7) es ist darauf zu halten, dass sie das Anreiben der Zinnfolie mit Quecksilber 
nicht mit den blossen Händen, sondern mittelst Filz oder Leder verrichten; 

8) in den Arbeitssälen darf nicht gegessen und getrunken werden. Auch müssen 
die Arbeiter, ehe sie zum Essen gehen und bevor sie nach vollendeter Arbeit 
die Anstalt verlassen, sich die Hände reinigen; 

9) die Arbeitszeit der einzelnen Arbeiter darf täglich nicht mehr als vier Stun- 
den betragen, so dass also eine mehrmalige Ablösung derselben stattfinden 
muss. Auch dürfen dieselben nicht unausgesetzt mit dem Belegen der Spiegel 
beschäftigt werden, vielmehr ist für ein monatliches Alterniren derselben Sorge 
zu tragen. 

Die etc. hat die Unternehmer darüber zu hören, ob sie zur Erfüllung dieser Be- 
dingungen bereit sind, und letztere demnächst in die Concession aufzunehmen. Gleich- 
zeitig wird dieselbe darauf aufmerksam gemacht, dass nach §. 27. der Gewerbe-Ord- 
nung der Errichtung von Spiegelfabriken das dort näher bezcichneto Verfahren vorher- 
gehen muss. Sollte dies Verfahren — wie es den Anschein gewinnt — bisher nicht 
stattgefunden haben, so sind dieserhalb schleunigst die erforderlichen Einleitungen zu 
treffen. 

Circ.-Verf. des Min. für Handel etc., betreff, den Gebrauch von Gaskalk, 
vom 9. Juli 1856 (v. Pommer-Esche). 

Aus Veranlassung eines stattgehabten Unglücksfalles, wodurch mehrere Menschen 
das Leben verloren haben, wird die Königliche Regierung auf die Gefahren aufmerksam 
gemacht, welche bei Anwendung des in den Gasfabriken zum Reinigen des Leuchtgases 
verwendeten Kalkes, sogenannten Gaskalkes. in den Lohgerbereien unter Umständen 
entstehen können. Dieser Kalk entwickelt bedeutende Mengen Schwefelwasserstoff- 
gas, sobald er mit Säuren in Verbindung tritt. Dies geschieht, wenn alte abgenutzte 
Lohbrühe, welche bekanntlich mehrere organische Säuren enthält, sich mit Gaskalk 
mischt. Es ist daher, wenn zum Enthaaren der Häute Gaskalk angewendet werden soll 
— was an und für sich ohne Beeinträchtigung der Gesundheit dor Arbeiter geschehen 
kann, insofern nur die Gruben im Freien, d. h. nicht in abgeschlossenen Räumen ange- 
legt sind, so dass ein genügender Luftwechsel statttinden kann — darauf zu halten, 
dass jede Vermischung dieser Flüssigkeit mit saurer Lohbrühe vermieden werde. Dem- 
gemäss ist bei der Einrichtung von Gerbereien dahin zu sehen, dass die Kalkgruben 
in gehöriger Entfernung von den Lohkasten angelegt und dass Vorrichtungen getroffen 
werden, welche jene Vermischung zu verhindern geeignet sind. Bei dem Betriebe des 
Gewerbes darf Gaskalk nach dessen Gebrauch mit abgenutzter (saurer) Lohbrühe nicht 
zusammengeschüttet werden. 

Da sich die Gasanstalten mehr und mehr verbreiten uud dadurch der Gaskalk 
vermehrte Anwendung findet, so wird die Königliche Regierung veranlasst, bei Ertheilung 
der landespolizeilichen Genehmigung zu Lohgerbereien demgemäss geeignete Bedingungen 
in die Concession aufzunehmen; auch bleibt derselben überlassen, an den Orten, wo 
Gerbereien bereits bestehen uud muthmasslich Gaskalk zur Anwendung kommt, die 
betreffenden Gewerbetreibenden durch die Ortspolizci-Behörden auf die oben erwähnten 
Gefahren aufmerksam zu machen und zur sorgfältigen Vermeidung der nachtheiligen 
Vermischung an weisen zu lassen. 

Circ.-Verf. des Min. für Handel etc., betr. das Rösten der Nickelspeise, 
vom 30. September 1857 (v. d. Heydt). 

Da beim Rösten der Nickelspcise arsenige Säure entweicht, welche durch 
hohe Schornsteine nicht ganz beseitigt werden kann, so hat die König!. Regierung bei 
der Ertheilung der Concession zur Errichtung von Röstöfen für Nickelspcise, abgesehen 
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von sonst noch erforderlich scheinenden Einrichtungen oder Bestimmungen über den 
Betrieb, jederzeit die Bedingung zu stellen, dass dieselben mit Giftfängen versehen 
werden, und auf die Ausführung dieser Bedingung sorgfältig zu achten. 

Circ,-Verf. der Min. für Hundei etc. und der geistl. Angel., betreff, die 
Fabrikat, von Phosphorzündhölzern vom 29. Oct. 1857 (v. d. Heydt, v. Raumer). 

Nachdem wir die in Folge unserer Ci rc^ Verfügung vom 21. Dcccmber 1855 ein- 
gegangenen Berichte der König). Regierungen und des Polizei-Präsidiums hierselbst 
über die durch den Phosphor bewirkten Krankheiten der Arbeiter in den 
Zündwaarenfabriken, sowie über die zur Vorhutung dieser Krankheit etwa getroffe- 
nen Einrichtungen einer sorgfältigen Prüfung haben unterwerfen lassen, finden wir uns 
veranlasst, hei der verschiedenen Beachtung und Behandlung, welche dieser Gegenstand 
in den einzelnen Verwaltungs-Bezirken bisher erfahren hut, in Betreff der Einrichtungen, 
welche zur Verhütung der durch Phosphor bewirkten Krankheiten der Arbeiter in den 
Zündwaarenfabriken von den Fabrikbesitzern zu fordern sind. Folgendes zu be- 
stimmen: 

1) Mit Rücksicht auf die bei dein erheblichen Umfang der Fabrikation von 
Phosphorzündhölzern verlmltnissmäasig geringe Zahl von Erkrankungen der 
Arbeiter in den Fabriken und mit Rücksicht darauf, dass die Versuche wegen 
Darstellung gleich bequemer Streichzündwaaren aus rothem Phosphor noch 
nicht genügend gelungen sind, ist der Auweudung des gewöhnlichen Phos- 
phors zu diesem Zweck zur Zeit nicht entgegen zu treten. 

2) Bei Neu-Anlagen von Zündwaarenfabriken ist darauf zu achten, dass die 
Fabrikgebäude eine möglichst freie Stellung gegen andere bewohnte Gebäude 
erhalten. 

3) Die Arbeitsräume müssen in denselben zu ebener Erde angelegt werden. Sie 
müssen eine Höhe von mindestens 15 Fuss haben, geräumig und gewölbt sein, 
und dürfen weder mit Wohnzimmern noch mit anderen Geschäftsräumen in 
unmittelbarer Verbindung stoben. 

4) Die betreffenden Arbeiten (mit Ausschluss des Schneidens der Hölzer) müssen 
wenigstens auf zwei grossere Räume und einen kleineren Raum, welcher am 
zweck massigsten zwischen beiden liegt, vertheilt werden. 

In dem einen grossen Raum werden die Hölzer in die Pressen (Rahmenl 
gelegt., ln dom kleineren Raum, der ganz aus Steinen aufgemauert una 
gewölbt sein muss, ist der hintere Theil zum Trocken raum einzurichten; 
in dom vorderen Theile dieser Abtheilung kann die Pfanne zum Schwefel und 
der Behälter zum Eintauchen in die Zündniassc aufgestellt werden, für den 
Fall, «lass diese Operationen zu einer Zeit uusgeführt werden, in welcher zum 
Trocknen nichts ausliegt. Ist dies nicht ausführbar, so muss für das Ein- 
tauchen in Schwefel und Zündmasse ein besonderer Raum in der Nähe an- 
gelegt werdon. 

In dem zweiten grossem Raum werden die Hölzer aus den Pressen ge- 
nommen und ein gepackt. 

5) Die Verdampfung des Phosphors in Räumen, in denen sieh Arbeiter aufhalten, 
muss so viel als möglich beseitigt, und wo sie nicht ganz zu vonneiden ist, 
muss für schnellcu und guten Luftwechsel gesorgt werden. 

Der Luftwechsel kann nur durch warme Luftheizung gehörig bewirkt 
werden. Am besten wird diese im Keller eingerichtet Das Feuer im Heizungs- 
ofen erregt einen fortdauernden Zug im Schornstein. Die durch den Ofen im 
Kellergew’ölhe erwärmte Luft ist in den Trockenraum durch eine im Boden 
desselben angebrachte Hoffnung mittelst Aufziehens eines eiserneu Schiebers 
einznlassen und durch Verschlüssen dosseiben sogleich wieder abzusperren. 
Nach vollendetem Trocknen wird die warme, mit Phosphordärapfen erfüllte 
Luft dieses Raumes durch mehrere unten im Schornstein angebrachte Oeff- 
nungon in diesen wieder abgeführt 

Während der kalten Jahreszeit wird die warme Luft de« Heizungsraumes 
gleichfalls in die beiden Arbeitslocale geleitet und von dort wiederum ent- 
weder nach aussen durch Hoffnungen, aie sich nahe am Boden in der Mauer 
befinden, oder durch Kanäle, die in den Schornstein oder unter den Feuerungs- 
rost münden, entfernt. 

Das Zuströmen reiner Luft in diese Locale muss durch Oeffnen der Fenster 
und Thüren, oder durch Kanäle, welche in der Nähe, der Zimmerdecke ein- 
münden und mit der freien Luft in Verbindung stehen, bewirkt werden. 
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6) Der Schornstein muss mindestens 30 Fuss hoch sein und für den Fall, dass 
das Fabrikgebäude oder benachbarte Gebäude eine grössere Höhe als 30 Fuss 
haben, dieselben noch mindestens 5 Fuss überragen. 

7) Zur Bereitung der Phosphorzünd masse darf thierischer Leim durchaus nicht 
verwandt werden, sondern es ist an dessen Stelle nur der Gebrauch von 
arabischem Gummi oder Traganth zu gestatten. 

8) Die Bereitung und das Zusammenrühren der Zündmasso muss in einem be- 
sondern, ebenfalls mit hinlänglichem Luftzug versehenen Raume vorgenommen 
werden. 

9) Die Arbeiter müssen in den Arbeitslooalen einen besonderen Anzug haben, 
den sie beim Verlassen derselben ablegen und zurücklassen. Zu diesem 
Zwecke muss ein besonderes Zimmer neben dem Fabrikgebäude vorhanden 
sein, in welchem abgesonderte Behälter zum Aufhängen der Arbeitsanzüge 
und der gewöhnlichen Kleidungsstücke hergerichtet sind. Ehe die Arbeiter 
dieses Zimmer verlassen, müssen sio sorgfältig Gesicht und Händo waschen 
und den Mund mit kaltem Wasser ausspülen. 

10) Die Arbeiter dürfen in der Fabrik selbst, und ehe sie die Arbeitskieider ab- 
gelegt und sich gewaschen haben, durchaus nichts gemessen. 

11) Wenn die Arbeiter die Fabrik verlassen, müssen die Räume täglich gereinigt 
und der Abfall beim Anheizen des Ofens oder auf einem besondem Rost, 
der einen Abzug in den Schornstein hat, verbrannt werden Abfälle in eine 
gewöhnliche Hofgrube zu werfen, darf nicht gestattet werden. 

12) Die Vorrüthe fertiger Zündwaaren sind in eigenen, von den Arbeitslocalen 
getrennten, feuersicheren Raumen aufzubewahren, am besten in einem unter 
dem Fabrikgebäude befindlichen Keller. 

13) Der Besitzer einer Zündwaarenfabrik hat eine Betriebsordnung mit einer 
kurzen Belehrung für die Arbeiter in Bezug auf die zum Schutze ihrer Ge- 
sundheit zu empfehlenden Vorsichtsmassregeln zu entwerfen, ein Exemplar 
davon jedem eintretenden Arbeiter einzuhändigen und desgleichen einen Ab- 
druck derselben im Fabriklocal an einer (jedem allgemeinen Arbeiter) zugäng- 
lichen Stelle auszuhüngen. 

14) Der Inhaber der Fabrik hat die Ueberwachung des Gesundheitszustandes der 
Arbeiter einem Arzte zu übertragen, welcher die Ausführung der Vorsichts- 
massregeln zu controliren und sowohl die Arbeiter, als auch den Besitzer 
auf Vorgefundene Mängel aufmerksam zu machen hat. Ausserdem ist dem 
Kreis- oder Bezirks-Physikus der Eintritt in die Fabrik jeder Zeit zu gestatten, 
damit dieser sich von der nachhaltigen Befolgung der vorgeschriebenen An- 
ordnungen Ueberzeugung verschaffe. 

15) Zur Controle über den Wechsel und Verbleib der Arbeiter ist der Fabrik- 
besitzer verpflichtet, ein Buch zu führon, welches Vor- und Zunamen, Alter, 
Wohnort, so wie den Tag des Ein- und Aastritts jedes Arbeiters enthalten 
muss. 

IC) Für die vorhandenen, bereits eoncessionirten Fabriken von Züudwaarcn kön- 
nen die. unter No. 2., 3 , 4., 5., 6 , 12. in Bezug auf bauliche Einrichtungen 
bei Neubauten gegebenen Vorschriften nicht durchweg massgebend sein, da 
vorauszusetzen ist, dass die Inhaber dieselben mit polizeilicher Genehmigung 
angelegt und die ihnen bei deren Einrichtung gestellten Bedingungen erfüllt 
hauen werden. Der Landspolizei-Behörde ist indessen unbenommen, die vor- 
handenen derartigen Anlagen nachträglich einer näheren Prüfung za unter- 
werfen und diejenigen Einrichtungen oder Abänderungen der Betriebsstätte 
in jedem einzelnen Falle vorzusenreibeu, welche die Rücksicht auf den Ge- 
sundheitszustand der Arbeiter unerläslich erscheinen lassen und welche die 
Umstände auszuführen gestatten. 

Die übrigen in Bezug auf das Verhalten der Arbeiter in den Fabriken und auf 
Ueberwachung des Gesundheitszustandes derselben erlassenen Bestimmungen finden 
auch auf die bereits bestehenden Zündwaarenfabriken Anwendung. 

Die Königliche Regierung veranlassen wir, diese Bestimmung durch das Amtsblatt 
zur öffentlichen Kenntmss zu bringen. 


Circ.-Verf. des Min. für Handel vom 10. Juni 1865, betreffend die Bereitung 
von Anilinfarben (Graf v. Itzenplitz). 

Die Bereitung von Anilinfarben kann wegen der dabei stattfindenden Verwendung 
von Arsensäure erhebliche Gefahren für die Arbeiter und für das Pnblikum überhaupt 
zur Folge haben. Es ist daher geboten, die polizeiliche Erlaubnis zur Errichtung der 
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zur Darstellung solcher Pigmente bestimmten Fabriken nur unter Bedingungen zu er- 
theilen, welche zur Verhütung dieser Gefahren geeignet sind. Als solche Bedingungen 
sind auf Grund der bisher gemachten Erfahrungen die folgenden anzusehen: 

t) Diejenigen 2 Vrbeitsr&umc der Anilinfarben -Fabriken, in welchen mit arsenik- 
haltigen Produkten gearbeitet wird, müssen mit wasserdichten Fussböden vor- 
sehen werden. Zur Herstellung der letzteren sind Fliesen, welche in eine 
Unterlage von Gement zu legen sind, zu verwenden. Ableitungen nach deu 
Rinnsteinen oder nach anderen Abzügen dürfen in diesen Arbeitsraumen nicht 
angebracht werden, sondern es ist zur Aufnahme des Spülwassers unter der 
Sohle des Fnszbodena ein wasserdichter Behälter auzulegen. Der Inhalt 
desselben wird, wie die arsenhaltigen Laugen, naeh der unter Nr. 4 folgenden 
Vorschrift behandelt. Die Wände der Arbeitsräume sind, um dem Eindringen 
t arsenikbaitiger Flüssigkeiten in die Fundamente vorzubeugen, unten mit einer 
Cernentschicht von mindestens 1 Fass Höhe über dem Fussböden zu über- 
kleiden. 

2) Die zur Darstellung der Anilinpigmente zu verwendende Arsoniksäure, sowie 
die arsonik haltigen Fabrikrückstände müssen in besonderen Räumen, deren 
Fussböden mit h liegen und Gement auagelegt worden sind, anfbewahrt werden. 
Andere als die genannten Gegenstände dürfen in diesen Räumen nicht ge- 
lagert werden. Zum Messen und Wiegen der Arscusaure müssen daselbst be- 
sondere Geräthe, welche zum Messen und Wiegen anderer Gegenstände nicht 
benutzt werden dürfen, gehalten werden. Die zur Aufbewahrung der Arsen- 
saure und der Rückstände dienenden Räume müssen unter Verschluss ge- 
halten werden. 

3) Die yVrsensfture darf auf dem Fabrik- Areale ohne besondere Erlaubnis* nicht 
bereitet werden. 

4) Die flüssigen, Arseniksäure enthaltenden Laugen, welche bei der Fabrikation 
der Anilinpigmente entstehen, desgleichen arscnikhaltige Residua jeder Art 
(vergl. No. 1.), dürfen weder den Gewässern durch Gräben oder Kanäle zu- 
geführt, noch in Senkgruben gebracht, sondern müssen, nachdem sie mit einer 
zur Bindung der yVrsensäure geeigneten Menge Kalk versetzt worden sind, 
eingedampft werden. Das Eindampfen dieser Laugen, sowie die Erhitzung von 
Flüssigkeiten, welche gleichzeitig 2 Vrseniksäurc und Salzsäure enthalten, darf 
nur unter gut ziehenden Dampfffingen erfolgen. 

5) Zur Abfuhr der eingedämpften Arsenikrückstände sind dichte, mit der Auf- 
schrift „Arsenikkalk“ versehene Fässer zu benutzen. Die Abfuhr darf nur 
nach solchen Orten erfolgen, welche von der Polizeibehörde als dazu geeignet 
anerkannt sind. 

6) Es ist ein Giftbuch zu führen, welches das Datum des Bezuges, den Namen 
und Wohnort des Lieferanten, sowie das Gewicht der bezogenen Arseniksäure, 
ferner das Datum der Wegschaffung der Arsenikruckstände, deren Gewicht, 
den Ort, wohin dieselben geschafft worden, und den Namen des Spediteurs 
nachweisen muss. 

7) Das Mitbriiigen von Esswaaron iu die Fabrikationsraume ist den .\rbeitern 
zu untersagen. 

8) Der Betrieb der Fabrik darf erst nach statfgehabter amtlicher Revision 
beginnen. 

9) Unternehmer bleibt gehalten, falls sich ergeben sollte, dass die getroffenen 
Einrichtungen nicht genügen, uni Gefahren für das Leben oder die Gesundheit 
der in der Fabrik beschäftigten Arbeiter oder des Publikums abzuwenden. alle 
diejenigen Einrichtungen zu treffen, welche zur Erreichung grösserer Sicherheit 
ihm von der Polizeibehörde vorgeschrieben werden. 

10) In Betreff der Einrichtung der Feuerungen etc. finden die für concessions- 
pflichtige gewerbliche /Vnlagen überhaupt geltenden Bestimmungen An- 
wendung. 

Die Königliche Regierung wird hiernach angewiesen, die Erlaubnis* zur Errichtung 
von Anilinfarben -Fabriken nur unter vorstehenden Bedingungen zu ertheilen, auch den 
ferneren Betrieb etwa schon bestehender derartiger Fabriken, soweit dies nach dem In- 
halte der ertbcilten Coneession zulässig erscheint, von der Befolgung dieser Bedingungen 
abhängig zu machen. 
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Verfügung de» Ministers für Handel, Gewerbe und der geistlichen An- 
gelegenheiten vom 19. Januar 1872, betreffend die Fabrikation der schwe- 
dischen Reibzündholzer (Graf v. Itzenplit z. 1. A. Knerk). 

Die Bestimmungen über die Einrichtung und den Betrieb der Phosphorzündhölzer- 
Fabriken, welche durch die Polizei- Verordnungen vom 13. Fobruar und 211. Juü 1868 
für den dortigen Bezirk in Kraft gesetzt sind, können, wie der Königlichen Landdrostei 
auf den Bericut vom (,...) bei Rückgabe der Anlagen erwiedert wird, auf diejenigen 
Fabriken, in welchen ausschliessl icn amorpher (rother) Phosphor verarbeitet 
wird, keine Anwendung finden, da bei diesen Fabriken die mit der Verarbeitung des 
weissen Phosphors verbundenen Gefahren für die Gesundheit der Arbeiter, deren Be- 
seitigung jene Bestimmungen beabsichtigen, überall nicht eintreten. Um in dieser Be- 
ziehung jeden Zweifel zu beseitigen, welcher aus der Fassung der obengedachten Polizei- 
Verordnungen entstehen könnte, empfiehlt es sich, dass die Königliche Landdrostei die 
Nichtanwondbarkeit derselben auf die Fabriken, welche ausschliesslich sogen, schwe- 
dische Reibzündhölzer herstellen, durch eine Bekanntmachung ausdrücklich ausspricht. 
Der Erlass besonderer polizeilicher Voi Schriften über die Einrichtung und den Betrieb 
dieser Fabriken kann unterbleiben, da dieselben unter den 16. der Gewerbe- Ordnung 
vom 21. Juni 1869 fallen, und demnach das Concessions- Verfahren Gelegenheit bietet, 
die in feuerpolizeilicher Hinsicht erforderlichen Einrichtungen durch die Concessions- 
bedingungen zu sichern. Allgemein ist in dieser Beziehung die Concessiou von der 
Bedingung abhängig zu machen, 

dass zur Aufbewahrung der zur Verwendung gelangenden Materialien, als 
amorpher Phosphor, chlorsaures Kali, Schwefelantimon und dgl. nur feuer- 
sichere von den Arbeitslokalen gesonderte Rönmo benutzt werden dürfen: 
dass chlorsaures Kali von den übrigen Materialien separirt aufbewahrt. und 
die Anfertigung der Reibflächen in einem Lokale vorgenommen werden 
muss, welches mit den übrigen Arbeitsräumen keine direkte Verbindung durch 
Thürcu oder andere üeffnungen hat. 

Welche sonstige Bedingungen mit Rücksicht auf lokale Verhältnisse im einzelnen 
Falle zu stellen sind, bleibt dem pflichtmässigen Ermessen der entscheidenden Behörde 
überlasten. 

Strafgesetzbuch vom 31. Mai 1870. (B. G. Bl. S. 197.) 

6. 366. No. 10. Mit Geldbusse bis zu Zwanzig Thalern oder mit Haft bis zu 
vierzehn Tagen wird betraft: 

10) wer die zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe 
auf den öffentlichen Wegen, Strassen unu Plätzen erlassenen Polizeiverord- 
nungen Übertritt. 

§. 367. Mit Geldstrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Haft wird bestraft: 

4) wer ohne die vorgesehriebeno Erlaubnis» Schiesspulver oder andere explodirende 
Stoffe oder Feuerwerke zubereitet; 

14) wer Bauten oder Ausbesserungen von Gebäuden, Brunnen, Brücken, Schleusen 
oder anderen Bauwerken vornimmt, ohne die von der Polizei ungeordneten 
oder sonst erforderlichen Sichcrheitsmassrcgeln zu treffen; 

15) wer als Bauherr, Baumeister oder Bauhandwerker einen Bau oder eine Aus- 
besserung, wozu die polizeiliche Genehmigung erforderlich ist, ohne diese Ge- 
nehmigung oder mit eigenmächtiger Abweichung von dem durch die Behörde 
genehmigten Bauplan ausführt oder ausführen lässt. 

§. 368. Mit Geldstrafe bis zu zwanzig Thalern oder mit Haft bis zu vierzehn 
Tagen wird bestraft: 

3) wer ohne polizeiliche Erlaubniss eine neue Feuerstätte errichtet oder eine be- 
reits vorhandene an einen anderen Ort verlegt. 

H. Ausführung von Bauten. 

Hinsichtlich der Aasführung von Bauten haben die verschiedenen Behör- 
den anf Grund des Gesetzes vom 11. März 1850 (G.-S. S. 255) Polizei- Verordnungen 
erlassen. Ein Ban ge setz in allgemeinen Grundzügen für die Monarchie steht 
in Aussicht. Die neueste Bauordnung für die Stadt Kiel ist im Jahre 1872 
erlassen worden and berücksichtigt viele in sanitätspolizeilicher Beziehung höchst 
wichtige Puncte. 
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Die auf die Ausführung und Einrichtung der Gebäude Bezug uehm enden 
Paragraphen lauten: 

§. 21. Begrenzung der Höhe der Gebäude. Häuser, welche auf bisher 
nicht bebauten Plätzen errichtet werden, dürfen 

1) an Strassen von einer geringeren Breite als 5,5 M. nur bis zur Höhe von 
8,5 M. erbaut werden, 

2) an Strassen, welche 5,5 M. bis 11,5 M. breit sind, die Strassen breite um nicht 
mehr als 3 M., 

3) an Strassen, welche 11,5M. bis 17 M. breit sind, die Strasscnbreitc um nicht 
mehr als */ 4 derselben an Höhe überschreiten, während an Strasseu von einer 
grösseren Breite von 17 M. die Höhe der Häuser einer Beschränkung nicht 
unterliegt. Diese 51 nasse werden bei Häusern, welche an Strassen von ver- 
schiedener Breite liegen, nach derjenigen Strasse berechnet, welche die 
breitere ist 

Diese Bestimmungen finden, insoweit nicht die städtischen Collegien in einzelnen 
Fällen eine Ausnahme gestatten, auch auf diejenigen bereits bestehenden Gebäude An- 
wendung. welche die zuvor angegebene Höhe nicht erreicht haben, wogegen Gebäude, 
welche dieses Maas* überschritten haben, bei gänzlichem oder th eil weisem Abbruch oder 
Neubau bis zu der früheren Höhe wieder aufgeführt werden dürfen. Für Erhöhung 
durch Aufbauten gilt dieselbe Beschränkung wie bei Neubauten. 

§. 22. Messung der Höhe. Die, Höhe des Gebäudoß wird von dem Strasson- 
pflaster am Hause in der Mitte der Fronte bis zum Anfang des Dache» gemessen. 

Wenn Häuser in der Frontwand mit Giebeln aufgeführt werden, ist die Höhe 
derselben bis zu 4,3 M. erlaubt, eine grössere Höbe wird, so weit sie 4,3 M. übersteigt, 
der Haushohe EUgerechnet. 

Mansardendächer, deren Neigung nicht CO® mit der Horizontale überschreiten und 
deren ganze Höhe nicht mehr als 4,3 M. betrügt, sind gestattet. Ueberschreitet die 
Mansarde den angegebenen Neigungswinkel, so wird diese der Haushöhe zugerechnet, 
überschreitet das ganze Dach die angegebene Höbe von 4,3 M. so unterliegt dasselbe 
den Bestimmungen über Giebel Thfirmcben, Erkerabdeckungeu worden nicht gemessen, 
unterliegen aber der specicllen Erlaubnis der Bau- Commission. 

§.26. Scheidewände in Gebäuden. Scheidewände müssen, insofern sie 
nicht massiv aufgeführt werden, von Fachwerk mit Steinen ausgemauert, berührt und 
beputzt sein. Wände von Brettern sind ausnahmsweise nur dann zulässig, wenn sie 
durch die Art und Weise de9 Baues bedingt sind, sie sind aber in solchem Falle alle- 
mal von beiden Seiten zu berühren und zu verputzen. Für Kammern auf den Dach- 
böden und sonstige kleine Räume ohne Feuerstelle, für Verschlage, Wandschränke etc. 
ist auch Bretter- und Latten verschlag ohne Putz hinreichend ; derselbe darf jedoch nicht 
mit den Schornsteinen in Verbindung treten. 

Räume unter dem Dache, die als Schlafstellen dienen, sind nach dem Dache hin 
unter den Sparren mit einer Holzverkleidung zu versehen. 

§. 29. Bob auungs fläche. Die Bebauung der Grundstücke darf regelmässig 
nur bis a / 4 der Grundfläche geschehen, so dass */ 4 als Hof- oder Gartenraum frei bleibt. 

Diese Bestimmung findet auf Hintergebäude keine Anwendung, welche an Stelle 
früherer Gebäude auf derselben Grundfläche und in nicht grösserer Höhe wieder auf- 
geführt werden. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der StAdtcollegien. 

§. 30. Wohnhöfe. Wohnhöfe, welche neu angelegt oder mit neuen Gebäuden 
versehen worden, müssen Eingänge in gleicher Höhe mit. der Strasse haben, welche 
wenigstens 2,3 M. breit und mindestens 3 M. hoch sind. Die Lichtenweite solcher Höfe 
darf nicht unter 5 Meter im Gevierte betragen, bei zwei unmittelbar neben einander 
liegenden Wohnhöfe» kann die Breite auf 4 Meter für jeden der Höfe beschränkt wer- 
den. Bei jedem NVohnhof ist für gehörige Abwässerung Sorge zu tragen. 

Die flöhe der an Wohnhöfcn liegenden Gebäude, wenn dieselben neu angelegt 
oder wieder erbaut werden, darf das Vfofatthe der Liehtcnweite des Hofes nicht über- 
steigen. 

§. 31. Höhe der Wohn räume. Alle zum täglichen Aufenthalt von Menschen 
bestimmten Wohnräume müssen in neuen Gebäuden wenigstens 2,5 M. und, wenn solche 
in vorhandenen Gebäuden neu angelegt werden, wenigstens 2,3 M. lichte Höhe erhalten. 
Alle Wohn- und Schlafräuine mit weniger als 2.8 M. jichter Höho müssen zur Herstel- 
lung eines gehörigen Luftwechsels mit passenden Einrichtungen und mindestens mit 
Fcustcrn zum Oeönen in hinreichender Zahl und Grösae versehen und dürfen nur von 
Innen heizbar sein. 

§. 32. Wohnkeller. Kellergeschosse dürfen nnr dann zu Wohnungen ein- 
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gerichtet werden, wenn dieselben gegen das Eindringen von Feuchtigkeit genügend 
sicher gestellt sind, deren lichte Höhe mindestens 2,3 M. beträgt ond die Aussenmauorn 
mit einer mindestens 14 Cm. messenden und 15 Cm. unter den Kellerfussboden reichen- 
den Luftschicht umgeben sind. Die Decke derselben muss regelmässig wenigstens 90 Cm. 
über dem Niveau des Bürgersteigs resp. der Strasse liegen. 

Solche Wobnräume, welche nicht mit der Strasse oder einem Hofplatz in Ver- 
bindung stehen, müssen mit Fenstern in den Zwischenmauern und Luftzügen in den 
Heizungsanlagen versehen sein. 

§. 36. Weite der Schornsteine. Jedem Bauenden ist es gestattet, entweder 
weite besteigbare oder enge nicht besteigbare Schornsteine anzulcgen. Erstero müssen 
mindestens 43 und 43 Cm. im Lichten halten, letztere dürfen rund oder viereckig, 
jedoch im Lichten nicht enger als 12 Cm. und weiter als 24 Cm. im Durchmesser oder 
Gevierte angelegt werden. 

In einen Schornstein von 12 Cm. darf nur eine Feuers teile geleitet werden, oder 
höchstens 2 Oefcn, in eipen Schornstein von 24 Cm. höchstens 5 Oefen. 

§, 37. Bauart der Schornsteine. Alle Schornsteine müssen eine solche Höhe 
haben und die zugehörigen Feuerungen müssen so eingerichtet sein, dass jede Belästi- 
gung durch Kauen, Kuss oder dergleichen möglichst vermieden wird. Andernfalls 
müssen auf Verlangen der Bau-Commission dergleichen Anlagen zweckentsprechend 
verändert oder beseitigt werden. 

Alle Schornsteinanlagen sind von Grund an aufzufüiiren und müsscu den First 
möglichst überragen, die Dachfläche wenigstens um 1,7 M., wenn sie seitwärts aus der- 
selben heraustreten. 

Die einmal angenommene Weite der Schornsteine ist in ihrer ganzen Höhe gleich- 
massig inne zu halten und sind dieselben nur von rothen, gut gearbeiteten und gut ge- 
brannten Steinen auszuführen, inwendig und auswendig sorgfältig abzupntzen, nament- 
lich da, wo sie zwischen den Balkenlagen durchgehen. 

Für Anlagen zu gewerblichen Zwecken kommen folgende besondere Vor- 
schriften zur Anwendung: 

§. 61. Anmeldung der gewerblichen Anlagen. Für diejenigen gewerb- 
lichen Anlagen, welche nach §§. 16. und 24. der Gewerbe-Ordnung für den Nord- 
deutschen Bund vom 21. Juni 1869 einer besonderen Genehmigung bedürfen, kommen 
die bezüglichen Vorschriften der Gewerbe-Ordnung und der Ministerial- Verfügung vom 
4. September 1869 zur Anwendung. 

Hinsichtlich der übrigen Betriebe hat Jeder, der eine solche Anlage zu unter- 
nehmen, abzuändern oder zu verlegen beabsichtigt, vor der Ausführung die nach den 
5. und 6. hiezu erforderliche Erluubniss bei der Bau-Commission nacnzu6uchen. Er 
ist verpflichtet, allen denjenigen Vorschriften zu genügen, welche ihm Seitens der 
Commission in Betreff der Ausführung der Anlage gestellt werden, sowie auch später 
diejenigen Aenderungen vorzunehmen, welche sich durch die Erfahrung beim Gebrauch 
als notnwendig ergeben möchten. 

Nach Vollendung der Anlage darf dieselbe nicht eher benutzt worden, als bis die 
bei der Commission nachzusuchende Genehmigung hiezu ertheilt ist. 

ln Betreff der in §. 16. der Bundes-Gewerbe-Ordnung einzeln aufgeführten Ge- 
werbebetriebe sind im Allgemeinen folgende Normen zu beobachten: 

1) Zur Aufnahme derjenigen dem Etablissement zugeführten thierischen Abfälle, 
welche nicht sofort verarbeitet werden, müssen gemauerte, mit dicht schliesscu- 
den Deckeln versehene Gruben oder gern: ueite, mit dichten Dächern ver- 
sehene Behälter über der Erde mit dicht schliessenden Thüron eingerichtet 
und mit der Feuerstelle des Etablissements mittelst Röhren behufs einer guten 
Ventilation in Verbindung gesetzt werden. 

2) Alle dergleichen zugeführte thierische Abfälle müssen vor eiutretender Fäul- 
nis» in diese Gruben oder Behälter gebracht und die Deckel, resp. Thüren 
derselben stets gut verschlossen gehalten werden. 

Im Sommer müssen die Abfälle bei längerem als 24 ständigem Liegen bis 
zur Verarbeitung mit Chlorkalk, Carbolsänre oder einem andern Desinficir- 
mittel dcsinticirt werden. 

Dergleichen Abfälle dürfen unter keiner Bedingung weder auf dem Platze, 
noch in den Arbeitsräurnen frei herumliegen oder autgehangen werden. 

3) Zur Aufnahme der Ueberblcibsel von den Abkochungen und der Jauche müssen 
auf dem Platzo hinreichend grosse, vollständig wasserdicht von Klinkern oder 
Schlacken in Cement gemauerte Behälter angelegt und mittelst dichter Röhren 
mit den Kesseln in Verbindung gesetzt sein. 
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Diese Gruben sind mit völlig dicht schliessenden und mit Erde zu be- 
deckenden Deckeln zu versehen. 

4) Es darf keine Jauche, kein Abfall und dergleichen nach diesen Behältern in 
offenen Rinnsteinen über den Platz geleitet oder in offenen Gcfässen getragen 
werden, ebenso ist eine Leitung oder ein Austragen dieser Reste in öffentliche 
Rinnsteine oder Graben bei Strafe untersagt. Eine Ableitung in vorhandene 
Strassen-Siele ist nur gestattet, wenn die Abflüsse vorher desinficirt worden 
sind. 

5) Zum Zwecke der Kntleoruug der Behälter müssen dieselben mit Pumpen (am 
besten metallenen) versehen werden, an deren Mundstücken dichte Schläuche 
befestigt sind, welche bis in die die Masse aufnehmenden dicht verschlossenen 
Gefässe reichen. 

6) Die Entleerung der Behälter darf, falls keine vorherige Desinfection stattge- 
funden hat, nur in derZeit von 12 Uhr Abends bis 4 Uhr Morgens geschehen. 

Sollen die Behälter von festeren Stoffen entleert werden, welche nicht 
durch Pumpen entfernt werden können, so ist die Masse vorher durch Chlor- 
kalk, Eisenvitriol, Carbolsfiure oder andere anerkannte Mittel zu dcsinficiren. 
Dio Behälter dürfen nie mehr als bis 0,2 M. (8 Zoll) unter den Deckeln an- 
gefüllt werden. Nach erfolgter Entleerung der Gruben etc. sind dieselben 
mit Chlorkalk oder Carbolsäure zu dcsinficiren und etwa verschüttete Massen 
des Grubeninhalts sorgfältig zu beseitigen. 

7) Die Feuerung^anlagen müssen mit einem Schornstein versehen sein, welcher 
den in den §§. 36. und 47. der Bauordnung vorgesebriebenen Bedingungen 
entspricht. 

8) Die Kesselfeuerungen sind nach Bestimmung der Bau-Polizei-Commission in 
der Weise zu construiren, dass die Dämpfe und Dünste nus dem Kessel hinter 
den Rost der Feuerstelle geleitet oder uurch geeignete Ventilation« - Vorrich- 
tungen entfernt werden, so dass die Nachbarn nicht dadurch belästigt werden. 

9) Alle Arbeitsräume, sowie die Hnfplätze sind mit einem guten Pflaster, am 
besten von Klinkern oder Schlacken auf der hohen Kante zu versehen, die 
Fahrwege mit mindestens gespalteueu Granitsteinen zu pflastern. 

Diese gepflasterten Fussooaen und Hofpl&tze sind täglich, so lange es 
nicht friert, mit frischem Wasser zu spülen und stets rein zu erhalten. 

10) Alles rauhe Holzwerk an den Gebäudeu. Planken etc. ist mit SteiDkohlentheer 
gut zu streichen und dieser Anstrich öfters zu erneuern. 

Sollten aus localen Gründen oder wegen besonderer Beschaffenheit des 
Betriebes die vorstehenden Anordnungen nicht genügen, um die Nachbarschaft 
gegen Belästigung zu schützen, so bleibt für solchen Fall die Anordnung be- 
sonderer Massnahmen Vorbehalten. 

§. 62. Einrichtung von Viehställen. Die Einrichtung von Viehställen jeg- 
licher Art bedarf der Genehmigung der Bau-Commission. Die Ställe und Höfe vor 
denselben müssen mit einem guten Pflaster versehen sein und dürfen die Abflüsse aus 
denselben nicht in die öffentlichen Rinnsteine, sondern müssen in Gruben geleitet wer- 
den, welche entweder vollkommen wasserdicht und oben dicht bedeckt oder in gehöriger 
Entfernung von allen Wohnräumen angelegt werden müssen. 

Die Bau-Commission ist befugt, von der Beobachtung dieser Vorschrift in Fällen, 
in welchen deren Ausführung mit besonderen Schwierigkeiten verbunden ist, Dispense 
zu ertheilen. 


J. Schlachthäuser. 

Schlachthäuser bedürfeu nach §. 16 der Gewerbe-Ordnung der beson- 
deren Genehmigung der zuständigen Behörden und bleibt es (§. 23 alinea 1) der 
Landesgesetzgebung Vorbehalten, für solche Orte, in welchen öffentliche 
Schlachthäuser in genügendem Umfange vorhanden sind oder errichtet werden, 
die fernere Benutzung bestehender und die Anlage neuer Privatschlächterei zu 
untersagen. 

Das Gesetz vom 18. März 1868, betreffend die Errichtung öffentlicher, aus- 
schliesslich za benutzender Schlachthäuser, lautet: 
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Wir Wilhelm, von Gotte« Gnaden König von Preussen etc., verordnen, mit Zu- 
stimmung beider Häuser des Landtages der Monarchie, was folgt: 

8. i. ln denjenigen Gegenden, in welchen eine Gemeindeanstalt zum Schlachten 
von Vieh (öffentliches Schlachthaus) errichtet ist, kann durch Gemeindebeschluss an- 
geordnet werden, dass innerhalb des ganzen Gemcindebezirks oder eines Theils desselben 
das Schlachten 6ämmtlicher oder einzelner Gattungen von Vieh, sowie, gewisse, mit dem 
Schlachten in unmittelbarem Zusammenhänge stehende, bestimmt zu bezeichnende Ver- 
richtungen, ausschliesslich in dem öffentlichen Schlachthause, resp. den öffentlichen 
Schlachthäusern, vorgenommen werden dürfen. 

In dem Gemeinde-Beschlüsse kann bestimmt werden, dass das Verbot der ferneren 
Benutzung anderer, als der in einem öffentlichen Schlack thauso befindlichen Schlacht- 
stätten, 

1) auf die im Besitze und in der Verwaltung von Innungen oder sonstigen Cor- 
porationen befindlichen gemeinschaftlichen Schlachthäuser, 

2) auf das nicht gewerbmässig betriebene Schlachten 
keine Anwendung finde. 

§. 2. Durch Gemeinde-Beschluss kann nach Errichtung eines öffentlichen Schlacht- 
hauses angeordnet werden, dass alles in dassolbc gelangende Schlachtvieh zur Fest- 
stellung seines Gesundheitszustandes sowohl vor, als nach dem Schlachten einer Unter- 
suchung durch Sachverständige zu unterwerfen ist. 

§. 3. Dio in den §§. 1 und 2 bezeichneten Gemeinde-Beschlüsse bedürfen zu ihrer 
Giltigkeit der Genehmigung der Bezirks-Regierung. 

Das Verbot der Benutzung anderer, als der im öffentlichen Schlachthausc befind- 
lichen Schlachtstättcn (§. 1) tritt sechs Monate nach der Veröffentlichung des geneh- 
migten Gemeinde-Beschlusses in Kraft, sofern nicht in diesem Beschlüsse selbst eine 
längere Frist bestimmt ist. 

§. 4. Die Gemeinde ist verpflichtet, das öffentliche, ausschliesslich zu benutzende 
Schlachthaus den örtlichen Bedürfnissen entsprechend cinzurichteu und zu erhalten. 

Will die Gemeinde die Anstalt eingehen lassen, so ist der Termin der Aufhebung 
von der Genehmigung der Regierung abhängig. 

§. 5. Die Gemeinde ist befugt, für die Benutzung der Anstalt, sowie für die 
Untersuchung des Schlachtviehes, beziehungsweise des Fleisches, Gebühren zu erheben. 
Der Gebührentarif wird durch Gemeinde-Beschluss auf mindestens einjährige Dauer 
festgesetzt und zur Öffentlichen Kenntniss gebracht. 

Die Höhe der Tarifsätze ist so zu bemessen, dass 

1) die für die Untersuchung (§. 2) zu entrichtenden Gebühren, die Kosten dieser 
Untersuchung, 

2) die Gebühren für die Schlachthaus-Benutzung den zur Unterhaltung der An- 
lagen, für die Betriebskosten, sowie zur Verzinsung und allmählichen Amorti- 
sation des Anlagecapitals und der etwa gezahlten Entschädigungssumme (tj. 7) 
erforderlichen Betrag 

nicht übersteigen. 

Ein höherer Zinsfuss als fünf Procent jährlich und eine höhere Amortisations- 
quote als Ein Procent nebst den jährlich ersparten Zinsen darf hierbei nicht berech- 
net werden. 

§. 6. Die Benutzung der Anstalt darf bei Erfüllung der allgemein vorgeschricbenen 
Bedingungen Niemandem versagt werden. 

§. 7. Den Eigentümern und Nutzungsberechtigten der in dom Gemeinde-Bezirke 
vorhandenen Privat-Schlacktanstalten ist für den erweislichen wirklichen Schaden, wel- 
chen sie dadurch erleiden, dass die zum Schichtbetriebe dienenden Gebäude und Ein- 
richtungen in Folge der nach §. 1 getroffenen Anordnung ihrer Bestimmung entzogen 
werden, von der Gemeinde Ersatz zu leisten. 

Eiüe Entschädigung für Nachtheile, welche aus Erschwerungen oder Storungen 
des Geschäftsbetriebes hergeleitet werden möchten, findet nicht statt. 

8. Soweit Pacht- und Micths vertrüge die Benutzung von Privat-Schlachtanstalten 
zum Gegenstände haben, erreichen solche Verträge ihr Ende spätestens mit dem Ablauf 
der nach $. 3 den Schlachthausbesitzern gewährten Frist. 

Ein Entschädigungsanspruch wegen dieser Auflösung allein steht dem Verpächter 
und Pächter gegen einander nicht zu. 


Frist bei der Bezirks- Regierung anzumelden. 

Diese Behörde ernennt einen Commissarius, welcher nntor Zuziehung von zwei 
Beisitzern den Anspruch zu prüfen und den Betrag der Entschädigung zu ermitteln hat. 
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Der eine der Beisitzer ist von dem Entschädigungs-Berochtigten, der andere von 
der Gemeinde zu wühlen. Erfolgt die Wahl nicht binnen einer vom Comrai&sarius zu 
bestimmenden mindestens zehntägigen Frist, so ernennt dieser die Beisitzer. 

§. 10. Nach Beendigung der Instruction reicht der Gommissarius die Verhand- 
lungen mit seinem Gutachten der Bezirks-Regierung ein, welche über den Entschädigungs- 
anspruch durch ein mit Gründen abgefasstes Resolut entscheidet und eine Ausfertigung 
desselben jedem der Betheiligten durch den Conrmissarius anshändigen lässt. 

11. Gegen das Resolut stellt jedem der Betheiligten innerhalb einer Frist von 
vier Wochen, vom Tage der Behindigung des Resolnts an gerechnet, die Beschreitung 
des Rechtsweges zu. 

Nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist hat das Resolut die Wirkung eines rechts- 
kräftigen Erkenntnisses. 

§. 12. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes finden auch auf den Fall 
Anwendung, in welchem die Gemeinde das öffentliche, ausschliesslich zu benutzende 
Schlachthaus nicht selbst errichtet, sondern die Errichtung desselben einem anderen 
Unternehmer überlässt. In diesem Falle verbleiben der Gemeinde die ihr in diesem 
Gesetze auferlegten Verpflichtungen. Das gegenseitige Verhältnis» zwischen der Ge- 
meinde uud dem Unternehmer ist durch einen Vertrag zu regeln, welcher der Bestäti- 
gung der Bezirks- Regierung unterliegt. 

§.13. Die in diesem Gesetze den Bezirks -Regierungen beigelegten Befugnisse 
stehen in der Provinz Hannover, so lange Bezirks- Regierungen daselbst nicht eingesetzt 
sind, den Landdrostoien zu. 

§. 14. Wer der nach §. 1 getroffenen Anordnung zuwider ausserhalb des öffent- 
lichen Schlachthauses entweder Vieh schlachtet oder eine der sonstigen im Gemeinde- 
Beschluss näher bezeichnetcn Verrichtungen vornimrat, hat für joden Uebertretungsfall 
cino Geldbusse bis zu zwanzig Thalern oder im Unvormögcnsfalle verhältnissmässige 
Gefängnisstrafe verwirkt. 

In vielen Regierungs-Bezirken, wo noch keine öffentliche Schlachthäuser 
bestehen, sind behufs Sicherung der erforderlichen Reinheit und der Vermeidung 
von belästigenden und ungesunden Ausdünstungen besondere Polizei- Verordnungen 
über Einrichtung der Schlachthäuser, über Wegschaffung des Bluts, der Abfälle etc. 
erlassen worden. 

K. Sanitätspolizeiliches Verfahren bei Todesfällen und 
Beerdigungen. 

I. Bettung von Scheintodten. 

Die älteste Anleitung zur Behandlung von Scheintodten findet sich in der 
Instruction des Ober-Colleginms sanitatis vom 31. October 1794. 

„Die Anweisung zur zweckmässigeu Behandlung und Rettung der Schein- 
todten oder durch plötzliche Zufälle verunglückter Personen, herausg. auf Veran- 
lassung des Kgl. Ministern der Medicinal- Angel, vom 4. Septbr. 1847“, ist noch 
durch die hiesige Hirsch wald'sche Buchhdlg. zu beziehen. 

Das Verfahren von Marshall-Hall und namentlich von Silvester, durch 
bestimmte Manipulationen die Athembewegungeu bei Scheintodten anznregen, 
verdient die grösste Beachtung und allgemeine Einführung, und zwar um so 
mehr, als es auch von Laien sofort am Orte des Unglücks ansgeführt wer- 
den kann. 

Anleitung 

zu einem Verfahren, Scheintodte in Ermangelung ärztlichen Beistandes 
durch Erweckung des Athemholens wiederzubeleben. 

Um den Uebergang des Schcintodtes in wirklichen Tod zu verhindern und das 
erlöschende Leben zu retten, kommt es in der grössten Zahl der Fälle vor Allem 
darauf an, dass zunächst und ohne Verzug das Athemholen hergestellt werde. Ver- 
suche, dies zu erwirken, sind auch ohne Anweisung eines Arztes anzustellen bei allen 
Ertrunkenen, Erhängten, Erdrosselten und Erwürgten, bei den Verschütteten, den durch 
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Dünste oder sonst wie Erstickten, den vom Blitze Getroffenen, wenn an ihrem Körper 
nicht Athmen, nicht Herz- oder Pulsschlag, nicht Bewegung oder Gefühl wahrgenommen 
werden, aber auch nicht sichere Zeichen des Todes, nicht Todtenflecke oder Fäulniss. 

Als ein zweckmassiges Verfahren, den Scheintodten wieder zum Athmen und da- 
durch zum Leben zu erwecken, gilt das nachfolgende von Marshall-Hall und Silvester 
angegebene. Jedermann, der einen Verunglückten der oben bezeichnten Art antrifft, 
ist im Stando, dasselbe anzuwenden. 

Der Versuch, einen Scheintodten wieder zum Athmen zu erwecken, muss auf der 
Stelle, wo derselbe aufgefunden wird, vorgenommen werden, bei Ertrunkenen, nachdem 
diese aus dem Wasser gezogen sind, bei Erhängten und Erdrosselten, nachdem zuerst 
der Strick am Halse durchschnitten und gelöst worden ist. 

1) Man löse rasch die Kleidung durch Aufknöpfen, Losbaken, Durchschneiden 
der Bänder, Hosenträger, Schnürleiber. Dann entblössc man Unis und Brust und wende 
diese und das Gesicht dem Luftzuge, dem Winde entgegen. Findet man den Schein- 
todten im geschlossenen Raum, so öffne man zugleich Thür und Fenster. 

Jetzt reinige man Mund und Schlund von Schleim. Wasser, Sand u. dgl., indem 
man den Körper mit dem Gesichte dem Erdboden zukehrt, den einen Ann unter die 
Stirn geschoben lagert, hiernach die Zunge weit hervorzieht und mit dem eignen Finger 
oder einem Tuche den Mund bis hinten nin auswischt. 

Wenn darnach die Brust athmend sich hebt und senkt, so muss für weitere Be- 
lebung gesorgt, werden, wie unten angegebon; wenn aber das Athmen schwach oder 
gar nicht eintritt, dann ist sogleich 

2) der Scheintodte zum Athemholen anzuregen. Derselbe wird auf die Seite ge- 
wendet, sein Konf dabei unterstützt, dann reize man die Nasenlöcher mittelst einer 
Feder, eines Strohhalmes oder mit SehnupftRback und, wenn kaltes Wasser zur Hand 
ist, bespritze man mit diesem Gesicht und Brust kräftig etwa zehn Mal hinter einander, 
nachdem sie mit der Hand oder einem Tuche flüchtig trocken gerieben sind. 

Wird das Athmen auf diese Weise in wenigen Minuten noch nicht hervorgerufen, 
so ist kein Augenblick zu verlieren und 

3) die Athmung8bewegung nachzuahmen. Der Leblosscheinendo wird wieder mit 
dem Gesicht abwärts gelagert, seine Brust durch Unterschieben eines zusammen gerollten 
Rockes oder eines anacren Kleidungsstückes erhöht. 

Nun wendet man ihn sanft auf die Seite und noch ein wenig darüber hinaus, 
dann rasch wieder auf das Gesicht. Dieses Umwenden muss durchaus gleichmässig 
etwa fünfzehn Mal in der Minute wiederholt werden, und jedes Mal, sobald der Körper 
wieder auf das Gesicht gewendet worden, drücke man kräftig dio Rückenfl&cho seines 
Brustkastens entlang mit der eigenen Hand, bis er wieder auf die Seite gekehrt wird. 

Sind mehrere Hülfeleistende zugegen, so stütze der eine bei diesem \ erfahren den 
Kopf des Verunglückten, ein anderer übernehme das Drücken des Rückens, ein dritter, 
wenn es nöthig ist, das Abtrocknen und Anlegen trockener Kleidung, aber ohne das 
regelmässigo Wenden des Körpers zu unterbrechen. 

Ist diese Behandlung fünf Minuten fortgesetzt, der Scheintodte jedoch noch nicht 
zum regelmässigen Athmen gebracht, dann ist auf folgende Weise weiter zu verfahren. 

Man lege den Scheintodten auf dom Rücken ausgestreckt auf eine etwas schräge 
Fläche, so dass Kopf und Brust ein wenig höher liegen, auf abschüssigem Erdboden 
oder auf eiu au einem Ende erhöhtes Brett, schiebe auch einen Rock oder ein anderes 
Kleidungsstück zusammengerollt unter die Schulterblätter. Jetzt stelle man sich hinter 
den Kopf des Verunglückten, fasse sodann beide Arme nahe oberhalb der Ellenbogen 
und ziehe dieselben sanft und gleichmässig schnell bis zum Kopfe heran/, zugleich 
etwas rückwärts und nach aussen. Man halte die Arme zwei Secunden lang so" nach 
oben gestreckt, dann bewege man sie langsam wieder abwärts und drücke die Ellen- 
bogen fest gegen die Seiten der Brust. 

Sofort werden die Arme wieder erhoben und wieder herabgelassen und muss 
dieses etwa fünfzehn Mal in der Minute in ruhiger, taktmassiger Weise geschehen 

Dieses letztere Verfahren wird, wenn nicht ein Arzt erklärt, dass der Tod wirklich 
eingetreten sei, zwei Stunden lang fortgesetzt, da Scheintodte zu dieser Zeit noch zum 
Leben erweckt worden sind. 

Erst wenn das Athemholen bedeutend bemerkbar ist, geschehe das Notlüge zur 
Erwärmung und Beförderung des Bluturalaufs, erst dann reibe man mit den Händen, 
besser mit Tüchern, Stroh, Flachs, Wolle, die Gliedmassen von unten nach oben, lege 
heisse Tücher, Flaschen voll warmen Wassers, erwärmte Steine an die Schenkel, Waden, 
Fusssohlen, bürste die Handflächen und die Fusssohlen, aber ohne sie wund zu machen, 
bringe den Verunglückten in ein Bett, gebe ihm vorsichtig einen Thcelöffel warmen 
Wassers in den Mund und, wenn er schluckt, ein wenig Wein, Branntwein mit warmem 
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Wasser, Kaffee, sorgo endlich dafür, dass derselbe ungestört schlafe und dass ein Arzt 
die weitere Behandlung übernehme. 


Zur Anweisung für Heilgehülfen, Polizei- und Gemeinde-Beamte, sowie für 
alle Diejenigen, deren Amtspflicht oder Menschenfreundlichkeit sie zur ersten 
Hülfeleistung bei Verunglückten veranlasst, empfiehlt sich zur allgemeinen Ver- 
breitung 

„Die Behandlung Verunglückter bis zur Ankunft des Arztes. Im amtlichen 
Aufträge herausgegeben von Dr. E. H. Müller, Geh. Med.-Rath zu Berlin. Ber- 
lin 1*65 bei Enslin.“ 

Die Anweisung ist in Tableauform erschienen und für 6 Sgr., in grösserer 
Anzahl noch billiger, zu beziehen. 

lieber die Verpflichtung zur Rettung Scheintodter und Verunglückter han- 
delt die 

C riminal- Ordnung vom 11. Deccmbcr 1805. 

§. 140, Der Körper eines Menschen, dessen Tod nicht .unter den Augen seiner 
Hausgenossen oder anderer unbescholtener Personen natürlicher Weise erfolgt, sondern 
durch Gewalt. Zufall, Selbstmord oder eine bis dahin unbekannte Ursache bewirkt ist, 
darf niemals eigenmächtig beerdigt, sondern es muss ein solcher Vorfall von denjenigen, 
die ihn entdecken, sogleich und zwar auf den Dörfern der Gerichts-Obrigkeit oder 
denjenigen, welche ihre Stelle vertreten, in den Stadien aber der Stadt - Obrigkeit ge- 
meldet werden. 

§. 150. Eben diese Anzeige muss besonders alsdann geschehen, wenn ein unehe- 
liches Kind todt zur Welt gekommen oder binnen 24 Stunden nach der Geburt ver- 
storben und bei der Entbindung weder eine Hebenmme, noch eine andere ehrbare Frau 
gegenwärtig gewesen ist. 

§. 151. Sobald der Gerichts- oder Stadt- Obrigkeit eine solche Anzeige geschieht, 
ist sie schuldig, ohne den geringsten Zeitverlust dem vielleicht Scheintodten die Hülfe 
zu leisten, welche das Edict vom 15. November 1775 vorschreibt. Zugleich müssen 
Gutsherrschaften und Magistrate in Amts- oder adeligen Städten, worin keine Jnstiz- 
person wohnhaft ist, den Gerichtshalter oder eine andere zur Justiz vereidete Person 
sogleich holen lassen, ihm dabei die Umstände kürzlich melden und bis dahin die Ver- 
anstaltung treffen, dass, wenn der Tod wirklich erfolgt, der Körper bis zur Ankunft des 
Richters unter der Aufsicht der Dorfgerichte oder städtischen Gerichtsbeisitzer von der 
Sudle, an welcher er gefunden ist. erhoben und dergestalt aufgehoben werde, dass er 
nicht durch Ungeziefer, andere Thiere, oder durch Fäulnis* schneller als gewöhnlich 
zerstört werden möge. 

§, 154. Sind die Umstände so beschaffen, dass noch einige Hoffnung übrig bleibt, 
den vielleicht Scheintodten in’s Loben zurückzubringen, und ist zur Rettung desselben 
bis dahin kein approbirter Arzt oder Wundarzt horbcigeholt, so hat der Justizbediente 
dies ohne allen Aeitverlust zu veranstalten. 

Circ.»Vcrf. des Departements der allg. Polizei im Ministerium des Innern 
vom 6. Nov. 1811, hotr. den Termin zur Vornahme von Sectione n (Sack). 

Je bereitwilliger das Publikum mit zunchmendor Aufklärung und Bildung geworden 
ist, den nach Kenntniss dunkler Krankheitezutsände begierigen Aerzten die Oeffnung 
der Leichen zu diesem Zwecke nachzugobcn, desto nöthiger ist es, dass hierbei nicht 
nur mit gehöriger Vorsicht, sondern auch mit derjenigen Schonung und Achtung vor 
dem Todten and dem Trauerhause verfahren werde, die eine geheiligte Sitte zur Pflicht 
gemacht hat. Deswegen wird hiermit Folgendes verordnet: 

1) Leichen dürfen nicht eher als 24 Stunden nach dem Absterben secirt werden;* 
sie sind vielmehr zugedeckt im Bette oder in einer hinlänglich warmen Stube, Kammer 
und dergleichen zu lassen, wenn nicht die offenbare Gewissheit des Todes and der Ur- 
sache desselben, wie z. B. bei tödlichen Verletzungen, Unglückaffillcn u. s. w. dieses 
nöthig macht. 

2) Wenn nach Ablauf dieses Zeitraumes der Arzt sich von der Gewissheit des 
Todes nicht völlig und so überzeugt hält, dass er auf Erfordern einer sachkundigen Be- 
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hörde solche erweisen zu können glaubt, so muss die Leiche so lange unverletzt und in 
gehöriger Wärme erhalten werden, bis der Arzt die Gewissheit des Todes für ganz er- 
weislich hält. 

3) Ebenso ist es mit den Leichen Verunglückter zu halten, an welchen die vor- 
geschriebencn Wiederbelebungsversuche vergeblich vorgenommen, aber sichere Zeichen 
des Todes noch nicht vorhanden sind. 

4) Die nun erlaubten Sectionen müssen so viel als möglich ohne Geräusch, Auf- 
sehen und ohne Jemandes vermeidliche Störung verrichtet werden. Aerzte dürfen nur 
solche Personen beiziehen und zur Hülfe nehmen, für deren anständiges Betragen und 
Verschwiegenheit sie einstehen können. 

5) Diese Vorschriften sind besonders auch in öffentlichen Krankenhäusern zu be- 
obachten, wo die Leichname warm bedeckt in einem eigenen, im Winter erwärmten 
Local während des vorgeschriebenen Zeitraums aufbewahrt werden müssen. 

6) Wegen des Verfahrens bei gerichtlichen Obductionen wird der Chef der Justiz 
die Gerichtbehörden anweisen, die Vorschrift dieser Verordnung zu befolgen; auch soll 
die schleunige Operation des Kaiserschnitts hierdurch nicht eingeschränkt werden, die 
ein Sachverständiger vornimmt, so bald die Entbindung einer plötzlich verstorbenen 
Schwangeren von einem lebensfähigen Kinde auf andere Weise nicht bewirkt werden 
kann. 

7) Die Ahndung der Uebertretung vorstehender Vorschriften durch willkürliche 
Strafen bleibt den Polizei -Deputationen der Provinzial -Regierungen, in hiesigen Resi- 
denzen aber dem Polizei -Präsidium Vorbehalten. Ein Jeder, der dergleichen Ueber- 
tretungen wahrnimmt und erweislich machen kann, besonders aber jede Ortspolizei - Be- 
hörde, ist solche anzuzeigen verbunden. 

Strafgesetzbuch vom 31. Mai 1870. (B.-G.-Bl. S. 197.) 

§. 360. Mit Geldstrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Haft wird bestraft: 

10) Wer bei Un^lücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Noth von der Polizeibehörde 
oder deren Stellvertreter zur Hülfe aufgefordert keine Folge leistet, obgleich 
er der Aufforderung ohne erhebliche eigene Gefahr genügen konnte. 

Die aus diesem Paragraphen hervorgehende Verpflichtung zur Rettung 
Scheiutodter und Verunglückter bezieht sich nicht speciell auf Aerzte, also nicht 
anf die Gewährung technischer und ärztlicher Hülfe, sondern auf jede Person, 
welche in der Lage ist, Hülfe leisten zu können. 

ln Betreff der Prämie für Wiederbelebungsversuche etc. ergingen 
folgende Bestimmungen: 

Verf. der Minister der geistl. Angel, und des Inn. vom 2. Februar 1821 
(v. Altenstein, v. Schnckmann). 

Der Königlichen Regierung eröffnen wir auf ihre Anfrage in dem Berichte vom 
12. December v. J., dass 

zu 1) die in der Verf. vom 20. October v. J. verheissenen Prämien nicht bloss für 
Rettung der Scheintodten , sondern im Allgemeinen für die Rettung ver- 
unglückter und in Todesgefahr gerathener Menschen zu bewilli- 
gen sind; 

zu 2) naben nicht bloss Chirurgen, welche sich um die Wiederbelebung eines Schein- 

* todten bemühen, sondern überhaupt Medicinalpersonen und also auch wirk- 
liche Aerzte in vorkommenden Fällen Anspruch auf die Prämien von resp. 
10 Thalern und 5 Thalern; 

zu 3) kann es nicht darauf ankommen, wer zuerst die Rettungsversuche angestellt 
hat: vielmehr wird die Prämie in dem Falle, wenn dabei mehrere Personen 
concurriren, unter dieselben zu vorthcilen sein; 

zu 4) ist den Chirurgen ausser dem bestimmten Sostro die Prämie zu zahlen; 
jedoch können in den Fällen, wenn dio Kosten den Staatskassen zur Last 
fallen würden, solche nicht noch ausser den Prämien gegen dieselben liquidirt 
werden. 

Verf. des Ministers des Innern vom 26. März 1824 (Koehler). 

Da der Inquisitoriats-Arzt N. zu N. als Instituts- Arzt die Verpflichtung auf sich 
hat, für die ausgesetzten Emolumente die Inhaftirteu mit ärztlicher Hülfe zu versehen, 
so kann derselbe, wie der Königl. Regierung auf den Bericht vom 8. d. M. eröffnet wird, 
auf eine Prämie wegen der durch ihn bewerkstelligten Behandlung der darin genannten 
drei Inculpaten, welche sieh zu erhängen gesucht naben, keinen Anspruch machen. 

Mcdicimü-Wrseo. q 
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Verfügung desselben Ministers vom 13. Januar 1826 (Rochier). 

Der Königlichen Regierung wird auf Ihre Anfrage im Bericht vom ... zu erken- 
nen gegeben, dass die Bestimmungen des Rescripts vom 20. Octobor 1820 wegen der 
Prämien für Rettung von Scheintodten auf andere, als namentlich die von Ihr 
bezeichneten Fälle, als Vergiftung u. s. w., nicht Anwendung finden. 

Der Zweck der Bewilligung jener Prämien ist nämlich dahin gerichtet, auch da 
noch Anlass und Reiz zur Beschaffung und angestrengten Anwendung dos ärztlichen 
und wundärztlichen Beistandes zu gewähren, wo der äussere Zustand des Verunglück- 
ten geeignet ist, die Meinung zu erwecken, als ob alle Hülfe zu ap&t und überflüssig 
sei. Die Prämie muss daher um so mehr auf den Scheintod beschränkt bleiben, als 
sonst schwerlich eine feste Bestimmung, in welchen Fällen sie zu bewilligen ist, möglich 
sein dürfte, um! die Prämie zuletzt für eine blosso Krunkcnbehandlung gefordert wer- 
den würde. 

Nach diesem Gesichtspunkte sind namentlich die Bestimmungen §. 782. ff. 20. U. 
des Allg. L.-R. getroffen, zufolge welcher dio Rettung eines Scheintodten immer, 
die Rettung aus anderer Gefahr aber nur unter besonderen Umständen 
(nach Befinden) belohnt werden soll; und es ist dies auch darin wohl begrün- 
det. dass es allgemeine Menschen- und Staatsbürgerpflicht ist, zur Rettung die Hand 
zu bieten, wo es ohne eigene erhebliche Gefahr geschehen kann, und weil, was Jemand 
in Erfüllung seiner Pflicht thut, der Regel nach nicht belohnt werden kann. 

C.-Verf. des«. Minist vom 22. August 1835 (Koehler). 

Zur Beseitigung der von einigen Provinzial- Regierungen zur Sprache gebrachten 
Zweifel über das Verfahren bei Bewilligung von Geldprämien für Lebensrottungen wird 
hierdurch Folgendes festgesetzt: 

In allen denjenigen Fällen, wo es sich um Rettung anderer, als schcintodter Per- 
sonen handelt bleibt dio Bewilligung der Prämie von irgend einer erheblichen Bemü- 
hung des Rettenden abhängig. Denn der Prämienertheilung liegt nächst dem Zwecke, 
die Bereitwilligkeit und Entschliessung zu einer Handlung dos Edelmuths zu vermehren, 
lediglich die Absicht zum Grunde, ein Verdienst zu belohnen, nicht aber, einen zufälli- 
gen Erfolg. Mit Rücksicht auf die Bestimmung des Allg. L.- R. TI. 20. §. 784, wonach 
der Edelmut!» desjenigen, welcher einem seiner Nebenmenschen das Leben gerettet hat, 
öffentlich bekannt gemacht und nach Befinden belohnt werden soll, und da nach §. 8. 
der Reg.-Instruct. vom 23. Octobor 1817 den Regierungen gestattet ist, die in ihrem 
Geschäftskreise bestehenden Gesetze ohne besondere Anweisung zur Ausführung zu brin- 
gen, hat die Königliche Regierung daher nach den jedesmaligen concreten Um- 
ständen Sich entweder blos darauf zu beschränken, den Rettungsfall durch Ihr Amts- 
blatt zur öffentlichen Kenntniss zu bringen oder dem Rettenden zugleich eine Geld- 
prämie anszahlen zu lassen. Insofern der Betrag dieser letztem die Summe von 10 
Thalern übersteigt, ist jedoch zuvor die höheie Genehmigung einzuholen; auch sind in 
den diesfalligen Zahlungsordres die Motive der Prümienbewilligungen jedesmal speciell 
anzugeben. 

Verf. desselben Minist, vom 10. November 1835 (Koehler). 

Das von der Königlichen Regierung nach Ihrem Bericht vom 23. September c. bis- 
her beobachtete Vorfahren bei Remuneration der mit Wiederbelebungsversuchen von 
Scheintodten und Verunglückten beschäftigt gewesenen Modicinalpersonen ist keineswegs 
in der Ordnung und widerspricht vielmehr der Vcrf. vom 2. Februar 1821. Aus die- 
ser letzteren geht nämlich deutlich hervor, dass zwischen demjenigen, was der Arzt für 
seine. Bemühungen von den geretteten Privatpersonen zu fordern und was ihm der 
Staat, um ihn zu solchen Bemühungen zu ermuntern, verheissen hat, ein Unterschied 
gemacht werden muss. 

Das Sostru m für dio ärztliche Hülfe, welches der Gerettete oder sein Nach- 
lass zu zahlen haben, ist durch die Allerhöchste Ordre vom 2. November 1820, als Er- 
gänzung zur Medicinaltaxe, dahin bestimmt: 

dass dafür von promovirten Aerzten der Betrag von 2 bis 4 Thlrn., von nicht 
promovirten und Wundärzten aber der Betrag von 1 Thlr. 15 Sgr. bis 3 Thlr. 
soll liquidirt werden dürfen. 

Ausser diesem Sostrum soll aus Staatskassen, zur Ermunterung zu solchen Wieder- 
belebungsversuchen, den Aerzten eine Prämie gezahlt werden, welche im Falle der Ret- 
tung 10 Thaler, im Falle erfolgloser Bemühungen 5 Thalor beträgt. 

Wo die Verbindlichkeit, zur Zahlung dieser Prämie provinzialreclitlu-h ebenfalls 
dem Geretteten oder seinem Nachlass, und in subskliuni der Gemeinde, der or ungohö- 
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rig, obliegt, hat darin durch die Vcrf. vom 20. October 1820 nichts geändert werden 
können; dagegen ist nirgends gesetzlich bestimmt worden, dass für die Zahlung des 
Sostri event. die Gemeinde oder der Staat hafte. Wenn letzteres nicht zahlbar zu 
machen ist, so muss der Arzt »ich mit der ihm zugesicberten Prämie begnügen und 
darin einen Ersatz für das ihm entgehende geringere fcostruni und die etwaigen baaren 
Auslagen finden. 


C.-Vorf. desselben Minist, vom 25. Februar 1837 (v. Rochow). 

Es ist in neuester Zeit vorgekommen, dass des Königs Majestät auf Grund der von 
den Provinzialbehörden in den Zeitungsberichten mitgetheiltcn kurzen Anzeigen über 
Rettung aus Lebensgefahr Sich haben veranlasst finden müssen, zur näheren Ben rt Hei- 
lung der Verdienstlichkeit der Rettenden von mir umständlichen Bericht zu erfordern. 
Um diesen erstatten zu können, sind dann meinerseits wieder in den meisten Special- 
fällen Berichtserforderungen nothwendig gewesen. Dies hat zu Weiterungen una Ver- 
zögerungen geführt, welche künftig vermieden werden müssen. Zu dem Ende bringe 
ich der Königlichen Regierung in Erinnerung, dass die Erthcilung von Auszeichnungen 
für Rettung aus Lebensgefahr dreifacher Art ist: 

1) Belohnung durch Geld; 

2) Erthcilung der Erinnerungs-Medaille; 

3) Verleihung der Rettungs-Medaille am Bande. 

Erstere erfolgt, insofern die Summe von zohn Tbalorn für den einzelnen Fall 
nicht überschritten wird, durch die Provinzialbehörden; die zweite geht von mir aus 
und die dritte erfolgt auf meinen desfallsigen Bericht durch Sc. Maj. Allerh. Selbst. 
Die in die Zeitungsanzeigen aufgenommenen Rettungsfällo eignen sich nun meistens nur 
zur ersten oder zweiten Art der Auszeichnung; hierüber erhält, des Königs Maj. keinen 
ausführlichen Bericht, in Fällen der dritten Art. aber den erforderlichen Bericht nicht 
schleunig genug. Um dem abhelf lieh zu hogogucn, veranlasse ich die Königliche Re- 
gierung hierdurch, künftig in denjenigen Fällen, in welchen Sie Lebensrettungen zur 
Belohnung durch Geldprämien angethan erachtet, der Erthcilung der Prämie tni Zei- 
tungsberichte Erwähnung zu thuu und zugleich dabei die mindere Verdienstlichkeit der 
Rettung anzudeuten; in den Fällen aber, in welchen Sic eine höhere Anerkennung bo- 
vorworten zu müssen glaubt, gleichzeitig mit dem Zeitungsberichte auch an mich zur 
weiteren Beschlussnahmc über die Art acr Auszeichnung des Rettenden ausführlich zu 
berichten. 

Verf. desselben Minist vom 2. November 1848 (v. Manteuffel). 

Die Prämien der Medicinalporsonen bei Rettungsversuchen Scheintod ter beruhen auf 
den Bestimmungen der Verf. vem 15. November 1775, des Public, vom 13. .lanuar und 
der Deel, vom 24. Juni 1788, der Verf. vom 1. März 1794, der Verf. vom 1. Mai 1799 
und de» Alig. L. R. II. 20. 784—787. An ollen diesen Orten, insbesondere in dem 

§. 7. des Public, vom 13. Januar 1788, als dem eigentlichen Sitze dieser Materie, ist 
bestimmt dass für die Bemühungen zur Rettung eines Verunglückten, je nachdem die- 
selben erfolgreich oder erfolglos gewesen sind, emo Belohnung von resp. 10 und 5 Tha- 
lern verabreicht werden soll. Nirgends findet sich eine Andeutung, dass diese für die 
Rettung einer Person ausgesetzte Belohnung zu ermässigen sei, wenn diese Bemühun- 
gen zu verschiedener Zeit ein und derselben Person als wiederholt oder zu derselben 
Zeit und an demselben Ort mehreren durch dasselbe Ereigniss verunglückten Personen 
gewidmet worden. 

Nur durch das Roser. vom 13. April 1835 (Anlage a.) ist eine Königliche Regie- 
rung angewiesen worden, in den seltenen Fällen, wo der mit einem Male geretteten 
Personen sehr viele sind, jedesmal anzufragen, wie es mit Zahlung der Lebensrettungs- 
prämie zu halten sei. 

Hiernach kann es wohl nicht einem Bedenken unterliegen, dass im Allgemeinen 
die Zahl der Rettungen, resp. erfolglosen Rettungsbemühungen auch die 
Zahl der zu verabfolgenden Prämien bestimmt 

Anlage a. 

Der Königlichen Regierung enviedert das Unterzeichnete Ministerium auf Ihre An- 
frage vom 26. v. M., 

wie es in den Fällen, wo der mit einem Male geretteten Personen sehr viele 
sind, mit Zahlung der Lobensrottungs-Prämie zu halten sei? 

9* 
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dass in dergleichen ungewöhnlichen Fällen jedesmal von Ihr zu weiterer Bestimmung 
anher zu berichten ist. 

Berlin, den J3. April 1835. 

Ministerium des Innern und der Polizei. 

Koehler. 

C.-Verf. des Minist der geistl. Angel, vom 21. Mai 1850 (v. Ladenberg). 

Auf den an den Herrn Minister des Innern erstatteten, von demselben als gegen- 
wärtig zu meinem Ressort gehörig abgegebenen Bericht der Königlichen Regierung 
vom 11. v. M. erkläre ich mich, bei Rücksendung der Anlagen, damit einverstanden, 
dass dem Sanitätsrath Dr. N. die vorschriftsmfissige Prämie für die in seiner Eingabe 
an das landräthlichc Amt vom 22. August v. J. specificirten Wiederbelebungsversuche 
an Seheintodten und Verunglückten nur in so weit zu zahlen ist, als die Versuche 
während der letzten vier Jahre, von 1849 an zurückgerechnet, vorgejiommen worden 
sind, dass dagegen der Anspruch auf die Prämie für die früheren Fälle nach dem Ge- 
setz vom 31. Murz 1838 über die Einführung kürzerer Verjährungsfristen als ver- 
jährt zu betrachten. Der Königlichen Regierung überlasse ich daher die weitere 
Verfügung. 

Da indessen die Nachforderung solcher Prämien auch für einen nur vierjährigen 
Zeitraum mit grossen Inconvenicnzen verbunden ist, so bestimme ich hierdurch für die 
Zukunft, dass die Ansprüche auf Geldprämien für Wiederbelebungsver- 
suche, welche an Verunglückten mit oder ohne Erfolg vorgenommen worden, bei Ver- 
meidung des Verlustes des Anrechtes binnen drei Monaten nach dem betreffen- 
den Vorfall bei der Orts- oder Kreisbehörde, und wenn hierauf von dieser binnen 
vier Wochen kein oder ein ablehnender Bescheid erfolgt ist, binnen sechs Monaten 
nach dem Vorfall bei der betreffenden Regierung angemeldet werden 
muss. Die Königliche Regierung veranlasse ich, diese Bestimmung durch das Amts- 
blatt zur öffentlichen Kenntnis» zu bringen. 

M.- Verf. v om 15. October 1855 (Lehnert). 

Auf die Eingabe vom . . . erwiedere ich Ihnen, dass Sie als Gefängnissarzt 
keinen Anspruch auf Bewilligung einer Prämie für die Wiederbelebung des in seiner 
Zelle erhängt gefundenen Gefangenen N. haben und daher von der Königlichen Regie- 
rung zu N. Bachgemäss beschießen worden sind. 

M.-Verf. vom 9. November 1857 (Lehnert). 

Auf den Bericht vom erwiedere ich der Königlichen Regierung, dass die 

Zweckmässigkeit und Gründlichkeit der angestellten Wiederbelebungsversuche Lei Schein- 
todten, wenn nicht aus besonderen Gründen das Gegentheil anzunehmen ist, präsumirt 
werden muss, und dass der Anspruch auf die vorschriftsmässige Prämie 
durch den Nachweis ausserordentlicher Anstrengungen nicht bedingt ist 

Wenn daher nicht besondere Gründe vorhanden sind, überhaupt an der Anstellung 
von Wiederbelebungsversuchen Seitens des Wundarztes N. bei der verunglückten Dienst- 
magd N. zu N. zu zweifeln, so veranlasse ich die Königliche Regierung, demselben die 
reglementsmässigo Prämie von 5 Thalern zahlen zu lassen. 

Verf. vom 31. März 1863 (I. V. Lehnert). 

Auf die Vorstellung vom ..... erwiedere ich Ihnen, dass für Belebungsver- 
suche von Bcheintoat geborenen Kindern eine Rettungsprämie nicht bewilligt 
wird. E 9 ist vielmehr die Pflicht eines jeden Geburtshelfers und jeder Hebamme, diese 
häufig vorkommenden, zu ihren Functionen gehörigen Versuche anzustellen, und die 
Königliche Regierung zu N. hat daher mit vollem Recht Ihre desfallsigen Ansprüche 
zurückgewiesen. 

Bei Gesuchen uui die Verleihung der Staatsprämie ist festzustellen, dass 
der Verunglückte auch wirklich scheintodt gewesen. Wo noch schwache Le- 
bensersebeinungen, z. B. leichte Athembewegungen, leichte Zuckungen, Zittern, 
hörbare Herztöne und dergleichen vorhanden sind, handelt es sich zwar um 
grosse Lebensgefahr, aber nicht um wirklichen Scheintod. 

Wird ferner die Prämie für erfolglose Lebensrettungsversuche beansprucht, 
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so muss aus der Beschreibung der angewendeten Rettungsversuche hervorgehen, 
dass sie mit der hinreichenden Ausdauer ausgeführt worden und das Abbrechen 
der ferneren Versuche wegen augenscheinlicher Hoffnungslosigkeit gerechtfer- 
tigt war. 

Die Verfügung vom 2. Juli 1869 warnt dagegen andererseits vor zu grosser 
Bedenklichkeit bei der Verleihung der Prämien. 

Verf. vom 2. Juli 1869 (I. A. Kncrk). 

Die Auffassung der Königlichen Regierung iu dem Bericht vom . . . hinsichtlich 
der Auslegung der Kescripte vom 13. April 1835 und 2. November 1848 kann ich nicht 
theilen. Es entspricht der Absicht der Prämiengewahrung überhaupt, dabei nicht 7.n 
ängstlich zu verfahren, vielmehr erscheint es räthuch, dass man bei der Bewilligung der 
Prämien für Wiederbelebungsversuche durch eine gewisse Liberalität den Eifer der Me- 
dicinalpersonen anrege und thätig erhalte. Dem entspricht auch vollkommen das Re- 
script vom 2. November 1848, und wenn in demselben das Rescript vom 13. April 1835 
allegirt ist, so ist es nur zu dem Zwecke gcschchon, dass im Allgemeinen die Zahl der 
Rettungen resp. Rettungsversuche die Zahl der Prämien bestimmt. Auch spricht das 
letztere Rescript nur von „ungewöhnlichen Fällen 4 *, in denen .sehr viele* Personen 
Gegenstand der Rettungsversuche sind. Vier Personen sind nicht unter diesen . Begriff 
zu subsumiren, und .ungewöhnlich* ist es auch nicht, dass vier Personen zugleich und 
in demselben Raum durch Kohlenoxydgas dem Tode nahe gebracht sind. 

Somit liegt der in dem gedachten Rescript vorgesehene Fall hier nicht vor. Die 
Königliche Regierung ermächtige ich daher, die von dem Wundarzte N. weiter in An- 
spruch genommene Prämie von 20 Thalern zahlen zu lassen und denselben auf sein 
Gesuch vom .... bei Rückgabe der Anlage demgemäss zu bescheiden. 

Circ.-Verf. an sämmtliche Königl. Regierungen etc. 
vom 27. Juli 1871 (I. V. Lehnert). 

Die meisten Königlichen Regierungen haben hinsichtlich der den Heildienern 
für Wiederbelebungsversuche zu bewilligenden Prämie in Befolgung der Verfügung vom 
23. September 1854 vorkommenden Falls die Genehmigung dazu nachgeRUclit. Unter 
Aufhebung dieser Verfügung übertrage ich hiermit den Königlichen Regierungen etc. 
die selbstständige Befugnis* zur Gewähruug dieser Prämie an Heildiener in 
demselben Umfange, wie sie denselben hinsichtlich der Aerzte und Wundarzte zustcht. 

Verf. vom 1 9. Mä rz 1872 an die Oberpräsidenten der Proviuzon 
H essen - Cassel und Hanuover. 

Auf den gefälligen Bericht vom ...... betreffend die Vorschriften in Beziehung 

auf die Kettung von Scheintodten, bestimme ich kraft der mir durch die Verord- 
nung vom 13. Mai 1867 (G.-S. S. 667) ertheilten Ermächtigung hiermit, dass dou 
Königlichen Regierungen, resp. Landdrosteien die selbstständige Befugnis* zur Gewährung 
der durch die Rescripte vom 20. October 1820, 10. November 1835, 21. Mai 1850 und 
15. October 1855 geregelten Prämien für Wiederbelebungsversuche an Aerzte und 
Wundärzte, und gemäss der unter dem 27. «Juli v. J. an die Regierungen der alten 
Provinzen erlassenen Verfügungen in demselben Umfange auch an die Heildien er, 
resp. Todtenbeschauer übertrage» wird. 

Unter demselben Datum wurde diese Verfügung an den Königl. Ober- 
präsidenten der Provinz Schleswig mit der Massgabe erlassen, dass die 
Prämie nur an Aerzte und Wundärzte zu bewilligen ist 

2- Beerdigung und Transport der Leichen. 

Die gesetzlichen Bestimmungen über das sanitätspolizeiliche Verfahren bei 
Beerdigungen etc. finden sich im 2. Theil des AUg. Landrechts Tit. 11. 

§. 184. In den Kirchen und in bewohnten Gegenden der Städte sollen keine 
Leichen beerdigt werden. 

8. 185. Boi Verlegung dor Begräbnissplätze können diejenigen, welche bisher 
erbliche Familienbegräbnisse in den Kirchen besessen haben, die unentgeltliche Anwei- 
sung eines schicklichen Platzes dazu auf dem neuen Kirchhofe forderu. 
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§. 186. Ohne Anzeige bei den goistliciien Oberen sollen Leichen anderswo als 
auf einem öffentlichen Kirchhofe nicht begraben werden. 

§. 463. ln allen Fällen, wo eine Leiche durch oinon andern Gerichts- Bezirk ge- 
führt werden soll, muss bei dem Ober- Gericht der Provinz ein Leichenpass n&ch- 
gcsucht werden. 

§. 467. lat der Todte an einer ansteckenden Krankheit verstorben, so dass durch 
Wegbringung der Leiche die Ansteckung verbreitet werden konnte, so muss die Leiche 
schlechterdings und ohne Unterschied der Falle da, wo sie ist, beerdigt werden. 

§. 46t). Jeder Todesfall muss dem Pfarrer des Kirchspiels, in welchem er erfolgt 
ist, augezeigt werden. 

§. 471. Auch von todtgebomen oder vor der Taufe gestorbnen Kindern muss die 
Anzeige dem Pfarrer geschehen. 

§. 473. Der Unterlassenen Familie und in deren Ermangelung dem Wirth des* 
Hauses, in welchem der Todesfall erfolgt ist, liegt es ob, denselben anzuzcigen. 

§. 474. Der Pfarrer muss sicli nach der Todesart erkundigen und dein Todton- 
gräber aufgeben, bei der Einlegung der Leiche in den Sarg und bei dessen Zuschlagung 
gegenwärtig zu sein. 

§. 475. So lange es noch im geringsten zweifelhaft ist: ob die angebliche Leiche 
wirklich todt sei, muss das Zuschlägen Je« Sarges nicht gestattet worden. 

§, 476. Die näheren Bestimmungen wegen der zur Verhütung des Lebendig- 
begrabens nüthigen Vorsicht bleiben den besonderen Polizei -Verordnungen Vor- 
behalten. 

§. 477. Allo gewaltsame Todesarten, so wie deren bei Besichtigung der Leiche 
sicli ergebende Vormuthongen, muss der Pfarrer der ordentlichen Obrigkeit schleunigst 
anzeigen und vor erfolgter Untersuchung weder das Begräbniss noch die Abfuhr 
gestatten. 

§. 761. Die Unterhaltung der Bcgräbnissplätzc ist gemeine Last und liegt allen 
ob, die an dem Kirchhof Thcil zu nehmen berechtigt sind. 

§. 762. Erhält jedoch die Kirche Bezahlung für die Grnbstcllen, so muss der 
Kirchhof aus der Kircbencasse auf eben die Art, wie die Kirche selbst, unterhalten 
werden. 

§. 764. Die Anlegung neuer Bcgräbnissplätzc soll nur aus erheblichen Ursachen 
und nur unter Einwilligung der geistlichen Oberen, so wie der Polizei- Vorgesetzten des 
Orts stattfinden. 

Die bürgerliche Beglaubigung der Sterbefälle, die sich bei Juden und Dissi- 
denten ereignen, soll uach der Allerh. Verordn, vom 30. März 1347 (G.-S. S. 125) 
durch Eintragung in ein gerichtlich zu führendes Register bewirkt w’erdeu, und 
muss die Anzeige davon dem ordentlichen Richter des Orts von dem Familien- 
haupte oder Wirth gemacht werden. 

Der §. 463 wurde abgeändert durch die 

A. 0. vom 3. Juni 1833 an das Staatsin inistcrium (G.-S. S. 73). 

Nach dem Anträge der Minister der Polizei und der Justiz bestimme Ich, dass 
die Leichenpässe, welche auf den Grund des §. 463 Tit. XI. P. II. L. R. von dem Ober- 
Gerichte der Provinz ertheilt werden, fernerhin durch die Regierungen als Provin- 
zial-Polixcibohordon nach vorgängiger mcdicinalpolizoilieher Untersuchung ausgefertigt 
werden sollen. Wird die Leiche durch mehrere Provinzial- Bezirke geführt, so ist die 
den Pass ausfortigende Behörde» verpflichtet, den Regierungen der andern Bezirke von 
der Ertheiluug des Passes Nachricht zu geben, auch die auf dem Wege zunächst be- 
rührten Polizei-Behörden des benachbarten Regierungs-Departements davon zu benach- 
richtigen. Das Staataniinisterium hat diesen Befehl durch die Gesetz-Sammlung bekannt 
machen zu lassen. 

und die Ausfertigung der Leichenpässe mittelst A. 0. vom 16. Mai 1857 den 
Kreis-Landräthen und den Polizei- Verwaltungen der Städte, welche Land- 
rathen nicht untergeordnet sind, übertragen. Dieselbe lautet: 

A. 0. vom 16. Mai 1857 an die Min. der goistl. Angel, und des Inn. 

Auf Ihren Bericht vom .... will ich in Bezug auf die Ordre vom 9. Juni 1833, 
nach welcher die Leichenpässe durch die Regierungen uls Provinzial - Polizeibehörden 
ausgefertigt worden sollen, Ihrem Anträge gemäss hierdurch genehmigen, dass die Aus- 
stellung der Leichenpässe den Landräthen, welche sich hierzu dor von den Regierungen 
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vollzogenen Blaiiquets zu bedienen haben, übertragen werde, und überlasse Ihnen, hier- 
nach aas Erforderliche zu verfügen. 

In Ausführung derselben erging die 

Circ.-Vcrf. der Min. der geistl. etc, Angel, u. des Inn. vorn 19. Dec. 1857 
(v. Kaum er. v. Westphalen). 

Es ist von mehreren Seiten her als wünschensworth bezeichnet worden, die auf 
Bewilligung der Translocirung von Leichen nach einem andern Orte behufs ihrer 
Beerdigung gerichteten Anträge einer schleunigeren Erledigung dadurch zuzufüliren, 
dass die Befuguiss zur Ausstellung von Leichen passen, welche nach der Allerh. Cabinots- 
Ordre vom 9. Juni 1833 (G.-S. S. 73) den Provinzuu-Regiernngen Vorbehalten ist, von 
diesen den Landräthen dolegirt werde. 

Nachdem Se. Majestät der König auf unsern Vortrag Allerhöchst zu genehmigen 
geruht haben, 

dass die Ausstellung der Leichenpässe den Landräthen, welche sich hierzu 
der von den Regierungen vollzogenen Blanquets zn bedienen haben, über- 
tragen werden könne, 

setzen wir die Königliche Regierung hiervon in Kenntnis« und indem wir Ihr über- 
lassen, demgemäss die Ihr untergeordneten Landräthe mit der entsprechenden Ermäch- 
tigung zu versehen, ertheilen wir zugleich iu Bezug auf das bei der Ausstellung der 
Leicbenp&sse obwaltende sanitäts-polizeilichc Interesse die nachfolgenden Vorschriften: 

1) Einem jeden Gesuche um Gewährung der Erlaubnis» zu einem Leichentraus- 
porte muss ein Todtenschein, welcher von dem Arzte des Gestorbenen, unter genauer 
Angabe des Namens nnd Standes des Todten, der Krankheit an welcher er gestorben, 
una des Todestages, auszustellen ist, so wie eine Erklärung desselben Arztes darüber, 
dass dem Transporte dor Leiche sanitäts-polizeilichc Bedenken nicht entgegenstehen, 
beigefügt sein. 

2) Der gutachtlichen Acusserung des Kreisphysikus bedarf cs in der Regel nicht. 
Dieselbe ist aber dann einzuholen, wenn der Transport der Leiche in das Ausland 
erfolgen soll, oder wenn der vorliegende Specialfall selbst oder die von einem nicht 
beamteten Arzte ausgestellten Bescheinigungen (Nr. 1) zu Bedenken Anlass geben. 

3) Leichentransporte aus Orten, wo ansteckende Krankheiten (Cholera. Typhus) 
epidemisch herrschen, sind während der Dauer der Epidemie unbedingt nicht zu ge- 
statten. Nach dem amtlich festgestellten Erlöschen der Epidemie aber Kann auch der 
Transport von Leichen der an den betreffenden ansteckenden Krankheiten Gestorbenen 
unter Beobachtung der erforderlichen, von dem Kreisphysikus besonders zu prüfenden 
und festzustellcmlcn Vorsichtsmassregeln in Ermangelung besonderer Bedenken ge- 
stattet werden. 

4) Boi dem Transporte einer jeden Leiche ist darauf zu achten, dass dieselbe in 
einem gut verpichtin Sarge, dor ausserdem noch in einen möglichst luftdichten Kasten 
eingesetzt ist, eingeschlossen sei. Dem Transport seihst muss in der Regel ein zuver- 
lässiger Begleiter mitgegeben werden, welcher dahin zn verpflichten ist, dass die Leiche 
unterweges von dem Wagen, auf dem sie gefahren wird, ohne Noth nicht abgeladen 
werde, nass dieser Wagen auf etwanigen Stationen wo möglich auf einem abgesonderten 
Platze im Freien aufgestellt und an dem Beerdigungsorte selbst unmittelbar zu der 
Begräbnissstelle geführt werde. Hinsichtlich des Leichentransports auf Eisenbahnen 
wird auf die Bestimmung des §. 3G Abschnitt C. des Betriebs-Reglements für die Staats- 
Eisenbahnen u. s. w. vom 18. Juli 1853 Bezug genommen. 

5) ln Betreff der etwanigen Ausgrabung bereits beerdigter Leichen wird, unter 
Hinweisung auf das bei Ausgrabung von Leichen zu gerichtlichen Zwecken übliche 
Verfahren, noch bemerkt, dass der Sarg mit der Leiche au der AusgrabungssteUe selbst 
sofort in den vorgeschriebenen äusseren Kasten gestellt werdeir muss. 

B) Zu den von den Landräthen anzu fertigen den Leichenpässen ist das anliegende 
Schema (Anlage a) in Anwendung zu bringen, dessen sich auch die Königliche Regie- 
rung bei den von Ihr zu erthcilenden Leichenpässen zu bedienen hat. 

Die Königliche Regierung veranlassen wir demgemäss, die Landräthe Ihres Bezirks 
unter Zufertigung der von Ihr vollzogenen Blanquets zu Leichenpässen mit der erfor- 
derlichen Instruction, namentlich wegen der nach der Allerhöchsten Ordre vom 9. Juni 
1833 erforderlichen Benachrichtigung von der erfolgten Ertheilung des Leichenpasses 
und wegen der mit den betreffenden auswärtigen Staats- Regierungen wegen gegensei- 
tiger Anerkennung der Leichenpässe getroffenen, der Königlichen Regierung mitgetueilten 
Vereinbarungen, zu versehen, auch aie vorstehenden Bestimmungen, in so weit sie für 
das Publikum von allgemeinem Interesse sind, durch Ihr Amtsblatt zur öffentlichen 
Keuiitniss zu bringen. 
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Anlage h. 

Die Leiche de« (der) am ... . in (Sterbeort) an (Krankheit) verstorbenen . . . . 
soll von .... über . . . nach . . . behufs der Beisetzung daselbst befördert werden. 

Nachdem hierzu unter Beobachtung der desfalls erforderlichen sanitäts-polizeilichen 
Vorsichten! asaregeln die Genehmigung ertheilt worden ist, werden sämmtliche resp. 
Civil- und Militfirbehörden des ln t^und Aus-) lande«, deren Bezirke durch diesen 
Leichentransport berührt werden, hierdurch beauftragt und beziehungsweise ersucht, 
denselben gegen Vorzeigung dieser auf vier Wochen gültigen offenen Ordre ungehindert 
passiren zu lassen. 

.... den . . ten .... 

. . .<h . 

Königliche Regierung. 

(Unterschrift.) 


Ausgefertigt .... den . . ten .... 

Königlicher Landruth de« Kreises .... 

(L. S.). 

(Unterschrift) 

Offene Ordre wegen Beförderung der Leiche d von 

(2 Thaler Stempel.) 


nach 


Die Ausstellung und Ertheilung von Leichenpässen Seitens der 
Polizei-Verwaltungen in den an der Landesgrenze belegenen Eisenbahn-Stations- 
orten bestimmt die 


Circ.-Verf. vom 27. Januar 1865 (v. Mühler und Graf zu Eulenburg). 

Nach Inhalt des Circular-Erlasscs vom 19. December 1857 ist durch Allerhöchste 
Ordre vom 16. Mai 1857 genehmigt worden, dass die Ausstellung der Leichenpasse, 
welche bis dahin den Königlichen Regierungen vorbehalteil war, den Landräthen über- 
tragen werde. Inzwischen hat sich auch diese iu Betreff der Beschaffung der Leichen* 
nässe gewährte Erleichterung nicht überall als völlig ausreichend erwiesen; vielmehr hat 
hoi der Beförderung von Leichen aus dem Auslande auf der Eisenbahn der Umstand, 
dass die Grenzstationen nicht gleichzeitig Sitz der betreffenden Landrathsämter sind, 
häufig zu einer nachtheiligen Verzögerung der Lewhentransportc und zu unverhältniss- 
massiger Kostenaufwendung für die Betheiligten Veranlassung gegeben. 

Um diese Uebelstände zu vermeiden, haben Sr. Majestät der König auf unsern 
Vortrag durch Allerhöchste Ordre vom 12. December v. J. zu genehmigen geruht, das« 
die Ausfüllung der Leichenpässe, wie solche durch die Ordre vom 16. Mai 1857 für die 
Landräthe nachgegeben ist, nach Bewandtnis« der Umstände auch den Polizei-Verwal- 
tungen in den an der Landesgrenze belegenen diesseitigen Eiseubahn-Statiunsorten über- 
tragen werden können. 

Indem wir die Köuigl. Regierung hiervon in Kenntnis« «etzen, veranlassen wir die- 
selbe zugleich, die Ertheilung der Befugnis« zur Ausstellung der Leichenpässe für alle 
oder einzelne Polizei- Verwaltungen der gedachten Gattung, falls sich auch dort ein 
Bedürfnis« hierzu herausstellcn sollt«, bei uns zu beantragen. 


Verf. de« Min. der geistl. Angel, und de« Innern, betreffend das Verbot 
des Transports von Cholera-Leichen nach Bayorn, vom 24. Januar 1866 
(I. V. Lehnort. Bitter). 

Das Königlich bayerische Ministerium des Innern hat sich bewogen gefunden, den 
Transport von Cholera -Leichen an einen anderen, als den ordnungsmässieon Ort 
der Beerdigung zu verbieten und anzuordnen, dass aus Bayern, wenn daselbst die 
Cholera an irgend einem Ort ausbreehen sollte, für Cholera-Leichen Transnortpä&se 
künftighin nicht mehr ausgestellt werden dürfen. Zugleich hat das gedachte Königliche 
Ministerium durch Vermittelung des Herrn Ministers der auswärtigen Angelegenheiten 
den Wunsch ausgesprochen, dass in gleicher Weise Leicheupässe zur Wegbringung von 
Cholera-Leichen nach Bayern hin von Seiten der diesseitigen Behörden in ZuRunft 
nicht weiter ausgestellt werden. 

Wir tragen kein Bedenken, diesem Wunsche zu entsprechen und in Verschärfung 
der Bestimmung Nr. 3 des Circular-Rescripts vom 19. December 1857 ein unbedingte« 
Verbot des Transports von Cholera-Leichen nach Bayern auch nach dem Erlöschen der 
Epidemie hierdurch anzuordnen. 

Indem wir die Königliche Regierung veranlassen, den Landräthen und den Polizei- 
behörden der Städte hiervon schleunigst Kenntnis« zu geben, bemerken wir, dass es 
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sich nur um Leichen der an der epidemischen Cholera, mithin während der Epidemie 
Gestorbenen handelt, nicht aber um die Leichen derjenigen, welche, ohne dass eine 
solche Cholera- Epidemie vorhanden ist, an einer Krankheit gestorben sind, dio mehr 
oder weniger mit der Cholera Aehnlichkeit hat, und dass das Verbot sieh überhaupt 
nur auf diejenigen Todesfällo erstreckt, welche als durch die epidemische Cholera ver- 
anlasst unzweifelhaft zu constatiren sind. 

Diese Bestimmung wurde auch den neuen Provinzen durch die Circolar- 
Verfügung vom 9. Januar 1873 (I. V. Bitter und Achenbach) zur Nachahmung 
mitgetheilt Dieselbe lautet: 

Nach einer dem Herrn Reichskanzler zugegangenen Mittheilung des hiesigen 
Königl. bayerischen Gesandten ist Bayorischerseits neuerdings zur Verhütung einer Ein- 
schleppung der Cholera die Ausstellung von Transportpfissen für Choleraleichen sistirt 
und der Antrag gestellt worden, cs ipöge auch den preußischen Behörden bis auf 
Weiteres die Ertheilung derartiger Passe zur Verbringung von Choleraleichen nach 
Bayern untersagt werden. 

Der Königl. Regierung bringen wir demzufolge die Circ.- Verfügung vom 24. Januar 
1866, nach welcher der Transport von Choleraleichen nach Bayern auch nach dem Er- 
löschen der Epidemie unbedingt verboten ist, zur Befolgung renn. erneuerten Anweisung 
der mit Aasstellung von Leiehenpässen beauftragten Behörden liierdurch in Erinuerung. 

In der Provinz Hannover muss nach §. 46 der noch in Kraft stehenden 
Bekanntmachung des vormaligen hannoverschen Ministeriums des Innern vom 
14. Juni 18.59 (Hannov. G.-S. Abth. 1 S. 673) die Ertheilung eines Leicbenpasses 
zum Transporte der Leiche einer an der Cholera verstorbenen Person vom dorti- 
gen Verwaltungsbezirk aus überhaupt als ausgeschlossen angesehen werden. 


Ueber den Transport der Leichen auf Eisenbahnen bestimmt der 
§. 34 des Betriebs-Reglements für die Eisenbahnen vom 10. Juni 1870 (B.-G.-Bl. 
S. 419) wie folgt: 

§. 34. Die Beförderung einer Leiche wird nur mit einem Begleiter, welcher sein 
Fahrbillet zu lösen hat, und in einem besonders dazu gomietbeten, verschließbaren 
Güterwagen zugelassen. Die Leiche muss in einem luftdicht verschlossenen Kasten sich 
befinden und kann Vorausbezahlung der Fracht verlangt werden. Es wird voraus- 
gesetzt, dass die zur Beförderung erforderliche polizeiliche Erlaubnis» nachgewiesen ist. 


3. Verhütung der Beerdigung von Scheintodten. 

Schon das Ober -Collegium sanitatis erliess unter dem 31. October 1794 
hierüber eine Instruction, welche hinsichtlich der Zeichen des Todes etc. lautet: 

Da alle bisher abgehandelten Zeichen des Todes zuweilen trüglieh sein können, 
so bleibt kein einziges zuverlässiges Zeichen desselben übrig, als wirkliche nnd allge- 
meine Fäulnise. Beides, wirkliche und allgemeine Fäulnis», wird mit Flciss zusammen- 
genommen; denn faulichte Beschaffenheit des Blutes und wirkliche Fäulniss einzelner 
Theile können auch schon im ledendigen Zustande bei kranken Menschen stattfinden. 

Die Zeichen der wirklichen und allgemeinen Fäulniss sind: 

1) Der wahre Leichengeruch. 

2) Das Zusammenfällen der Iloruhant oder des durchsichtigen vorderen Theiles 
des Auges. 

3) Das Ilerausfliessen faulender Säfte aus allen grösseren Ooffnungcn des 
Körpers. 

4^ Das grünliche oder grün-schwärzliche Anjaufen des Unterleibes, und 

5) Das Abgehen des Oocrhöutehens an mehreren Stellen doB Körpers nebst dem 
matschigen Anfühlen der Haut und übrigen festen Thoile. 

Das fünfte hier angeführte Zeichen der wirklichen allgemeinen Fäulniss erscheint 
■fcm spätesten, und es wird nicht nöthig sein, dasselbe abzuwarten, wenn die vier erstereu 
zusammen verbunden vorhanden sind. 

Um also das Lebendighegraben zu verhüten und die Rückkehr zum Lehen hei 
Scheintodten zu befördern, muss kein Gestorbener, wenn auch gleich die zuerst ange- 
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führten acht Zeichen *) de« Todes bei ihm wahrgenommen werden, sogleich entkleidet in 
kalte Zimmer hin gelegt werden, sondern man muss ihn, im Sommer, Frühjahr und 
Herbst wenigstens einen bis zwei, und im Winter drei bis vier Tage in mässig warmer 
Luft bekleidet liegen lassen. 

In dieser Zeit nun müssen unter den Versuchen zur Wiederbelebung wenigstens 
das Auftröpfeln des kalten Wassers auf die Herzgrube, so hoch als es angeht, das Auf- 
tr&pfeln des kochenden Wassers auf eben diese Gegend, das Vorhalten des brennenden 
Lichtes vor den Augen, das Abbrennen einer Feder unter der Nase ete. öfters veran- 
staltet werden. 

Sollten sich bei allen diesen Versuchen keine Zeichen des Lebens zeigen, so ist der 
Körper als Leiche gewaschen und bekleidet in eiuem offenen Sarge hinzustellen etc. 

Das Allg. L.-R. (Ph. II. Tit. II. §§. 475 u. 476) enthält das allgemeine Ver- 
bot, dass, so lange es noch im Geringsten zweifelhaft ist, ob die angebliche 
Leiche todt ist, der Sarg nicht zugescblagen werden dürfe, und behält die näheren 
Vorschriften wegen der zur Verhütung des Begrabens eines noch Lebenden nöthi- 
gen Vorsicht besonderen Polizei- Verordnungen vor. Mit Bezog hierauf haben die 
meisten Provinzial -Regierungen in den Jahren 1818—36 besondere Polizei -Ver- 
ordnungen erlassen. 

Das Rheinische Ci vilgesetzbuch (Code civile Art. 77) verpflichtet die 
Civilstandsbeamten (officiers de l'etat civil), sich von dem Tode des zu Beerdi- 
genden vor Ertheilung der Erlaubnis zur Beerdigung zu überzengeu. 

Die Autorisation zur Beerdigung sollen sie erst 24 Stunden nach dem 
Tode ertheilen. 

Mit Bezug hierauf erging die 

Circ.-Verf. der Min. der geistl. etc. Angel., der Justiz und des Innern 

vom 15 Juni 1822 (v. Altenstein, v. kircheisen, v. Schuckmann). 

Die Bestimmungen des Art. 77 des bürgerlichen Gesetzbuches, dass die CiviUtands- 
Beamten die Autorisation zur Beerdigung erst 24 Stunden nach dein Tode ertheilen 
sollen, hat zu der Meinung Veranlassung gegeben, dass auch die Beerdigung selbst mit 
dem Ablauf dieser Zeit stattiiuden könne. Da es aber nicht an Beispielen eines selbst 
über diesen Zeitraum hinaus fortdauernden Scheintodes fehlt, so wird durch die Unter- 
zeichneten Ministerien hiermit festgesetzt: 

Dass die Autorisation zur Beerdigung entweder nur auf das Zeugnis* eines 
approhirten Arztes über den wirklich erfolgten Tod oder mit der Beschrän- 
kung zu ertheilen ist, «lass die Beerdigung erst nach Ablauf von 72 Stunden 
seit dem von den Zeugen bekundeten Moment des angeblichen Todes erfol- 
gen kann. 

Verf. des Minist, des Innern; betreffend die Erlaubnis* zum früheren 
Beerdigen, vom 2. Mürz 1827 (Köhler). 

Die in dem Bericht der Königlichen Regierung vom 3. v. M. erwähnten und dem- 
selben abschriftlich beigefügten Publicanda derselben gegen das zu frühe Begraben 
der Leichen vom 16. November 1822 und 14. November 1824 sind in dem Umfange, 
wie sie gefasst sind, ohne eigene Leichenschau - Anstalten nicht wohl ausführbar und 
sogar für die Gesundheit gefährlich, weil nicht genugsam auf diejenigen ärmeren Be- 
wohner, welche nur ein Zimmer bewohnen und für die Aufbewahrung eines Leichnams 
kein anderes Local haben, sowie auf diejenigen Orte, wo kein Arzt oder Wundarzt zu 
haben ist, Rücksicht genommen worden. 

Die Königliche Regierung hat daher anderweit anzuordnen: 

1) dass es zwar hei aer Vorschrift, nach welcher Niemand vor Ablauf von 
72 Stunden nach seinem Ableben beerdigt werden darf, der Hegel nach ver- 
bleiben müsse; 

2) dass aber ein frühere* Beerdigen ausser den Fällen, wo ein solches sogar 
geboten sei, wie z. B. bei Epidcmieen etc , auch in den Fällen naehgegeben 
werden könne, wenn: 

a. entweder ein approbirtcr Arzt oder Wundarzt bezeugt, dass die Leiche 
alle Sparen des wirklichen Todes an sich trage, 

•) 1) Aufhören des Pulsschlages, 2) Eiskalte, 3) Todtcnblässc, 4) fehlende Aus- 
dünstung am Körper, 5) fehlender Athera, 6) blaue Flecke an den Theilon de* Kör- 
pers, auf welchen er liegt, 7) Qcrabhängcn des Unterkiefer», 8) Offensteheu de» Afters. 
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b. oder an Orten, wo kein Arzt ist, der Bürgermeister oder Dorfschulze mit 
zwei erfahrenen Männern, mit Rücksicht auf die in dem Gutachten des 
Ober-Collegiums tianitatis vom 3!, October 1794 angegebenen Vorsichts- 
maasregeln , die Verhältnisse untersucht und die frühere Beerdigung 
gestattet hat. 

Besondere Leichenwäscherinnen und Todtenfrauen giebt es noch in 
der Provinz Sachsen und vereidigte Todtenbeschaner im Regierungsbezirk 
Cassel, wo seit 1824 die Besichtigung der Todten durch Todtenbeschaner obliga- 
torisch eingefährt ist. 

Nach §. 4. der Verordnung vom 15. Mai 1824 sollen vorzugsweise Amts- 
resp. Kreiswundärzte und ausübende Wundärzte, für Orte aber, wo oder in deren 
Nähe dergleichen nicht wohnen, sonstige dazu sich eignende Personen, welche 
der Kreis- resp. Landrath mit Zuziehung des Physikns zu wählen hat, als Todten- 
beschauer bestellt werden, und zwar in grösseren Städten nach dem Bedürfnisse 
mehrere. 

Nach §. 5. L c. haben die Physiker die zu Todtenbeschauern bestellten Per- 
sonen über die zu diesem Geschäft erforderlichen Kenntnisse zu prüfen, ihnen 
den noch etwa nöthigen Unterricht zn ertheilen und nach bewiesenen Kenntnissen 
ein Zeugniss auszustellen. Die Vereidigung erfolgt durch die Polizei-Com- 
missionen. Der hierüber ausgestellte Schein ist dem Prediger Voranzeigen. 

Nach §. 10. 1. c. liegt dem behandelnden Arzte die Bestimmung der 
Krankheit ob, welche den Tod veranlasst hat. Die desshalbige Bescheinigung 
ist dem Todtenbeschauer cinzuhändigen, um sie seinem Leichenscheine behufs 
Bezeichnung der Krankheit beizufügen. Hat kein Arzt den Verstorbenen behan- 
delt, so soll der Todtenbeschauer dieses in seinem Leichenschein bemerken und, 
soweit er ans den Mittheilungen der Hinterbliebenen die muthmassliche Krank- 
heit ausmitleln kann, solche angeben. 

Nach §. 14. dürfen die Geistlichen keine Beerdigung znlassen ohne Leicheu- 
sehein von der desshalb verpflichteten Person, und bei Militairpersonen ohne 
Bescheinigung des Todes von dem betreffenden Militairarate. 

Dieselben haben über sämmtliche Beerdigten Todtenlisten (Anhang a) 
auf Grund der Leichenscheine der Todtenbeschauer aufzustellen und solche halb- 
jährlich dem Physikus zu übersenden. 


, A n h a n g a. 

Todtenlisto der Gemeinde im Kroiso 

vom halben Jahre 18 . , 


I. 

Name. 

II. 

Name, Stand 
und 

Geschlecht des 
Verstorbenen. 

III. 

Allter 

desselben. 

rv. 

Todestag. 

V. 

Krankheit 
oder andere 
Todesursache. 

VI. 

Name 

des 

Arztes. 








(Namo des Predigers.) 


Im ehemaligen Heraogthum Nassau wurde durch Verordnung vom 30. No- 
vember 1842 eine Instruction für die Leichenbeschauer publicirt Gegenwärtig 
findet aber nur im Regierungsbezirk Wiesbaden in den Städten Wiesbaden und 
Biebrich eine regelmässige Lciehenbeschau statt. 
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Auch im Kreise Biedenkopf, welcher vormals zum Gebiete des Gross- 
herzogthums Hessen gehörte, wird die Erlaubnis zur Beerdigung nur auf Grund 
des Attestes des Leichenbeschauers oder eines ärztlichen Attestes über den 
wirklich erfolgten Tod ertheilt. 

Das Polizei -Präsidium zu Berlin erliess unterm 14. Juni 1835 bezüglich 
der Ausstellung der Todtenscheine und der Beerdigung der Leichen 
folgende Bekanntmachung: 

In Gemässheit höherer Verfügung wird in Betreff des bei der Ausstellung der so- 
genannten Todtenscheine und der Beerdigung der Leichen zu beobachtenden ^ erfahrene 
nachstehende Verordnung hiermit bekannt gemacht, welche vom 1. Juli d. J. ab in Kraft 
tritt. 

1) Für jeden Verstorbenen ist ein Sterbezettel oder Todtenzettel aus zu fertigen, 
welcher von dem Arzte, der den Verstorbenen in seiner letzten Krankheit be- 
handelt hat, eigenhändig unterzeichnet und mit dom Stempel des betreffenden 
Revier-Polizei-Coramissarius versehen werden muss. 

*2) Ohne einen vollständigen und mit den vorgesehriebenen Unterschriften und 
Stempel versehenen Todtenzettel darf keine Beerdigung von dem Pächter des 
Lcichenfuhrwesens ausgeführt und durch den betreffenden Kirehenbeamton 
bewirkt werden, welche letzte.ro diese Todtenzettel in Empfang nehmen und 
bei dem Polizei-Präsidio gleich nach deren Eingänge cinreichen werden. 

3) Erfolgt ein Todesfall plötzlich oder überhaupt ohne vorhergegangene Behand- 
lung, so sind die Angehörigen bei strenger Verantwortlichkeit verpflichtet, 
ungesäumt behufs der etwa anzustellenden Rettungsversuche die nöthige 
ärztlicho Hülfe herbeizuholen. Der hinzugerufene Arzt hat alsdann die Ret- 
tungsversuche, falls solche erforderlich sind, unverzüglich nnzustellen. jeden- 
falls aber den Todtenzettel auszufertigen, wofür er nach der Medicinaltaxe zu 
remuneriren ist. Die Armenärzte haben dieses Geschäft, sofern dasselbe eineu 
zu ihrem Mcdicinal-Bezirk gehörenden Armen betrifft, unentgeltlich zu ver- 
richten. 

4) Den Aerzten und Wundärzten wird die sorgfältige Ausfüllung aller in dem 
Schema zu den Storbezetteln enthaltenen Rubriken hiemit ausdrücklich zur 
Pflicht gemacht. 

5) Die Schemata zu den Todtenzetteln, deren Einrichtung neuerdings abgeändert 
worden ist, sind bei den Revier-Polizei-Commissaricn unentgeltlich in Empfang 
zu nehmen. 

Dem Beispiele von Berlin sind noch mehrere grössere Städte gefolgt. In 
Frankfurt a. M. wurde der Todtenschein durch die Medicinal-Ordnung vom 29. Juli 
1841 eingeführt. Das Formular zu diesem sogenannten Todtenschein muss sich 
nach den statistischen Zwecken, welche man dadurch erreichen will, richten, ab- 
gesehen von wichtigen saoitätspolizeilichen Massregeln (Verhütung von zu frühem 
oder zu spätem Beerdigen, Recognoscirung des Verstorbenen etc.), welche dadurch 
gleichzeitig zur Ausführung zu bringen sind. Sorgfältige Todesbescheinigungen 
sind die Hauptrequisiten der medicinischen Statistik, 

Folgendes Formular dürfte in dieser Beziehung die wichtigsten Punkte be- 
rücksichtigen. 

Todesh esc heinigang. 

1) Tauf- und Familienname des Verstorbenen. Bei Ungetauften das 
Geschlecht. 

(Die Verschiedenheit des Geschlechts wird hn Allgemeinen am besten durch 

eine verschiedene Farbe der Karten bezeichnet.) 

2) Alter (Datum der Geburtb 

Bei Frühgeburten Angabe des Schwangerschaftpmonats. 

3) Geburtsort und Religion. 

Wie lange hier? 

4) Beruf, Stand, Beschäftigung oder Di onst verh&ltniss des Verstorbenen. 

Bei Kindern: Beruf, Stand etc. der Eltern oder Pfleger. 
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6) Familienstand. 

Verheiratbet? Unverheirathet? Verwittwet? Geschieden? 

Bei Kindern unter 5 Jahren: ehelich oder unehelich geboren? Pflege 
bei Eltern oder Fremden? • 

Bei einjährigen Kindern: Art der Ernährung? durch Mutter- oder 
Ammenbrust? durch künstliche oder gemischte Nahrung? 

6) Bei verheirat beton Personen: Zeit oer Trauung, Alter des hintcrblio- 

benen Gatten, Zahl der in der letzten Ehe geborenen Kinder. 

7) Bezahlte der Verstorbene resp. bezahlten die Eltern desselben Steuern? 

Wurde der Verstorbene aus öffentlichen Fonds oder anderen Mitteln 
unterstützt? 

8) Wohnung des Verstorbenen. 

Bei Kindern der Eltern oder Pfleger. 

Strasse, Hausnummer, in welchem Stockwerk? im Vorder- oder Hinter- 
hause? im Keller? sind Wohn- und Schlafräume getrennt? wie lange 
in der letzten Wohnung? 

9) Tag und Stunde des Todes. 

Bei Todtgeborenen mit oder ohne Kunsthülfe? mit welcher? Geburtshelfer, 
Hebamme oder öffentliche Anstalt? 

10) Todesursache. 

a) Primäre Todesursache oder Hauptkrankheit, 

b) Secundärc Todesursache oder die spätere Krankheit, welche dem Tode vor- 
ausging oder ihn schliesslich bedingte. 

11) Ob der Verstorbene dem Arzte persönlich bekannt war, von ihm ärztlich be- 
handelt resp. recognoscirt worden? 

12) Bemerkungen (etwa über die Lebensweise des Verstorbenen, Erblichkeit 
der Krankheit, Beerdigungszeit, Wiederbelebungsversuche, besondere Unglücks- 
fälle oder andere wichtige Data etc. 

Diese Angaben, sowie, dass an der Leiche des oben genannten .... untrügliche 
Zeichen des Todes und keine Spuren einer widernatürlichen Veranlassung desselben sich 
vorgefunden haben, bescheinigt Name, 

Datum. Eigenschaften, 

Name der Kirche. Wohnung des Arztes. 

Zur Verhütung des zu frühen Beerdigens dienen ferner die Leichenhäuser 
oder Leichenhallen. Ihre Errichtung ist nicht gesetzlich geboten, aber jede 
Stadt und jede grössere Gemeinde sollte es sich zur Aufgabe machen, ein monu- 
mentales Gebäude zu besitzen, in welchem allen Leichen dieselbe Ehre erwiesen 
würde. Solche Raume haben den grossen, nicht genug anzuerkenueuden Nutzen, 
dass alle Leichen rasch aus dem Bereiche des Lebens entfernt werden, dass man 
dort den Eintritt der zuverlässigen Zeichen des Todes abwarten kann und dass 
endlich alle Schädlichkeiten, welche bei Todesfällen aus beengten Wohnungsver- 
hältnissen oder aus der contagiösen Natur der vorhergegangenen Krankheit ent- 
stehen, vermieden werden. 

Die Instruction des Ober-Collegiums sanitatis vom 31. October 
17 94 sagt darüber Folgendes: 

Das zum Verhüten des Lebendigbegrabens nothwendige längere Aufbewahren der 
Leichen geschieht am besten in einem besonderen Zimmer des Hauses, worin der Mensch 
starb una uifter der Aufsicht eines oder zweier furchtloser Wärter, welche die Leiche 
oft genau beobachten. Da aber in den Städten und noch mehr auf dem Laude viele 
Bürger keine besondere Zimmer zur Aufbewahrung der Leichen ihrer Angehörigen her- 
geben und die Kosten der Wächter bestreiten können, so sind zu diesem Zwecke öffent- 
liche Leichenhäuser vorgeschlagen und auch in verschiedenen Städten, z. B. Weimar, 
Braunsehweig und Berlin, wirklich errichtet worden. 

Da aber eine allgemeine Einrichtung der Leichenhäuser auf dem platten Lande vor 
der Hand wenigstens unausführbar zu sein scheint, so ist statt derselben auf dem plat- 
ten Lande ein transportables Leiehenzelt und ein leicht beweglicher Sargdeckel in Vor- 
schlag gebracht worden. Im Sommer, Frühjahr oder Herbst könnten die Leichen unter 
einem solchen Zelte in einem Garten, Hofe, oder auch, wenn eine Kirche im Dorfe 
wäre, in der Kirche selbst schon vom dritten Tage bis zur Beerdigung hin beigesetzt 
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und zuweilen von dazu bestellten Personen beobachtet werden. Bei Leichen solcher 
Personen, die an ansteckenden Krankheiten starben, könnte dieses Beisetzen schon den 
zweiten Tag geschehen. Noch besser würde es aber sein, wenn in jedem Dorfe eine 
Kammer eines entlegenen Hauses zur gemeinschaftlichen Aufbewahrung der Leichen 
und etwa der Nachtwächter zugleich zum Leichon Wärter bestimmt werden könnte. 

Im Winter wird wohl der einzige, auf dem Lando allgemein ausführbare Vorschlag 
dieser sein, dass man einen Abschlag eines gut zugemachten Kuh- oder Pfcrdestalles, 
zu dem diese Thiere zwar nicht kommen, aber ihm doch Wärme mittheilen können, 
zum Anfbewahren der Leichen anwende. Hier kann man sie dann unter der Aufsicht 
eines Wächters in einem offenen Sarg* hinstellen und mit Kleidungsstücken locker 
bedecken, so dass weder Mäuse noch andere im Stalle befindliche kleine Thiere schaden 
können und zugleich der etwa erwachende Schcintodtc auch keinem Ersticken aus- 
gesetzt ist. 

Das Leichenzelt kann auch in jedem Stalle aufgeschlagen und der bewegliche 
Sargdeckel dort ebenfalls bei Ermangelung eines Wächters angewendet werden. 

In Berlin haben sich in letzterer Zeit die Zahl der Leichonh unser in 
erfreulicher Weise vermehrt, so dass auf das allmähliche' Schwinden der Vor- 
urteile, welche noch an ihnen haften, zu hoffen ist. 

Auf dem Begräbnissplatz der Jerusalemer- und Neuen Kirche vor dem 
Hallischen Thore steht eins der ältesten Leichenhänser, zu dessen Errichtung 
ein bedeutendes Capital geschenkweise hergegeben worden ist. 

Die Statnten für die Benutzung desselben sind im Auszuge folgende: 

§. 1. Das Loichenhaus hat den Zweck, verstorbene Personen, sei es nach ihrer 
eigenen Festsetzung oder nach dem Wunsche ihrer Hinterlassenen, unter sicherer und 
genauer Aufsicht aufzubewahren, bis nach der Bescheinigung des Arztes der Anstalt 
die Spuren der Verwesung und die deutlichsten Zeichen des Todes vorhanden sind. 

§. 2. Ausser den Verstorbenen der genannten Parochien können auch Leichen 
anderer Kirchenverbände der Anstalt übergeben werden, die nachher auf anderen Be- 
gräbnisaplätzen bestattet werden sollen. 

§. 3. Die Aufnahme geschieht im Allgemeinen unentgeltlich; nur soll es dem 
Wohlhabenden anheimgestellt werden, durch freiwillige Gaben der Anstalt zur Hülfe zu 
kommen. Das Honorar für fremde Leichen ist auf 2 Thlr. festgesetzt. 

§, 4. Das Loichenhaus enthält zwei Zimmer, von denen das eine für männliche, 
das andere für weibliche Leichen bestimmt ist. Zwischen beiden mit Glasthüren, Luft- 
zügen und Oefen versehenen Zimmern liegt ein drittes Gemach, welches zum nächt- 
lichen Aufenthalt des Wächters eingerichtet ist. 

C. Züge gehen mittelst der erforderlichen Vorrichtungen ans den Leichen zim- 
mern in die Wohnung und in das für die Nachtwache bestimmte Zimmer des Wächters, 
wo sie eine angebrachte Weckuhr in Thätigkcit setzen können. 

§. 7. Das Curntorium besteht aus den Geistlichen, dem Vorstände beider Kirchen 
und dem Arzte der Anstnlt. 

§. Der Todtongräber beaufsichtigt das Leichenbaus und controlirt den Wächter, 
welcher auch ein Gohülfe desselben sein kann. 

$. 9. Das Curntorium hat für die Bildung eines Fonds zn sorgen, der thoil« aus 
Schenkungen, theils aus den Beitrugen zusamnienlliesst. 

§. 10. Der Wärter muss verhoirathot sein, damit seine Frau die weiblichen Leichen 
beaufsichtigt und wahrend seiner Abwesenheit stets zugegen ist. Er erhält für seine 
Dienstleistung freie Wohnung, Materialien für Heizung und Beleuchtung und ein Gehalt 
von 20 Thlr. jährlich, event. eine Belohnung von- 50 Thlr., wenn ein unfrr seine Ob- 
hut gestellter Scheintodter wieder ins Leben zurückgerufen wird. 

§. 11. Die Anmeldung einer aufzunchrnenden Leiche geschieht bei dem betreffen- 
den Küster, welcher dem Oberkirchenvorsteher die Anzeige macht, damit dieser den 
Todteogrfiber mit Anweisung versieht 

§. 12. Nach ärztlicher Constatirung der deutlichen Zeichen dos Todes werden die 
Angehörigen durch den Todtougräber benachrichtigt und muss die Beerdigung spätestens 
innerhalb 24 Stunden nach dieser Bekanntmachung erfolgen. 

§. 13. Die Leiche wird vom Trauerhause durch einen Lcichenwngcn nach dem 
Leichenhause geschafft. 

§. 14. Die Beerdigung geschieht nach Ortsgebranch. 
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§. 15. Dor Todtengräber führt genaue Register über alle der Anstalt zu über- 
weisenden Leichen. Der Küster ist verpflichtet, sich diejenigen für das Kirchenbuch 
nöthigcn Notizen aus diesen Registern des Leichenhauses zu entnehmen. 

Die Ausstellung der Leichen in Kirchen ist in den älteren Provin- 
zen des Prenssischen Staates untersagt. Es bestimmt hierüber die 

G-Verf. des General-Directoriums vom 21. November 1801. 

Friedrich Wilhelm, König etc. Unsere etc. Da Wir nöthig finden, die unterm 
18. September 1787 an Euch erlassene Verfügung, nach welcher das öffentliche Aus- 
stellen contagiöser Leichen verboten wurde, dergestalt zu extendiren, dass von nun an 
das öffentliche Ausstellen aller und jeder Leichen, sowie die OofFnung dor Särge bei 
den Begräbniss-Cereraonien als ein der Gesundheit höchst nachtheiliger Gebrauch all- 
gemein verboten sein soll, so machen Wir Euch solches hierdurch mit dem Befehl 
bekannt, sämmtliche Land- und Steuerräthe, imgleichen die Beamten darnach zu in- 
struiren und auf die Befolgung dieser Vorschrift genau zu halten. Sind etc. 

Im Bezirk des Rheinischen Rechtes wurden nach Tit. V. Art. 18. des 
Gesetzes vom 28. Prairial XII. die vormals für die Leichengeleite je nach den 
verschiedenen Confessionen gebränchlichen Ceremonien wieder hergestellt 

Art. 19. bestimmt, dass, wenn der Geistliche einer Confession unter irgend einem 
Vorwand sich erlaubt, sein Amt für die Beerdigung einer Leiche zu versagen, die Civil- 
bchörde entweder von Amtswegen oder auf Erfordern der Familie einen anderen Geist- 
lichen derselben Confession bestellen soll, um dieses Amt zu versehen. 

ln allen Fällen ist die Civilbehörde befugt, die Leichname tragen, vor- 
legen, absetzen und beerdigen zu lassen. Die Präsentation der Lei- 
chen in der Kirche ist desshalb erlaubt.; nach dem Gesetz vom 30. December 
1809, Art 29. und 30. steht jedoch dem Pfarrer die Leitung und Anwendung 
der Ceremonien in der Kirche zu; er kann somit das Ansstellen von offenen 
Särgen in der Kirche hindern. Es findet daher auch gegenwärtig weder in den 
Kirchen, noch ausserhalb derselben vor der Beerdigung statt, und einsichtsvolle 
Geistliche werden stets ihren Einfluss geltend machen, eine solche Unsitte nicht 
anfkommen zu lassen. 


4. Die Anlage und Verlegung der Begr&bnissplätse. 

In Preussen ist die Anlage und Verlegung der Begräbnissplätze gesetzlich 
nicht geordnet Das Allgemeine Landrecht (Th. II. Tit. 11. §. 184.) verbietet 
nnr die Beerdigung in bewohnten Gegenden. 

Ueber das Mass der Entfernung der Begräbnissplätze von den Städten 
haben verschiedene Regiernngen verschiedene Bestimmungen erlassen. 

In der Rheinprovinz ist in dem Gebiete, in welchem der Code Napoleon 
noch in Kraft besteht, das Decret vom 23. Prairial XII. massgebend. Dasselbe 
handelt im Allgemeinen über Begräbnisse. 

Tit. 1. Art, 1. verbietet die Beerdigung in Kirchen, Tempeln, Synagogen, 
Hospitälern, öffentlichen Capellen, in geschlossenen Gebaluden, wo die Bürger zur Ver- 
richtung des Gottesdienstes sich versammeln, im Innern der Städte und Flecken.*) 

Art. 2. Es sollen ausserhalb jeder Stadt oder jedes Fleckens 35—40 Meter von 
ihrem Umkreis (eneeintc) entfernt besondere Grundstücke für die Beerdigung ange- 
wiesen werden. 

Art 3. Die höchst liegenden und dem Nordwinde ausgesetzten Grundstücke sollen 

*) Nach der Allerhöchsten Cabinets-Ordre vom 3. April 1832 darf der jedesmalige 
Erzbischof von Köln entweder in der Domkircho daselbst oder in einer anderen, von 
ihm gewählten Kirche seiner Diöceso beigesetzt werden. 
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vorzugsweise gewählt werden. Sie sollen mit Mauern von wenigstens 2 Meter Höhe 
umschlossen und zweckmässig bepflanzt worden. 

Art. 4. Jede Beerdigung soll in einem abgesonderten Grabe stattfinden. Jedes 
zu öffnende Grab soll ein Meter fünf Decimetcr bis zwei Meter Tiefe auf acht Deci- 
meter Breite haben und hernach mit gut niedergetretenem Grunde gefüllt werden. 

Art. 5. Die Gräber sollen drei bis vier Decimeter auf den Seiten und drei bis 
fünf Decimeter zu Kopf und Fuss von einander entfernt abstehen. 

Art. fi. Die Eröffnung der Gräber zu neuen Begräbnissen soll von fünf zu fünf 
Jahren statthaben. Deshalb sollen die Begräbnissplätze fünfmal ausgedehnter sein, als 
Raum nöthig ist, um die muthmassliche Anzahl der Todten, welche jedes Jahr voraus- 
sichtlich darauf beerdigt werden, zu fassen.*) 

Tit. II. Art. 8. Die geschlossenen Todosäcker sollen in dem Zustande 
verbleiben, in welchem sie sich befinden, ohne dass 5 Jahro lang Gebrauch davon 
gemacht werden darf. 

Art. 9. Die betreffenden Grundstücke können von dieser Zeit an neu besäet oder 
bepflanzt werden, dürfen aber nicht zur Errichtung von Gebäuden benutzt werden.**) 

Tit. III. Art. 10. Wenn es die Grösse des Kirchhofes erlaubt können abgesonderte 
Plätze für besondere Gräber, Denkmäler oder Gewölbe abgetreten werden. 

Art. 11. Die Abtretungen sollen nur denen bewilligt werden, welche sich erbieten, 
Stiftungen zu Gunsten der Armen und Hospitäler zu machen und ausgerdem noch eine 
Summe an die Gemeinde bezahlen, wenn diese Stiftungen oder Schenkungen von der 
Regierung auf Gutachten der Gemeinderätho und deu Vorschlag des Präfecten gut- 
geheissen worden sind.***) 

Art, 13. Im Umkreise der Hospitäler können die Bürgermeister auf Gutachten 
der Hoßpitalverwaltungen die Errichtung von Denkmälern für die Stifter und Wohlthäter 
dieser Anstalten erlauben, wenn sie in ihren Schenkung«- oder Stiftungs-Urkunden oder 
Testamenten diesen Wunsch geftOBSert haben. 

Tit. IV. Art. 15. ln den Gemeinden, in welchen verschiedene Confcssionen Vor- 
kommen, muss jede Confcssion einen besonderen Begräbnisspl&tz haben, und in den 


*) Der Begräbnissturnus hängt bekanntlich von localen Bodenverhältnissen ah. 
Ein fünfjähriger Turnus ist aber in jedem Falle zu kurz, weshalb diese Bestimmung 
auch nirgends mehr befolgt wird. 

**) Ueber die Benutzung der ausser Gebrauch gesetzten Begräbnisse bestimmt die 
C.-Verf. der Minister der geistl. Angel, und des Innern v. 28. Januar 1830 
(v. Altenstein, v. Schuckmann). 

Des Königs Majestät haben mittelst Allerhöchster Cabinets-Ordre vom 8. d. Mts. 
zu bestimmen geruht, dass, uni bei der Disposition über die ausser Gebrauch ge- 
setzten öffentlichen Begräbnissplätze nächst den erforderlichen sanitätspolizei- 
lichen Rücksichten auch dem Andenken der Verstorbenen bei der noch lebenden 
Generation ihrer Angehörigen die gebührende Berücksichtigung zu sichern, den Kirchen- 
gemeinden oder Commune» die Verflusserung solcher geschlossenen Begräbnissplätze in 
der Regel nicht vor Ablauf von vierzig Jahren seit erfolgter Schliessung gestattet 
werden soll, dergestalt, dass für etwa ausnahmsweise frühere Bewilligung unter beson- 
deren, die vorbemerkte Rücksicht erledigenden Localverhältnissen die jedesmalige be- 
sondere Genehmigung, rücksichtlich der kirchlichen Begrabnissplätzo bei dem Ministe- 
rium der geistlichen etc. Angelegenheiten, rücksichtlich der den Communon zugehörigen 
aber bei dein Unterzeichneten Minister einzuholen ist. Es Versteht sich übrigens von 
selbst, dass hierdurch die inmittclst freistehende Benutzung der Platze zur Graserwer- 
bung, Baum ptlanzung oder auf andere dergleichen unanstossige Weise nicht hat be- 
schränkt werden sollen. 

***) Verf. des Min. d. geistl. etc. Angel, vom 30. October 1847 (Eichhorn). 

Nach Eingang des von dem Königlichen Ober-Präsidenten über die Vorstellung 
des P. P. vom 23. .Juli c erforderten Berichts eröffne ich demselben, dass ich Anstand 
nehmen muss, eine Abänderung der Verfügung der Königlichen Regierung zu N., nach 
welcher der Kaufpreis für die M.’sche Grabstelle in Ermangelung einer entgegen- 
stehenden gütlichen Einigung der dortigen Civilgemeinde zugewonuct werden muss, 
eintreten zu lassen. Die Rechte der Civilgemeindcn an dio öffentlichen Begrabniss- 
plätze sind durch das Decrot vom 23. Prairial XII. in solcher Art regulirt worden, 
dass, da die stattgefundene Ausführung der Bestimmungen dieses Decrets überall prä- 
sumirt werden muss, von Seiten der Verwaltungsbehörden der Regel nach nur die 
Civilgemeinden als Eigeuthümcr der Kirchhöfe angesehen und behandelt werden 
können u. s. w. 
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FfiUen, wo nur ein einziger Kirchhof vorhanden ist, soll man denselben durch Maliern, 
Zaune oder Gruben in so viele Abtheilungen eintheilen, als verschiedene Confesssionen 
vorhanden sind.*) 

Art 16. Die Begrfibnissplätze, mögen sie den Gemeinden oder Privatpersonen 
angehören, sollen der Macht, Aufsicht und Ueberwachung der Gemeinde- Verwaltungen 
(d. h. dem Börgermeister und der mit der Verwaltung der Localpolizei beauftragten 
Beamten) unterworfen sein.**) 

Art. 17. Die Ortsbehörden sind insbesondere verpflichtet, auf die Vollziehung der 
Gesetze und Verordnungen zu halten, wodurch die nicht autorisirten Ausgrabungen 
verboten sind, und zu verhindern, dass man auf den Begrftbnisspl&tzen Verwüstungen 
anrichtet oder eine Handlung begeht, welche der Ehrfurcht, die man dem Andenken 
an die Todten schuldig ist, zuwider ißt.***) 

Tit. V. Art. 1$ — 27. handeln speciell über die Leichenbegängnisse. 

Declarationen und Zusatzbestimmungen zum Gesetz vom 23. Prairial XII. 

Präfectur - Beschl uss. Roerdepartement vom 8. Pluviose XIII. 

Art. 8. Die Kirchhöfe auf den Dörfern müssen mit einer mindestens 1 Meter 
hohen Mauer eingeschlossen werden. Das darauf wachsende Gras soll nicht abgeschnitten 
werden, um es dem Vieh zu geben. 

Art. 9. Kein Begrftbniss darf auf Privat- Eigenthum ohne ausdrückliche Erlaubniss 
geschehen. Der Privatgrund muss dann wie jeder Kirchhof abgeschlossen werden. 

Art. 10. Der zu einem Privatbcgräbniss bestimmte Platz soll es so lange bleiben, 
als es nach der Beschaffenheit des Bodens für nöthig erachtet wird. 

Art. 11. Bezüglich der Tiefe und Ausdehnung des Grabes ist der Art. 4. des 
Dccrets vom 23. Prairial XII. massgebend. 

Art. 12. Wird der Grund und Boden, wo sich das Privatbegr&bniss befindet, ver- 
kauft, so muss sich der neue Eigenthümer nach den beregten Art. 8. und 9. richten, 
wenn er es nicht vorzieht, die Erlaubniss einzuholen, die Gebeine auszugraben und auf 
dem gewöhnlichen Begrabnissplatz zu begraben. 


*) Dieser Artikel wurde durch Allerhöchste Ordre vom 27. August 1820 auf- 
gehoben. 

Ober - Prfisidial - Erlass vom 18. Mai 1846 (Eichmann). 

In einem über die Verhältnisse der ßegräbnissplätzo erstatteten Bericht habe ich 
mich rücksichtlich der linken Rheinseite dahin geäussert, dass durch die den Art. 15. 
des Decrets vom 23. Prairial XII. und damit auch die Nothwendigkeit abgesonderter 
ßegräbnissplätzo für jede Confession aufhebonde Allerhöchste Cabinets - Ordre vom 
27. August 1820 die früher vorgeschriebene Trennung nicht verboten sei, dass jedoch 
die Frage entstehe: von wem und wie zu entscheiden sei, wenn* die Wünsche der 
Bet heiligten in Bezug aufdic Gemeinschaftlichkeit nicht übe re instimmen. 

Das Ministerium der geistlichen Angelegenheiten hat sich hierauf in folgender 
Weise ausgesprochen: „Hinsichtlich der an der linken Rheinseite etwa in Frage kom- 
menden confessioncllen Sonderung gemeinschaftlicher Beerdigungsplätze bemerke ich 
ergebenst, dass eine solche Trennung auch (lesshalb lediglich von der Gestattung der 
Staatsbehörde abhftngcn muss, weif, nachdem dor Artikel 15. des DecreU vom 
23. Prairial XU. durch die Allerhöchste Ordre vom 24. August 1820 ausser Wirksamkeit 
gesetzt ist, keiner der betheiligten Corporationen ein Recht zusteht, die Aufhebung der 
Gemeinschaft zu verlangen Von der Staatsbehörde ist daher frei zu ermessen, wie 
weit die Anträge der Vereinigungen der Betheiligten zu berücksichtigen sind.“ 

**) Es ist somit gleichgültig, wer Eigenthümer des Begräbnisses ist, ob die katho- 
lischen Kirchenfabriken, die evangelischen Presbyterien, die Civilgemeinde oder Private. 
Der einmal in Gebrauch genommene Begrabnissplatz tritt unter die Macht und Aufsicht 
der Polizeibehörde; das Eigenthumsrocht an denselben wird während seines Gebrauchs 
ein vollständig ruhendes. 

***) Die Orts-Polizeibehörde darf niemals, weder in mündlicher oder schriftlicher 
Vereinbarung, etwas von diesen ihren Rechten auf Geistliche übertragen; sie darf 
niemals zugeben, dass eine Leiche auf Wunsch der Geistlichen wegen mangelhafter 
Erfüllung der religiösen Pflichten Seitens des Verstorbenen im Leben oder aus irgend 
einem anderen Grunde ausser der Reihe an einer abseits gelegenen Stelle beerdigt werde. 

H«liriiul-W(MD. in 
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Kaiserliches Decret vom 7. März 1806 über die Entfernung von Bauten 
(Anlagen) in der Nachbarschaft der ausserhalb der Gemeinden 
gelegenen Begräbnissplätze. 

Art. 1. Niemand darf ohne Erlaubnis* in der Nähe der neuen, ausserhalb der 
Gemeinden verlegten Begräbnissorte eine Wohnung bauen oder einen Brunnen graben, 
als nur in einer Entfernung von 100 Meter. 

Art. 2. Die vorhandenen Gebäude dürfen ohne obrigkeitliche Erlaubnis* weder 
erweitert, noch ausgebossert werden. 

Die Brunnen können, wenn ein Gutachten von Sachverständigen dies für noth- 
wendig hält, auf Befehl des Präfecten und den Antrag der Orts-Polizeibehörde ver- 
schüttet werden. 


Hinsichtlich der in der Nähe von Kirchhöfen zu errichtenden Gebäude, der 
Verlegung der Begräbnissplätze und Benutzung von Erbbegräbnissen ergingen 
verschiedene Verfügungen der Ministerien der geistlichen etc. Angelegenheiten, 
des Handels und des Innern. 

Ueber die Errichtung von einzelnen Wohngebäuden in der Nähe 
von bestehenden Kirchhöfen handelt die 

Verf. d. Minister des Innern, f. Handel etc. u. d. geistlichen etc. Angel, 
vom 18. Marz 1859 (Flottwoll. v. d. Heydt, v. Bethmann - Hollweg). 

Dem Anträge der Königlichen Regierung vom . . das Gesuch des N. zu N. 
wegen Erbauung eines Wohnhauses in der Nähe des Kirchhofes zurückzuweisen, kann 
nicht Folge gegeben werden. 

Es ist zwar vollständig gerechtfertigt, dass neue Begräbnissorte oder Kirch- 
hofe nur in einer Entfernung von wenigstens 50 Ruthen von Ortschaften 
angelegt werden dürfen, da den Bewohnern von dicht aneinander gebauten Häusern 
einer Ortschaft der grösstmöglichste Schutz gegen Leichenausdünstungen zu gewähren 
ist, und es darf deshalb das in dieser Beziehung von der Königlichen Regierung 
bestimmte Muss von 50 Ruthen, welches gegen die nach allgemein angenommenen 
sanitätspolizeilichen Grundsätzen als nothweimig erkannte geringste Entfernung von 
1000 Schritten noch so erheblich zurückbleibt, nicht verringert werden. Was dagegen 
die Errichtung von einzelnen Wohngebäuden in der Nähe bereits bestehender 
Kirchhöfe, zumal auf dem platten Lande betrifft, so wird dieselbe, selbst in kürzeren 
Abständen als 50 Ruthen, auch vom sanitätspolizeilichen Standpunkte aus für zulässig 
erachtet worden müssen. Es kommt hier weniger darauf an, eine aus Gesundheits- 
rücksichten einzuhaltende Entfernung für einzelne Neubauten zu bestimmen, als nur 
darauf zu achten, dass letztere nicht etwa durch zu grosse Annäherung der Benutzung 
und Beaufsichtigung des Kirchhofes Hindernisse bereiten. In dieser Beziehung wird es 
genügen, dem Bcgräbnissplatz einen Rayon mindestens in der reichlich zu bemessenden 
Breite eines Fahrweges ausserhalb der Umfassungsmauern zuzugestehen und die 
Errichtung des betreuenden Gebäudes in einer der Grösse desselben entsprechenden 
Entfernung von dem Fahrwege zu gestatten. 

Hiernach steht kein Bedenken entgegen, dass dem N. nach dessen Anträge vom 
. . . unter den obwaltenden Umständen die Erlaubnis* zum Bau eines Hauses auf 
seinem in der Nähe des Kirchhofes zu N. belogenen Grundstücke ertheilt werde. 

Die Königliche Regierung wird veranlasst, demgemäss das Erforderliche unter 
Bescheidung dos Bittstellers zu verfügen, und zugleich angewiesen, die Vorschrift im 
§. 2. Ihrer Instruction vom 1. März 1828, wonach in einer Entfernung von 50 Ruthen 
von Begräbnissplätzcn weder Gebäude errichtet, noch Brunnen gegraben werden dürfen, 
dem angegebenen Gesichtspunkt entsprechend abzuämleru, da jene Vorschrift in dieser 
Allgemeinheit nicht ferner aufrecht zu erhalten ist. 

Ueber die Verlegung der Begräbnissplätze bestimmen folgende Ver- 
fügungen : 

Verf. des Minist, des Innern vom 18. Juni 1817 (Kochler). 

Die Königliche Regierung wird hinsichtlich der in dem Bericht vom 30. März d. .1. 
zur Entscheidung gestellten Fragen, die Vorlegung der Begräbnissplätze 
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ausserhalb bewohnter Oerter und die Aufbringung der dadurch ver- 
ursachten Kosten betreffend, zuvorderst aufmerksam darauf gemacht, dass §. 184. 
Tit. 11. Thl. II. des Allg. L.-R. nur von Kirchen und bewohnten Gegenden der Städte, 
nicht aber von Kirchhöfen auf dem platten Laude redet, und daher die Königliche 
Regierung die Verlegung der Kirchhöfe in den Dörfern nicht wird erzwingen können. 

Sodann soll nach §. 764 die Aulegung neuer Begrähnissnlätze nur aus erheblichen 
Gründen unter Einwilligung der geistlichen Obern unu der Polizei- Vorgesetzten erfolgen. 
Es ist aber anzunehmen, dass diese erheblichen Gründe nur selten eintreten werden, da 
nicht alle Kirchhöfe der Städte in den bewohnten Gegenden, sondern mehrcntheils etwas 
entfernt liegen, und überdies der besorglicho Nachtheil, von dem man sich überhaupt 
zum Theil eine zu grosse Vorstellung gemacht hat, dadurch gehoben werden kann, 
dass die Gräber tiefer angelegt und nicht zu früh zur neuen Benutzung wieder geöffnet 
werden. In jedem Falle ist cs nicht räthlioh, ohne dringende Veranlassung an den 
Ruhestätten der Voreltern zu rühren. 

Die Königliche Regierung mag daher den Fall der Nothwendigkeit jedesmal einer 
sorgfältigen Prüfung unterwerfen und Ihre di es fällige Anordnung in ihrer Allgemeinheit 
zurücknehmen. Wenn aber der Fall der Verlegung eintritt, so ist zu unterscheiden: 

a) ob der bisherige Kirchhof (wie nach $. 183. zu präsumiren ist) einer Kirchcn- 
gemcindc gehört; in diesem Falle hängt es von der Kirche ab, ob sie den 
neuen Kirchhof anlegen und dagegen die Einnahme für die Grabstellen 
beziehen will, oder 

b) ob die Kirche die neue Anlegung nicht besorgen will, oder auch, ob der 
bisherige Kirchhof nicht Eigenthum der Kirche gewesen ist. In diesem Falle 
müssen die Kosten wie jeae andere Communallast von der Gemeinde auf- 
gebracht werden, falls nicht etwa eine rechtliche Observanz ein anderes 
hierunter festgesetzt hat; denn in diesem Falle gehört der Kirchhof der 
Gemeinde und jedes Gemeindegliod ist berechtigt fwic §. 761. voraussetzt), 
daran Theil zu nehmen, und es ist gar kein Grund abzusehen, warum für 
die speciellen Gemeindelasten jedesmal speciclle und verschiedene Repartitions- 
Modi festgesetzt werden sollten. 

Verf. der Minist der gei6tl. Angel, und des Inn. vom 12. November 1835 
(v. Altenstein. Koehler). 

Die iD dom Berichte der Königlichen Regierung vom 9. September d. J. geäusserte 
Absicht, die Begräbnissplätze nicht allein aus den Städten, sondern auch aus denjenigen 
Flecken und Dörfern zu entfernen, welche eng gebaut und zahlreich bewohnt sind, und 
in denen sich von den Ausdünstungen eines etwa von Gebäuden dicht umschlossenen, 
der Zugluft entbehrenden Begräbnissplatzes erhebliche Nachtheile besorgen lassen, ist 
zwar zu billigen, allein es bedarf, wie der Königlichen Regierung bemerldicW gemacht 
werden muss, grosser Behutsamkeit, um bei der Ausführung solcher wohlgemeinter 
Absichten nicht zu weit zu gehen. 

Auf der einen Seite ist nämlich wohl zu prüfen, ob die Lage eines Kirchhofes 
wirklich gegründete Besorgnisse einflössen kann, dass die Ausdünstungen desselben 
nachtheilig werden möchten, und ob diese Besorgnisse nicht vielleicht schon dadurch 
zu entfernen sind, dass die Gräber die gehörige Tiefe und Entfernung von einander 
erhalten und nicht zu früh wieder benutzt werden. Wäre dies der Fall, so würde es 
an der Voraussetzung fehlen, unter welcher die Verlegung eines Begräbnissplatzes 
ausserhalb eines bewohnten Ortes von der Gesundheitspolizei zu fordern ist, und man 
würde ohne dringende Noth die Stimmung aller derer wider die polizeiliche Anordnung 
anregen, welche in der Erhaltung eines alten Kirchhofes eine Pflicht der Pietät gegen 
die dort ruhenden Voreltern erkennen und sich zum Beweise der Unschädlichkeit seiner 
Nachbarschaft auf die Erfahrungen von «Jahrhunderten nicht weniger, als auf die 
Behauptungen berühmter Chemiker berufen dürfen. 

Andererseits darf man aber nicht aus den Augen verlieren, dass in Beziehung auf 
die zu Gebote stehenden Geldmittel nicht jeder nützliche Zweck sich zur sofortigen 
Ausführung eignet.. Weder der Privatmann, noch selbst der Staat vermag alle nützlichen 
Zwecke auf einmal zu erreichen. Vieles muss der entfernteren oder näheren Zukunft 
überlassen bleiben, und die Gegenwart, wo ihr kein Ueberfluss an Mitteln zu Gebote 
steht, mag sich auf das beschränken, was sich ihr als dringendes Bedürfnis ankündigt. 

Als solches wird aber die Verlegung eines Begräbnissplatzes aus anderen, als eng 
gebauten und zahlreich bewohnten Ortschaften nur selten erscheinen. 

Die Königliche Regierung wird daher zu einem allgemeinen Verbote der Beerdi- 
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gangen in allen Ortschaften von städtischer Bauart keine Veranlassung, hei Beurtheilung 
einzelner Fälle und Anträge aber sich nach den oben ausgesprochenen Grundsätzen zu 
richten haben. 

Ober die Benutzung von Erbbegräbnissen auf geschlossenen Kirch- 
höfen spricht sich die Verfügung der Minister der geistl. Angel, und des Innern 
vom 19. Februar 1823 (v. Altenstein, v. Schuckmann) aus. 

Auf den Bericht vom 2. Decembor v. J., die Sperre der Erbbegräbnisse auf den 
dortigen Kirchhöfen betreffend, erhält die Königliche Regierung hierdurch die Anwei- 
sung, unverzüglich, der Vorschrift der AUerh. C.-0. vom 17. October v. J. (Anlage a.) 
gemäss, überhaupt und insonderheit in Ansehung des Erbbegräbnisses der Wittwe des 
Postdirectors N. N., welche von dieser Anordnung benachrichtigt worden, zu verfahren. 
Zugleich wird der Königlichen Regierung eröffnet, dass zwar in dem gedachten Be- 
richte nicht angegeben worden, weshalb der bereits ausserhalb der Stadtmauer belegene 
Kirchhof verlegt ist, dass aber, falls die Vorlegung bloss deshalb erfolgte, weil der 
Kirchhof nicht von allen menschlichen Wohnungen abgesondert gewesen ist, die König- 
liche Regierung dem §. 184. Tit 11. Thl. 11. des Aug. L.-R. und insbesondere den 
Worten desselben: 

.in bewohnten Gegenden der Städte“ 

eine viel zu ausgedehnte Anwendung gegeben hat. Wäre der Umstand, dass ein Kirch- 
hof von menschlichen Wohnungen begrenzt wird, hinreichend, um seine Verlegung zu 
begründen, so hätte die Gesetzgebung auch jeden Bau an der Grenze eines schon 
bestehenden Kirchhofes verbieten müssen, weil sonst in die Willkür weniger Bau- 
lustigen gestellt ist, ob eine Kirchengemeinde ihren Begrab niasplatz verlegen muss. 
Auf jeden Fall spricht auch der §. 185. 1. c. nur von erblichen Familienbegräbnissen 
in den Kirchen und nichts lässt sich den in der Allerh. C.-O. angeführten Gründen für 
die Ansicht entgegnen, dass die Schliessung eines Kirchhofes, möge sio 
wegen seiner Ücbcrfüllung oder aus gesundheitspolizeilichen Rück- 
sichten angeordnet sein, nicht zugleich die Schliessung der auf dem 
Kirchhofe befindlichen Erbbegräbnisse rechtfortigt 

Uebrigens ist auch nicht abzusehen, weshalb eine besondere polizeiliche Beauf- 
sichtigung des verlassenen Kirchhofes nur dann notb wendig sein sollte, wenn die Erb- 
begräbnisse fernerhin benutzt werdon, und weshalb die von der Königlichen Regierung 
im Allgemeinen ohne nähere Angabe besorgten Missbrfiuche nicht auch dann stattfinden 
könnten, wern die Erbbegräbnisse nicht mehr gebraucht werden. Die letzteren unzu- 
gänglich zu machen, ist emo MassregeL, zu welcher kein Gesetz die Behörde autorisirt 
und von welcher ausserdem nicht abzusehen ist, wie sie gegen jeden auf dem ver- 
lassenen Kirchhofe möglichen Unfug schützen soll. 

Anlage a. 

Wenn, wie die Wittwe des Post-Directors N. N. in ihrer beiliegenden Vorstellung 
bemerkt, Mangel an Kaum die Schliessung des dortigen Kirchhofs nöthig gemacht hat, 
so fällt dieser Grund bei Erbbegräbnissen wog: ist sie aber der Gesundheit wegen 
geschehen, so können die Gründe dafür nicht so überwiegend und dringend sein, um 
den Besitzern von Erbbegräbnissen oder erkauften Plätzen geradezu ihr Eigenthum zu 
nehmen: es ist vielmehr die Beerdigung und Beisetzung in den eigentümlichen Ruhestätten 
und Erbbegräbnissen der geschlossenen Kirchhöfe nach wie vor zu gestatten, und Ich 
überlasse ihnen, dies allgemein anzuordnen, auch die Bittstellerin danach zu bescheiden. 
Sollten indessen unbekannte Gründe dagegen eintreten, so will Ich darüber Ihre An- 
zeige erwarten. 

Wegen Behandlung der Leichen der an ansteckenden Krankheiten Ver- 
storbenen gelten die Bestimmungen des Regulativs vom 8. Angust 1835 §. 22. 

In Bezug auf Uebertretungen bestimmt das Strafgesetzbuch vom 31. Mai 1870. 

§. 367. Mit Geldbusse bis zu fünfzig Thalern oder mit Haft wird bestraft: 

1) wer ohne Vorwissen der Behörde einen Leichnam beerdigt oder bei Seite 
schafft, oder wer unbefugt einen Theil einer Leiche aus dem Gewahrsam der 
dazu berechtigten Personen wegnimmt; 

2) wer den polizeilichen Anordnungen über vorzeitige Beerdigungen entgegen- 
handelt. 

Geistliche, welche eine Leiche zur Ruhestätte begleiten, zu deren Beerdi- 
gung die Erlaubnis des Civilstands - Beamten nicht nacbgesucht worden, sind 
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nicht strafbar. (Conf. Verf. des Ministers der geistl. etc. Angel, (v. Ladenberg) 
vom 28. Juli 1843. v. Kamptz' Jahrb. f. d. Preuss. Gesetzgebung, 62. Bd. S. 247.) 

Das Decret vom 4. Thermidor XIII. untersagt den Geistlichen, eine Leiche 
zu begleiten, wenn ihnen die schriftliche Erlaubniss dazu nicht vorgelegt wird, 
spricht aber keine Strafe gegen die Zuwiderhandelnden aus. Dieses nur auf 
dem linken Rheiuufer gültige Decret sagt am Schlüsse des Art. 1 : 

_a peinc d’etrc poursuivre ramme contrevenant ä la loi." 

L. Massregeln gegen Verbreitung ansteckender 
Krankheiten. 

1. Krankheiten der Menschen. 

a) Allgemeine gesetzliche Bestimmungen und Verordnungen. 

A. 0. vom 8. August 1835 an das Staatsministerium (G.-S. S. 240). 

Mit Bezug auf Meinen Erlass vom 19. Januar 1832, durch welchen Ich das 
Staatsministerium von Meiner Anordnung einer sachverständigen Commission, 
unter dem Vorsitze des Generallieutenants v. Thiele I., zur Ausarbeitung eines 
allgemeinen Regulativs über das bei ansteckenden Krankheiten zu beobachtende 
Verfahren in Kenntniss gesetzt habe, übersende Ich demselben nebst dem Be- 
richte des Generallieutenants v. Thiele vom 17. Juni d. J. das von der Com- 
mission ausgearbeitete sanitätspolizeilicbe Regulativ nebst einer Instruction über 
das Desinfectionsverfahren und einer populären Belehrung über die Natur und 
Behandlung der ansteckenden Krankheiten. Ich habe das Regulativ genehmigt 
und bestätige solches mit dem Befehl, dass es von Jedermann im ganzen Um- 
fange Meiner Monarchie, bei Vermeidung der angedrohten Geld- und Freiheits- 
strafen, befolgt und von sämmtlichen betheiligten Behörden nach demselben 'ver- 
fahren werde. Die früheren Vorschriften, welche wegen einzelner Krankheiten 
bereits ertheilt worden, namentlich auch die Instruction wegen der asiatischen 
Cholera vom 31. Januar 1832, sind, soweit sie von dem gegenwärtigen Regu- 
lativ abweichen, hierdurch aufgehoben. Das Staatsministerium bat nunmehr das 
Regulativ nebst seinen beiden Anlagen und Meinem heutigen Erlass durch die 
Gesetz-Sammlung bekannt zu machen. 

Sanitätspolizeiliche Vorschriften (Regulativ) hei ansteckenden 
Krankheiten. 

I Allgemeine Bestimmungen. 

Errichtung von Sanitäts-Commissionen. 

§. I. Behufs der Verhütung und Beschränkung ansteckender Krankheiten sollen 
Sanitäts-Commissionen errichtet werdon. 

Wo solche einzurichten. 

§. 2. In Städten von 5000 und mehr Einwohnern sollen dieselben fortwährend 
bestehen, in kleineren Städten und auf dem Lande bleibt deren Errichtung deu Regie- 
rungen überlassen. 

Zusammensetzung derselben. 

§. 3. Dieselben sind zusammen zu setzen: 

a) aus dem zugleich den Vorsitz führenden Vorstände der Ortspolizei - Behörde 
und, wo dieselbe nicht zugleich die Communal- Behörde ist, auch ans dein 
Vorstande oder einem von demselben zu deputirenden Mitgliede der letzteren; 

b) aus einem oder mehreren von der Ortspolizei - Behörde zu bestimmenden 
Aerzten; 
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c) aus mindestens drei von den Vertretern der Commune — Stadtverordneten 
oder Gcmeindcrath — zu erwählenden geeigneten Einwohnern der Stadt : 

d) in Garnisonorten ausserdem noch aus einem oder mehreren von den Militär- 
Befehlshabern zu bestimmenden Offieieren and einem oberen Militärärzte. 

Special -Go mm iss io neu. 

§. 4. Ob in grosseren Städten ausser der Sanität« -Commission noch besondere, 
derselben untergeordnete Special- ('Schutz- oder Revier-) Commissionen zu bilden sind, 
hängt von der Ortspolizei-Bphörac ab. Zu jeder dieser Special-Commissionen muss 
wenigstens ein Arzt oder Wundarzt, ein Polizei- oder Communal-Beamter und mehrere 
von den Vertretern der Commune zu erwählende Mitglieder derselben gehören. 

Wirksamkeit der Sani täte- Commissionen im Allgemeinen. 

§. 5. Die Sanität« -Commissioney bilden tlieils Rath gebende, theils ausführende 
Behörden in der Art, dass die Ortspolizei-Behörde dieselben in allen Fällen, wo sie ihrer 
Unterstützung (»der Berathung bedarf, dazu berufen kann, zugleich aber auch ihre Vor- 
schläge anzuhören und darüber zu entscheiden hat. 

Wirksamkeit derselben im Besonderen. 

§. 6. Insbesondere liegt denselben ob: 

1) auf den Gesundheitszustand des Orts oder Bezirks, für welchen sie gebildet 
sind, zu wachen; 

2) die Ursachen, welche zur Entstehung und Verbreitung ansteckender Krank- 
heiten Veranlassung geben können, wohin z. B. Unreinlichkeit in jeder Be- 
ziehung, überfüllte und ungesunde Wohnungen, unreine Luft, schädliche 
Nahrungsmittel u. s. w. gehören, möglichst zu entfernen ; 

3) zur Belehrung des Publicum« über die Erscheinungen der wichtigeren an- 
steckenden Krankheiten und das bei deren Ausbruche zu beobachtende Ver- 
fahren mit umsichtiger Schonung nach Anleitung der Beilage B. bei zu trugen ; 

4) die für den Fall der Annäherung und des zu befürchtenden Ausbruches solcher 
Krankheiten etwa erforderlichen Heil- und Vergflegungsanstalten zu ermitteln 
und deren Einrichtung vorzuborciton, und 

6) die Polizeibehörde überhaupt in allen, die Verhütung des Ausbruchs und der 
Verbreitung dieser Krankheiten betreffenden Angelegenheiten zu unterstützen. 

% Beschaffung der hierzu erforderlichen Mittel. 

§. 7. Die Beschaffung der hierzu erforderlichen Mittel liegt, der Commune ob, 
und die Sanitäts-Commissionen haben sich deshalb mit der Cominunal-Behörde zu ver- 
ständigen. Sollte sich diese aber hierbei säumig bezeigen, so ist unverzüglich der Vor- 
gesetzten Behörde Anzeige zu machen und Remedur nachzusuchen. 

Obliegenheiten der Commissionen bei Annäherung von ansteckenden 
Krankheiten, die dem Gemeinwesen Gefahr drohen. 

§. 8. Bei Annäherung einer das allgemeine Gesundheitswohl gefährdenden an- 
steckenden Krankheit müssen die Sanitäts-Commissionen, so oft die Umstände es er- 
forderlich machen, zu den nöthigen Berathungen sich versammeln und wöchentlich 
wenigstens einmal der Vorgesetzten Behörde üoer den Gesundheitszustand und die 
getroffenen Mas« regeln berichten. 

Anzeige wirklich vorkommender Fälle von ansteckenden Krankheiten. 

8. 3. Alle Familienhäupter, Haus- und Gastwirthe und Medicinalpersonen sind 
schuldig, von den in ihrer Familie, ihrem Hause und ihrer Praxis vorkommenden Fällen 
wichtiger und dem Gemeinwesen Gefahr drohender ansteckender Krankheiten nach 
Massgabe der sub II. enthaltenen näheren Bestimmungen, sowie von plötzlich cingetre- 
teuen verdächtigen Erkrankungs- oder Todesfällen der Polizei - Behörde ungesäumt 
schriftlich oder mündlich Anzeige zu machen. Boi verdächtigen Todesfällen darf die 
Beerdigung jedenfalls nur nach erhaltener Erlaubnis der Polizei-Behörde stattfinden. 
Dieselben Verpflichtungen zur Anzeige u. s. w. liegen auch den Geistlichen ob, sobald 
sie von dergleichen Fällen Kenntnis« erlangen. 

Coustatirung derselben durch die Polizei-Behörde und Berichterstat- 
tung darüber. 

§. 10. Auf die erhaltene Anzeige muss die Polizei-Behörde die ersten Fälle 
solcher Krankheiten ($. 9.) ärztlich untersuchen lassen und , wenn das Gutachten das 
wirkliche Vorhandensein derselben bestätigt, unverzüglich nicht nur ihrer Vorgesetzten 
Behörde, sondern auch der obersten Militär -Behörde des Orts darüber Mittheilung 
machen. 
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Werden die Erkrankungsfällo zahlreicher, ko sind auch die Landräthe der benach- 
barten Kreise davon in Kenntniss zu setzen. % 

Ob die Umstände eine Bekanntmachung durch die Amtsblätter gerathen machen, 
bleibt dem Ermessen der betreffenden Regierungen überlassen. 

Dasselbe gilt hinsichtlich der Bekanntmachung der von dem Auslande eingegangeneu 
Nachrichten über dort herrschende ansteckende Krankheiten. 

Obliegenheit der Sauitäts-Commissioneu während der Duuer anstecken- 
der Epidemien. 

§. 11. Während der Dauer ansteckender lebensgefährlicher Epidemien haben die 
Sanitäts-Commissionen Einrichtungen zu treffen, dass in ihrem Amtslocale zu jeder Zeit 
wenigstens Ein Mitglied anwesend sei. welches bei Gefahr im Verzüge so Defugt als 
verpflichtet ist, die erforderlichen Anordnungen sogleich zu treffen. 

Journalführung und Berichterstattung. 

§. 12. Dio Polizei-Behörde lasst während der Dauer solcher Epidemien ein Jour- 
nal über die betreffenden Kranken führen, in welchem der Name, das Alter, die Reli- 
gion. der Stuud oder das Gewerbe und die Wohnung des Kranken, so wie der Zeitpunct 
der Erkrankung und die muthmassliche Veranlassung zu derselben angegeben, ausser- 
dem aber vermerkt werden muss, wo und durch wen der Kranke behandelt wird, und 
wann er genesen oder gestorben. Auch ist in einem täglichen Abschlüsse die Zahl der 
vom vorigen Tage übng gebliebenen, so wie die Zahl der neu hitizugckommcnen Kran- 
ken, imgleichen der Genesenen und Verstorbenen summarisch anzugeben, desgleichen 
die Witterung zu vermerken und wöchentlich ein solcher summarischer Extract aij die 
Provinzial- Regierung einzusenden. 

Verhütung ungewöhnlicher Anhäufung von Menschen. 

§. 13. Während des Vorhandenseins lebensgefährlicher ansteckender Epidemien an 
einem Orte haben die Polizei-Behörden alle ungewöhnlichen Anhäufungen von Menschen 
auf einem engen Kaum zu verhüten. Breitet sich die Krankheit sehr aus, so können 
sie nach Umstanden auch die Schliessung der öffentlichen Vorgnügungs- und anderer 
Versammlungsorte, mit Ausschluss der Kirchen, imgleichen die Aufhebung der Wochen- 
märkte anordnen, oder geeignete Modificationen behufs der Verminderung der Gefahr 
der Ansteckung vorschreiben. Jahrmärkte können nur auf Veranlassung des Ober- 
Präsidenten der Provinz, Messen nur durch Verfügung der betreffenden Ministerien 
aufgehoben werden. 

Bestimmung über die Schulen u s. w. 

§. 14. Hinsichtlich der Schulen sollen zwar die gesetzlichen Bestimmungen, die 
den Schulbesuch befehlen, in keinem von einer ansteckenden Epidemie heiiugcsuchten 
Orte zur strengen Anwendung kommen, doch soll auch die gänzliche Schliessung nicht 
ohne dringende Noth erfolgen und nur von den Sanitäts-Commissionen besonders darauf 
gewacht werden, dass in den Schulzimmem stets eine reine Luft erhalten und Ueber- 
uilluug vermieden werde. 

An ansteckenden Krankheiten leidende Kinder müssen aus den Schulen, Fabriken 
und anderen Anstalten, in denen ein Zusammenfluss von Kindern stattfindet, entfernt 
werden, und sind nicht eher wieder zuzulAssen, als bis ihre völlige Genesung und die 
Beseitigung der Ansteeknng.sfähigkeit ärztlich bescheinigt ist. 

Ehen so ist aus Familien, Ln welchen Jemand an Pocken, Scharlach, Masern und 
anderen, besonders Kinder gefährdenden, ansteckenden Krankheiten leidet, der Besuch 
der Schulen und ähnlichen Anstalten, denjenigen Kindern nicht zu gestatten, welche 
mit dem Kranken in fortwährendem Verkehr stehen. 

Bestimmungen über die mit ansteckenden Krankheiten behafteten 
Reisenden. 

§. 15. An Personen, welche an ansteckenden Krankheiten leiden, dürfen keine 
Reisepässe ertheilt werden. Kommen dergleichen Personen an einem Orte an, so sind 
die Orts-Obrigkeiten und Polizei-Behörden verpflichtet, sie nicht weiter reisen zu lassen, 
sondern anzuhalten und so lange unter Aufsicht zu stellen, bis der mit der mcdiciual- 
polizeilichen Aufsicht beauftragte Sachverständige sie selbst und ihre Sachen für nicht 
mehr ansteckend erklärt hat. Sind diese Personen nicht im Staude, sich selbst die 
nöthige ärztliche Hülfe zu verschaffen, so hat die Polizei-Behörde dafür Sorge zu tragen, 
dass ihnen dieselbe durch eine dazu verpflichtete Medicinalperoon zu Theil werde, in 
welcher Hinsicht die Bestimmungen der Gabinets- Ordre vom 14. April 1832, den Um- 
fang der amtlichen Verpflichtungen der Kreisphysiker betreffend, zu beachten sind. 
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Militär- und andere auf dem Marsch befindliche Personen, welche an ansteckenden 
Krankheiten leiden, sind, sobald eine andere Möglichkeit ihrer Unterbringung vorhanden 
ist, nicht bei den Einwohnern unterzubringen. 

Eben so wenig dürfen gesunde Militär- oder andere Personen in Häusern ein- 
quartiert werden oder bleiben, in denen ansteckende Kranke sich befinden. Ersatz- 
mannschaften, welche einem Truppentheil zugesendet werden, sind vor ihrer Abaendung 
und Einstellung in Bezug auf ansteckende Krankheiten zu untersuchen und Individuen, 
bei welchen sich dergleichen vorfinden, ausser Gemeinschaft mit den anderen zu setzeu. 

Sollten sie auf dem Marsch Gegenden passirt haben, wo gefährliche ansteckende 
Krankheiten, wie Cholera, Typhus, Ruhr grassiren, so sind dergleichen Mannschaften 
jedenfalls sammt ihren Effecten einer gründlichen Reinigung zu unterwerfen. 

Mit ansteckenden Krankheiten behaftete Ausländer, welche bei ihrem Eintritt ins 
Land noch nicht über fünf Meilen von der Grenze entfernt sind, Bollen, wenn es ohne 
Nachtheil für ihre Gesundheit geschehen kann, unter Beobachtung der gehörigen Yor- 
sichtsmassregeln über die Grenze zurückgebracht werden, es sei denn, dass sin dem 
Orte selbst die zu ihrer Aufnahme erforderlichen Anstalten vorhanden sind. 

Welche Vorschriften ausserdem bei gowissen, besonders gefährlichen ansteckenden 
Krankheiten hinsichtlich des Einganges von Reisenden aus dem Auslande zu beobachten 
sind, ist bei diesen Krankheiten angegeben. 


Behandlung der Kranken: 

a) Aufnahme derselben in eine Krankenanstalt und Andeutungen über 
die Einrichtung einer solchen Anstalt. 

§. 16. Was die ärztliche Behandlung der an ansteckenden Krankheiten leidenden 
Personen betrifft, so hängt die Beurtheilung, ob ihnen diese in ihrer Wohnung oder in 
einer dazu geeigneten Krankenanstalt am angemessensten zu Theil werden kannj haupt- 
sächlich von dem Krankheitszustande, der Beschaffenheit und Geräumigkeit der Wohnung 
und den sonstigen Verhältnissen des Kranken, imgleichen von der Einrichtung und Ent- 
fernung der Krankenanstalt ab. In der Regel darf jedoch kein Kranker wider den 
Willen dos Familienhauptes aus seiner Wohnung entfernt werden und in zweifelhaften 
Fällen darf solches immer erst auf den Beschluss dor Polizei-Behörde und der betref- 
fenden Sanitäts-Commission geschehen, welche dafür zu sorgen hat, dass der Transport 
auf eine für den Kranken nicht gefährliche und jedes Aufsehen vermeidende Weise 
durch Personen bewirkt werde, welche mit den nöthigen Vorsichtsmassregeln bekannt 
gemacht worden sind. 

Besonders ist auf die anderweitige Unterbringung von Erkrankten obiger Art als- 
dann Bedacht zu nehmen, wenn dieselben sich in zahlreich bewohnten Gebäuden, z. B. 
Casemen, Armenhäusern, Gefängnissen u. s. w. befinden. 

Der Transport von ansteckenden Kranken nach anderen Privatwohnungen darf 
nur mit Bewilligung der Polizei-Behörde geschehen, welche für die Beobachtung der 
hierbei erforderlichen sanitätspolizeilichen Massregeln Sorge zu tragen hat. 

Bei der Einrichtung einer Heilanstalt für ansteckende Kranke ist, ausser den Er- 
fordernissen der Heilanstalten im Allgemeinen, hauptsächlich noch auf folgende Punkte 
zu achten: 

a) das Gebäude sei frei und isolirt, wo möglich ausserhalb des Ortes, jedoch 
nicht so weit entfernt belegen, dass der Transport der Kranken dadurch er- 
schwert und für diese selbst nachtheilig wird. 

b) Es finde kein freier Verkehr zwischen der Anstalt und ihrer Umgebung 
Statt, wenn die Gefahr der ansteckenden Krankheit und die La£C des Gebäu- 
des es erfordert, so ist letzteres auf eine angemessene Weise förmlich abzu- 
sondern. 

c) In der Anstalt selbst muss Raum genug vorhanden sein, um iedem Kranken, 
bei gehöriger 2 1 /, bis 3 Fuss betragender Entfernung der Lagcrstellcn von 
einander, wo möglich einen Luftraum von Ö40 Kubikfuss zu gewähren, -- 
die Reconvalescenten von den Kranken gehörig trennen und — die eine Zeit 
lang belegt gewesenen Zimmer von Kranken entleeren und gründlich reinigen 
zu können. 

d) Ueberhaupt muss, zumal in Räumen, die zur Aufnahme fieberhafter und sol- 
cher ansteckenden Kranken, bei welchen die Luft verderbende Ab- und Aus- 
sonderungen stattfinden, bestimmt sind, auf Erhaltung einer reinen Luft, 
so wie auf sorgfältige Reiuiguug aller Gegenstände vorzugsweise geachtet 
werden. 
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e) Die Kleidungsstücke der Kranken sind in besonderen Räumen aufzubewahren 
und vor ihrer Wiederverabfolgung sorgfältig und Vorschriften) assig zu reinigen. 

f) Auch die Reconvalescenten sind bis zum Ablauf ihrer Reconvalescenz noch 

, isolirt zu erhalten. 

b) Behandlung derselben in ihrer Wohnung. 

§. 17. Bleibt der Kranke in seiner Wohnung, so ist der denselben behandelnde 
Arzt verbunden, mit darüber zu wachen, dass die sanitätspolizeilicheu Vorschriften 
genau befolgt werden. Die Controle darüber fällt der Polizeibehörde anheim. Zugleich 
ist mit Streuge darauf zu achten, dass keine unbefugten Personen mit der Behandlung 
ansteckender Krankheiten sich befassen, und dass von den Apothekern keine Arzneien 
zu ihrer üeilung ohne ärztliche Vorschrift verkauft werden. 

Alsdann zu treffende sanitätspolizeilichc Massregeln: 

a) 1 solirung der Kranken. 

§. 18. Die sanitätspolizcilichcn Anordnungen haben den Schutz oder die Sicher- 
stellung der übrigen Einwohner zum Zweck. 

a) Als das sicherste Mittel, die weitere Verbreitung ansteckender Krankheiten zu 
verhüten, hat die Erfahrung überall die Absonderung des Kranken nachge- 
. wiesen. Wo diese daher mit besonderen Schwierigkeiten nicht verbunden, 
ist sie bei gefährlichen Krankheiten, die eine allgemeine Verbreitung befürch- 
ten lassen, vorzugsweise zu empfehlen. Namentlich wird sie auf dem Lande 
und in wenig bewohnten Häusern oft thunlich sein. Dieselbe braucht sich 
nicht unbedingt auf das ganze Haus oder auf ganze Wohnungen auszudehnen, 
vielmehr kann sie auf einen Theil der letzteren beschränkt werden, sobald 
dieser so beschaffen ist, (dass er von den übrigen, in demselben Hause be- 
findlichen bewohnten Raumen ganz abgesondert werden kann, und einen eigenen, 
nicht durch andere bewohnte Zimmer führenden Eingang hat. Es wird so- 
dann der Kranke selbst mit den zu seiner Wartung und Pflege erforderlichen 
Personen und denjenigen seiner Angehörigen, die sich nicht von ihm trennen 
wollen, von den sämmtlichcn übrigen Bewohnern des Hauses in der Art ab- 
gesondert, dass jede zur Wahrnehmung der körperlichen and geistigen Be- 
dürfnisse des Kranken und der Reinigungsmassregeln nicht wesentlich nöthige 
unmittelbare Communication mit denselben, so wie jeder unmittelbare Verkehr 
nach aussen sicher dadurch verhindert wird. 

b) Anheftung einer Tafel. 

b) Wo eine solche Absonderung des Kranken nicht stattfindet, muss bei den 
lebensgefährlichen ansteckenden Krankheiten, bei denen solches weiter unten 
näher angeordnet ist, die Wohnung des Kranken mit einer schwarzen Tafel, 
auf welcher der Name der Krankheit auf eine in die Augen fallende Weise 
angegeben ist, bezeichnet werden. 

Die Entfernung der Tafel (so wie die Aufhebung der Isolirung ad a.) 
darf erst dann erfolgen, wenn aie Polizei-Behörde aut Grund ärztlicher Be- 
scheinigung die Ucbcrzougung erlangt hat, dass weder von dem Krankeu 
selbst, noch von den in dem bczcichneten Raume befindlichen Effecten eine 
Ansteckung länger zu befürchten ist. 

c) Verbot der näheren Gemeinschaft mit Gesunden. 

c) Bei den weniger gefährlichen Krankheiten sind die Kranken nur verpflichtet, 

* sich der näheren Gemeinschaft mit Anderen, insbesondere des Besuches öffent- 
licher Orte zu enthalten. 

Reinigung der Genesenen, der Effecten und Wohnung. 

§. 19. Nach der Entfernung des Kranken aus seiner Wohnung (§. 16.) oder beim 
Verbleiben in derselben (§. 17.) nach seiner durch den Arzt erklärten völligen Genesung 
muss im ersten Fall die Reinigung der Wohnung und der darin befindlichen Effecten, 
im zweiten Fall auch noch die seiner Person unter amtlicher Aufsicht nach Vorschrift 
der Desinfections-lnstruction bewirkt werden. — Auch deu mit den Kranken in Ver- 
bindung gekommenen Personen ist eine sorgfältige Koinigung sowohl ihrer selbst, als 
auch ihrer Kleider zu empfehlen. 

Jedenfalls aber sind derselben die zur Wartung des Kranken besonders angenom- 
menen Personen vorachriftsmässig zu unterwerfen. 
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Deßinfectionsanstulten. 

§ 20. Din Reinigung der Personen und Effecten kann zwar sogleich an Ort und 
Stelle unter polizeilicher Aufsicht von Sachverständigen vorgenommen werden: an Orten 
aber, wo es ausführbar ist, wird es zweckmässig sein, eine oder mehrere Desinfections- 
Anstalten zu errichten und besondere Dcsinfections-Commissionen unter Leitung eines 
Polizeibeamten und Mitwirkung eines Sachverständigen zu ernennen, unter deren amt- 
licher Aufsicht dies Geschäft thoils au Ort nnd Stelle, thoils in besonders dazu einge- 
richteten Localien ausgeführt wird. 

. Verkehr mit den inficirten Gegenständen. 

§. 21. Allo Gegenstände, welche mit ansteckenden Kranken in unmittelbare Be- 
rührung gekommen sind, dürfen nicht eher wieder in den Vorkehr kommen oder von 
einem Orte zum andern versandt werden, bis deren Reinigung nach Anleitung der Des- 
infections-Instruction erfolgt ist. 

Aus Gegenden des Auslandes, in denen ansteckende Krankheiten herrschen oder 
vor Kurzem geherrscht haben, dürfen gebrauchte Betten, Kleidungsstücke und Lumpen 
als Handelsartikel nicht eingebracht werden. 

Behandlung der Leichen dor an ansteckenden Krankheiten Verstorbene n. 

§. 22. Die Leichname der in Privat Wohnungen an ansteckenden Krankheiten Ge- 
storbenen sind, so bald die ärztliche Anerkennung des wirklich erfolgten Todes statt- 
gefunden hat, in besondere möglichst isolirt« Räume zu bringen und bis zur Beerdigung 
nach Vorschrift der Dosinfections-Instruction zu behandeln. 

Die Beerdigung derselben darf vor Ablauf der allgemein gesetzlich bestimmten 
Frist nur dann erfolgen, wenn der Arzt die dringende Noth Wendigkeit der früheren 
Beerdigung bescheinigt. Sie geschieht unter Beobachtung der allgemein gültigen Vor- 
schriften in der Regel auf den gewöhnlichen Kirchhöfen, besonders wenn dieselben ausser- 
halb des Orts oder in nicht sehr eng umbauten Theilen desselben liegen. 

Wo dies nicht der Fall ist und die Umstände besondere Vorkehrungen erforderlich 
machen, muss die Polizei-Behörde im Voraus für die Ermittelung und Befriedigung 
anständiger Beerdigungsplitze, für deren Abtheilung nach den vorhandenen verschiedenen 
Confessioneu und für ihre Einweihung nach deren Ritus sorgen. 

Die Särge müssen gehörig verpicht werden, und die Gräber wo möglich eine Tiefe 
von mindestens 6 Fuss erhalten. 

Zusammenkünfte des Leichengefolges in den Sterbewohn ungon sind nicht gestattet. 

Denjenigen Personen, welche die Leichen gehandhabt und eingesargt haben oder 
anderweitig mit denselben in Berührung gekommen sind, ist eine sorgfältige Reinigung 
ihrer Personen und Kleider zu empfehlen, so wie es sich von selbst versteht, dass nach 
Bestattung des Verstorbenen auch dessen Wohnung und Effecten vorschriftsmfissig zu 
desinlicirca sind (§. 19.). 

Schlussbemerkung. 

§. 23. Vorstehende allgemeine sanitätspolizeiliche Vorschriften finden bei den ein- 
zelnen ansteckenden Krankheiten überall ihre Anwendung, wo sie nicht durch die nach- 
folgenden speciellen Vorschriften ausdrücklich modificirt sind. 

Die darin ertheilten Bestimmungen sind von don Polizei-Behörden unter Androhung 
angemessener Ordnungsstrafen einzuschärfen, und es versteht sich von selbst, dass 
deren Ucbertretüng auch dann noch strafbar bleibt, wenn ein Schaden daraus nicht 
entstanden sein sollte. Ist aber ein Schaden wirklich dadurch herbeigeführt und jemand 
an seiner Gesundheit, an seinem Lehen oder an seinem Vermögen beschädigt worden, 
so treten die allgemeinen Strafbestimmungen des Landrecbts Theil fl. Tit 20. §. 777. 
und folgende, nnd 1506 und 1507 ein. Ä 

II Specielie §ani tatspolizeiliche Vorschriften für die einzelnen ansteckenden Krankheiten. 

Mit Hinweisung auf die allgemeinen sanitätspolizeilichen Vorschriften wird hin- 
sichtlich der einzelnen ansteckenden Krankheiten noch Folgendes angeordnet. 

1. Cholera. 

Wirksamkeit der Sanitäts-Commissionen. 

§. 24. Wegen der oft schnellen Verbreitung der Cholera, der Wichtigkeit eines 
angemessene» diätetischen Verhaltens zu ihrer Verhütung und der Nothwendigkeit einer 
schleunigen Hülfe für die Erkrankten sind die Sanitäts-Commissionen bei Annäherung 
der Krankheit nicht nur zn einer erhöhten Aufmerksamkeit und Fürsorge hinsichtlich 
des allgemeinen Gesundheitszustandes (uach §. G.) verbanden , sondern auch berechtigt 
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und verpflichtet, die Einrichtung zweckmässiger, nicht zu entfernt gelegener Kranken- 
anstalten, die Beschaffung der nüthigen Arzneimittel und Utensilien, desgleichen die Er- 
mittelung des erforderlichen Personals an Aerzten, Krankenwärtern u. s. w., so wie der 
etwa erforderlichen besondern Begräbnissplätzc zeitig zu veranlassen und zu befördern 

Anzeige von Erkrank u ngsfällcn. 

§. 25. Jeder Cholera-Erk rank ungsfull ist (nach §. 9.) der Polizei- Behörde an- 
zuzeigen. 

Die Unterlassung dieser Anzeige soll mit einer Geldstrafe von 2 bis 5 Thalern 
polizeilich geahndet werden, wenn der dazu Verpflichtete von dem Vorhandensein der 
Krankheit unterrichtet war. 

Absonderung der Cholerakranken. 

$. 26. Bleibt der Kranke in seiner Wohnung, so findet entweder die Isolirung 
desselben oder die Bezeichnung der Wohnung mittelst einer Tafel (nach §. 18. a. 
b.) statt. 

Wer die hiernach getroffenen Anordnnngen verletzt, hat eine Geldstrafe von 2 bis 
10 Thalern oder 3- bis 14tägige Gefängnisstrafe verwirkt. 

Desin fection. 

§. 27. Die Desinfection der Genesenen, sowie der für den Kranken besonders 
angenommenen Wärter, der benutzten Effecten und Wohnungen geschieht nach den in 
der De8infcotions-Instruction für die Cholera gegebenen Vorschriften. 

Eine Vernachlässigung dieser Bestimmung zieht, die §. 26. erwähnten Strafen 
nach sich. 

Bestimmungen für die inländische Schifffahrt: a) im Allgemeinen. 

§. 28. Da die Erfahrung gelehrt hat, dass die Verbreitung der Cholera besonders 
durch die Schifffahrt befördert wird, so wird in dieser Hinsicht Folgendes festgesetzt: 

Für die inländische Flussschifffahrt sind auf denjenigen Wasseretrassen, welche mit 
Gegenden, worin die Cholera epidemisch verbreitet ist, in directer Communieation 
stehen, an bestimmten, von deu Ober-Präsidenten zu bezeichnenden Punkten genaue 
Revisionen des Gesundheitszustandes der auf den Schiffen befindlichen Mannschaften 
durch die Orts-Polizeibehörden oder andere geeignete, spcciell damit beauftragte Beamt« 
und, wo es möglich ist, unter Zuziehung eines Arztes anzuordnen. 

Jedem die genannten Wasserstrassen Wahrenden Schiffer muss von der Polizei- 
behörde seines Abgangsortes ein Schein ertheilt werden, in wolchem die auf dem 
Schiffe befindliche Mannschaft verzeichnet und deren Gesundheitszustand angegeben 
ist, und welcher an jedem Revisionsorte visirt werden muss. Während der Fahrt darf 
von dem Fahrzeuge Niemand ohne Vorwissen der Polizeibehörde des Ort» entlassen 
werden. Diese kann ihre Erlaubnis* dazu nur dann ertheilen, wenn sie zu bescheinigen 
vermag, dass der Entlassene im unverdächtigen Gesundheitszustände sich befindet. 

Der Schiffer, der sich ohne oben gedachten Schein auf die Fahrt begiebt oder 
Jemanden von dem Schiffo ohne polizeiliche Erlaubnis entlässt, verfällt in eine Geld- 
strafe von 5 bis 10 Thalern oder in 8- bis 14 tägige Gefängnisstrafe. 

b) Tn Erkrankungsfällen auf den Schiffen. 

§. 29. Wenn auf eiuem Flussfahrzeuge während dor Reiqc die Cholera ausbricht, 
so ist der Schiffer oder dessen Vertreter verpflichtet, dies der Polizeibehörde des 
nächsten Orts, welchen er auf seiner Fahrt zu berühren nat, bei der §. 28. festgesetzten 
Strafe anzuzcigen, das Fahrzeug selbst aber noch in einiger Entfernung von diesem 
Orte anzuhnlten. 

Von Seiten der gedachten Polizeibehörde ist sodann das Schiff sofort zu isoliren 
und unter Observation zu stellen, auch dafür zu sorgen, dass die Mannschaft mit deren 
etwanigen Bedürfnissen unter Beobachtung der erforderlichen Vorsichtsmassregeln ver- 
sehen werde. 

Die Freilassung des Schiffe« erfolgt erst, wenn die Krankheit auf demselben 
gehoben, die Mannschaft sanirnt ihren Effecten vorschriftsmäßig gereinigt und innerhalb 
5 Tagen keiu neuer Erkrankungsfall vor^ekoinmen ist, was in dem Scheine des 
Schiffers attestirt werden muss. In diesen Scheinen der Schiffer muss eine ausdrück- 
liche Anweisung zur Befolgung desjenigen enthalten sein, wozu sie nach diesem und 
den vorstehenden Paragraphen verpflichtet sind. 

Desinfection der Waaren auf Schiffen und der Schiffe selbst. 

§. 40. Die auf einem Fahrzeuge, worauf die Cholera sich gezeigt hat, befindlichen 
Waaren werden am Ausladeorte, so weit sie. mit deu Erkrankten in Berührung 
gekommen sein könaen, was in jedem einzelnen Falle dem pflicht massigen Ermessen 
der Orts-Sanitäts -Commission zur Beurtheilung überlassen bleibt, wie solche Gegen- 
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stände behandelt, welche sich in der Wohnung eines Cholerakranken befunden haben; 
sie dürfen daher den Empfängern erst nach vorgängiger vorschriftsmässiger Desinfection 
verabfolgt werden, welche in’ Ermangelung anderer Locale dazu auf den Schiffen 
selbst unternommen werden kann. Auch das Schiff selbst muss nach Anleitung der 
Desinfections-Instructiou gereinigt werden. 

Beobachtungs - Quarantaine der Seeschiffe und der aus dem Auslände 
kommenden Flussschiffe. 

§. 31. Die von Orten, wo die Cholera herrscht, über See eingehenden Schiffe 
werden einer viertägigen Bcobachtungs-Quarantaine unterworfen. Nur in denjenigen 
Häfeu, welche selbst von der Cholera ergriffen sind, ist es den Behörden gestattet, 
diese Observations-Quarantaine zu erlassen. Flussfahrzeuge, welche aus Gegenden des 
Auslandes kommen, wo die Cholera herrscht, werden an dem Eingangspunkte auf der 
Grenze fünf Tage hindurch unter Observation gestellt. 

Wer diese Quarantainen verletzt, hat eine Geldstrafe von 10 bis 50 Thalern oder 
GefängnisgBtrafe von 16 Tagen bis 6 Wochen verwirkt 

Behandlung derselben nach Beendigung der Quarantaine. 

§. 32. Hat sich während dieser Observation kein bedenklicher Erkrankungsfall 
auf dem Schiffe ergeben und hat dasselbe auch während der Reise keine Cholcrakranken 
am Bord gehabt worüber durch Einsicht der Schiffspapiere und Vernehmung des 
Schiffsführers und der Mannschaft die möglichste Uelerzeugung gewonnen werden muss, 
so sind die Seeschiffe zur Practik in dem Hafen, die eingehenefen Flussfahrzeuge aber 
zur Fortsetzung ihrer Reise zu verstatten. 

Hat aber das Schiff Cholerakranko am Bord gehabt kommt es mit selbigen an, 
oder zeigt sich diese Krankheit unter der Mannschaft oder den Reisenden während der 
Observations-Quarantaine, so ist damit bei den an der Grenze in Quarantaine liegenden 
Flussfahrzeugen nach §. 29. und bei den vor dem Hafen angekommenen Seeschiffen, 
nachdem der Kranke von dem Schiffe entfernt worden ist nach Vorschrift dos §. 30., 
jedoch mit der Massgabe zu verfahren, dass eine Desinfection der in den Lagerungs- 
räuiuen der Seeschiffe befindlichen Handlungsgüter niemals statttindet. 

Ausnahme für ausländische Flussschiffer. 

§. 33. Auf denjenigen Strömen, auf welchen die Handelsschifffahrt, in Folge der 
unter den Uferstaaten darüber abgeschlossenen Vereinbarungen, für frei erklärt worden 
ist sollen die fremden, aus Gegenden, wo die Cholera herrscht kommenden Schiffer, 
welche nicht Cholerakranke an Bord haben und, ohne im preussischon Gebiete ein- 
oder Ausladen oder sonstigen Verkehr treiben zu wollen, lediglich die freie Durchfahrt 
in Anspruch nehmon, wiaer ihren Willen zu einer Observations-Quarantaine an den 
Grenzen nicht angehalten werden. 

Dergleichen Schiffern ist alsdann jedoch jedes Betreten der Ufer, selbst zum Behufe 
des Treidelns, zu untersagen. 

Sie sind bei ihrem Eintritte in das preussische Gebiet darüber zu vernehmen, ob 
sie unter diesen Bedingungen die Befreiung von der Observations-Quarantaine verlangen, 
und im Falle der Bejahung mit einer besonderen, während ihrer Durchfahrt auf aem 
Mastbaume zu führenden gelben Flagge zu versehen, damit bei Erhebung der Gebühren 
und anderen etwanigen Veranlassungen mit der gehörigen Vorsicht gegen sie verfahren 
werden könne. 

Die genaue Beobachtung der desfallsigen ihnen ertheiltcn Vorschriften ist, unter 
Androhung angemessener Ordnungsstrafen für Vorsäumnisse und Ucbortretungsfälle, 
den Schiffern besonders zur Pflicht zu machen, und das darüber aufgenommene Protokoll 
ihrem Legitimationsdocument in beglaubigter Abschrift beizuheften. 

Bestimmungen hinsichtlich des Militärs. 

|. 34. Da die Erfahrung nicht minder gelehrt hat, dass durch Truppen- 
märsene u. s. w. die Verbreitung der Cholera begünstigt wird, so wird, um dieses zu 
verhüten und die Truppen selbst gegen die Cnolera sicher zu stellen, Folgendes in 
dieser Hinsicht festgesetzt: 

1) aus einem Orte, an welchem die Cholera herrscht, darf keine Ersatz- 
mannschaft genommen werdon. 

2) bei Märschen von Truppen, Rekruten, Kriegsgefangenen ist genau darauf zu 
achten, dass solche wo möglich nicht Gegenden und Ortschaften passiren, in 
denen die Cholera zum Ausbruche gekommen ist. Noch weniger dürfen 
Häuser bequartiert werden, in denen sich Cholerakranke befinden. Ist bei 
dergleichen Märscheu das Passiren solcher Gegenden nicht zu vermeiden, 
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oder kommen die Truppen n. 6. w. aus Gegenden, in denen die Cholera 
herrscht, so muss ihnon jedenfalls ein Militärarzt beigegeben werden, 
welcher den Gesundheitszustand der Einzelnen genau zu beaufsichtigen und 
bei eintretenden Erkrankungsf&llen ungesäumt die erforderlichen Massregeln 
zu treffen hat. 

3) Bricht in einem Garnisonorte die Cholera aus, so sind die Militärpersonen 
schnell aus don verdächtigen Häusern zu entfernen, zu reinigen und in 
Casernen oder anderen zu ihrer Aufnahme eingerichteten öffentlichen Ge- 
bäuden unterzubringen, so wie auf der anderen Seite auch cbolerakranke 
Soldaten schnell aus den Wohnungen der Einwohner entfernt werden müssen. 

Greift die Krankheit sehr um sich, so kann der Ausmarsch der Truppen 
zur Sicherstellung derselben nothwendig werden, wobei icdoch diejenigen 
Massregeln getroffen werden müssen, welche erforderlich sind, um eine weitere 
Verbreitung der Krankheit durch die Truppen selbst zu verhüten. 

4) ln Garnisonorten, wo die Cholera sich zeigt, oder welche davon bedroht 
werden, ist die Nahrung, Bekleidung, Lebensweise und Beschäftigung der 
Truppen genau zu beachten, und sind demgemäss angemessene Instructionen 
von den Befehlshabern zu erlassen. Dieselben haben die zur Erwärmung des 
Körpers der Leute disponiblen Mittel zu diesem Zwecke zu verwenden. 
Ebenso sind bei der Errichtung von Lagern und bei der in denselben zu 
handhabenden Ordnung die erforderlichen sanitätspolizeilichen Massregeln zu 
befolgen. (Siehe auch §. 15.) 

2. Typhus. 

Verhütung der Entstehung des Typhus. 

§. 35. Da die Erfahrung gelehrt hat, dass der Typhus, obschou späterhin durch 
Ansteckung sich fortpflanzend, doch ursprünglich durch eine eigenthümliche Luftverderb- 
niss entsteht, die besonders durch eine zu grosse Anhäufung von Menschen in einem 
verhältnissmässig engen Raume, wie am häufigsten z. B. in Kranken-, Armenhäusern, 
Gefängnissen u. s. w. hervorgebracht wird, so ist zur Verhütung seiner Entstehung 
hauptsächlich die Vermeidung einer solchen Raumüberfüllung und die Erhaltung einer $ 
reinen Luft in den Wohnungen, sowie die Beobachtung der grössten Reinlichkeit über- 
haupt erforderlich, und es liegt daher den Polizei-Behörden und den Sanitäts-Commis- 
sionen, namentlich unter solchen Umständen, unter denen eine Typhus-Epidemie mehr 
als sonst zu befürchten ist, ganz besonders ob, hierfür die nöthige Sorgo zu tragen 
und auf die ersten Anzeichen der Krankheit, namentlich in Anstalten obiger Art, ein 
genaues Augenmerk zu richten. 

Anzeige von Erkrankungsfällen. 

§. 36. Jeder vorkommende Erkrankungsfall ist der Polizei-Behörde (nach §. 9.) 
anzuzeigen. 

Die Unterlassung dieser Anzeige soll mit einer Geldstrafe von 2 bis 5 Thalem 
polizeilich geahndet werden, wenn der dazu Verpflichtete von dem Vorhandensein der 
Krankheit unterrichtet war. 

Verhütung der weiteren Verbreitung des Typhus: a) Durch ein ange- 
messenes diätetisches Verhalten. 

§. 37. Zur Verhütung der weiteren Verbreitung des Typhus ist zunächst erforder- 
lich, dass von Seiten der Einwohner diejenigen diätetischen Verhalte ngsmassrogeln 
befolgt werden, welche sowohl im Allgemeinen, als auch insbesondere für die vermöge 
ihres Berufs mit Typhuskranken am häufigsten in Berührung kommenden Personen 
gegeben sind, und die Sanitäts-Commissionen müssen es sieb angelegen sein lassen, 
hierauf nach Kräften hinzuwirken. 

b) Durch Vermeidung der Kranken. 

§. 38. Demnächst ist die möglichste Trennung’ der Erkrankten von den Gesunden 
erforderlich, entweder durch Isolirung der Kranken oder durch Bezeichnung der Kranken- 
wohnung mittelst einer Tafel {§. 18. u. und b.). 

Diese M assregel darf keinen Falles vor erfolgter völliger Genesung der Kranken 
aufgehoben werden, da die Verbreitung des Typhös auch besonders durch Recon- 
valescenten befördert wird. 

Eine Vernachlässigung dieser Vorschrift wird nach §. 2G. geahndet. 
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Desinfcction. 

§. 39. Die Desinfektion der Genesenen, sowie der für den Kranken besonders 
angenommenen Wftrter, der benutzten Effecten und Wohnungen geschieht auf die in 
der Desinfeetions-Instruction angegebenen Weise. 

Eine Vernachlässigung dieser Bestimmung wird nach §. 27. geahndet. 

Best i m in uuge n hinsichtlich des Militärs. 

§. 40. Für das Militär, welches vom Typhus um so mehr bedroht ist, als Typhus- 
Epidemien sich vorzüglich zu Kriegszoitcn, als sogenannte Kriegspest entwickeln, gelten 
die nämlichen Bestimmungen, welche für dasselbe bei der Cholera gegeben worden 
sind (§. 34.). 

Ausserdem wird hier noch Folgendes festgesetzt: 

1) So viel als die Umstände es erlauben, müssen Ueberfüllangen einzelner Ort- 
schaften und Loealitäten mit Truppen vermieden werden. 

2) Für den Fall, dass sich dennoch der Typhus entwickeln sollte, sind in der 
Nähe des Kriegsschauplatzes, sowie an den Orten, die auf den Etappen- 
strassen liegen, eigene zweckmässig eingerichtete Feldlazarethe für Typnus- 
kranke zu errichten, in welche andere Kranke nicht aufgenommen werden 
dürfen. 

3) Einer besonderen Aufsicht sind die Ersatzmannschaftcn und Kriegsgefangenen 
zu unterwerfen, da durch diese der Typhus ain leichtesten verbreitet wird. 

Die von aen Gesuuden auf das Sorgfältigste zu trennenden und mit don 
Einwohnern ausser Berührung zu setzenden Kranken müssen in die zu Ge- 
bote stehenden, den Jahreszeiten angepassten, wo möglich vor den Thoren 
belogenen Räume, Scheunen, Cascrnen u. s. w., nöthigenfalls in frei gelegene 
Baracken, untergebracht werden. Ihr weiterer Transport muss unterolciben, 
und nicht nur sie selbst, ihre Effecten und die von innen benutzten Loealitä- 
ten, sondern auch die Schiffe und Wagen, auf denen sie transDortirt worden 
sind, und deren Führer jede Gemeinschaft mit ihnen möglichst vermeiden 
müssen, sind sorgfältig zu reinigen, werthlose Gegenstände aber, wie z. B. 
das Lagerstroh zu verbrennen. Mit Genauigkeit ist darauf zu wachen, dass 
von ihren ungereinigten Effecten nichts vertrödelt werde und in dio Hände 
der Einwohner gelange. 

3. Ruhr. 

Anzeige an die Poli zei - Behörde. 

§. 41. Die der Polizei-Behörde zu machende Anzeige ($. 9.) ist nur bei bös- 
artiger. ansteckender und epidemisch sieh verbreitender Ruhr erforderlich, kann dagegen 
unterbleiben bei gutartigen und sporadischen Fällen dieser Krankheit 

Der Arzt, (Ter die Anzeige eines bösartigen Ruhrfallcs unterlässt, fällt in eine 
Geldstrafe von 5 Thalern. Soll eine allgemeine Verpflichtung zur Anzeige entstehen, 
so muss die Polizei-Behörde des Kreises dazu eine besondere Aufforderung erlassen, 
und die Säumigen werden alsdann von der oben §. 25. gedachten Polizeistrafe getroffen. 

Sonstige sanitätspolizeiliche Vorschriften bei der bösartigen Ruhr. 

§. 42. Für die bösartige, ansteckende Ruhr gelten übrigens dieselben Bestimmun- 
gen, welche hinsichtlich des Typhus gegeben worden sind, sowie auch die das Militär 
betreffenden Anordnungen bei der Cholera (§. 34.). 

Massrcgeln bei der gutartigen Ruhr. 

§. 43. Erlangt die gutartige, nicht ansteckende Ruhr eine epidemische Verbrei- 
tung, so haben die Sanitäts-Commissionen durch pünktliche Erfüllung ihrer Obliegen- 
heiten (§. C.) die Entwickelung eines bösartigen Charakters der Krankheit möglichst zu 
verhüten, zugleich aller die für diesen Fall erforderlichen Vorbereitungen zu treffen. 

4. Pocken. 

Anzeige an die Polizei - Behörde. 

§. 44. Jeder Fall von Erkrankung an den Pocken ist, bei Vermeidung oincr 
Geldstrafe von 2 bis 5 Thalern oder 3- r>is 8tfigigem Gefängniss, der Polizei- Behörde 
(nach §. 9.) anzuzeigen. 

Absonderung der Pockenkranken. 

§. 45. Bleibt der Pockenkranke in seiner Wohnung, so findet entweder die Isoli- 
rung desselben oder die Bezeichnung der Wohnung mittelst einer Tafel (nach §. 18. 
a. b.) statt. 
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Eine Vernachlässigung der desfalhngen Vorschriften zieht die §. 26 angedrohten 
Strafen nach eich. 

Errichtung von Pockenhäusern. 

§. 46. Für den Fall, dass die Anzahl der Pockenkranken an einem Orte sich 
ungewöhnlich vermehren sollte, sind daseihst zur Aufnahme derjenigen, welche in ihren 
Wohnungen nicht bleiben können, eigene, streng zu isolirende rockenhäuser zu errich- 
ten, oder besondere sorgfältig geschiedene Abtheilungen der grösseren Krankenhäuser 
zu diesem Zwecke zu bestimmen. 


Pesinfection. 

§. 47. Hinsichtlich der Pesinfection wird im Fall erfolgter Genesung eines Pocken- 
kranken auf §. 19, im Todesfall auf §. 22 verwiesen, und zieht eine Vernachlässigung 
der deshalb crtheilten Vorschriften die §. 27 gedachte Strafe nach sich. 

Bestimmungen hinsichtlich der Beerdigung. 

8. 48. Jede unnöthige Berührung der Leiche muss vermieden, dieselbe daher mit 
den Kleidern, in welchen der Kranke gestorben ist, in einen Sarg mit verpiehton Fugen 
gelegt, nicht zur Schau ausgestellt, sondern still zu Grabe gebracht, wo möglich gefah- 
ren werden. 

Penjenigen, welche mit der Leiche haben in Berührung kommen müssen oder die- 
selbe etwa zu Grabe getragen haben, ist eine Reinigung (nach §. 22) zu empfehlen. 

Verfahren bei den Varioliden. 

§. 49. Sämmtliche die echten Menschenpocken betreffende sanitäts-polizeiliche An- 
ordnungen sind auch bei den sogenannten Varioliden oder modificirten Menschenpocken 
zu befolgen. 

Einimpfung der Schutzpocken. 

§. 50. Als das sicherste Schutzmittel gegen die Menschenpocken ist durch die Er- 
fahrung die Einimpfung der Schutzpocken nachgewiesen. 

Es ist daher einem Jeden dringend zu empfehlen, sich selbst, seine Kinder, Pflege- 
befohlenen und andere Angehörigen ohne zureichende, von Sachverständigen anerkannte 
Hinderungsgründe der Scnutzpocken- Impfung nicht zu entziehen ? vielmehr wird von 
allen Einsichtsvollen die Beförderung dieser Massregel durch Beispiel und Belehrung 
ihrer Mitbürger erwartet. 

Pie Beamten, und insbesondere die Landrätlic und Kreisphysiker, so wie alle mit 
der Verwaltung der Medicinalpolizci beauftragten Personen müssen es sich angelegen 
sein lassen, bei jeder sich darbietenden Gelegenheit der weiteren Verbreitung und all- 

? emeinon Aufnahme dieses eben so sicheren, als durchaus unschädlichen Schutzmittels 
örderlich zu sein. 

Ausübung des I mpfgeschäfts. 

8. 51. Das Schutzpocken-Impfgeschfift steht unter der Aufsicht und Controle der 
betreffenden Polizei -Behörde und ist nur den zur bürgerlichen Praxis gehörig appro- 
birten Aerzten und Wundärzten und zwar unter der Bedingung erlaubt, dass sie die io 
Betreff desselben erlassenen Vorschriften genau befolgen, wobei es ihnen insbesondere 
znr Pflicht gemacht wird, den Impfstoff nur von völlig gesunden Individuen zu entneh- 
men. Von den in ihrer Privat praxis vorgenommenen Impfungen haben die Aerzte 
vierteljährlich genaue namentliche Listen au die Polizei -Behörde cinzusenden. 

Ocffcntlichc Gesummt - Impfungen. 

§. 52. Behufs der Vaceination der sich hiernach als noch ungeimpft aufweisenden 
Individuen sollen alljährlich oder, wenn die Umstände cs erforderlich machen, öfter 
in den verschiedenen landräthliehen Kreisen und überhaupt, wo solches nicht schon 
fortwährend geschieht, öffentliche Gcsammt- Impfungen vorgenommen werden, wobei 
genau nach uem von den betreffenden Ministerien zu erlassenden Regulativ zu ver- 
fahren ist. 

Ausstellung von Impfscheinen. 

§. 53. Ueber jede geschehene Impfung und deren Erfolg ist von dem Impfarzte 
ein Schein auszusteilen. 


Z w au gHm assregeln. 

§. 54. Sind Kinder dessen ungeachtet bis zum Ablauf ihres ersten Lebensjahres 
ohue erweislichen Grund ungeimpft geblieben und werden demnächst von den natfir- 
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liehen Blattern befallen, so sind deren Eltern und resp. Vormünder wegon der ver- 
säumten Impfung in Hinsicht der dadurch hervorgebrachten Gefahr der Ansteckung in 
polizeiliche Strafe zu uchmen. 

Schulvorsteher, Handwerkmeister, andere Ge werbtreibende und Dienstherrschaften 
werden wohl thun, sich die Ueberzeugung zu verschaffen, dass die bei ihnen in Unter- 
richt, Lehre oder Dienst tretenden Personen geimpft sind. Personen, welche für ihre 
Kinder oder Pflegebefohlenen die Aufnahme in öffentliche Anstalten des Staates, Sti- 
pendien oder andere Beneficien nachsuchen, sind abzuweisen, wenn sie den Nachweis 
über die geschehene Impfung nicht führen können. Vgl. auch §. 56. 

Beim Ausbruch von Pocken. 

§. 55. Brechen in einem Hause die Pocken aus, so ist genau zu untersuchen, ob 
in demselben noch ansteckungsfähige Individuen vorhanden sind, deren Vaccination als- 
dann in der kürzesten Zeit vorgenommen werden muss. 

Bei weiterer Verbreitung der Krankheit sind zugleich sfimmtliche übrige Einwoh- 
ner auf die drohende Gefahr aufmerksam zu machen und aufzufordern , ihre noch an- 
steckungsfähigen Angehörigen schleunigst vacciniren zu lassen, zu welchem Ende von 
Seiten der Medici nalpolizei die nöthigen Veranstaltungen getroffen und erforderlichen 
Falles Zwangs-Impfungen bewirkt werden müssen. 

Revaccination- 

§. 56. Auch ist, wie überhaupt, so unter den genannten Umständen insbesondere, 
den schon vor längerer Zeit, wenn auch mit Erfolg geimpften Individuen, eine Rcvac- 
cinntion wegen der dadurch bewirkten grösseren Sicherheit zu empfehlen. 

Eino Aufnahme io Pensionsanstalten, welche mit Öffentlichen Unterrichts- Instituten 
verbunden sind, darf nicht eher stattflnden, als bis der aufzunehmende Zögling seine 
Vaccination oder Revaccination als innerhalb der letzten 2 Jahre wirksam an ihm voll- 
zogen nachgewiesen hat. 

Bestimmungen hinsichtlich des Militärs. 

§. 57. Was das Militär betrifft, so müssen sowohl die Soldaten des stehenden 
Heeres als auch die zur Landwehr und Reserve gehörenden Personen hinsichtlich der 
bei ihnen geschehenen Sehutzpocken-Impfung bei ihrer Einstellung genau untersucht 
werden, und sollen diejenigen, welche sich als noch nicht geimpft und der Impfung 
bedürftig aus weisen, wenn sie in das stehende Heer eintreten, nach Allerh. C.-O. vom 
30. Mai 1826 (G.-S. 1826 Nr. 18) sofort geimpft, die zur Landwehr und Reserve ge- 
hörenden aber den Civil-Bchörden angezeigt werden, damit dieselben ungesäumt und, 
wenn das Individuum renitent sein sollte, mit Anwendung von Zwangsmitteln die Im- 
pfung bewirken lassen. Bei der nächsten Einberufung haben sich dieselben durch einen 
Schein über die wirklich geschehene Impfung auszu weisen. 

Diejenigen Rccruten, bei welchen unverkennbare Narben der schon überstandenen 
Monschcnpochen nicht vorhanden sind, uud welche, obschon früher geimpft, durch 
lmpfatteste nicht darthuu können, dass sie bereits vor ihrer Einstellung, jedoch nicht 
länger als 2 Jahre vor derselben, mit Erfolg revaccinirt worden sind, sollen in den 
ersten 6 Monaten ihrer Einstellung in Gemässheit der durch die Cabinets - Ordre 
vom 16. Juni 1834 bestätigten Verordnung vom 6. April 1834 (G.-S. S. 119) rovacci- 
nirt werden. 

Verbot des Kinimpfcns der Menschenpockon. 

§. 58. Das Kininipfcn der Menschenpocken ist hei dreimonatlicher Freiheitsstrafe 
verboten. 

5. Masern, 8charlach und Botheln. 

Anzeige an die Polizei - Behörde. 

§. 59. Bei den Masern, Scharlach und Rötheln sind die Aerzte, bei der §.41 be- 
stimmten Geldstrafe, zur Anzeige alsdann verpflichtet, wenn besonders bösartige und 
besonders zahlreiche Fälle ihnen Vorkommen. Die Polizei-Behörde hat im letzteren Fall 
Massrcgcln zu treffen, um sich in Kenntniss über den Fortgang der Epidemie zu erhal- 
ten, und danach nöthigen Falles die Verpflichtung zur Anzeige aller vorkommenden 
Erkrankungsfälle nach §.41 fcstzustcllcn. 

Bezeichnung der Wohnung und Isolirung der Kranken. 

§. 60. Die Bezeichnung der Krankenwohnung durch eine Tafel oder die Isolirung 
des Kranken (§. 18 a, b) ist ebenfalls nur in Faßen besonderer Bösartigkeit erforder- 
lich, und sind alsdann die von der Behörde getroffenen Anordnungen bei Vermeidung 
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der §. 26 bestimmten Strafe genau zu befolgen. In den übrigen Fftllen haben die An- 
gehörigen der Kranken den verkehr derselben mit andern ansteckungsfähigen Indivi- 
duen möglichst zu verhüten. 

Desinfection. 

§. 61. Die Desinfection der Genesenen und der während der Krankheit benutzten 
Effecten und Wohnungen geschieht auf die in der Anweisung zum Desinfection svorfah- 
ren vorgeschriebene Weise. 

Die Vernachlässigung dieser Bestimmung zieht dio in §. 27 angedrohte Strafe 
nach sich. 


6. ContagiÖse Augenentziindung. 

Bestimmungen hinsichtlieh des Militärs. 

§. 62. Da sich die contagiösc Augcncnt zündung bisher hauptsächlich im Militär 
gezeigt hat, so wird zunächst hinsichtlich desselben Folgendes festgesetzt: 

1) Alle dergleichen Kranke sind sofort ausser Gemeinschaft mit den übrigen 
Mannschaften zu setzen und in besonderen Lazareth- Abtheilungen zu be- 
handeln. 

2) Wenn cs einer mehrmonatlichen Behandlung unmöglich geblieben ist, den 
normalen Zustand der Augenlider horbeiznführen, so müssen die Kranken aus 
den L&zarethen beurlaubt und, selbst vor Beendigung ihrer Dienstzeit, in dio 
Reserve entlassen werden, sobald sie nach dem Zeugniss des betreffenden 
Arztes in der Reconvaleseenz so weit vorgeschritten sind, dass eine An- 
steckungsfähigkeit bei denselben nicht mehr stattfindet. 

3) Dabei ist auf das Sorgfältigste darauf zu halten, dass die zu entlassenden Per- 
sonen sowohl selbst gehörig gereinigt, als auch mit vollkommen gereinigten 
Kleidungsstücken versehen werden. 

4) Zugleich sind den betreffenden Regierungen namentliche Listen der zu ent- 
lassenden Augenkranken- Reconvaleseenten mit Angabe des Wohnorts dersel- 
ben cinzureicnen. 

Die Regierungen haben die Kreis- und Medicinalheamten hiervon zu 
benachrichtigen und dieselben, so wie die Ortevorsteher und vorzüglich die- 
jenigen Aerzte und Chirurgen, welche an dem Aufenthaltsorte des zur Re- 
serve Entlassenen oder wenigstens in der Nähe, desselben sich befinden, auf- 
fordern zu lassen, ein vorzügliches Augenmerk auf jene Reconvaleseenten zu 
richten. 

Ausserdem ist eine Belehrung über die gegen dergleichen Reconvales- 
centen zn beobachtenden Vorsichtsmaßregeln zu publiciron. (§. 6 ad 3). Bei 
etwa ointretenden Rückfällen aber ist ein solcher Kranker, wenn er noch 
nicht über Jahr und Tag ans dem stehenden Heere entlassen ist, ohne Wei- 
teres dem nächsten Militär-Lazareth zu überliefern, anderen Falles fällt seine 
Behandlung der Civil-Behörde anheim (§. 63). 

Verfahren bei Civilpcr sonen und öffentlichen Anstalten. 

S. 63. Kommen dergleichen Angenkranke unter den Civilpersonen vor, so treten 
hinsichtlich derselben die allgemeinen sanitäts-polizeilichen Vorschriften für die minder 
gefährlichen ansteckenden Krankheiten in Wirksamkeit (§. 18 c). 

Eine besondere Aufmerksamkeit ist hierbei auf solche öffentliche Anstalten zu 
richten, in denen eine grosse Anzahl von Menschen zusammen lebt 

Bei hier ausbrechender Krankheit kann die Evacnation der Anstalt theilweise oder 
gänzlich erforderlich werden. 

Desinfection. 

§. 64. Die Desinfection der von den Kranken benutzten Effecten und Wohnungen 
geschieht nach der in der Anweisung zum Dcsinfectionsverfahren gegebenen Vorschrift, 
und finden hierauf dio Bestimmungen der §§. 23 und 27 Anwendung. 


7. Die Syphilis. 

Anzeige der Kranken. 

§. 65. Dio Anzeige an dio Ürtsnolizci-Behördo (§. 9) ist nicht hei allen an syphi- 
litischen Uebeln leidenden Personen ohne Unterschied erfordei^ich , sondern nur dann, 
wenn nach Ermessen des Arztes von der Verschweigung der Krankheit nachtheilige 
Mediciiuü-We»en. 1 1 
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Folgen für den Kranken selbst oder für das Gemeinwesen zu befürchten sind. In diesen 
Fallen ist der betreffende Arzt dazu verpflichtet, und eine Vernachlässigung seiner des- 
fnllsigen Obliegenheiten soll mit einer, in Wiederholungsfällen zu verdoppelnden, Geld- 
strafe von 5 Thalern geahndet, werden. 

Dagegen sind sämmtliche M edicinalpersonen , mit Einsehluss der Vorstände von 
Krankenanstalten, verpflichtet, vierteljährlich in eien einzureichenden Sanitätsberichten 
über die Anzahl der ihnen überhaupt vorgekommenen syphilitisch Kranken, die Zahl 
der Geheilten u. s. w. ohne Nennung der Namen an die Ortspolizei -Behörde Bericht 
zu erstatten. 

Syphilitisch kranke Soldaten müssen von den sie etwa behandelnden Civil- Aerzten 
dem Commandeur des betreffenden Truppentheils oder dem dabei angestellten Oberarzt 
angezeigt worden. 

Hinsichtlich der Anzeige syphilitischer Weibspersonen in öffentlichen Häusern ver- 
bleibt es bei den im Allgemeinen Landrecht Thl. II. Tit. 20 §. 1013 seq. enthaltenen 
gesetzlichen Bestimmungen. 

Verfahren bei den in ihren Wohnungen bleibenden Kranken. 

§. 66. Verbleibt der Kranke in seiner Wohnung, so findet die § 18 c gegebene 
Vorschrift ihre Anwendung. 

Errichtung hesondoror Krankenhäuser. 

§. 67. Sollte die Zahl der syphilitisch Kranken an einem Orte, wo nicht bereits 
ein geeignetes Krankenhaus vorhanden ist, sehr zunehmen, oder dasselbe aus sonstigen 
Gründen erforderlich werden, so ist unter Mitwirkung der Sanitäts-Commissionen zur 
Aufnahme derjenigen, welche in ihren Wohnungen nicht gründlich geheilt werden kön- 
nen, ein besonderes Haus einzurichten. 

* Desinfection. 

§. 68. Die Reinigung der von der Syphilis Genesenen, so wie der von ihnen ge- 
brauchten Wäsche, Kleidungsstücke und sonstigen Gegenstände, geschieht nach näherer 
Anordnung der Behörde und unter Androhung der §. 27 bestimmten Strafe auf die in 
der Anweisung zum Pesinfoctionsverfahren angegebene Weise. 

Ermittelung der Anstcckungsquclle. 

§ 63. Die Polizei-Behörden haben dafür zu sorgen, dass die Aerzto und Wund- 
ärzte, besonders die bei den Krankenhäusern angestellten, wenn sio syphilitisch an- 
gesteckt o Personen in die Cur nehmen, auszumiiteln suchen und der Polizei-Behörde 
anzeigen, von wem die Ansteckung herrühre, damit liederliche und unvermögende Per- 
sonen, von deren Leichtsinn die weitere Verbreitung des Ucbcls zu befürchten und bei 
denen ein freiwilliges Aufsuchen ärztlicher Hülfe nicht zu erwarten ist, untersucht, in 
die Cur gegeben, und überhaupt die zur Verhütung einer weiteren Verbreitung des 
Uebels durch die Um Stände gebotenen Massrogeln getroffen werden können. 

Dieselbe Verpflichtung liegt auch den Militär- Aerzten ob. 

Aufsicht auf liederliche Personen. 

§. 70. Hinsichtlich der polizeilichen Aufsicht auf diejenigen Personen, von welchen 
eine Verbreitung des syphilitischen Uebels vorzugsweise zn besorgen ist, verbleibt es 
bei den bestehenden Vorschriften. 

Straffälligkeit der wissentlichen oder fahrlässigen Verbreitung 
der Syphilis. 

§.71. Eben so finden die bestehenden gesetzlichen Bestimmungen für die Fälle 
wissentlicher oder fahrlässiger Verbreitung der Krankheit ihre Anwendung sowohl auf 
männliche als auf weibliche Personen. (Allg. L. R. Thl. II. Tit. 20 §§. 1013—1015 
und 1026). 

Verbot des Curirens syphilitisch Kranker durch unbefugte Personon. 

§. 72. Auf die genaue Befolgung des im §. 17 enthaltenen Verbots der Behand- 
lung ansteckender Krankheiten durch unbefugte Personen ist mit besonderer Sorgfalt 
bei der Syphilis zu halten, und sind die Polizei-Behörden und apnrohirten Medicitial- 
personen zur vorzügliche» Aufmerksamkeit in dieser Hinsicht verpflichtet. 

Die Apotheker worden auf die denselben gegebenen Vorschriften gegen die Berei- 
tung von Arzneien auf Anordnung unbefugter Personen und gegen den Handverkauf 
von Arzneimitteln, die M ftr <mrialia und andere heftig wirkende Substanzen enthalten, 
verwiesen. 
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Bestimmungen hinsichtlich des Militärs. 

§. 73. Im Militär soll bei (len Soldaten bei bestimmten Veranlassungen, z. B. bei 
der Einstellung, beim Ausmurscho, bei der Entlassung u. s. w. eine genaue Nachfrage 
in Bezug auf ein Erkranken an syphilitischen liebeln und ein Bestrafen derjenigen, die 
ihr Leiden verheimlichen, stattfinden. 

Syphilitisch erkrankte Soldaten sind in Militär- Hospitäler anfzunehmen und vor 
hrer völligen Heilung selbst nach Ablauf ihrer Dienstzeit nicht zu entlassen. 

8. Krätze. 

Meldung der Kranken an die Polizei-Behörde. 

§. 74. Hinsichtlich der Meldung der Krätzkrankcn an die Ortspol izci-Bohördo 
gelten die bei der Syphilis — §. 65. — gegebenen Vorschriften. 

Wird eine in einem Bordell befindliche Frauensperson von der Krätze befallen, so 
liegt dem Wirthe oder der Wirthin die Verpflichtung ob, der Polizei-Behörde ungesäumt 
davon Anzeige zu machen, bei Vermeidung einer Polizeistrafc von 5 Thalern oder acht- 
tägigem Gefängnis*. 

Das zur Visitation von dergleichen Häusorn verpflichtete ärztlicho Personal hat 
auch auf das Vorhandensein der Krätze mit besonderer Sorgfalt zu achten. 

Massregeln beim Verbleiben der Kranken in ihrer Wohnung. 

$. 75. Bleibt der Kranke in seiner Wohnung, so findet die §. 18. c. gegebono 
Vorschrift ihro Anwendung. 

Daboi ist jedo nähere Gemeinschaft desselben mit anderen Personen bis zur erfolg- 
ten Heilung und nachherigen Reinigung seiner selbst und der gebrauchten Effecten mög- 
lichst zu verhüten, und sind in dieser Hinsicht Eltern und Vormünder auf ihre Kinder 
und Pflegebefohlenen, Handwerksmeister auf ihre Gesellen und Lehrlinge, Dienstherr- 
schaften auf ihr Gesinde zu achten verpflichtet. 

Aufnahme von Krätzigen in öffentliche Krankenanstalten. 

§. 76. Sollte nach dem Ermessen der Ortspolizei- Behörden und Sanitäts-Commis- 
sionen das Verbleiben der Kranken in ihren Wohnungen mit Gefahr für das Gemein- 
wesen verbunden 6 ein, so sind dieselben in öffentlichen Krankenanstalten unterzubringen 
uud zu heilen. Ist an dem Orte selbst oder in dessen Nachbarschaft ein öffentliches 
Krankenhaus nicht vorhanden, so sind, besonders wenn die Krankheit sich weiter ver- 
breiten und eine grössere Anzahl von Menschen befallen sollte, geeignete Localie» zur 
Aufnahme der Kranken einzurichten. 

Reinigung der Genesenen und ihrer Effecten. 

§. 77. Nach erfolgter Heilung sind die Genesenen, so wie deren Kleidungsstücke 
und sonstige Effecten, in so fern sie mit ihm*« während der Krankheit in Berührung 
gewesen sind, desgleichen die Wohnungen, nach Vorschrift der Anweisung zum Des- 
infection8verfahren gründlich zu reinigen. 

Vernachlässigungen dieser Verordnung werden mit einer Geldstrafe von 2 — 5 Thlrn. 
oder mit drei- bis achttägigem Gefängnis« geahndet. 

Polizeiliche Aufsicht» massregeln. 

§. 78. Die Polizei-Behörden, sowohl in den Städten, als auf dem Lande, haben 
auf unbekannte und umhert reihende Personen in Beziehung auf etwa bei ihnen vor- 
handene Krätze ein besonderes Augenmerk zu richten, dieselben bei nässenden Veran- 
lassungen ärztlich untersuchen zu lassen und, wenn der gehegto Verdacht sich bestätigen 
sollte, für die zweckmässige Unterbringung und Heilung derselben Sorge zu tragen. 
Vergl. §. 15. Dasselbe gilt hinsichtlich der wandernden Handwerksgesellen und .luden, 
auf welche letztere besonders in Messorten und bei Jahrmärkten mit Sorgfalt deshalb 
zu vifriliren ist. 

Dienstboten haben es ihren Herrschaften, Gesellen und Lehrlinge ihren Meistern 
anzuzeigen, wenn sie glauben, von der Krätze angesteckt zo sein. Herrschaften und 
Meister sind verpflichtet, in dieser Hinsicht auf ihre Dienstboten. Gesellen und Lehrlinge 
aufmerksam zu sein und verbunden, die zur Heilung der Erkrankten und zur Verhütung 
einer weiteren Verbreitung der Krankheit erforderlichen Massregeln zu treffen. 

Unterlassungen und Versäumnisse hierin sollen nach Befinden dor Umstände mit 
einer Geldstrafe von 2 bis 5 Thalern oder drei- bis achttägigem Gefängnis» geahndet 
werden. 

Eine besonders genaue Aufsicht ist zu führen auf die in Arbeit»- und Versorgungs- 
lmnsern, Waisenhäusern, Strafanstalten u. a. dergl. öffentlichen Anstalten befindlichen 
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Personen, welche von Zeit zu Zeit in dieser Hinsicht von den dabei Angestellten Medi- 
cinalbeamten genau za inspiciren sind. 

Eben so liegt den Vorstehern grosser Fabriken, besonders solcher, in denen Wolle 
und wollene Zeuge verarbeitet werden, so wie den Herbergs- und Gastwirthen eine 
besondere Aufmerksamkeit auf die bei ihnen be&chäftigtcu oder von ihnen beherbergten 
Personen ob. 

Hinsichtlich des Handels mit alten Kleidern, Botten u. s. w. 

§. 79. In Betreff dos Handels mit alten Kleidungsstücken, besonders wollenen 
Stoffen, Pelzwerk und dergleichen, so wie mit alten Betten und anderen Gegenständen, 
welche von Krfitzk ranken gebraucht worden sind, gelten die im §. 21. gegebenen Be- 
stimmungen und ist hier mit besonderer Genauigkeit darauf zu achten, dass dergleichen 
Sachen nicht eher wieder in den Verkehr kommen, als bis sie nach Vorschrift oer Dcs- 
infectiong- Instruction auf das Sorgfältigste gereinigt worden sind. (§. 77.) 

Ausmittolung der Quelle des Ucbels. 

§. SO. Die Polizeibehörden haben bei geschehener Meldung in Gemeinschaft mit 
den Medicinalpersonon die Quelle des Uebels möglichst auszumitteln, um in dieacr Hin- 
sicht die geeigneten Massrcgeln zu treffen und der weiteren Verbreitung der Krankheit 
entgegcnzuwirlcen. 

Absichtliche Verheimlichung der Krätze. 

§. 81. Wird die Kratze zum Nachtheile Anderer absichtlich verheimlicht — in 
welcher Hinsieht besonders handcl- und gewerbtreibendo Individuen in Betracht kommen 
— oder wird sie durch ein leichtsinniges Benehmen dor Kranken anderen Personen 
mitget heilt, so treten die für diesen Fall anwendbaren Bestimmungen des Allgemeinen 
Landrechts Th. II. Tit. 20 §§. 777. und 778. ein. 

Verfahren beim Militär. 

§ 82. Soldaten sind hinsichtlich der Krätze mit Genauigkeit zu beobachten und, 
wenn die Umstünde es erforderlich machen, von Zeit zu Zeit zu untersuchen, welches 
jedenfalls bei ihrer Einstellung, sowie bei ihrer Entlassung geschehen muss. 

Eine absichtliche Verheimlichung der Krankheit hat Bestrafung zur Folge. 

Die von der Krätze befallenen Soldaten sind sogleich in Lazarethe oder andere 
abgesonderte Räume behufs ihrer Heilung unterzubringen. 

Ausserordentliche Massrcgeln bei allgemeiner Verbreitung der Krätze. 

§. 83. Für den Fall, dass die Krätze an einem Orte eine ungewöhnlichere und 
allgemeinere Verbreitung erlangen sollte, wird den betreffenden Regierungen die Er- 
greifung besonderer Massrcgeln behufs der genauen Ermittelung des Standes der Krank- 
heit, ihrer Zn- und Abnahme und einer gründlichen Tilgung derselben zur Pflicht 
gemacht. 


9. Weichseliopf. 

Meldung dor Kranken. 

§. 84. Jeder am Weichselzopf leidende Kranke ist bei Vermeidung der im §. 25. 
bestimmten Strafe der Ortspolizei-Behördc anzuzeigen. 

Bestimmungen für den Fall, dass der Kranke in seiner Wohnung verblei bt. 

§. 85. Bleibt der Kranke in seiner Wohnung, so findet eine Bezeichnung dersel- 
ben mittelst einer Tnfel oder eine Isolirung des Kranken nicht statt': dagegen ist der- 
selbe, sowie seine Angehörigen, mit der Gefahr der Ansteckung und der Art und Weise, 
wie solche am häutigst en bewirkt zu werden pflegt, bekannt zu machen. 

Eine dessenungeachtet auf leichtsinnige oder muthwillige Weise veranlasst« Ueber- 
tragung der Krankheit auf andere Personen soll nach den Bestimmungen des Allgemei- 
nen Landrechts Th. II. Tit. 20. §§. 777. und 778. bestraft werden. 

Desinfection. 

§. 86. Die von einem Weichselzopfkranken benutzten Betten, Bett- und Leib- 
wäsche. Kopfbedeckungen und sonstigen Gegenstände dürfen nach beendigter Krankheit 
nicht eher wieder in Gebrauch gezogen werden, als bis sie nach näherer Bestimmung 
der Polizei-Behörde und nach Anweisung der Desinfections-Instruction gereinigt wor- 
den sind. 

Die Unterlassung zieht die §. 27. bestimmte Strafe nach sich. 
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Schulbosuch. 

§. 87. Da den mit dem Weichsclzopf behafteten Kindern der Schulbesuch wegen 
langer Dauer der Krankheit nicht untersagt werden kann, so müssen denselben zur 
Verhütung einer weiteren Verbreitung des Uebels abgesonderte Plätze zur Ablegung 
ihrer Kopfbedeckung angewiesen werden. Ausserdem ist es die Pflicht des Lehrers, die 
Kinder über die Gefahr der Ansteckung zu belehren. 

Verbot der Benutzung allgemeiner Badeanstalten. 

§. 88. Die Benutzung zum allgemeinen Gebrauch bestimmter Badeanstalten oder 
Badestuben darf den am Weichselzopf leidenden Persouen nicht gestattet worden. 

Bestimmungen hinsichtlich des Militärs. 

§. 86. Wird ein Soldat vom Weichselzopf befallen, so ist derselbe, falls er nicht 
den bestehenden Bestimmungen zufolge sofort zu entlassen ist, unverzüglich in das 
Lazareth aufzunehmen. Bei dor Entlassung solcher Individuen aus dem Heere müssen 
die von ihnen abgegebenen Kopfbedeckungen vernichtet und die von ihnen benutzten 
Lagerstellcn u. s. w. vorschriftsmassig gereinigt werden, ehe sie weiter in Gebrauch 
gezogen werden dürfen. 

10. Bösartiger Kopfgrind, Kreb«, Bchwindmcht und Gicht. 

Reinigung der Effecten. 

§. 90. Bei den genannten Krankheiten beschränken sich die sanitätspolizeilichen 
Massregeln auf die vorschriftsraässige Reinigung und resp. Vernichtung der mit den 
Absonderungen der Kranken in unmittelbare Berührung gekommenen Kleidungsstücke 
und sonstigen Effecten. Dio Anordnung derselben liegt den Aerzten der Kranken, die 
Controle der getroffenen Massregcln dor Polizei-Behörde ob. Vcrgl. §. 23. 

Aufsicht auf Waisenhäuser, öffentliche Schulen u. s. w. hinsichtlich des 

Kopfgrindes. 

§. 91. Hinsichtlich des Kopfgrindes sind die Waisenhäuser und ähnliche Anstalten 
unter besondere sanitätspolizeilicne Aufsicht zu nehmen. 

In den öffentlichen Schulen dürfen Kinder, dio am bösartigen Kopfgrind leiden, 
nicht zugelasscn werden. 


1L Tollkrankheit (Hundiwuth). 

Verminderung der Zahl der Hunde. 

§. 92. Da die Tollkr&nkheit am häufigsten bei den Hunden vorkommt, so ist 
durch geeignete Massregeln die Zahl der Hunde so viel als möglich zu vermindern und 
auf die genaue Befolgung der das Halten der Hunde betreffenden Polizeigesetze, bei 
Vermeidung der darin bestimmten Geld- und Leibesstrafen, nachdrücklichst zu halten. 

Tödtung der tollen Hunde. 

§. 93. Ist bei einem Hunde die Wuth auch nur im geringsten Grade eingetreten, 
so muss derselbe, wenn er auch keinen Menschen gebissen hat, sogleich und ohne Wei- 
teres getödtet werden. Insbesondere liegt diese \orpflichtung dom Eigentümer oder 
demjenigen, der ihn unter Aufsicht hat, bei Vermeidung der durch das Edict wegen 
Tollweraens der Hände vom 20. Februar 1797 §. 2. seq. testgesetzten bedeutenden Gold- 
oder Freiheitsstrafen, ob. 

Anzeige an die Polizei-Behörde. 

§. 94. Zugleich muss der Polizei-Behörde bei Vermeidung einer Geldstrafe von 
5 Thalern oder achttägiger Freiheitsstrafe ungesäumt von dem stattgefundenen Aus- 
bruche dor Wuth und dem, was hinsichtlich des Hundes geschehen ist, Anzeige gemacht 
werden. 

Vorfahren, wenn der Hund bereits Menschen gebissen hat. 

§. 95. Hat aber ein toller, oder auch nur verdächtig scheinender Hund boreits 
Menschen gebissen, so hat dor nächste Angehörige oder Bekannte, oder wer zuerst 
davon unterrichtet ist, bei Vermeidung einer Geldstrafe von 10 Thalern oder 14tägiger 
Freihheitsstrafe, den nächsten Arzt oder Chirurg davon in Kenntnis« zu setzen, der 
Hund selbst aber muss, wenn es möglich ist, ihn ohne Gefahr einzufangen, zur Auf- 
klärung der Sache und zur Beruhigung der gebissenen Personen, noch Anordnung der 


Digitized by Google 


166 


Medicinal- und Sanitätspolizei. 


davon in Kenntnis« zu setzenden Polizei- Behörde (§. 94.) und unter Aufsicht von Medi- 
cinalpcrsonen in einem sicheren Behältnis» eingesporrt worden, bis er entweder ganz 
gesund wird oder stirbt. 

Gesetzliche StrafboBtim mutigen bei angcrichtetcm Schaden. 

§. 96. Ist durch den Biss eine» tollen Hunde» Schaden angerichtet worden, so 
kommen die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen wegen Beschädigung aus Fahr- 
lässigkeit, Allgemeines Laudrecht Th. II. Tit. 20 §. 777 seq. zur Anwendung. 

Vergraben der tollen Hunde. 

§. 97. Sobald ein toller Hund getödtet worden oder von selbst crepirt ist, muss 
der Cadavor, unter Vermeidung aller Berührung mit blossen Hunden, mit Haut und 
Haaren an einem abgelegenen Orte in eine wenigstens 6 Fuas tiefe Grube geworfen, 
eine Hand hoch mit Kalk überschüttet und sodann mit Erde und Steinen bedeckt wer- 
den. (S. §. 98.) 

Reinigung und resp. Vernichtung der mit dem tollen Hunde in 
Berührung gekommenen Gegenstände. 

§. 98. Die Werkzeuge, mit denen man den Cadavcr berührt hat, so wie alles 
andere, was mit dem tollen Hunde in Berührung gekommen oder mit Geifer, Blut u. s. w. 
von demselben besudelt worden ist, wie z. B. seine Lagerstätte, Press- und Saufnäpfe, 
Ketten, Stricke, Holz, an welchem er genagt hat, die Instrumente, mit denen er getödtet 
worden ist, müssen nach Vorschrift der Dcsinfections- Instruction behandelt werden. 

Dasselbe muss geschehen mit dem Stalle, in welchem sich der Hund befunden hat, 
und darf in den vorschriftsmässig gereinigten Stall vor Ablauf von 12 Wochen kein 
anderer Hund gebracht werden. Wer gegen diese Vorschriften (§§. 97. und 98.) handelt, 
oder deren Befolgung unterlässt, hat eine Geldstrafe von 5 bis io Thaiern oder acht- 
ln» vierzehntägige Gefängnisstrafe verwirkt. Sollte dadurch ein Schaden für Monschon 
entstanden sein, so kommen die allgemeinen gesetzlichen Strafbestimmungen der §§. 777 
seq. des Allgemeinen Laudrecht» Tneil II. Tit. 20 in Anwendung. 

Tödtung der von einem tollen Hunde gebissenen Hunde. 

99. Hunde, von denen man weis», oder bei denen man auch nur die gegrün- 
dete Besurgniss hat, dass sie von einem tollen Hunde gebissen sind, müssen sofort ge- 
tödtet und mit der nöthigen Vorsicht verscharrt worden. Eigentümer von Hunden, 
welche hiergegen handeln, oder einen solchen Hund, von dem sic wissen, dass er von 
einem tollen Hunde gebissen ist, einem Andern überlassen, verfallen in die §. 93 go- 
d achte. Strafe. 

Verbot des Curircns toller und von tollen gebissener Hunde durch 
Nicht- Aerzte. 

§. 100. Bei Vermeidung derselben Strufe ist das Curiren sowohl der tollen, als 
auch der von tollen gebissenen Hunde jedem Nicht- Arzte streng untersagt. 

Curversuche von Aerzten oder approbirten Thierärzten dürfen nur in besonderen 
Fällen mit Erlaubnis» und unter Aufsicht der Polizei- Behörde, bei Beobachtung der 
nöthigen Sicherheitsmassregeln, unternommen werden. 

Tödtung wuthkranker Katzen, Füchso und Wölfe. 

§. 101. Wenn an einer Katze, an einem Fuchse oder Wolfe Spuren der Wutli- 
krankheit wahrznnehmen sind, so ist nicht nur ein solches Thier auf die für Menschen 
gefahrloseste Weise sogleich zu tödten, sondern es müssen auch die von ihm gebissenen 
Huude ohne Verzug getödtet werden. Hatte jedoch eine der Wuth verdächtige Katze 
einen Menschen bereits gebissen, und ist sie nun in einem völlig sicher verwahrten Be- 
hältnisse eingesperrt, so kann zur genaueren Beobachtung der Krankheit und vielleicht 
zur Beruhigung der gebissenen Personen, das Tödten des Thiereg einstweilen unter- 
bleiben, wenn die Polizei-Behörde nach gewonnener Ueberzengung von der Sicherheit 
des Locals solchem verstattet. 

Hinsichtlich der Strafen wird auf jj. 98. verw iesen. 

Bei dem Vergraben solcher der Wuth verdächtigen oder wirklich mit ihr behaftet 
gewesenen Thierc und bei «lern Reinigen der Gegenstände, die mit denselben in Be- 
ruh rnng gekommen sind, müssen die §§. 97. und 98. gegebenen Vorschriften genau 
befolgt werden. 

Verfahren bei gebissenen Pferden, Rindvieh und uuderen H austhieren. 

§. 102. Sind Pferde, Rindvieh, Schaafe, Ziegen oder Schweine von einem tollen 
Hunde oder einem andern wutlikranken Thiere gebissen worden, so muss, um das Entstehen 
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der Wuth zu verhüten, bei Vermeidung einer Geldstrafe von 5 Tlmlern oder achttägiger 
Freiheitsstrafe, eiue thierärztliche Behandlung so bald als möglich nachgesucht und tiio- 
sclb© unter genauer Beobachtung der erforderlichen Vorsichtsmassregeln und nament- 
lich in eiueui abgesonderten Raume eingeleitet werden. 

Verbot des Schlachtens u. s. w. solcher Thiere. 

§. 103. Dergleichen gebissenes Rindvieh darf wahrend vier Monate, und das an- 
dere Schlachtvieh während einer Zeit von drei Monaten nach dem Bisse weder verkauft 
noch geschlachtet, auch die Milch während dieser Zeit weder für Menschen noch Thiere 
benutzt werden. 

Eine Ucbertretung dieser Vorschrift soll mit einer Geldstrafe von 10 bis 20 Thlrn. 
oder mit einer Freiheitsstrafe von acht bis vierzehn Tagen geahndet werden. 

Tödtung derselben bei ausgebrochenor Wuth. 

§. 104. Ist die Wuthkrankheit bei einem Pferde, Rinde, Schafe, bei einer Ziege 
oder bei einem Schweine wirklich ausgebroeben, so muss das kranke Thier, hei Ver- 
meidung der gesetzlichen Strafe, sogleich getödtet , der Polizei-Behörde davon Anzeige 
gemacht (§. 94.) und der Cadaver, nach Vorschrift dos §. 105 , vergraben werden. 

Vergraben derselben. 

§. 105. Beim Fortschaffen der crepirten oder getödteten tollen Thiere muss die 
Zeit vermieden werden, wo grosser Verkehr auf den Strassen stattfindet, oder wo das 
Vieh aus- und eingetrieben wird, dabei auch verhütet werden, dass kein Geifer, Blut 
und dergleichen von den Cadavern auf die Stresse falle. 

Katzen und Hunde müssen von dem Stalle, in welchem ein tolles Thier oder dessen 
Cadaver sich befindet, auf eine zuverlässige Weise abgehalten worden, weshalb auch 
deijenige, welcher das Thier fortschnfft. beim Abholen desselben keinen Mund mitbrin- 
gen darf. 

Die Cadaver dürfen weder abgezogen noch geöffnet werden, wenn letzteres nicht 
etwa von einem Arzte oder approbirten Thierarzte mit der angemessensten Vorsicht 

G eschieht. Auch darf derjenige, welcher das Vergraben besorgt, nichts von dem (Ja- 
aver mitnehmen. 

Derselbe muss in eine mindestens 6 Fuss tiefe Grube geworfen, eine Hand hoch 
mit Kalk überschüttet und mit Erdo und Steinen bedeckt werden. (§. 100.) 

Reinigung der Ställe und sonstigen Gegenstände. 

§. 106. Das Reinigen der Ställe und das Reinigen oder Verbrennen der mit den 
tollen Thieren in Berührung gekommenen Gerätschaften , des Lagerstrohs u. s. w. 
geschieht wie in dem §. 98 gedachten Falle nach Vorschrift der Desinfcctions-Instruction. 

Vom Tage der geschehenen Reinigung an darf erst nach vierzehn Tagen anderes 
Vieh wieder in den Stall gebracht werden. 

Heber die nach §5. 105. nud 106. zu treffenden Vorsichtsmaßregeln hat die Polizei- 
Behörde in jedem einzelnen Falle die Betheiligten zu unterrichten und durch die §. 23. 
angegebenen Mittel die pünktliche Befolgung zu sichern. 

Bestimmungen für den Fall des Ausbruchs der Wasserscheu heim 

Menschen. 

§. 107. Kommt bei einem von einem wnthkranken Thiere gebissenen Menschen 
die Wasserscheu zum Ausbruch, so ist davon durch den Arzt bei Vermeidung einer 
Geldstrafe von 5 Thalern ungesäumt der Polizei-Behörde Anzeige zu machen. 

Bleibt der Kranke in seiner Wohnung, so findet eine Bezeichnung derselben mit- 
telst einer Tafel oder eine Isolirung des Kranken von Polizeiwogen nicht statt. 

Reinigung der mit den Kranken in Berührung gekommenen Sachen 
und Mensc hen. 

S. 108. Nach beendigter Krankheit ist nach Maßgabe der am Schlüsse des §. IOC. 
ortheilten Bestimmung auf eine sorgfältige Reinigung und resp. Vernichtung der mit 
dem Kranken in Berührung gekommenen Effecten nach Vorschrift der Desinfections- 
Instruction zu halten, und den bei den Kranken beschäftigt gewesenen Personen zu 
empfehlen, sich selbst und ihre Kleidungsstücke einer sorgfältigen Reinigung zu unter- 
werfen. 

12. Müsbrand. 

Anzeige der am Milzbrände erkrankten Thiere. 

§. 109. Wird ein Thier vom Milzbrände befallen, so ist bei Vermeidung einer 
Geldstrafe von 5 Thalern oder achttägiger Gefängnissstrafc der Polizei-Behörde sogleich 
Anzeige davon zu machen. 
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Isolirung und Wartung derselben. 

§. 110. Die erkrankten Thiore müssen von den gesunden genau abgesondert und 
geeigneten Wärtern übergeben werden. Diese sind über die Gefahr der Ansteckung 
und die zur Verhütung derselben zu l>efolgciiden Vorsichtsmaßregeln zu belehren. 
Insbesondere dürfen die Wärter keino Verletzungen im Gesichte oder an den Händen 
haben. 

Verbot des Curirens solcher Thiere durch Nicht- Aerzte. 

$. 110. Allen Personen, dio nicht approbirte Thierärzte sind, ist das Curiren milz- 
brandkranker Thiore, und besonders das sogenannte Brechen oder Herausziehen des 
Kückenblutes bei eiuer Geldstrafe von 10 bis 20 Thalern oder vierzehutägiger bis vier- 
wöchentlicher Gefängnisstrafe verboten. 

Obliegenheiten der Thierärzte. 

$. 112. Die Thierärzte haben bei Vermeidung gleicher Strafe danach zu sehen, 
dass das Aderlassblut von milzbrandkranken Thicren, dio bei denselben gebrauchten 
Haarseile, die Leder aus den Fontanellen und ähnliche zur weiteren Verbreitung der 
Krankheit geeignete Gegenstände hinlänglich tief vergraben oder sonst vernichtet werden. 

Verbot des Schlachtens und sonstiger Benutzung milzbraodiger Thiere. 

S. 113. Das Schlachten mil/brandkranker Thiere, sowie der Verkauf und Ver- 
brauch des Fleisches und der Milz von ihnen ist bei 10 bis 20 Thalern Geld- oder 
acht- bis vierzehntägiger Gefängnissstrafe verboten. Ist dadurch aber ein Schaden ver- 
anlasst worden, so treten die allgemeinen gesetzlichen Strafbestimmungen in §§. 777. seq. 
des Allgemeinen Land rechts Th. 11. Tit. 20. ein. 

Vergraben derselben. 

§. 114. Die au einer Milzbrandkrankheit crcpirtcn Thiere dürfen nicht abgezogen 
werden, sondern müssen mit Haut und Haaren, — nachdem die Haut vorher, um sie 
unbrauchbar zu machen, an mehreren Stellen durchschnitten worden, — in 6 Fugs tiefe 
Gruben geworfen, in denselben mit einer wenigstens eine Hand hohen Schicht Kalk 
überschüttet und sodann mit Erde und Steinen bedeckt werden. 

Nur den Aerzten und Thierfirzten ist es erlaubt, in einzelnen Fällen zur genaueren 
Untersuchung der Krankheit ein solches cropirtee Thier zu öffnen, jedoch nur nach dem 
völligen Erkalten des Cadavors und bei genauer foobachtung aer erforderlichen Vor- 
sichtsmass regeln. S. §. 116. 

Reinigung und resp. Vernichtung der mit denselben in Berührung 
gekommenen Gegenstände. 

§. 115. Sämmtliche mit dom kranken Thiere in Berührung gewesene Gegenstände, 
die von demselben zurückgebliebenen Auswurfsstoffe, der Stall, in welchem sich das- 
selbe befunden, müssen theils vernichtet, theils nach Vorschrift der Desinfections-ln- 
structiou gereinigt werden. S. §. 116. 

Abhaltung anderer Thiere. 

§. 116. Schweine, Hunde, Katzen, Federvieh und andere Thiere müssen von den 
Ställen und von den Abgängen der milzbrandkranken Thiere, sowie von den Cadavern 
derselben auf das Sorgfältigste abgehalten werden. 

Hinsichtlich der nach §§. 114., 115. und 116. zu treffenden Vorsichtsmassregoln 
hat die Polizei-Behörde für die gehörige Belehrung der ßetheiligten zu sorgen und die 
pünktliche und genaue Ausführung durch die §. 23. angegebenen Mittel zu sichern. 

Verfahren beim Erkranken von Menscheu. 

§. 117. Erkrankt ein Mensch durch Ansteckung von milzbrandkranken Thieren 
an der schwarzen Blatter oder auf andere W'eise, so muss davon sogleich der Polizei- 
Behörde Anzeige gemacht werden l§. 107.). Bleibt derselbe in seiner Wohnung, so 
findet bei Vermeidung der im §. 26. erwähnten Strafe eine Bezeichnung derselben mit- 
telst einer Tafel oder eine genaue Isolirung des Kranken nach §. 18. a. b. statt. 

Desinfection. 

§. 118. Alles, was zum Reinigen und Verbinden des Kranken gebraucht worden 
ist, muss ohne Verzug vernichtet werden. Nach Beendigung der Krankheit sind die 
Wohnung dos Kranken, sowie sünimtlicho mit demselben in Berührung gekommene 
Gegenstände, nach Vorschrift der Desinfections-Instruction und bei Vermeidung der §. 27. 
angedrohten Strafe ,zu reinigen oder resp. zu vernichten. 
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13. Rotz und Wurm. 

Verfahren bei rotz- und wurmkranken Pferdcu. 

§. 119. Hinsichtlich der Verhütung der Verbreitung der Rotz- und Wurmkrank- 
heit unter den Pferden wird auf die bestehenden polizeilichen Vorschriften verwiesen 
und nur namentlich bemerkt, dass des Rotzes oder Wurms verdächtige oder daran 
leidende Pferde, bei Vermeidung einer Geldstrafe von 5 Thalern oder achttägigem Ge- 
fängnis», der Polizei- Behörde anzuzeigen, erstore abzusondern, wirklich rotz- oder 
wurmkranke Pferde aber sogleich zu todton und die mit ihnen in Gemeinschaft gewe- 
senen Pferde von andern abzusondern und unter Observation zu stellen sind. 

Reinigung der mit den rotz- und wurmkranken Thieren in Berührung 
gekommenen Gegenstände. 

§. 120. Sämintliche mit den rotz- oder wurmkranken Thieren in Berührung ge- 
wesenen und durch die Ausanirfsstoffe verunreinigten Gegenstände müssen vorschrifts- 
mässig gereinigt oder vernichtet werden. 

Die Polizei-Behörde hat für die gehörige Belehrung der Betheiligten über dies« 
Massiegeln zu sorgen und die pünktliche und genaue Ausführung auf die §. 23. ange- 
gebene Weise zu sichern. 

Verhütung der Ansteckung von Menschen. 

§. 121. Jedem Pferdebesitzer liegt, die Pflicht ob, sich und seine Knechte, Kut- 
scher und Pferdewärter mit den Zeichen der Rotz- und Wurmkrankheit bekannt zu 
machen und in zweifelhaften Krankheitsfällen, die mit dem Rotz oder Wurm Aohnlich- 
keit haben, einen approbirten Thierarzt oder Physicus zu Rathe zu ziehen. 

Die Wärter solcher Pferde sind mit den zur Verhütung der Ansteckung erforder- 
lichen Voraichtsmassregeln bekannt zu machen und dürfen namentlich keine Verletzun- 
gen im Gesicht oder an den Händen haben. 

Verfahren, wenn Ansteckung erfolgt ist. 

§. 122. Ist die Ansteckung eines Menschen durch Rotz- oder Wurmkrankheit 
erfolgt, so gelten die §§. 117. und 118. gegebenen Vorschriften. 

Anweisung rum DesinfectionaverfahreiL 

A. Im Allgemeinen. 

§. 1. Unter Desinfection versteht man die Anwendung von Mitteln, wodurch An- 
stockungsstoffe (Contagien) fortgeschafft, zerstört oder so verändert werden, dass sie 
nicht mehr schädlich sind. Die Art und Weise der Anwendung solcher Mittel heisst 
das Dcsinfectionsverfahren. 

I. Mittel znr Desinfection, deren Bereitung»- und An wenduugsar t 
im Allgemeinen. 

§. 2. Das kräftigste aller Desinfectionsmittel ist das Feuer, wodurch die anstecken- 
den Stoffe ganz zerstört werden. Gegenstände, woran der Erfahrung zufolge die an- 
steckenden Stoffe leicht haften, wie Zeuge von Wolle, Leinwand, Baumwolle, Seide, 
Federn, Haare, Papier, Pappe und dergleichen mehr, werden, wenn ihr Werth cs nicht 
verbietet, 

1) durch das Verbrennen am sichersten unschädlich gemacht. 

Es ist hierbei zu merken : dass man von diesem Mittel nur bei den heftigsten anstecken- 
den Krankheiten Gebrauch zu machen hat, und dann die gehörige Vorsicht anwouden 
muss, damit nicht durch das Herbeischaffen und Anhuufcn von solchen Gegenständen 
die Ansteckung befördert werde. Man muss dabei auch die unmittelbare Berührung von 
Gegenständen der eben genannten Art sorgfältig vermeiden und die zu verbrennenden 
Sachen mit eisernen, überhaupt metallenen Zangen, Haken und dergleichen anfasseu 
und fortbewegen. Auf andere nicht werthvolle Gegenstände von Holz. Matten, Flecht- 
werk u. s. w., an denen die unsichtbaren ansteckenden Gifte der Erfahrung nach nicht 
leicht haften, wird das Verbrennen in der Regel nur dann anznwenden sein, wenn Geifer, 
Blut und dergleichen sichtbare, die Ansteckung verbreitende Stoffe daran haften. 
Metallene Werkzeuge, an denen die ansteckenden Gifte nicht leicht haften, setzt man, 
wenn damit verdächtige Sachen augefasst sind, zu gleichem Zwecke der grösseren Vor- 
sicht wegeu eine kurze Zeit der Einwirkung des Feuers aus. Wenn aber Geifer, Blut 
und dergleichen daran befindlich sein sollten, wodurch eine Ansteckung bewirkt werden 
könute, so muss das Werkzeug so lauge iu das Feuer gehalten werden, bis die an- 
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klebende Materie gewiss verbrannt ist. — Feuerfeste Raume, in denen keine brennbare 
Dinge von Werth mehr befindlich sind, können durch ein Flammenfeuer, welches überall 
hinspielt, desinficirt werden. 

2) Schon durch ein gelindes Anseugen können die ansteckenden Stoffe zerstört 
worden. Briefe, Papiergeld und andere Sachen von Papier werden auf diese 
Weise desinficirt. 

Man nimmt ein gröblich zerstossones Pulver von Colophonium, Sandrach, Weih- 
rauch u. s. w., vermischt solches mit klein geschnittenem Reisig oder Häckerling und 
zündet cs in einem irdenen oder metallenen Gofasse an. Den heissen Dampf lässt man 
an das Papier gehen, bis es überall gelb gefärbt ist. 

3) Auch durch trockene Hitze werden viele Ansteckungsgifte zerstört; das Kuh- 
pockengift z. B. wird schon in einer Hitze von 48 Grad Reaumur völlig un- 
kräftig gemacht. 

Es kann daher Baumwolle, Wolle und dergleichen, woran ansteckende Stoffe gar leicht 
haften, in so stark geheizten Räumen desinficirt werden. 

§. 3. Die Luft ist nächst dom Feuer eins der wichtigsten Desinfektionsmittel ; nur 
ist es noth wendig, dass die Luft längere Zeit hindurch mit den Austeck ungsstoffon in 
Borührung gebracht werde, um letztere ihrer Natur nach gänzlich zu verändern und 
dadurch unschädlich zu machen. Zimmer und andere Räume werden geöffnet und dem 
Luftzuge die erforderliche Zeit hindurch ausgesetzt. Gegenstände, an denen Ansteckungs- 
gifte leicht haften. Wolle, Baumwolle, Seide, Haare, Federn und Zeuge davon, auch 
Papier und Pappe müssen, wenn sie verdächtig sind, der Luft so ausgesetzt werden, 
«hiss diese sie von allen Sciteu berfihrt. Man muss sic gehörig ausbroiten, oft umkeh- 
ren und um wenden, erforderlichen Falles mit metallenen oder auch glatten hölzernen 
Werkzeugen. Die Zeit, wie lange sie der Luft ansgesetzt sein müssen, ist nach Um- 
standen, insbesondere mich Beschaffenheit der Krankheit, verschieden. Auch ist hierbei 
wohl zu merken, dass man nicht glaube, der Anstcckungsstoff sei zerstört, wenn kein 
Geruch mehr wahrzunehmen ist, oder wenn die Luft in einem Zimmer, worin an- 
steckende Stoffe vorhanden sein könnten, durch einen Luftzug, Ventilatoren, erhitzte 
Ahfuhrungsröhrcu und dergleichen rasch erneuert worden ist. 

§. 4. Das Chlor thut das schnell, was die Lnft langsam bewirkt. Um dasselbe in 
Anwendung zu bringen, kann man es entweder aus Kochsalz und Braunstein ent- 
wickeln, oder Chlorwasscr, Chlorkalk, Chlornatron oder Salpeter-Salzsäure in Ge- 
brauch ziehen. 

1) Um es aus Braunstein und Kochsalz zu entwickeln, reibt man zwei Theile 
gepulverten Braunstein (schwarzes Manganoxyd) mit drei Theilen Kochsalz 
genau zusammen. Es schadet nichts, wenn man mehr Braunstein zusetzt, 
wohl aber, wenn mehr Kochsalz dazu kommt. Nun nimmt man auf 3 Theile 
des in jenem Gemenge enthaltenen Kochsalzes 2 */, Tlicil rohe Schwefelsäure, 
die man vorher mit einer gleichen Menge Wasser verdünnt hat. Bei der 
Mischling der Schwefelsäure mit dein Wasser entsteht eine starke Erhitzung, 
so dass gläserne Gcfässe springen können, und cs ist daher zweckmässig, die 
Mischung in Gefüssen von Porcellan oder Steingut zu machen, sowie über- 
haupt dergleichen Schüsseln und Teller zu den Räucherungen sehr brauchbar 
sind. Auch muss man darauf Rücksicht nehmen, dass die concentrirto 
Schwefelsäure sehr heftig fitzend und zerfressend wirkt (auf die Kleidungs- 
stücke sowohl, als auf den Körner selbst). Nachdem die Flüssigkeit erkaltet' 
ist, giesst man sie nach und uacri auf das angegebene Gemenge von Braunstein 
uud Kochsalz und rührt das Gemenge, nachdem zu gegossen worden, mit 
einem Glas stabe oder einem irdenen Pfeifenstiel um. Ohne Hitze entwickelt 
sich nicht alles Chlorgas aus dem Gemenge; will mau dieses, so muss mau, 
nachdem die Entwickelung schwächer geworden ist, gelinde Erwärmung an- 
wenden. Man setzt dann das Gefäss, worin die Mischung ist, auf ein Kohlen- 
becken, in welches inan einige glühende Kohlen bringt, damit nur eine 
gelinde Erwärmung stattiiude, welche hinreichend ist. Man setzt entweder 
das Gefäss, worin das Chlorgas entwickelt wird, in die Mitte des Raumes, 
den man dcsinficiren will, oder mau vertheilt die Mischung in mehrere Ge- 
fässe und setzt ein jedes derselben in einen Winkel des Raumes, und zwar 
wegen des grösseren spezifischen Gewichtes des Gases wo möglich auf einen 
hohen Gegenstand. 

Ein Gemenge von V« Pfund Braunstein, 12 Loth Kochsalz und 12 Loth 
coneentrirter Schwefelsäure, mit gleichen Theilen Wasser verdünnt, reicht hin, 
um eilten Kaum von 20 Fass Länge, 15 Fuss Breite und 10 Fuss Höhe, ulso 
3000 Cubikfuss, mit Chlorgas anzufülleu. 
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Man muss den Raum bald, nachdem man die Mischung hingestellt hat, 
verschli essen, damit das Chlorgas nicht so schnell entweiche; man kann ihn 
aber nach 6 Stunden wieder öffnen, indem sieh der Chlordampf dann bedeu- 
tend vermindert zu haben pflegt. Wenn Personen im Zimmer bleiben, so 
muss man die verdünnte Schwefelsäure nach und nach zngi essen und jedesmal 
warten, bis sich der Chlordampf wieder etwas gelobt hat, so dass man ihn 
ertragen kann. 

Das Chlorgas greift nämlich die Atheni Werkzeuge sehr an, allerdings mehr 
des Einen als des Andern, und es ist ndthig, dass bei der Entwickelung 
desselben die gehörige Vorsicht beobachtet werde. Man muss, wie gesagt, 
nicht zu viel Schwefelsäure auf einmal zngi essen und der Arbeiter muss das 
Gesiebt so viel als möglich beim Zngicssen abwenden, um nicht zu viel Gas 
auf einmal einzuathmen. Audi gereicht es dem Arbeiter zur Erleichterung, 
wenn er einen Schluck Branntwein dabei im Munde behält. Sollte aber zu 
viel Gas eingeathmet und Husten oder wohl gar Schwindel und Bctüuhuug 
entstanden sein, so muss man an eine Flasche, worin Salmiakgeist (Liquor 
ammonii eaustiei) enthalten ist, riechen lassen. Nachher lässt man zur völligen 
Erholung Dampf von kochendem Wasser einathmen. 

Das Chlorgas greift ferner alle Metalle, sogar das Gold an und zerfrisst 
dieselben; man muss daher alles Metall entfernen da. wo das Gas hi nd ringt, 
oder es gehörig vor demselben schlitzen. Leichte Bedeckungen von Zeugen 
helfen nichts. Bedeckungen von Holz, Glas und Stein müssen gar dicht an- 
schliessen, wenn sic schützen sollen. Ein dicker Ucberzug von Oel oder 
Lack firniss, wo er sich anbringen lässt, schützt am besten, und kann ersteros 
nachher leicht wieder abgerieben, letzterer mit Spiritus abgt-waschen werden. 

Das Chlor wirkt auf alle Farben, welche aus Pflanzen- oder Thierstoffen, 
wenn auch nur zum Theil, bereitet worden, schädlich ein, indem es solche 
entweder gänzlich zerstört oder sie mehr oder weniger blässer macht und 
ihnen dadurch die Schönheit benimmt. Gefärbte Zeuge, wenn an der Erhal- 
tung der Farbe viel gelegen ist, müssen daher aus solchen Räumen entfernt 
werden, wohin Chlorgas dringt. Auch kann mau solche Zeuge, mit Ausnahme 
grober blauer Zeuge und Kleidungsstücke, deren Farbe nicht sehr entstellt 
wird, nicht mit Chlorgas durchräuchern. 

2) Das Chlor wasser (Aqua oxymuriatica) ist in den Apotheken zu haben. Es 
entwickelt nach und nach Chlorgas und kann daher zur Desinfection gebraucht 
werden. Man besprengt den Fussboden der Krankenzimmer damit oder setzt 
ein oder einige flache damit gefüllte Gefässe in die letzteren, wenn man es 
für nöthig hält. Es wirkt schwach, kann aber am besten von den Lungen 


ertragen werden. 

3) Der Chlorkalk ist bei den Droguisten, chemischen Fabrikanten und Apothekern 
zu kaufen;*) auch ist dafür zu sorgen, dass solcher bei drohenden «»der herr- 
schenden ansteckenden Krankheiten in der gehörigen Menge zu haben sei. Er 
ist als Pulver und in flüssiger Form im Handel. 

Der Chlorkalk entwickelt nach und nach Chlorgas und desinficirt dadurch, 
kann auch wegen der langsamen Entwickelung von den Lungen leicht ertragen 
werden. 

Man kann den trocknen Chlorkalk gebrauchen, um damit ansteckende und 
verdächtige Sachen zu bestreuen, als Leichen, Abgänge von kranken Menschen 
und Thieren und dergleichen, auch um ihn in Zimmern, worin Menschen sieh 
aufhalten, in flachen Schalen auszustellen ; den flüssigen Chlorkalk, der kräfti- 
ger wirkt, nrn dergleichen Sachen damit zu übergfesseu, besonders die mit. 
kranken Menschen und Thieren in Berührung gewesene Leinewand und 
dergleichen, oder um damit getränkte leiuene Tücher in Krankenzimmern 
aufzuhängen, übereinen Schirm gespannte Leinewand damit zu bestreichen u. s. w. 
Ob man den flüssigen Chlorkalk mit Wasser verdünucu soll und wie sehr 
hängt von der Art der ansteckende Stoffe ab, die man dadurch zerstören 
will. Es ist hierbei wiederum zu bemerken, dass manche Farben dadurch 
sehr leiden und dass Metall dadurch angegriffen wird. 


*) Um zu prüfen, ob er die gehörige Starke habe, verfährt man folgendermaßen : 
Man löst einen Theil guten Indigo in 9 Theilen conoentrirter Schwefelsäure auf und 
verdünnt die blaue Flüssigkeit mit 1000 Theilen Wasser. Ein Theil vom flüssigen 
Chlorkalk, wenn er rocht gut ist. entfärbt ungefähr 80 Theile (dem Masse nach) Tndigo- 
auflösung. Die stärkste Auflösung von trockne m Chlorkalk entfärbt aber nur 60 Theile 
der Indigoauflösung. 
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Wenn man Chlorkalk mit einer Säure übergiesst, so entwickelt sich 
Chlorgas sehr rasch. Es kann dieses statt des obigen Verfahrens, Chlorgas 
zu entwickeln, dienen, wenn es auf dio etwas grösseren Kosten dabei nicht 
ankonimt, da es weniger umständlich ist und nicht so grosse Vorsicht noth- 
wendig macht. 8 Loth Chlorkalk, mit 16 bis 24 Loth Salzsäure übergossen, 
entwickeln so viel Chlorgas, dass ein Kaum von 3000 Cubicfuss damit ange- 
füllt werden kann. Um die zu rasche Entwickelung des Gases zu vermeiden, 
thut mau wohl, den Kalk nach und nach in die Saure zu schütten. 

4) Das gewöhnlich nur in flüssiger Form gebräuchliche Chlornatron ist nicht 
überall in den Apotheken zu haben. Man bereitet es, indem man 16 Theile 
trocknen Chlorkalk in 128 Theilen Brunnenwasser auflöst, tiltrirt, dann 17 
Theile zerfallenes und zerriebenes kohlensauros Natron, welches in allen 
Apotheken zu haben ist, hinzusetzt und hierauf wieder tiltrirt. Diese Flüssig- 
keit wird mit sechsmal so viel und mehr Wasser verdünnt und ist besonders 
zum Abwaschen der iländc, wenn eine Berührung mit angesteckten Personen 
oder Sachen vorgefallen ist, zu benutzen, indem dio liänuc dadurch weniger 
spröde werden, als durch den Gebrauch der Chlorkalk-Solution, 
ö) Die Salpetersalzsüu re (das Königswasser) ist eine Mischung von 2 Theilen 
Salpetersäure (Schoidewasser) mit emem Thoilo Salzsäure, wie solche in den 
Apotheken zu haben sind. Sie wirkt hauptsächlich durch das dabei ent- 
stehende Chlor. Diese Säure ist sehr fressend und ätzend, und eben darum 
seltener anzuwenden. Doch ist sie besonders brauchbar, um manche sehr 
ansteckende Stoffe zu zerstören, z. B. den Geifer von tollen Hunden, die 
Jauche von Geschwüren an Leichnamen, die obducirt werden sollen, die 
Materie aus den Milzbrandheulen des Rindviehes und dergleichen. Man über- 
gicsst dann den ansteckenden Stoff reichlich mit dieser Säure, lässt sie damit 
einige Zeit in Berührung, erneuert auch wohl der grösseren Vorsicht wegen 
das Begiessen und wäscht oder spült danu mit blossem Wasser aus. 

§. 6. Die Salpetersäure ist ebenfalls ein sehr kräftiges desinficirendes Mittel. Man 
wendet sie zu diesem Zwecke dampfförmig an, indem man auf gepulverten, jedoch nicht 
zu sehr ausgetrockneten reinen Salpeter (welcher am sichersten aus Apotheken ent- 
nommen wird) so lange nach und nach concentrirto Schwefelsäure tröpfelt, bis so viel 
Dampf entwickelt ist, als man für not big hält. 

Die Entwickelung der Dämpfe geschieht langsam und ohne Ilcftigkoit, so dass 
inan sich nicht so sehr davor zu scheuen braucht, als vor der heftigen Entwickelung des 
Chlorgases. Deshalb ist es auch angemesson, das Gemenge von Zeit zu Zeit mittelst 
eines Glasstabes oder irdenen Pfeifenstiels umzurühren. Auch können dio meisten Per- 
sonen diese Salpetersäuren Dämpfe besser ertragen, als Chlorgas, und sie sind daher in 
den Räumen, wo Menschen sich immer aufhalten, dieser Ursache wegen dem letzteren 
vorzuziehen. Da diese Dämpfe jedoch auf metallische Gegenstände wie das Chlorgas nach- 
theilig ein wirken, so muss, um letztere gegen Nachtheil zu schützen, mit innen wie 
beim Chlorgas verfahren werden. 

Sio sind auch weniger elastisch, als das Chlorgas und durchdringen daher die 
Räume noch langsamer als dieses, weshalb bei ihrer Anwendung für ihre rasche Ver- 
breitung durch Umhortragcn des Räuchergcfässcs oder auf ähnliche Weise Sorge zu 
tragen ist. Endlich muss noch bemerkt werden, dass die salpetersauren Räucherungen 
bedeutend kostspieliger sind, als die durch Chlorgas, and dass daher von denselben 
zur Desto fection von Kleidern und Effecten nur Gebrauch zu machen ist, wenn letztere 
zugleich mit Personen dcstoticirt werden sollen, welche gegen Chlorgas sehr empfind- 
lich sind. 

§. 6 Die Sch wefcldümpfc oder die schwefligsauren Dämpfe dienen ebenfalls zum 
Dcsinficiren. Man räuchert damit die Briefe aus, welche man in Verdacht hat, dass 
Ansteckungsstoffe daran haften möchten. Doch ist es unbequem, den Schwefel für sich 
auzuwonden wegen der vielen erstickenden Dämpfe, welche er entwickelt Man bedient 
sich daher de» oben §. 2. ad 2. angegebenen Gemenges, wozu mau gröblich zerstosse- 
nen Rohschwefel setzt. Ehen diese heftig erstickenden Dämpfe hindern die Anwendung 
des Schwefels in den meisten Desinfcctions fällen und machen cs rnthsam. den Gebrauch 
desselben auf einige wenige, wio z. B. die Dcsinfcctiou von wollenen Decken und ande- 
ren ähnlichen Gegenständen, zu beschränken. 

§. 7. Der Essig ist gleichfalls ein Desinfectionsmittcl, aber ein schwaches. Man 
gebraucht ihn zum Räuchern von Krankenzimmern und bedient sich des verdünnten 
Essigs, um die Hände zu waschen, wenn man in Berührung mit verdächtigen Stoffen 
gewesen ist, auch zu Bädern für Reconvalescenten, Wärter u. s. w. Am häufigsten ist 
der Gebrauch des Essigs zum Desinticiren der Briefe. Derselbe wirkt dabei nicht so 
sehr auf die Diute und macht sie nicht so leicht gelb wie Chlor. 
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S. 8. Das caustischc Kali, welches in der Seifensicderlaugo hinreichend rein 
dargeboten wird, ist gleichfalls ein kräftiges dcsinficirendes Mittel. In concentrirter Form 
kann es zur Zerstörung nichroror Anstockungstoffe, gebraucht worden. In verdünnter 
Form ist es zu benutzen in Fällen, wo Säuren nicht füglich anwendbar sind. Uebri- 
gens beschränkt sich sein Gebrauch, so wie der Seife, hauptsächlich auf das gewöhn- 
liche Waschen und Baden. 

§. 9. Der Kalk, dessen man sich bedient, um erforderlichen Falles todto Köimer 
zu einer schnellen Verwesung zu bringen, muss gebrannt und an der Luft zerfallen, 
oder durch das Löschen in einen Brei verwandelt sein. Er muss aber den Körper be- 
rühren, wejl er sonst unwirksam ist, 

Chlorkalk wirkt auch hier kräftiger, doch ist er viel iheurcr. 

II. Verfahren bei der Desinfection der einzelnen Gegenstände. 

A. Desinfection der Menschen. 

§. 10. 1) Der Genesonon. Personen, welche von weniger gefährlichen an- 
steckenden Krankheiten genesen sind, sind in Seifenwasser zu baden oder am ganzen 
Körper damit zu waschen. • 

Bei gefährlicheren ansteckenden Krankheiten ist dem Bade- oder Waschwasser statt 
der Seifo entweder Essig oder etwas Seifensiederlange (nicht über 1 / 4 Pfund auf ein 
Bad) hinzuzusetzen.*) 

2) Der Wärter und andero Porsonen, welche mit d on Kranken län ge re 
Zeit zusammen gewesen sind. Bei diosen findet dasselbe Verfahren statt, wie 
bei den Genesenen. 

3) Derjenigen Personen, welche mit den Kranken nur kurze Zeit zu- 
sammen gewesen sind. Diese thun wohl, sich, bevor sie die Wohnungen der Kran- 
ken verlassen, Hände und Gesicht mit gewöhnlichem Seifonwasser zu Wäschen. 

Bei gefährlichen ansteckenden Krankheiten ist statt des Seifenwassors eine gehörig 
verdünnte Chlomatron- und Chlorkalk-Solution zn nehmen. In Ermangelung derselben 
kann man sich hierzu eines Gemisches aus Wasser mit Essig oder mit Seifensiedorlauge 
bedienen 

Die bei gefährlicheren ansteckenden Krankheiten zugleich rathsame Desinfection 
der Kleidungsstücke, einschliesslich der Kopfbedeckungen, geschieht unter Beobachtung 
der nöthigen Vorsicht am besten durch Chlorgas. Nachdem der damit Bekleidete sich 
auf einen Stuhl gesetzt und ein Laken, unter welches auch die Kopfbedeckung zu brin- 
gen ist, dergestalt umgenommen hat, dass es um den Hals dicht anschliesst. wird das 
Gefäss mit der zur Entwickelung des Gases dienenden Mischung von 1 Loth Salzsäure 
und 1 Quentchen Chlorkalk unter den Stuhl gestellt und hier einige Zeit, höchstens 
5 Minuten, gelassen. 

4 ) Der Gestorbenen und derjenigen Personen, welchemitden Leichen 
beschäftigt gewesen sind. Leichen von Personen, welche an gefährlichen anstecken- 
den Krankheiten verstorben 6ind, müssen, unter Freilassung des Gesichts, in grosse, mit 
starker Chlorkalk -Solution getränkte Laken eingoschlagen und hoi sich verzögernder 
Beerdigung besonders im Bommer von Zeit zu Zeit mit dieser Solution besprengt 
werden. Für Personen, welche mit dergleichen Leichen beschäftigt gewesen sind, gilt 
das sub 3 dieses Paragraphen angegebene Verfahren. Bei etwa dabei entstandenen Ver- 
letzungen ist aber so schnell als möglich ärztliche Hülfe zu suchen und vorläufig eine 
sorgfältige Reinigung der Wunde mit den eben dort angegebenen Mitteln zu bewirken. 

B. Desinfection der Localien. 

$. 11. 1) Während die Kranken sich in denselben befinden. Bei den 
gelimferen ansteckenden Krankheiten genügt ein oft wiederholtes Lüften der Zimmer und 
eine zuweilen vorzunehmendo Räucherung mit Essig. Bei den gefährlicheren anstecken- 
den Krankheiten sind neben dem Lüften täglich vorzunehmendo Räucherungen mit salpeter- 
sauren Dämpfen oder, wenn es von den Kranken ertragen wird, mit Chlorgas zu 
empfehlen. Letztere werden entweder durch das Sprengen mit Chlorwasser bewerk- 
stelligt, oder man hängt zu diesem Zweck in starke Chlorkalk- Solution getaucht« Tücher 
in dem Zimmer auf, oder man bestreicht über einen Rahmen gespannt« Leinewand mit 
dieser Solution. Ucbcrfüllungen der Zimmer mit Chlorgas sind augenblicklich durch 
das Erwärmen von etwas Salmiakgeist (Liquor amonii caustici) in einer Porcellanschalo 
über Spiritusfeuer imschädlich zu machen. Rathsani ist es, bei den gefährlicheren an- 

*) Wie die während der Krankheit benutzten Kleidungsstücke des Genesenen za 
desinficiren sind, ist weiter unten angegeben. 
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stockenden Krankheit™ auch von Zeit 7.11 Zeit in den an die Krankenzimmer stossenden 
Raumen Chlorräucherungen 7.11 veranstalten. 

2) Nachdem die Kranken oder Verstorbenen aus denselben entfernt 
worden sind. Zur Desinfoction solcher Wohnungen ist bei weniger gefährlichen an- 
steckenden Krankheiten ein mehrtägiges Lüften oder eine schwache Cnlorniucherung, 
wozu etwa die Hälfte der oben !}. 4. 1. und 3 engegebenen Mischungen anzu wenden 
ist, hinreichend Bei den gefährlicheren ansteckenden Krankheiten sind die [Wohnungen 
mit den darin befindlichen Möbeln und anderen Effecten bei geschlossenen T hören und 
Fenstern mit Chlorgas stark 7.u räuchern, wozu die ganze Menge dor 4 1. und 3. 
vorgeschriebenen Ingredienzien zu verwenden ist, und wobei die hinsichtlich dor gefärb- 
ten und metallenen Gegenstände angegebenen Vorsichtsmaßregeln nicht ausser Acht zu 
lassen sind. Nach vollendeter Räucherung müssen die Stuben mindestens 24 Stunden 
gelüftet und gründlich durch Scheuern otc. gereinigt werden. 

Sind Localien eine längere Zeit hindurch mit einer grossen Anzahl gefährlicher 
ansteckender Kranken belegt gewesen, so müssen nach starker Chlorrftucnerung der 
Zimmer, deren Wände, Fussböuen und all«« übrige Holzwerk in deuselben mit starker 
Chlorkalk-Solution überstrichen und sodann erstero mit Kalk überrieben und gowoisst, 
letztere aber mit Wasser nbge waschen werden. • 

3) Oeffentliche Gebäude, welche von einer grossen Anzahl von Menschen be- 
wohnt oder besucht werden, müssen, während besonders gefährliche ansteckende Krank- 
heiten grassiren. von Zeit zu Zeit in folgender Art gereinigt werden. 

Sind dieselben fortwährend bewohnt, so geschieht solches durch häufiges Lüften 
und zuweilen vorzunchmendo Räucherungen mit salpetersauren Dämpfen oder, sofern 
die Bewohner cs ertragen, schwach mit Chlorgas. 

Dienen dieselben nur zum temporniren Aufenthalt der Menschen, so müssen sie 
nach deren Entfernung wöchentlich einige Male mit Chlorgas durchräuchert und sodann 
möglichst lange gelüftet werden. — In welchen Gebäuden und wie oft diese Reinigun- 
gen vorzunchincn sind, bleibt der Bestimmung der Behörde fiberlassen. 

4) Caseniatten und ähnliche tief liegende Räume, in welchen leicht eine Luftver- 
derbniss cintritt, müssen, wenn ansteckende Kranke sich in denselben befunden haben, 
besonders streng desinficirt werden, und sind daher selbst bei weniger ansteckenden 
Krankheiten dem für die Reinigung der Wohnung §. 11. 2. angegebenen strengen Ver- 
fahren zu unterwerfen. 

Nach sehr gefährlichen Krankheiten müssen dieselben, wenn sic feuerfest sind, nach 
Entfernung aller brennbaren Gegenstände, nach §. 2. L. durch Flammenfeucr desinficirt 
werden. Nicht feuerfeste Räume dieser Art sind, nachdem sie zuvor 24 Stunden hin- 
durch stark mit Chlorgäs geräuchert, auch die Wände und Fussböden mit starker Chlor- 
kalk-Solution überstrichen worden, von sdlein Putze zu befreien, neu zu putzen und 
auszuweissen. Erst vollkommen ausgetrocknet dürfen sie dann wieder in Gebrauch ge- 
zogen werden. 

5) Auf Schiffen werden die Räume, in welchen sich ansteckende Kranko befunden 
haben, nach dem sub 2. für die gefährlicheren Krankheiten angegebenen Verfahren des- 
inficirt. 

6) Lager; eite sind wie Bettzeug (§. 12. 1. c.) zu dcsinficiren. 

7) Ställe, in welchen sich Thierc befunden haben, welche an Krankheiten litten, 
die den Menschen Gefahr bringen, werden nach Beschaffenheit dor Krankheit 24 bis 
72 Stunden hindurch mit Chlorgas stark geräuchert und nachher eben so lange gelüftet. 

Sodann ist das darin befindliche Holz- und Eisenwerk mit starker Chlorkalk-Solu- 
tion zu überstreichen und nach einigen Stunden mit Wasser abzuwaschen. Sollte der 
Putz und das Holzwerk der Ställe Bereits sehr schadhaft sein, oder wegen besonderer 
Gefährlichkeit der Krankheit (s. §§. 26. und 27.) auf dem angegebenen Wege eine ge- 
nügend sichernde Reinigung derselben nicht zu erwarten sein, so ist die Erneuerung 
beider unter Anwendung der nöthigen Vorsichtsmaßregeln erforderlich. 

Das Hol/. werk und andere werthlose Gegenstände, au welchen Ansteckungsstoff 
haften könnte, sind alsdann durch Feuer zu vernichten : das daran befindliche Eisenwerk 
kann nach dem Ausglühen wieder in Gebrauch gezogen werden. 

C. Desinfection der Effecten. 

§. 12. 1) Der Betten, a) der Federbetten. Bei weniger gefährlichen an- 

steckenden Krankheiten ist cs hinreichend, dieselben, ohne sie vorher aufgeschnitten zu 
haben, entweder einem drei- oder viertägigen Lüften und Sonnen oder einer einstün- 
digen Einwirkung des Chlorgases in einem verschlossenen Raume auszusetzen. 

Bei gefährlicheren ansteckenden Krankheiten müssen die Federbetten erst mehrere 
Stunden mittelst Chlorgases geräuchert, dann aufgeschnitten, die hcrausgcnonimcnen 
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Federn gekesselt*) und zugleich die Inlcte mit laugehalt i gern Scifwassor ausgewaschen 
werden. 

b) Der Matratzen. Diese müssen, wenn sie mit Pferdehaaren gestopft sind, bei 
leichteren, ansteckenden Krankheiten wie Federbetten (§. 12. 1. a.) uesintlcirt werden. 

Bei gefährlichen ansteckenden Krankheiten sind sie erst mehrere Stunden mit Chlor- 
gas zu räuchern, sodann werden sie aufgeschnitten, die Pferdehaare mit der gehörigen 
Vorsicht herausgenommen, und dann entweder (mindestens acht Tage) gelüftet und 
gesonnt, oder mehrere Stunden einer erhöhten Temperatur in stark geheizten Räumen, 
wie in Back- oder Bratöfen, oder kürzere Zeit in dem sub a. in der Anmerkung er- 
wähnten Apparat ausgesetzt. 

Wurde zu dem Ausstopfen der Matratzen Seegras, Heu, Häckerling u. s. w. ge- 
braucht, so ist der Inhalt derselben zu verbrennen. 

Die Inletc der Matratzen sind wie Bettzeug (nach c.) zu behandeln. 

Mit Strohsäckon ist ganz so, wie mit den mit Seegras u. s. w. gestopften Matratzen 
zu verfahren; Lagerstroh ist zu verbrennen. 

c) Bettzeug, (Uoberzüge, Laken u. s. w.) muss erst 12 bis 24 Stunden mit ver- 
dünnter Scifensiederlauge eingeweicht und sodann mit Seifenwasser gründlich ausgewaschen 
werden. 

d) Wolle no Decken. Dergleichen werden nach Massgahe der Krankheit 12 bis 
24 Stunden mit Chlorgas geräuchert, hierauf gespült und zuletzt mit Seife gewaschen 
oder noch besser gewalkt. 

Nach gewissen Krankheit cd, z. B. der Krätze, können die dabei benutzten Decken, 
statt mit Chlorgas, mit schwell igsauren Dämpfen durchr&uchert werden. 

2) Kleidungsstücke, a) Leinene Kleidungsstücke und Wasche sind wie 
Bettzeug zu desinficiren. 

b) Baumwollene Kleidungsstücke werden, sofern sie es ertragen, wie leinene 
behandelt, im entgegengesetzten Falle aber entweder einige Stunden einer erhöhten Tem- 
peratur ausgesetzt oder 8 bis 14 Tage gelüftet. 

c) W T ollene Kleidungsstücke. Diese werden 6 bis 12 Stunden lang (nach Mass- 
gahe der Gefährlichkeit der Krankheit) mit Chlorgas durchräuchert oder, wenn die Be- 
schaffenheit der Farbe oder sonstige Umstände dies nicht gestatten, der mehrstündigen 
Einwirkung einer höheren Temperatur ausgesetzt oder endlich 8 bis 14 Tage lang durch- 
lüftet. 

Das Räuchern der Kleidungsstücke kann am besten in einem Klciderspinde vor- 
genomiuen werden, indem man das zur Entwickelung des Chlorgases dienendo Gcfäss 
unter die in dem Sninde aufgehängten Kleidungsstücke stellt. 

d) Seidene Kleidungsstücke werden der Einwirkung einer sehr erhöhten 
Temperatur auagesetzt oder vier bis sechs Tage hindurch gelüftet. 

e) Pelz werk muss entweder mehrere Stunden hindurch der Einwirkuug grosser 
Hitze ausgesetzt, oder 12 bis 24 Stunden hindurch stark mit Chlorgas durenräuchert, 
und sodann jedenfalls mehrere Tage hindurch gelüftet werden, wobei dasselbe mehrere 
Ma le auszuklopfen ist. 

f) Stiefel und Schn ho und andere h*derne Bekleidungsstücke. Bei Inekirtom Leder 
genügt das blosse Abwaschen derselben mit Seifwasser in allen ansteckenden Krank- 
heiten. Kleidungsstücke aus nicht lackirtem Leder werden mit schwacher Chlorkalk- 
Solution gewaschen nnd sodann, we-nn sie beinahe trocken geworden, entweder mit Oel 
oder oiner andern fetten Substanz eingeschmiert oder bis zum völligen Trockenwerden 
ausgerieben. 

Für lederne Montirnngestücke gilt das vorstehende Verfahren ebenfalls. 

3) Sonstige Effecten, welche mit Kranken in unmittelbare Berührung 


•) Man kann eine solche Reinigung der Bett federn, Pferdehaare, Kleider u. s. w., 
wobei eine Einwirkung der Hitze oder desinficirendcr Dämpfe beabsichtigt wird, auch 
auf folgende Art vornehmen: man nimmt einen gut verschliessbaren Kasten von bei- 
läufig 4 Fuss Breite und Höhe nnd 2 bis 3 Fuss Tiefe mit doppelten Böden, von denen 
der oberste durchlöchert, sein muss, und zwischen welchen ausserhalb an dem Kasten 
eine Oeffnung zur Einbringung einer knieförmig gebogenen Röhre von Eisenblech oder 
Blei befindlich ist, durch welche die erhitzenden Dämpfe von Weingeist oder die an- 
derer Desinfectionsmittel hineingeleitet werden. 

Bei der Anwendung dieses Kastens werden die zu desinficirenden Gegenstände 
auf den oberen Boden gelegt, der Kasten verschlossen, das den angezündeten Weingeist 
u. s. w. enthaltende Gelass unter das äussere, etwas erweiterte Ende der Röhre gestellt 
und mit der Einleitung der Dämpfe fortgefahren, bis die Temperatur von wenigstens 
50 Grad R. erreicht und die vorgeschriebene Zeit hindurch erhalten worden ist. 


Digilized by Google 


176 


Modicinal- and Sanitätspolizei. 


g o k n m m o n sind, a) Mö b e l. Gebeizte, polirte, lackirte, mit Oelfarbe angcstrichone and 
andere Möbel mit sehr glatter Oberfläche brauchen nur abgewaschen oder abgerieben zu wor- 
den. Sonstige Möbel, wenn sie von dem Kranken verunreinigt worden sind, müssen entweder 
mit verdünnter Seifensiederlauge oder schwacher Chlorkalk-Solution und demnächst mit 
Wasser nbgewasehen werden. Bei gepolsterten Möbeln ist hinsichtlich de« Inhalts, wie 
bei den Matratzen angegeben worden, zu verfahren, in Betreff der Bezüge abor das 
der Beschaffenheit der Stoffe entsprechende Verfahren anzuwenden. 

b) Bett- und Fenstervorhänge, Fassdecken u. dergl. in. Diese Effecten wer- 
den, nach Beschaffenheit der Stoffe, auf die bei den Kleidungsstücken angegebene Weise ge- 
reinigt. Besonders kostbare Gegenstände dieser Art thut man wohl sogleich aus dem 
Krankenzimmer zu entferneu, um ihrer Desinfection überhohen zu sein und etwanigen 
Beschädigungen bei denselben vorzubeugen. 

c) Leibstühle, Nachtgeschirre, Steck hecken. Die in denselben befindlichen 
Ausleerungen der Kranken müssen unter allen Umständen schleunig aus den Krankenzim- 
mern entfernt und über die Seite gebracht werden: dabei ist es rathsam, sie mit .Sand, 
Asche und dergl. m zu bestreuen. Bei denjenigen Krankheiten, wo durch die Aus- 
leerungen besonders die Gefahr der Ansteckung vermehrt wird (Cholera, Ruhr u. s. w.), 
muss wo möglich Chlorkalk, sonst aber gelöschter Kalk oder Asche darauf geschüttet 
werden. Die Geschirre selbst müssen nach Massgabe der Krankheiten entweder mit 
Seifensioderlauge oder mit mehr oder weniger verdünnter Chlorkalk-Solution und Sand 
ausgeseheuert werden. 

Die Kasten der Leihstühlo sind wie Möbel zu desinficiron. 

d) Instru mente (und zwar chirurgische wie anderweitige). Ess- und 
Trinkgeschirre u. s. w. ln so fern dergleichen Gerätho von Metall, Töpfergut, Glas, 
llotm u. s. w. sind, werden sie nach Massgabe der ansteckenden Krankheiten mit Seif- 
wasser oder Seifensiederlauge abgewaschen und zuletzt abgetrocknet. 

Bei besonders gefährlichen ansteckenden Krankheiten hält man die verunreinigten 
metallenen Instrumente ins Feuer. 

Holzwerk an denselben wird gleich den Möbeln »lesinficirt. 

Mit Handwerkzeug u. s. w. wird auf ähnliche Weise verfahren. 

e) Metallgeld wird bei den gefährlicheren ansteckenden Krankheiten entweder mit 
gewöhnlichem oder Seifwasser abgewaschen und abgetrocknet. 

f) Papiergeld, Briefe, Acten, Bücher, u. dergl. m. Papiergeld wird bei be- 
sonders gefährlichen ansteckenden Krankheiten auf diese Weise desinficirt, das« man es 
entweder einer Temperatur von 50 bis 60 0 R. in Bratöfen oder in dem oben sub 1. a. 
angegebenen Apparate aussetzt, oder wio Briefe durchräuchert. 

Briefe sind nur bei den gefährlichsten ansteckenden Krankheiten entweder durch 
Essig naeh §. 7., oder durch das Ansengen nach §. 2. 2., oder durch schwefligsaure 
Dämpfe nach §. 6. zu desinficiren. Behufs der Reinigung mittetet Essigs brauchen sie 
nicht geöffnet, sondern nur an mehreren Stellen mit einer Nadel durchstochen, durch 
unverdünnten Essig gezogen und dann wieder getrocknet zu werden. Bei dem An- 
sengen und den schwefligsauren Räucherungen müssen sie dagegen geöffnet und mit 
einer Zange über die heissen Dämpfe gehalten, und dann wieder geschlossen werden, 
wobei sie durch ein Drahtgewebe gegen das Feuerfangen geschützt werden können. 

Bücher und Acten sind l>ei gefährlichen ansteckenden Krankhoiten durch eine 
schwache Chlorräucherung, welche entweder in den zu desinticirenden Zimmern gleich 
mit bewirkt werden kann, oder zu welcher man sich gleichfalls eines dem sub 1. a. 
angegebenen Räucherungskasten ähnlichen Apparats bedienen kann, zu desinficiron. Da- 
mit das Ga« dabei gehörig in das Innere der Bücher und Acten gelangen könne, müssen 
dieselben halb geöffnet in dem Apparate aufgestellt werden.*) 

D. Desinfection der Waaren. 

§. 13. Von den Waaren, falls sie mit ansteckenden Kranken in Berührung gekom- 
men sein sollten, bedürfen besonders Federn, Haare, Flachs, Hanf, Werg, Baumwolle, 
Wolle, Häute und Felle, so wie Pelzwerk aller Art, überhaupt also alle diejenigen 
Substanzen, welche eine unebene, lockere und rauhe Oberfläche hauen, einer Desinfection. 

Bei leichteren ansteckenden Krankhoiten ist hierzu eino mehrtägige Lüftung hin- 
reichend. 

Bei gefährlichen Krankheiten müssen dieselben mindestens 6 Stunden hindurch in 
einem verschlossenen Raume schwach mit Chlor geräuchert und dann mehrere Togo ge- 

* 

*) Effecten ohne Werth, mit welchen an gefährlichen ansteckenden Krankheiten 
leidende Personen in Berührung gewesen sind, müssen verbrannt oder tief vergraben 
worden. 
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lüftet werden. Zu diesem Behufe hat man sie (etwa auf einem Lattengestelle) so zu 
lagern, dass sie sowohl dem Chlorgase als der Luft, hinreichend ausgesetzt sind. 

Gestatten die Farben dies Vorfahren nicht, so sind sie mehrere Stunden hindurch 
in einem verschlossenen Raume der Temperatur von wenigstens 50° K. auszusetzen, 
oder mindestens 8 Tage hindurch sorgfältigst zu lüften. Sind die Waaren emballirt. so 
ist bei gefährlichen ansteckenden Krankheiten bloss die Emballage, wenn sie aus lin- 
nenen, wollenen, härenen und ähnlichen Stoffen besteht, entweder durch eine schwache 
Chlorrfiucherung oder durch ein mehrtägiges Lüften zu reinigen. 

Von einer Herausnahme und Desinfection eraballirter Waaren seihst kann nur in 
Fällen, wenn sie aus Ländern kommen, wo die Pest herrscht, die Rede sein, und bleibt 
die nähere Bestimmung darüber Vorbehalten. 

E. Desinfection von Transportmitteln und andern Gegenständen, 

§. 14. I) Wagen, Tragkörbe, Portochaisen u. s. w., welche zum Transport von 
Personen, die an gefährlichen ansteckenden Krankheiten leiden, gedient haben, sind, 
wenn sie nicht etwa lackirt sind, mit mehr oder weniger verdünnter Seifensiederlauge 
oder Chlorkalk-Solution abzuwaschen. 

2) Schiffe, welche zu demselben Zwecke gedient haben, müssen nach §. 11. 5. ge- 
reinigt werden.*) 

3) Decken und Geschirre, die mit Thieren in Berührnng gekommen sind, welche 
an Krankheiten litten, die den Menschen Gefahr bringen, müssen nach ihrer Beschaffen- 
heit entweder nach §. 12. 1. d. oder nach §. 12. 2. a. und f. desinficirt werden. 

B. Bei einzelnen ansteckenden Krankheiten insbesondere. 

1) Bei der Cholera. 

§. 15. Von der Cholera Genesene, Wärter und andere Personen, welche mit Cholera- 
kranken längere oder kürzere Zeit zusammen gewesen sind, Cholornloichon und damit 
beschäftigt gewesene Personen, ferner: Localien, in welchen sich dergleichen Kranke 
befinden oder befunden haben, Lagerstellcn . Kleidungsstücke und sonstige Effecten, so 
wie Waaren und Transportmittel, welche mit den Kranken in unmittelbarer Berührung 
gewesen sind, endlich auch deren Ausleerungen und die 2 ur Aufnahme derselben be- 
stimmten Geschirre werden behufs der ungeordneten und resn. empfohlenen Desinfection 
nach den §§. 10.— 14. dieser Instruction und zwar überall nach den für die gefährlicheren 
Krankheiten gegebenen Vorschriften behandelt, 

Ersatzmannschaftcn, welche Gegenden passirt haben, wo die Cholera grassirt, sind 
vor ihrer Einstellung einer Reinigung nach denjenigen Vorschriften (§. 10. 1.) zu unter- 
werfen, welche für Personen , die von weniger gefährlichen ansteckenden Krankheiten 
genesen sind, gelten. Ihre Effecten werden, wo es thunlieh ist, gleichfalls nach den 
Vorschriften für die Desinfectiou von Effecten, welche mit leichteren ansteckenden Kran- 
ken in Berührung gekommen sind, gereinigt (§. 12. 2.). 

2) Beim Typhus. 

§.16. Für alle Personen und Gegenstände, welche beim Typhus nach den sani- 
tatspolizeilichen Vorschriften überhaupt oder den auf den Typhus bezüglichen insbeson- 
dere einer Desinfection unterliegen, gilt das hinsichtlich der Cholera im vorstehenden 
Paragraph erwähnte Verfahren. 

Für Typhuskranko vom Militär etwa eigens erbaute hölzerne Baracken werden, 
wie schadhafte Zelte, saxnmt dem darin befindlichen Lagerstroh und Heu, nach bendeter 
Krankheit am zwcckmässigstcn verbrannt 

3) Bei der Ruhr. 

§. 17. Von der Desinfection bei der bösartigen Ruhr gilt das §, 16. vom Typhus 
Gesagte und ist mit besonderer Sorgfalt hier auch noch auf die Ausleerungen der 
Kranl cen und die zur Aufnahme derselben bestimmten Effecten, als: Leibstühle, Nacht- 
geschirre und Steckbecken, sowie Klystierspritzen u.s. w. zu achten, welche nach §. 12. 3. c. 
und d. dieser Instruction zu desinficiren sind. 

4) Bei den Pocken. 

§. 18. Bei denjenigen Personen und Gegenständen, welche nach den sanitätspoli- 
zeilichen Vorschriften überhaupt oder den für die Pocken geltenden insbesondere einer 


*| Stroh, Heu u. s. w., welche zum Lager für die Kranken auf Wagen, Schiffen 
u. s. w. gedient haben , sind zu verbrennen. 

Medlelnal- Weiten. j o 


Digitized by Google 


178 


Medicinal- and Sanitätspolizei. 


Deeinfection unterliegen, ist diese in allen Fällen von Erkrankungen an den Pocken, 
auch den Varioliden, nach den §§. 10. — 14. dieser Instruction für die gefährlicheren 
Krankheiten gegebenen Vorschriften zu bewirken. Waschbare Gegenstände, zumal solche, 
welche von der Pocken materie stark verunreinigt sind, werden, ehe man sie. mit don 
eigentlichen Uesinfectionsmitteln in Berührung bringt, verlier in kaltem Wasser einge- 
weicht und darin wenigstens 12 Stunden belassen, damit die oft schon stark eingetrock- 
ncte Materie gehörig aufgeweicht werde. 

5) Bei Maseru, Scharlach und Rüthfein. 

§. 19, Di»* Desinfection der von Masern. Scharlach und Rötheln Genesenen und 
der von dergleichen Kranken benutzten Effecten und Wohnungen geschieht in der Regel 
auf die §§. 10. — 14., für die weniger gefährlichen Krankheiten, beim bösartigen Schar- 
lach aber auf die ebendaselbst für die gefährlicheren Krankheiten vorgeschriebene 
Weise. 

6) Bei der contagiösen Augenentzündung. 

§. 20. Die für Krankheitsfälle dieser Art erforderliche Desinfection von Personen, 
Wohnungen, Effecten, namentlich Beiten, Kleidungsstücken und Wäsche, von denen die 
mit den leidenden Theilen zunächst in Berührung gekommenen Effecten, wie: Kopf- 
kissen, Betttzcug, Kopfbedeckungen, Hand- und Schnupftücher, Waschnäpfc u. s. w. be- 
sonders zu berücksichtigen sind, geschieht, namentlich beim Militär und in öffentlichen 
Anstalten auf die 10—1?. für die gefährlicheren Krankheiten vorgeschriebene Weis«. 
Werthlose Gegenstände dieser Art,' wie z. B. Augenschirme, Waschschwämmc und der- 
gleichen, sind auch hier zu verbrennen. 

7) Bei der Syphilis. 

21. Die von den syphilitischen Uebcln Genesenen, so wie die von ihnen wäh- 
rend ner Krankheit gebrauchten Lagerstellen, Kleidungsstücke, Wäsche und sonstigen * 
Effecten sind auf Anordnung der Behörde und nach Anleitung der für die minder ge- 
fährlichen Krankheiten (§§. 10. und 12.) gegebenen Vorschriften zu desinficiren und ist 
hierbei auch vorzugsweise auf die mit den kranken Theilen möglicher Weise in Be- 
rührung gekommenen Gegenstände, wie: Bettzeug, Leibwäsche, Handtücher, Beinkleider, 
Leibstülile und Nachtgeschirre, Inicctions-Spritzen, Bes- und Trinkgcschirre, Wasch- 
schwämme u. s. w. zu achten. Waschbare Gegenstände dieser Art sind vor der Be- • 

handlung mit den eigentlichen Desinfoctionsmitteln erst 12 Stunden lang in kaltem 
Wasser eingeweicht zu erhalten, und werthlose, wie Waschschwämmc und dergleichen, 
zu verbrennen. 

\ 

8) Bei der Krätze. 

§. 22. Die D»*sinfeotion der von der Krätze Genesenen geschieht auf die §. 10. 
ad 1. für die minder gefährlichen Krankheiten vorgeschriebene Weise. 

Eine allgemeine Reinigung des von ihnen während der Krankheit benutzten Local s 
ist behufs der Verhütung einer Ansteckung in der Regel nicht erforderlich, doch müssen 
desto sorgfältiger Thüren und Fenster, von jenen besonders die Klinken und Schlösser 
und von diesen die Riegel, desgleichen Treppengeländer, Griffe von Klingelzügen und 
dergleichen mit laugehaltigem Wasser abgewaschen werden. Dasselbe gilt von der im 
Local befindlichen Bettstelle, den Tischen und Stühlen und allem dergleichen, was der 
Kranke erweislich berührt oder gchandhabt hat. 

Eben so sind Bettzeug, Wäsche und alle anderen inficirton waschbaren Gegenstände 
auf die §. 12. vorgeachriebcne Weise um so sorgfältiger zu reinigen, als sie von den 
zur Cur dieser Krankheit gebräuchlichen Salben gleichfalls bedeutend verunreinigt zu 
sein pflegen. Wollene Decken werden am zwcckinüssigsten durch Schwofein und nach- 
heriges Walken mit Seife desinfleirt. 

Desgleichen sind Kleidungsstücke und sonstige Effecten, Armaturstücke, Hand- 
werkszeug, Transportmittel u. s. w., welche mit der Haut eines Krfttzkranken in unmit- 
telbarer Berührung standen, vorschriftsmässig (§. 12.) und zwar nach dem strengeren 
Verfahren zu reinigen; in den betreffenden Kleidungsstücken ist das untere Aermeltutter 
jedenfalls durch neues zu ersetzen. 

Endlich unterliegen auch Waaren, welche von dergleichen Kranken gearbeitet wor- 
den sind, der für die gefährlicheren ansteckenden Krankheiten vorgeschnebenen Desin- 
fection (§. 13.), che sie in den Verkehr kommen dürfen. 

9) Bei dem Weichselzopfe. 

§. 23. Bei dieser Krankheit sind ausser den vom Kranken gebrauchten Kopf- 
bedeckungen aller Art und sonstigen, den Kopf berührenden Gegenständen, als: Tüchern, 
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Kämmen, Börsten, Schmuck und dergleichen, die Betten, namentlich die Kopfkissen 
und Uobcrznge, ferner die Leibwäsche. Handtücher, überhaupt aber alle Effecten, welche 
mit den behaarten Stellen des Körpers, als dem Sitze der Krankheit, in die nächste 
Berührung zu kommen pflegen, — wenn sie nicht etwa, wie namentlich alte Kopfbe- 
deckungen, Kämme, Bürsten u. s. w. ihrer Werthlosigkcit halber ganz zu vernichten 
sind — demjenigen Desinfectionsverfahren zu unterwerfen, welches für die Reinigung 
von dergleichen Gegenständen in den minder gefährlichen ansteckenden Krankheiten 
(§. 12.) vorgeschrieben worden ist. 

10) Bei dem bösartigen Kopfgrinde, dem Krebse, der Schwindsucht 
und der Gicht. 

§. 24. Bei diesen Krankheiten sind bloss die mit den Absonderungen der Kranken 
in unmittelbare Berührung gekommenen Kleidungsstücke und sonstigen Effecten nach 
Anordnung der Aerzte und je nach der Heftigkeit der Krankheit, nach Anleitung der 
§. 12. für die gefährlicheren und minder gefährlichen Krankheiten gegebenen Vorschrif- 
ten zu desinnciren und resp. zu vernichten. Zu diesen Gegenständen gehören ins- 
besondere : 

a) beim bösartigen Kopfgrinde: die Kopfbedeckungen, dio am zweckmäsaigsten 
zu verbrennen sind, nnd die übrigen beim Weichselzopf erwähnten Effecten; 

b) beim Krebse: die mit den Geschwüron in Berührung gekommenen Verband- 
stacke, die zu verbrennen sind, ferner: dergleichen l^eib- und Bettwäsche, 
Ess- und Trinkgeschirre, chirurgische Instrumente, Injectionsspritzen u. 6. w. ; 

c) bei der Schwindsucht: die Lagerstellen der Kranken, einschliesslich ihres In- 
halts, und die von den Kranken gebrauchte und namentlich von ihrem Schweisse 
durchdrungene? Leibwäsche und dergleichen Kleidungsstücke; 

d) bei der Gicht: gleichfalls dio von den Kranken gebrauchten und von ihrem 
Schweisse durchdrungenen Betten, Wäsche und Kleidungsstücke, incl. der Fuss- 
beklcidung (Strümpfe, Socken, Stiefel u. s. w.). 

11) Bei der Tollkrankheit (Hundswuth). 

§. 25. Für die Dcsinfoction der durch das Gift der tollen Hunde und andorcr 
wuthkranken Thiere verunreinigten Gegenstände ist in allen Fällen das für die gefähr- 
licheren Krankheiten angeordnete Verfahren zu beobachten. Namentlich sind die Lager- 
stätten der Thiere, ihre Frcss- und Saufnäpfe, Ketten, Stricke, Holz, woran sie genagt, 
nnd Alles, was sie begeifert, auch die Instrumente, welche bei der Tödtung nna Ver- 
scharrung mit ihnen in Berührung gekommen sind, jenem Verfahren (nach §. 12.) zu 
unterwerfen oder besser ganz zu vernichten. Grosse Massen Geifer übergiesst man am 
besten schon frisch mit Salpetersäure oder unverdünnter Seifensiederlauge. — Ställe, 
in welchen sich wuthkranke Thiere befunden haben, sind gleichfalls der strengeren Des- 
infectionsart dieser Räume (nach §- 11. 7.) zu unterwerfen. 

Wenn ein Mensch an der Wasserscheu verstorben ist, so müssen die während der 
Krankheit von ihm benutzten Localien, Betten, Bettzeug, Wäsche und Kleidungsstücke, 
desgleichen sämmtlichc sonstige Effecten u. s. w., welche mehr oder weniger mit dem 
Speichel des Kranken verunreinigt worden sind, gleichfalls durch das für die gefähr- 
licheren Krankheiten (§§. 11., 12. u. ff.) vorgeschriebene Verfahren desinfieirt werden. 
— Den bei dem Kraulten oder seiner Leiche beschäftigt gewesenen Personen aber ist 
zu empfehlen, und bei den zu seiner Wartung besonders angenommenen Personen je- 
denfalls darauf zu halten, dass sic sich selbst, namentlich Gesicht und Hunde, so wie 
die etwa bei solcher Gelegenheit verunreinigten Kleidungsstücke, Instrumente u. s. w. 
der §. 10. ad 3. und §. 12, für die gefährlicheren Krankheiten vorgeschriebenen Reini- 
gung unterwerfen. 

12) Bei dem Milzbrände. 

§. 26. Auch behufs der Desinfection von Gegenständen, welche durch milzbran- 
dige Thiere infleirt worden sind, muss, wie bei der Hundswuth, stets das für dit 
Reinigung bei gefährlicheren ansteckenden Krankheiten angegebene Verfahren beobachtet 
werden. Von aen durch dergleichen Thiere verunreinigten Gegenständen sind beson- 
ders die Ställo in ihren einzelnen Theilen mit Sorgfalt zu dcsinficircn, und hat man 
namentlich die darin zurückgebliebenen Excremente der Thiere insgesammt wegzuschaffen, 
tief zu vergraben oder sonst zu vernichten, das Lagerstroh zu verbrennen, die Stellen, 
welche durch das Aderlassblut, die Milzbrand-.Jaucho u. s. w. verunreinigt wurden, wenn 
diese Flüssigkeiten vielleicht schon inehr oder weniger angetrocknet sind, erst mit Wasser 
aufzuweichen, sodann aber, und jedenfalls, mit Salpetersäure oder unverdünnter Seifen- 
siederlauge zu übergiessen, bevor zu der strengsten allgemeinen Desinfection dieser 
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Localien (ilach §.11. 7.) geschritten wird. Der Putz und das Holzwerk in denselben 
ist jedenfalls za erneuern. 

Zu denmit besonderer Sorgfalt und Strenge nach §. 12. ferner zu desinficirendcn 
Effecten gehören die Decken, womit die Thiere bedeckt gewesen, alle sonstigen Stall- 
utcnsilien, desgleichen die Instrumente und anderweitigen Geräthe, welche bei der Cur 
gebraucht worden sind. Werthlose Gegenstände dieser Art, wie z. B. gebrauchte Haar- 
seile, Leder aus den gelegten Fontanellen und dergleichen, sind hinlänglich tief zu ver- 
graben oder sonst zu vernichten. 

Auch die mit der Wartung von dergleichen Thieren beschäftigt gewesenen Personen 
haben sich selbst, namentlich Gesicht und Hände, so wie die etwa bei dieser Gelegen- 
heit verunreinigten Kleidungsstücke u. s. w., dem §. 10. ad 3. und §. 12. vorgeschriebenon 
Reinigungsverfahren und zwar in der strengeren Form zu unterwerfen. 

Wenn ein Mensch durch Ansteckung von milzbrandigen Thieren an der schwarzen 
Blatter oder auf andere Weise erkrankt ist, so müssen nach Beendigung der Krankheit 
die während derselben von ihm benutzten Localien, seine Betten, Bettzeug, Wäsche und 
Kleidungsstücke, so wie überhaupt sämmtliche Effecten, weiche er out weder an sich 
getragen, oder auch nur mehr oder weniger berührt hat, gleichfalls dem strengeren 
Desinfectionsverfahren (nach §§. 11., 12. u. ff.) unterworfen werden. Alles, was zum 
Reinigen und Verbinden von dergleichen Kranken gebraucht worden, ist ohne Verzug 
zu vernichten; ihre Ausleerungen, namentlich ausgebrochene Materien, etwa gelassenes 
Blut u. s. w., sind unter Beobachtung der §. 12. ad 3. c. für die Ausleerung angegebenen 
V orsichtsmassregeln fortzuschaffen u. s. w. — Selbst die Leichen von dergleichen Per- 
sonen sind nach der §.10. ad 4. gegebenen Vorschrift zu behandeln, so wie endlich 
auf diejenigen Individuen, welche mit dem Kranken oder seiner Leiche beschäftigt ge- 
wesen sind, das §. 25. iu dieser Hinsicht bei der Wasserscheu Gesagte seine Anwen- 
dung findet. 

13) Bei dem Rotz und Wurm. 

§. 27. Für die Desinfection der Gegenstände, welche mit rotz- oder wurmkrankon 
Thieren, besonders deren Absonderungen, in Berührung gewesen sind, namentlich: der 
Ställe und ihres Inhalts, der Stalluteusilien, Decken, Geschirre u. s. w. gilt (einschliess- 
lich der jedenfalls auch hier noth wendigen Erneuerung des Putzes oder Holzwerks in 
den Ställen) alles dasjenige, was §. 26. hinsichtlich derselben Gegenstände beim Milz- 
brände gesagt worden ist — Personen, welche dergleichen Thiere vor deren Tödtung 
gewartet, haben sich gleichfalls in der dort angegebenen Art zu reinigen. 

Eben so findet in Fällen, wo Menschen in Folge der Ansteckung durch Rotz- oder 
Wurmgift erkrankten. Alles in Bezug auf die Desinfection für Fälle von Erkrankungen 
an der schwarzen Blatter im §. 26. Gesagto seine Anwendung. 

An Stelle der in §. 23. des Regulativs angezogenen Paragraphen des All- 
gemeinen Land-Rechts treten aus dem Straf- Gesetz-Buch vom 31. Mai 1870 
(B.-G.-Bl. S. 195) 

§. 229. Wer vorsätzlich einem Anderen, um dessen Gesundheit zu schaden, Gift 
oder andere Stoffe beibringt, welche die Gesundheit zu zerstören geeignet sind, wird 
mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

Ist durch die Handlung eine schwere Körperverletzung verursacht worden, so ist 
auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod verur- 
sacht worden, auf Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder auf lebenslängliches Zucht- 
haus zu erkennen. 

§. 230. Wer durch Fahrlässigkeit die Körperverletzung eines Anderen verursacht, 
wird mit Geldstrafe bis zu dreihundert Thalcrn oder mit Gefängniss bis zu zwei Jahren 
bestraft. 

War der Thätcr zu der Aufmerksamkeit, welche er aus don Augen setzte, ver- 
flöge seines Amtes, Berufes oder Gewerbes besonders verpflichtet, so kann die Strafe 
auf drei Jahre erhöht werden. 

§. 231. In allen Fällen der Körperverletzung kann auf Verlangen des Verletzten 
neben der Strafe auf eine an denselben zu erlegende Busse bis zum Betrage von zwei- 
hundert Thalern erkannt werden. 

Eine erkannte Busse schliesst die Geltendmachung eines weiteren Entschädigungs- 
anspruches aus. Für diese Busse haften die zu derselben Vorurthciltcn als Gesammt- 
schuldner. 

§. 327. Wer die Absperrungs- oder Aufsichts-Massregeln oder Einfuhrverbote, 
welche von der zuständigen Behörde zur Verhütung des Einführens odor Verbreitens 
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einer ansteckenden Krankheit angeordnet worden sind, wissentlich verletzt, wird mit 
Gefängniss bis zu zwei Jahron bestraft. 

Ist in Folge dieser Verletzung ein Mensch von der ansteckenden Krankheit er- 
griffen worden, so tritt Gefängnisstrafe von drei Monaten bis zu drei Jahren ein 

§. 328. Wer die Absperrungs- oder Aufsichts-Massrcgcln oder Einfuhrverbote, 
welche von der zuständigen Behörde zur Verhütung des Einführons oder Verbreiten» 
von Viehseuchen ungeordnet worden sind, wissentlich verletzt, wird mit Gefängniss bis 
zu einem Jahre bestraft. 

Ist in Folge dieser Verletzung Vieh von der Seuche ergriffoft worden, so tritt 
Gefängnisstrafe von einem Monat bis zu zwei Jahren ein. 

In Bezug auf die Anwendung der §§. 327 und 328 des Strafgesetzbuches 
(der früheren §§. 306. und 307 des Strafgesetzbuches vom 14. April 1851 (G.-S. 
S. 101.) auf die im Regulativ vom 8. August 1835 mit Strafe bedrohten Ueber- 
tretungen spricht sich das Erkenntnis des Ober-Tribunals vom 24. Februar 1855 
wie folgt aus: 

Das Regulativ über die sanitätspolizeilichen Vorschriften bei ansteckenden Krank- 
heiten vom 8. August 1835 ist ein Gesetz, nicht eine Anordnung der Regierung. Auf 
die Uebertretung der in diesem Regulativ angeordneten Absperrungs- und Aufsichts- 
Massregeln finden daher die in demselben enthaltenen Straf-Androhungen Anwendung, 
nicht der §. 306. (ronp. 327.) des Strafgesetzbuchs. 

In der Untersuchung wider den Dr. K. zu G. auf die Nichtigkeitsbeschwerde des 
Ober-Staats-Anwalts hat aas Ober-Tribunal-Plenuin des Senats für Strafsachen in seiner 
Sitzung vom 26. Februar 1835 etc., in Erwägung: 

dass der §. 306. des Strafgesetzbuchs die Uebertretung der von der Regie- 
rung zur Verhütung des Einführens oder Verbreitens ansteckender Krank- 
heiten angeordneten Absperrungs- oder Aufsicht »massrcgcln straft; dass das 
Strafgesotzbuch, wenn es von obrigkeitlichen Anordnungen im Allgemeinen, 
ohne Rücksicht anf eine bestimmte, zu deren Erlass competente 
Behörde handelt, an keiner Stelle sich des Ausdrucks „Regierung“, sondern 
der Bezeichnung „Obrigkeit“ oder „Behörde“ bedient, woraus also zu folgern 
ist, dass der m §. 306., sowie in $. 307. in Bezug auf solche obrigkeitliche 
Anordnungen gewählte Ausdruck ^Regierung“ eine bestimmte Behörde 
als Organ der Regierungsgewalt zu bezeichnen beabsichtigt hat : 

dass ferner, nachdem anreh die Verfassung vom 31. Jannar 1850 (Art. 44., 
5G., 62.) die Regierungsgewalt von der gesetzgebenden getrennt, die Ausübung 
beider besondern Organen zugewiesen ist, und im Art. 44. der Verfassung als 
Regierungsacte gerade diejenigen bezeichnet sind, welche nicht von der gesetz- 
gebenden, sondern von der Verwaltungsgcwalt ausgehen, die in spätem Ge- 
setzen, mithin auch im Strafgesetzbuch vorkommonde Bezeichnung „Regie- 
rung“ die gesetzgebende Gewalt als solche in ihrer Trennung von der Regie- 
rungsgewalt nicht mit umfasst, dass es daher dieser Auffassung widerspricht, 
die in den §§. 306. und 307. mit Strafe bedrohten Uebertretungsfälle auch 
auf solche zu beziehen, welche durch Gesetze, also durch Acte der gesetz- 
gebenden Gewalt vorgesehen und mit Strafe bedroht sind, dass vielmehr unter 
solchen Uebertretnngen mir diejenigen zu verstehen sind, welche gegen 
die von den Landespolizei-Behörden. als Organen der Regierungsgewalt, an- 
geordneten Absperrungs- und Aufsichtsmassregeln oder Einfuhrverbote ver- 
übt worden: 
in Erwägung: 

dass nach «1er Anklage und den Feststellungen der Instanzrichter der Ange- 
klagte beschuldigt und überführt ist, die in dem Regulativ vom 8. Aug. 1835, 
§. *ls Anfsichtsm assregel angeordnete Anzeige von der Erkrankung an einer 
ansteckenden Krankheit unterlassen zu haben, mithin der in §. 44. ebendaselbst 
enthaltenen speciellen Strafandrohung für diesen Fall unterließt: dass das 
gedachte Regulativ ein Gesetz und keine nur von der Landespouzoi-Behördo 
erlassene polizeiliche Androhung ist, mithin nach den obigen Grundsätzen 
allein iene Strafandrohung des §. 44. mit Ausschluss des §. 306. des Straf- 
gesetzbuchs Anwendung bildet; 
für Recht erkannt: 

dass die gegen das Erkenntnis» des Königl. Appellationsgerichts zu G. vom 
31. October 1854 eingelegte Nichtigkeitsbeschwerde zurückzuweisen und die 
Kosteu dieser Instanz niederzuschl&gcn sind. 
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Ueber das Verhältnis der Sanitäts-Commissionen (§. 5. des Regulativs vom 
8. August 1835) spricht sich aus die 

Vcrf. der Minist, der geistl. etc. Angel, u. des Inn. vom 20. August 1837 
(v. AHenstein. Koehler). 

Die König!. Regierung hat mittelst Berichts vom . . ., die Schutzpocken-Impfung 
für 1836 betreffend, unter andern auch angezeigt, dass in der Stadt und im Kreise N. 
348 Pocken fälle vorgekommen ; ein Ergebnis, das bisher im dortigen Bezirk etwas Un- 
erhörtes sei, da es bis dahin überall gelungen, die Pockcn-Contagion auf weuigc Indi- 
viduen durch die früher bewährt befundenen sanitäts-pnlizcilichen Massregcln zu be- 
schränken. 

Diese grosse Verbreitung der Pocken im Kreise N. soll darauf beruhen. das9 in 
Gemfissheit dos Gesetzes vom 28. October 1835 die sanitä ts-polizeiliche Behandlung der 
Pocken mit Ucbergebung des in der Sache wohlerfahrenen Kreisphysicus lediglich der 
in diesem Geschäft unerfahrenen Orts-Commission habe überlassen werden müssen, 
welche das bisher bewährt gefundene Verfahren, insbesondere die sofortige sichere Ab- 
sonderung dor Kranken vom Vorkehr, in Anwendung zu bringen sich nicht veranlasst 
gefunden. 

Mit dieser von der Königl. Regierung ausgesprochenen Ansicht können sich die 
Unterzeichneten Minister nicht nur nicht einverstanden erklären, sondern es ist auch der 
obige Passus in dem fraglichen Berichte um so mehr auffällig, als os in dom Gesetz 
vom 28. October 1835 nirgend vorgeschrieben ist, dass die sanitäts-pnlizeilichcn Mass- 
rcgelu don Sanitäts- Commissionen nilein überlassen werden sollen. Nach §. 5. des Ge- 
setzes sind die Sanitäts-Commissionen nur theils rathgebeude, theils ausführende Be- 
hörden; dagegen steht der Ortspolizei-Behörde die Leitung der zu ergreifenden Maass- 
regeln zu, und diese hat das Nöthige mit Rücksicht auf dcu Rath der Sanitäts-Commis- 
sionen, so weit sie diesen für nöthig hält, anzuordnen. 

Insofern daher ungeeignete oder unzureichende Massrcgeln ergriffen sind, um die' 
Weitorverbrcitung der Pockenkrankheit im Kreise N. zu verhüten, so fällt die Schuld 
auf dio Ortspolizei-Behörden , welche event, die Königl. Regierung zu rectificiron und 
zur Anwendung der geeigneten Massregcln anzuweisen genabt Hätte. In dieser Be- 
ziehung hätto cs Ihr auch freigestanden. so weit Sie dies für nöthig gehalten, an den 
betreffenden Orten die Zuziehung des Physicus anzuordnen. 

Materiell bestimmt überdies der §. 44. des gedachten Gesetzes in Betreff der 
Pocken die Anzeige oines jeden Erkrankungsfalles bei der Ortspolizei-Behörde, §. 45. die 
Absonderung des Kranken nach Massgabe des §. 18. a. und b., uud der §. 46. bei dem 
Umsichgreifen der Krankheit die Aufnahme deijenigcn Kranken, welche nicht in ihren 
Wohnungen bleiben können (worüber nach §. 18. die Polizeibehörde zu entscheiden hat), 
in eigene, streng zu isolirende Pockeuhäuser. 

\Vie daher das Gesetz vom 28. October 1835 die sanitäts- polizeiliche Behandlung 
der Pockenkrankheit allein in die Hand der Orts- Commissionen gelegt haben soll, ist 
nicht einzuschen, und hat daher die Königl. Regierung rücksichtlich Ihres Berichts nä- 
here Aufklärung zu geben. 

Die nach §. 7. des Regulativs den Conimunen obliegende Pflicht, die Mittel 
behufs Erhaltung der öffentlichen Gesundheit zu beschaffen, umfasst auch die 
Hergabe der Remunerationen einzelner Medicinalpersonen für fortlaufende Mübwal- 
tungen zur Verhinderung des Aufkommens uud der Verbreitung ansteckender 
Krankheiten, (cf. Erkts. d. Ob.-Tribls. vom 11. Novbr. 185G.) 

Wegen Anwendung des §. 10. des Regulativs ergingen folgende Erlasse: 

C.-Verf. der Minist, der geistl. etc. Angelegenheiten, dor Finanzen und 
des Innern vom 26. September 1842 (Eichhorn, v. B odelschwiugh. v. Arnim). 

Dio Erfahrung hat gelehrt, dass in Beziehung auf die Verwendung der Medicinal- 
personen zu sanitäts-po 1 i zci 1 iefaen Geschäften nicht alle Königlichen Regierungen nach 
denselben Grundsätzen verfahren, und dass in einzelnen Departements ein unvcrhältnias- 
mässig hoher Betrag für Diäten und Reisekosten der Medinnalbeamten verausgabt wird. 
Zur Erzielung eines gleichmfissigen Verfahrens uud zur Verminderung dor der Staats- 
casso zur Last fallenden Kosten weisen wir die Königlichen Regierungen an, bei der Zu- 
ziehung vou Medicinalpersonen zu sanitäts-polizcilichen Geschäften in Zukunft nach 
folgenden Bestimmungen zu verfahren: 

1) Nur die vom Staate angeslellten Medieinalbeamten, d. h. die Kreispbysiker, die 


Digitized by GooqI 


Verwendung der Medicinalbeamten zu sanitäts-polizeilichen Geschäften. 183 


Kreiswundärzte und die Departements- und Kreisthierärzte, oder in Bchin- 
derungs fällen die für sie bestellten Stellvertreter sind, mit Ausschluss aller 
übrigen, nicht im unmittelbaren Dienste des Staats augestellten Medicinalper- 
sonen, als Sachverständige zu sanitäts-polizeilichen Untersuchungen zuzuziehen. 

2) Die Requisition der Medirinalbeamten muss jederzeit von dem landräthlichen 
Amte, und in den Städten, wo die PolizeiverwRltung einer besondern Staats- 
behörde übertragen ist, von dieser ausgehen, dergestalt, dass die Medieinal- 
beamten die in Rede stehenden Untersuchungen und die deshalb erforderlichen 
Reisen niemals aus eigener Bewegung oder cx officio, sondern erst nach er- 
haltener Auflbrderung Seitens der landräthlichen oder der städtischen Polizei- 
behörde zn unternehmen h&bcn. 

3) Ob eine Untersuchung durch Medieinalbeamte erforderlich ist oder nicht, muss 
lediglich der Beurthedung der genannten Behörden überlassen bleiben, so wie 
auch ihnen allein die Ausführung und Controle der von den Medirinalbeamten 
für nöthig erklärten sanitäts-polizeilichen Maßregeln zusteht, und es von ihrem 
Ermessen abhängt, ob sie sich dabei des Beistandes der Medicinalbeamten zu 
bedienen oder wiederholte Untersuchungen durch dieselben zu veranlassen für 
nöthig erachten oder nicht. 

4 ) Die Fülle, in welchen hei ansteckenden Krankheiten die Nothwendigkcit des 
sanitäts- polizeilichen Einschreitens eintritt, so wie die in jedem derselben zu 
treffenden Anordnungen sind in dem Regulativ vom 28. Octoher 1835 voll- 
ständig angegeben. Nach §. 10. dieser Verordnung sind die Polizeibehörden ver- 
pflichtet, die ersten Fälle solcher Krankheiten ärztlich untersuchenzu lassen, 
welche durch ihre zu befürchtende weitere Verbreitung der ttllgt*meineu Ge- 
sundheit der Menschen oder auch der Hausthiere Gefahr drohen. Diese Krank- 
heiten sind: die asiatische Cholera, der ansteckende Tvnhus, die Meuschen- 
blattem, die Wuthkrunkheit, der Milzbrand, der Rotz una Wurm, so wie die 
seuchenartigen und zugleich ansteckenden Thicrkrankheiton überhaupt. Bei 
diesen Krankheiten wird es in der Regel der Constatirung der ersten Fälle 
durch Medieinalbeamte bedürfen, während bei den übrigen, für das Gemein- 
wohl minder gefährlichen ansteckenden Krankheiten die Zuziehung der Medi- 
cinalbeamten in den meisten Fällen nicht erforderlich sein wird. 

5) Ausser den genannten ansteckenden Krankhoitcn können auch in einzelnen 
Fällen andere nicht ansteckende Krankheiten eine Untersuchung durch Medi- 
cinalbeamte noth wendig machen. Dergleichen Fälle lassen sich jedoch nicht 
specificiren, vielmehr muss deren Bcurtheilnng und das jedesmal einzu- 
schlagcnde Verfahren dom pflichtmässigen Ermessen der betreffenden Behörden 
überlassen bleiben. 

6) In keinem Falle darf das amtliche Einschreiten der Modicinalpersonen auf die 
zu leistende ärztliche Hülfe sich beziehen, sondern dasselbe muss sich auf die 
Anordnung der Massregeln beschränken, welche das Auftreten einer für Leben, 
Gesundheit und Vermögen anderer Menschen gefährlichen Krankheit erfordert, 
gegen welche der Einzelne ohne Zutritt polizeilicher Massrogeln sich zu 
schützen ausser Stande sein würde. 

7) Als Grundsatz ist daher festzuhalten, dass das Einschreiten der Medicinal- 
Polizeibehörde niemals ein ärztliches Heilverfahren zum Zwecke haben darf. 
Mangelt es in einem gegebenen Falle an der Tiöthigen ärztlichen Hülfe, so ist 
die Herheisehaffung derselben Sache der prineipaliter oder subsidiarisch dazu 
Verpflichteten, welche nöthigen Falles durch die betreffenden Behörden dazu 
angehalten werden können. Der Medieinalbeamte als solcher hatjedoch seiner- 
seits keine Verpflichtung, sich der ärztlichen Behandlung der Erkrankten zu 
unterziehen. Tnut er es, so steht er in dieser Beziehung jedem andern Arzte 
gleich und hat nur, «m Fall er von der Behörde znr ärztlichen Hilfsleistung 
aufgefordert wurde, seine Remuneration von dieser zu fordern. Unterzieht er 
sich der Behandlung auf die Aufforderung der Erkrankten selbst oder dritter 
Personen, so erwächst ihm daraus kein Anspruch au die Behörden, vielmehr 
muss er sich, im Falle der Zahlungsunfähigkeit der Kranken und ihrer Ange- 
hörigen, au die zur Zahlung subsidiarisch verpflichteten Verwandten, Corpora- 
tionen oder Gemeinden halten. 

8) Für dio eigentlichen sanitäts-polizeilichen Geschäfte haben die 
Med icinalbeamten ihre taxmässige Remuneratio u von derjenigen 
Behörde zu fordern, durch welche sie mit dem fraglichen Ge- 
schäfte beauftragt wordcu sind, und es ist die Zahlung aus den 
dazu bestimmten öffentlichen Fonds zu leisten. 
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9) In Betreff der Höhe der den Medicinalbeamten zustehondcn Remuneration ver- 
bleibt es einstweilen bei den Bestimmungen der Mediciualtaxe vom 21. Juni 1815 
und deren Ergänzungon durch das Regulativ vom 28. Juni 1825 in Betreff der 
Diäten und Reisekosten für commissarische Geschäfte in Königlichen Dienst- 
angelegenheiten. (Jetzt gilt das Gesetz vom 9. März 1872.) 

Die Königliche Regierung hat vorstehende Bestimmungen durch das Amtsblatt zur 
öffentlichen Kenntnis» zu bringen. 

C.-Verf. der Minist, der geistl. Angel., des Inn. und der Ein. vom 27. Juli 1846 
(Eichhorn, v. Budelschwingh. Flottwell). 

In der von uns gemeinschaftlich erlassenen Circ.-Verf. vom 26. September 1842 
haben wir hinsichtlich der Zuziehung der Medicinalbeamten zu sanitfitspohzeilichen Ge- 
schäften die Königlichen Regierungen zur Erzielung eines gloichmässigcn Verfahrens 
und zur Verminderung der der Staatscasso zur Last fallenden Kosten mit näherer An- 
weisung versehen. Dessen ungeachtet ist es neuerdings nicht nur von der Königlichen 
Ober-Rechnun^skammer, sondern auch von mehreren Königlichen Regierungen wieder- 
holt zur Sprache gebracht worden, dass die Mcdicinal- Verwaltung den Diäten- und Fuhr- 
kosten-Fonds ausserordentlich und in steigendem Verhältnis» beschwere. 

Wir sind weit davon entfernt, die Befriedigung des Bedürfnisses der öffentlichen 
Gesundheitspflege von dem Kostenpuncte ängstlich abhängig machen zu wollen, auch 
beabsichtigen wir keinesweges, eine Aendorung in der bezüglichen Bestimmung des 
§. 10. des Regulativs vom 28, Octobcr 1835 ein treten zu lassen. Unsere Absicht geht 
vielmehr nur dahin, dafür zu sorgen, dass die polizeiliche Aufsicht und die Hülfe des 
Staates in der grossen Anzahl minder erheblicher Fälle von ansteckenden Krankheiten 
nicht über den eigentlichen Zweck hinaus ausgedehnt und die Geldmittel des Staates 
darauf nicht überflüssiger Weise verwendet werden. 

Von diesem Gcsicbtspuncte aus veranlassen wir die Königliche Regierung: 

1) darüber zu wachen, dass von der Befugniss der Landräthe, die Kreis-Modici- 
nalbe&inten zur Controlirung der polizeilichen Massregeln zu verwenden, nur 
so weit, als wirklich nothwendig, Gebrauch gemacht werde, 

2) die Vervielfältigung der Reisen der Kreisphysiker bei ausbrechenden anstek- 
kenden Krankheiten möglichst einzustcllcn. 

Was namentlich die Menschenpocken betrifft, so wird bei denselben in der Regel 
eine einmalige Reise zur Constatirung der Krankheit genügen. Mit derselben ist die 
Vaccinimng, so weit diese nothwendig erscheint, zu verbinden, die fernere Beaufsichti- 
gung und Ausführung des Impf Verfahrens aber den gewöhnlichen Impfärzton, auf deren 
Vermehrung da, wo sich ein Bedürfnis» dazu zeigt, Bedacht genommen worden muss, 
unter Controle der Landräthe zu überlassen. 

Dabei versteht es sich jedoch von selbst, dass der Königlichen Regierung die Be- 
fugniss verbleibt, unter besonderen Umständen, z. B. bei grosser Verbreitung, besonde- 
rer Bösartigkeit u. s. w. ansteckender Krankheiten, wiederholte Untersuchung durch 
Mcdicinalbeamtc anstellen zu lassen. 

3) Zur Leitung und Beaufsichtigung des Dcsinfectionsvcrfahrens bedarf es in der 
Regel der Zuziehung eines Medicinalbeamten nicht, vielmehr ist diose küuf- 
tigluu nur dann ausnahmsweise nachzulassen, wenn das Desiufcctionsverfahren 
besondere Schwierigkeiten darbietet, oder nach den obwaltenden Umständen 
bei nicht vollkommen saebgemässer und sorgfältiger Ausführung desselben 
besondere Gefahr für das Gemeinwesen zu besorgen sein sollte. 

Wir überlassen der Königlichen Regierung, die Landräthe hiernach zu instruiren 
und die genaue Befolgung dieser Bestimmungen zu überwachen. 

Min.-Verf. vom 9. April 1861 (v. B ethenann - Holl wog). 

Auf den Bericht vom . . . erwiederc ich der Königlichen Regierung, dass nach den 
bestehenden theils gesetzlichen, theils reglementarischen Bestimmungen im Allgemeinen 
nichts dagegen zu erinnern ist, dass nie Königliche Regierung bei der Prüfung der 
Liquidationen der Medicinalbeamten für Reisen behufs Constatirung des Aus- 
bruchs ansteckender Krankheiten resp. Einleitung der sanitätspolizeilichen Mass- 
regeln, den Bestimmungen des §. 10. des Regulativs vom 8. August 1835 entsprechend, 
darauf Rücksicht, nimmt. <»b auch vor der Absendung des Medicinalbeamten die ärztliche 
Untersuchung der ersten Fälle solcher Krankheiten durch die Ortspolizei-Behörde ver- 
anlasst und hiervon dem betreffenden Landrnthsamto Mittheilung gemacht sei; sowie, 
dass die Königliche Regierung dabei den Grundsatz festhält, dass, im Fall die ärztliche 
Untersuchung nicht geschehen ist, der Ortspulizei-Behörde, welche durch diese Unter- 
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lassung eine Verschaldang auf sich geladen, die Erstattung der durch die Seitens des 
Landraths bewirkte Absendung dos Medicinalbeamten erwachsenen Kosten anfzu er- 
legen ist. 

Dagegen kann ich mich nicht damit einverstanden erkläreu, dass den Ortspolizei- 
Behönleu zugemuthct werde, die im 6. 10. cit. vorgeschriebene Ärztliche Untersuchung 
bei erheblichen Krankheitsfällen durch Medicinalbeamte bewirken zu lasseu. Dies 
ist weder im §. 10. vorgeschrieben, noch kann es aus dom Circ.-Rcseript vom 26. Sep- 
tember 1842 gefolgert werden, da dieses nur den Zweck hat, unnöthige Reisen der 
Medicinalbeamten im Interesse der Staatscasse zu verhüten und den Staatsbehörden zu 
diesem Behufe Anweisungen ertheilt, aber hinsichtlich der Verpflichtung der Ortspolizoi- 
Behörden keine neuen Bestimmungen trifft, auch in dieser Hinsicht Abweichungen von 
den gesetzlichen Vorschriften nicht zulässig gewesen sein würden. 

Min.-Verf. vom 24. August 1861 (Lehncrt). 

Das Monitum der Königlichen Ober- Rechnungskammer von N. hat, wie ich der 
Königlichen Regierung auf die Berichte vom . . . erwiedere, nur den Zweck, die pünkt- 
liche Befolgung der sanitätspolizeilichen Vorschriften bei ansteckenden Krankheiten vom 
8. August 1836 in Erinnerung zu bringen. Nach §. 10. derselben hat die Orts- 
polizei-Behörde auf erhaltene Anzeige die ersten Fälle der im 9. 1. c. 
Gezeichneten Krankheiten ärztlich untersuchen zu lassen. Diese Verpflich- 
tung liegt den Ortspolizci-Behördcn, wie sich aus §§. 25, ;<6, 44 1. c. ergiebt, ohne 
Rücksicht auf die Gefährlichkeit der Krankheit ob, und die Erfüllung derselben ist auch 
unter Nr. 4. des Circular- Erlasses vom 26. September 1842 ausdrücklich vorausgesetzt- 
Da Jeder, der zu einer Handlung gesetzlich verpflichtet ist, die damit verbundenen 
Kosten, falls in dieser Beziehung nicht ausdrücklich andere Bestimmungen getroffen 
sind, zu tragen hat, so ist cs gerechtfertigt, wenn von Seiten der Königlichen Ober- 
Rcchnungskammcr da, wo iRe Kosten für Untersuchung der ersten Fülle ansteckender 
Krankheiten auf fiscalischc Fonds angewiesen sind, eine besondere Motivirung verlangt 
wird. Hiermit ist bereits anerkannt, das» Fälle Vorkommen können, in denen die 
Constatirung der Krankheit, nach §. 10. der sanitätspolizeilichen Vorschriften den Orts- 
polizei-Behörden ohne Gefahr für das Gemeinwohl nicht überlassen werden kann. Es 
sind dies aber stets Ausnahmefälle und als solche bei Bescheinigung der Diaten-Liqui- 
dationen kurz zu motiviren. 

An der Regel jedoch, dass die ersten Falle ansteckender Krankheiten durch die 
Ortspolizei- Behörden und auf deren Kosten ärztlich zu untersuchen sind, muss fcstge- 
halten werden, weil meistentheils erst hierdurch der Königlichen Regierung, resp. den 
Landruthen die erforderliche Unterlage zur Beurthoilung der Frage geboten wird, ob 
es eines besonderen sanitäts polizeilichen Einschreitens überhaupt bedarf. 

Die Nothwendigkeit und Ausdehnung des letzteren hat die Königliche Regierung 
unter Beobachtung der darüber ergangenen allgemeinen Verfügungen nach Ihrem pflieht- 
niässigen und umsichtigen Ermessen zu beurtheilcn. 

Min.-Verf. vom 7. August 1862 (Lohnert). 

Auf den Bericht vom . . . orwiedero ich der Königlichen Regierung, dass die 
Frage, wem die Kosten für Untersuchung der ersten Fälle ansteckender 
Krankheiten zur Last fallen, nicht darnach entschieden werden kann, wer Extrahent 
der Untersuchung gewesen ist. Nach deutlicher Vorschrift des §. 10. des Regulativs 
vom 8. August 1835 ist diese Uutorsuchung eine Pflicht der Ortspolizei- 
Behörde. Daraus folgt, dass sie die mit Erfüllung derselben vorhandenen Kosten zu 
tragen hat; dies trifft namentlich auch dann zu, wenn sie durch unvollständige Anzeige 
den Landrath in die Nothwendigkeit versetzt, seinerseits eine ärztliche Untersuchung 
anzuordnen, welche bei gehöriger Beachtung der gesetzlichen Vorschriften bereits der 
Anzeige hätte vorangehen sollen. 

Nur dann, wenn nach der besonderen Lage des Falles die Constatirung der Krank- 
heit den Ortsbehörden ohne Gefahr nicht überlassen werden kann, dürfen hierfür die 
Kosten auf flscalische Fonds angewiesen werden, und ist alsdann der Grund jedesmal 
in den Liquidationen kurz zu bescheinigen. 

Verf. der Ministor der geietl. etc. Angel, und des Innern an den Magistrat 
zu N. vom 22. Februar 1867 (Lohnert. Sulzer). 

Auf das Gesuch vom . . . eröffnen wir dem Magistrat, dass die Ortspolizei-Behörde, 
welcher nach §. 10. des Regulativs vom 8. x\ugust 1835 obliegt, die ersten Fälle 
ansteckender Krankheiten ärztlich untersuchen zu lassen, auch die Kosten der 
Erfüllung dieser ihr durch das Gesetz zugewiescuen Obliegenheiten tragen muss. 
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Ein Anderes bestimmen auch die Circular-Erlasse vom 26. September 1642, 
17. November 1353 und 17. Februar 1854 nicht. Der Erlass vom 26. September 1842 
regelt lediglich das Verfahren bei Requisitionen der Medicinal-Beamten von Seiten der 
Landrathsämter und der Staats-Polizeibehörden und weist unter Nr. 4 ausdrücklich auf 
die der Ortspolizei-Behörde nach §. 10. des Regulativs obliegende Verpflichtung hin. 
Die Verfügung vom 17. November 1853 bringt diese Verpflichtung der Königlichen 
Aufsichtsbehörden in Erinnerung, und die Verfügung vom 17. Februar 1854 ermächtigt 
dieselben, — unl>e8chadet der gesetzlichen Verpflichtung der Ortspolizei-Behörden aus 
§. 10. des Regulativs, — ihrerseits in gewisseu Fällen aus s&nitäUpolizeiliche» Rück- 
sichten die Untersuchung durch die Medicinal-Beamten vornehmen zu lassen. 

Das Rescript vom 16. November 1835 ist vor der Publication des Regulativs vom 
8. August 1855 erlassen, nimmt daher nur die früheren Vorschriften in Bezug und ist 
sonach jetzt nicht mehr massgebend. 

Die Königliche Regierung hat daher mit Rocht die Zahlung der Kosten abgelehnt, 
welche durch die vom Magistrat als Ortspolizei - Behörde zu N. veranlasste ärztliche 
Untersuchung der ersten Cholerafälle in dem genannten Dorfe entstanden sind, 
wobei es sein Bewenden haben muss. 

ad §. 14. Bezüglich der Schliessuog der Schulen während einer an- 
steckenden Epidemie erging, mit besonderer Berücksichtigung der Cholera, die 
Circ.-Verfügung vom 19. December 1866 (I. V. Lehnert): 

„Dio Wahrnehmung, dass an den in diesem Jahre von dor Cholera heimgesuchten 
Orten hinsichtlich der Schulen ein sehr verschiedenes Verfahren befolgt und dass hie 
und da die Schliessung derselben ohne genügenden Grund lediglich von der Orts- 
polizei* Behörde ungeordnet worden ist, hat mich veranlasst, vou der Medicinal-Abthei- 
fung des Ministeriums eiu Gutachten über die Nothwendigkeit derartiger Massregeln 
zu erfordern. 

Abschrift des erstatteten Gutachtens theile ich Ew. etc. in der Anlage zur gefälli- 
gen Kenntnissnahmc und weiteren Veranlassung an die betreffenden Provinzial -Behörden 
behufs der Nachachtung in wieder verkommenden Fällen ergebenst mit. 

Anlage. 

Die unter dem 1. Juni 1811 erlassene Instruction über das bei der Annäherung 
und dem Ausbruche der Cholera in den Köuigl. preussischen Landen zu beobachtende 
Verfahren enthielt (6. 14.) die Bestimmung, „dass auch die Schulen in dem Orte ge- 
schlossen werden sollten, wo die Cholera wirklich ausgebrochen ist**. Nachdem aber 
die Seuche nicht lange nach Erlass dieser Instruction die in Gcinusshcit derselben streng 
cernirten Landestheile überschritten hatte, lehrte die in den von ihr hoimgesnehten 
Orten gewonnene Erfahrung bald, dass viele der vorgeschriebenen Schutzmassregeln, 
weil dieselben sich theils als unausführbar, theils als entschieden unzweckmässig erwiesen, 
auf die Dauer nicht haltbar waren. — Die Bestimmung des vorgenannten 14. war 
eine der ersten, gegen welche erhebliche Remonstrationen cingingen. Schon im Septem- 
ber 1831 gab der Bericht der Regierung zu Broraberg über die Folgen der dort an- 
geordneten Schliessung der Schulen vom 2. ejusd. Veranlassung, die trage: 

„droht der Schulbesuch, vorausgesetzt, dass dabei die nöthigen Vorsicht*- 
masregeln zur Anwendung kommen, grössere Gefahr in Hinsicht der An- 
steckung, als der übrige Verkehr unter Menschen, und wird der gefürchteten 
Verschleppung der Krankheit durch die Kinder mittelst Schliessung der 
Schulen wirklich vorgebeugt?“ 

in nähere Erwägung zu ziehen Da hierbei in Betracht kam, dass die Mehrzahl der 
Eltern nicht in der Lage sei, ihre Kinder privatim unterrichten zu lassen und sie unter 
steter Aufsicht zu halten, dass daher die Mehrzahl der Kinder sich aufsichtslos in und 
ausser dem Hause herumtreibe und in unüherwachtem Verkehr mit anderen Menschen 
der Gefahr der Ansteckung sich um so leichter aussetzen würde, dass dagegen die 
durch den Schulbesuch beförderte Regelmässigkeit des Lebens und Reinlichkeit dos 
Körpers die Empfänglichkeit für die Krankheit eher zu vermindern, als zu erhöhen im 
Stande sei, ho war das Resultat dieser Erwägung, „dass die Schliessung der Schule 
nicht unbedingt zweckdienlich erscheine“. Damit indes« jeder durch den Schulbesuch 
etwa zu befürchtenden Gefahr der Ansteckung vorgebeugt werde, wurde unter dem 
22. September 1831 eine den j. 14. der vorgedachten Instruction modificirende Circular- 
Verfügung erlassen, nach welcher der Schulzwang während herrschender Cholera 
zwar aufgehoben, der Schulbesuch aber unter bestimmten Vorsichtsmassregoln gestattet 
und die Schliessung der Schulen nur vou dem durch die äusserste Noth gebotenen 
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Beschluss der Localbehörden, im Einverständnis» mit der Sanitäts-Commission, abhängig 
gemacht werden sollte. 

Der wesentliche Inhalt der in dieser Verfügung enthaltenen Bestimmungen fand 
Beinen definitiven Ausdruck in dem §. II. der durch Allerhöchste Cabinots-Ordrc vom 
5. Februar 183*2 bestätigten neuen Cholera-Instruction vom 31. Januar 1832 und ist 
demnächst in derselben Fassung auch in das Regulativ, betreffend die Massregeln gegen 
die Verbreitung der ansteckenden Krankheiten vom 8. August 1835 aufgenommen 
worden, wo es im §. 14. (Allgemeine Bestimmungen über die Schulen) ausdrück- 
lich heisst: 

Hinsichtlich der Schulen Bollen zwar die gesetzlichen Bestimmungen, die den 
Schulbesuch befehlen, in keinem von einer ansteckenden Epidemie heim- 
gesuchten Orte zu strenger Anwendung kommen; doch soll auch die gänzliche 
Schliessung nicht ohne dringende Noth erfolgen und nur von den Sani- 
täts - Commissionen besonders darauf gewacht werden, dass in den Schul- 
zimmern stets eine reine Luft erhalten und UeberfüUuug vermieden werde. 

Nach dieser auch für die sanitätspolizeiliche Behandlung der Cholera massgebenden 
Vorschrift unterliegt es keinem Zweifel, dass die neuerdings an verschiedenen Orten von 
der Polizei-Verwaltung der Cholera wegen ohne Angabe besonderer Gründe 
angeordnete Schliessung sämmtlicher Schulen als eine gesetzlich nicht gerechtfertigte 
una schon desshalb nicht nothwendige Maßregel zn erachten ist. 

Dass aber die Nothwondigkeit und Zweckmässigkeit der Schliessung der Schulen 
auch abgesehen hiervon in Abrede gestellt werden muss, ist aus den Motiven zum Erlass 
der Circular- Verfügung vom 22. September 1831, sowie de» Regulativs vom 8. August 
1835, deren Bedeutung durch spätere Erfahrungen nicht geschmälert, worden ist, mit 
Sicherheit zu entnehmen. 

Die Schulen werden von Kindern, die an der Cholera erkrankt sind, selbstredend 
nicht besucht. Für die Annahme aber, dass die Uebortragung der Cholera von gesun- 
den Personen, selbst wenn sie Cholerakranken nahe gewesen sind, auf andere Gesunde 
an einem dritten Orte erfolgen könne, fehlt es an jedem Anhalt. Es liegt auch dafür, 
dass eine Verbreitung der Cholera irgendwo durch den Schalbesuch befördert worden 
sei, kein Beispiel vor. Die Schullocale, welche während herrschender Cholera vorschrifts- 
mäßig besonders gut gelüftet und rein gehalten werden sollen, und welche dann 
wegen unvermeidlichen Ausbleibens vieler Kinder an Ueberfüllnng nicht leiden werden, 
sind für die Kinder als Zufluchtsstätten zu betrachten, in denen dieselben wenigstens 
während der Schulzeit vor der Gefahr der Ansteckung verschont bleiben. Die heilsame 
Wirksamkeit des dauernden Schulbesuchs erstreckt sich aber auch auf das häusliche 
Leben, indem die Schularbeiten eine regelmässige Beschäftigung geben, welche die Kin- 
der in der Vornahme gesundheitsschädlicher Handlungen beschränkt. Die Gewöhnung 
der Jagend endlich an unweigerliche Erfüllung ihrer Pflicht, selbst unter äusserlicn 
erschwerenden Verhältnissen, darf als moralische Kräftigung für ihr ganzes Leben nicht 
hoch genug in Anschlag gebracht werden. Der etwaigen Furchtsamkeit der Eltern aber 
ist durch Aufhebung des Schulzwanges während der Cholerazcit genügend Rechnung 
getragen worden. 

Hiernach dürfte es seihst schwer werden, die Verhältnisse dringender Noth be- 
zeichnen zu wollen, unter denen die Schliessung sämmtlicher Schulen während einer 
Cholera-Epidemie ausnahmsweise gestattet wäre. 

Der Fall einer so grossartigen Calamitüt, dass der Ausbruch der Cholera an einem 
Orte dio Auflösung aller gesetzlichen Bande zur Folge hätte, würde allerdings auch die 
Schliessung der Schule daselbst nöthig machen. Es ist dies aber ein Vorkounnniss, 
welches wir seit 35 Jahren im preussischen Staate glücklicherweise nicht erlebt haben. 
Eher kann es sich ereignen, dass Schulen, die vorzugsweise von auswärtigen Kindern 
froquentirt werden, oder die auswärtige Kinder im Pensionat oder Aluminat haben, 
ihre Thätigkeit einzustellen gonöthigt werden, wenu Eltern wegen Ausbruchs der 
Cholera von dem betreffenden Orte ihre Kinder zurückzuberufen sich veranlasst finden. 
Die Schliessung dieser Schulen wird daun genehmigt werden müssen. Es kann auch 
hieraus die Nothwondigkeit der Schliessung sämmtlicher Schulen in dein inficirten Orte 
nicht begründet werden. 

Berlin, den 26. October 1866. 

Die Abtheilung für die Medicinal-Angologenhcitcn. 

ad §. 15. ln Betreff kranker, resp. mit ansteckenden Krankheiten 
behafteter Reisender disponirt das Betriebs -Reglement für die Eisenbahnen 
im Norddeutschen Bunde vom 10. Juui 1870: 
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$. 13. Personen, welche wegen einer sichtlichen Krankheit oder aus anderen 
Gründen durch ihre Nachbarschaft den Mitreisenden augenscheinlich lästig worden, 
können von der Mit- und Weiterreise ausgeschlossen werden, wenn sie nicht ein beson- 
deres Coupe befahlen. Etwa bezahltes Fahrgeld wird ihnen zurückgegeben, wenn ihnen 
die Mitreise nicht gestattet wird. Wird erst unterwegs wahrgenommen, dass ein Rei- 
sender zu den vorstehend erwähnten Personen gehört, so muss er an der nächsten 
Station, sofern kein besonderes Coupe bezahlt und für ihn bereit gestellt werden kann, 
von der Weiterbeförderung ausgeschlossen werden. Das Fahrgela, sowie die Gepäck- 
fracht werden ihm für die nicht durchfahreue Strecke ersetzt. Für den Fall, dass ein 
Reisender ein besonderes Coupe bezahlt, kann er darin so viele Begleiter aufnehmen, 
dass das Coupe voll besetzt wird. 

Die Quarantäne- Verhältnisse für den Schiffsverkehr zur Abwendung des 
Einschleppens der orientalischen Pest sind geregelt durch die Verfügung des 
Ministers der auswärtigen Angelegenheiten, für Handel etc., sowie der geist- 
lichen etc. Angelegenheiten vom 3. Juli 1863 (I. A. v. Thiele, I. A. Delbrück, 
L V. Lehnert). 

Auf Grund der Vorschrift im §. 306. dos Strafgesetzbuches*) verordnen wir zur 
Verhütung des Einschleppens der orientalischen Pest durch den Betrieb der See- 
schifffahrt wie folgt: 

§. 1. Pestartig angesteckte Häfen und Landesthcilo. Als pestartig an- 
gesteckt gelten alle auswärtigen Häfen und Landesthcilo, in welchen nach einer amtli- 
chen, im Stantsanzciger erlassenen Bekanntmachung die Pest oder eine pestartige 
Krankheit ansgebrochen ist, und zwar so lange, bis in der nämlichen Form zur öffent- 
lichen Kenntnis» gebracht sein wird, dass daselbst, die Pest erloschen und ein verdäch- 
tiger Krankheitsfall in 30 Tagen nicht vorgokorumen ist 

Sollten dio Hafen-Behörden auf anderem als diesem Wege zuverlässige Nachricht 
darüber erhalten, dass an einem auswärtigen Platze die rest oder eine pestartige 
Krankheit ausgebrochen sei, so haben sie zwar die von einem solchen Orte kommenden 
Schiffe einstweilen als aus einem angesteckten Orte kommend zu behandeln, wegen 
weiterer Verhaltungsmasaregeln indessen sofort bei der Vorgesetzten Königl. Regierung 
anzufragen. 

§.2. Der Pest verdächtige Lan desth eile. — Als der Pest vordächtig 
gelten bis auf Weiteres: 

die türkischen Häfen mit Einschluss der syrischen und ägyptischen, alle 
übrigen Häfen der Nordküstc Afrikas, mit Ausnahme Algeriens und der 
marokkanischen Staaten. 

§, 3. Behandlung der aus pestartig angesteckten Häfen kommen- 
den Schiffe. Ein Schiff, welches aus einem pestartig augestockten Hafen 
(§. 1.) kommt, oder mit einem Hafen, oder mit einem aus einem solchen Hafen kom- 
menden Schiffe in Berührung gewesen ist, wird, wenn 

a) entweder Häute, Felle, Haare oder andere Uoberrcsto von Thicren, Lumpen, 
wollene oder seidene Waaren oder Effecten aus einem solchen Hafen oder 
Schiffe von ihm an Bord genommen worden, 

b) oder seit seiner Abfahrt, beziehungsweise seiner Berührung mit einem anderen 
Schiffe, noch nicht 15 Tage verflossen sind, 

in einem preußischen Hafen erst dann zugelassen, wenn durch vollgültige Zeugnisse 
nachgewiesen wird, dass es sich zuvor in einer der Quarantai ne Anstalten Gross- 
britanniens oder der grossbritannischen Besitzungen, Frankreichs (einschliesslich Alge- 
riens), Italiens, Schwedens und Dänemarks einer Rcinigungs-Quarantainc unterzogen 
und daselbst freie Praktik erhalten hat. 

Don aus pestartig angesteckten Häfen kommenden Schiffen werden solche Schiffe 
gleich geachtet, welche Personen an Bord haben oder während ihrer Roise an Bord 
batten, die an der Pest oder einer dafür anzusehenden Krankheit leiden oder gelitten 
haben, oder die unter verdächtigen Symptomen gestorben sind. 

4. Ist ein nach vorstehender Bestimmung (§. 2) vor seiner Zulassung der 
Reinigungs-Quarantaine zu unterwerfendes Schiff mit ausreichenden Quarantaine-Ge- 
sundheits- Attesten einer der vorstehenden Quarantainc-Anstalten nicht versehen, oder 
ist cs seit seiner Abfertigung aus einer dieser Anstalten und innerhalb der letzten 15 
Tage mit eiuem, aus einem pestartig angesteckten Hafen kommenden, nach den Be- 

*) Gegenwärtig §. 327. des Strafgesetzbuches vom 31. Mai 1870, mittelst Gesetzes 
vom 15. Mai 1871 (R.-G.-B. S. 127) als Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich bezeichnet. 
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Stimmungen dieser Verordnung noch nicht quarantainefroien Schiffe in Berührung 
gowesen, oder hat es seit seiner Abfertigung aus der Anstalt einen verdächtigen Krank- 
neiu- oder Todesfall an Bord gehabt, so ist es von den diesseitigen Hilfen ab- und zu 
einer Reinigungs-Quarantaine des Auslandes zurückzuweison, insofern die örtlichen Ver- 
hältnisse des Hafens nicht gestatten, es unter einer strengen Bewachung bis zur Auf- 
klärung der rücksichtlich der vorgekommenen Krankheit«- oder Todesfälle vorliegenden 
Verdacntsgründe, beziehungsweise bis zum Ablauf der im §. 3. unter b. gedachten Frist 
vollständig ausser Berührung mit dem Verkehr zu setzen. Die Hafenpolizei-Behörden 
haben in derartigen Fällen sofort der Vorgesetzten Regierung von dem Geschehenen 
Anzeige zu machen und deren weitere Anordnungen zu erbitten. 

§. 5. Behandlung der aus der Pest verdächtigen Häfen kommenden Schiffe. — 
Ein Schiff, welches aus einem der Pest verdächtigen Hafen (§. 2.) kommt, wird in 
den preussischen Häfen qnarantainefrei zugolas6cn. wenn cs einen von einem preussi- 
schen Consular-Beamten am Abfahrtsorte oder in dessen Ermangelung von der zustän- 
digen Ortsbehörde daselbst längstens 48 Stunden vor seiner Abfahrt ausgestellten Ge- 
sundheitspass führt, in welchem bescheinigt ist: 

-dass am Abfahrtsorte und in dessen Nachbarschaft eine grogsartige Krank- 
heit weder verbreitet ist, noch innerhalb der letzten 30 Tage verbreitet war, 
und dass der Gesundheiszustand am Bord des Schiffes bei dessen Abfahrt zu 
einem Verdacht keinon Anlass bot.** 

Ein solcher Gesundheitspass ist aus jedem der Pest verdächtigen Hafen beizubringen, 
welchen das Schiff unterwegs angclaufen hat. 

§. 6. Ein Schiff, welches aus einem der Pest verdächtigen Hafen kommt, ohne 
einen der vorstehenden Bestimmung (§. 6.) entsprechenden — reinen — Gesundheits- 
pass zu führen, wird nach den Vorschriften in (len §§. 3. und 4. behandelt 

§. 7. Quarantaine. — Für die in den auswärtigen Quarantaine- Anstalten abzu- 
haltenden Qnarantainen finden die daselbst gültigen Bestimmungen auch in Betreff der 
nach preussischen Häfen bestimmten Schiffe Anwendung. Sofern jedoch daselbst für 
die Reinigungs-Quurantainen andere, als die nach §. 8. zu berechnenden Fristen vorge- 
schrieben sind, soll für die nach preussischen Häfen bestimmten Schiffe cs genügen, 
wenn die Quarantaine-Attesto die Erfüllung einer lötägigen Quarantaine nach Masggabe 
der im §. 8. vorgeschriebenen Berechnungsweise ergeben. 

§. 8. Die 15 tägige Quarantainefrist ist zu berechnen: 

a) für ein Schiff, welches von einem angesteckten Orte kommt oder mit ange- 
steckten, oder von ansteckenden Orten kommenden Schiffen in Berührung 
gewesen ist, sofern der Gesundheitszustand am Bord seit seiner Abfahrt un- 
unterbrochen gut war und sofern es keine der im §. 3. unter a. genannten 
Waaren geladen hat: 

von dem Tage, wo das Schiff von dem Orte der Abfahrt ausgesegelt ist, 
beziehungsweise, wo die Berührung mit dem angesteckten oder von einem 
angesteckten Orte gekommenen Scniffe stattgefunden hat: 

b) für ein Schiff, welches Waaren der im §. 3. unter a gedachten Orte von an- 
gestockten Orten oder von angcstecktcn Schiffen an Bord genommen hat: 

von dem Tage, wo die Waaren am Quarantaine-Ortc gelöscht sind; 

c) für ein Schiff, auf welchem ein Krankheitsfall von pestartiger Beschaffenheit 
am Orte der Abfahrt oder während der Reise vorgekommen ist, oder an 
dessen Bord ein Todesfall stattgefunden hat, ohne dass in zuverlässiger Weise 
dargethan werden kann, dass die Pest nicht die Todesursache gowesen: 

von der Ankunft des Schiffes am Quarantaine- Orte; 

d) für ein Schiff, auf welchem die Pest bei der Ankunft im Quarantaine - Hafen 
ausgebrochen ist oder während des Aufenthalts im Quarantaine-Hafen aus- 
bricht: 

von dom Zeitpunkt, wo der letzte Kranke oder Todte von dem Schiffe 
fortgeschafft ist; 

©) für Personen, welche wegen Erkrankung an der Pest im Quarantainehauso 
aufgenommen sind: 

von dem Tage, wo sie in die Reconvalescenten-Abtheilung aufgenommen 
nnd ihre Effecten gereinigt worden sind. 

Bei Waaren und Effecten gut die Quarantaine als beendigt, sobald dieselben 
gehörig gereinigt sind. 

ln allen Fällen, in welchen Pestfälle oder der Pest verdächtige Krankheit«- oder 
Todesfälle an Bord vorgekommen waren, oder wo unter den Ladungsgegenständen sich 
Waaren der im §. 3. unter a. bezeichneton Art vorgefunden haben, darf die Dauer der 
auf die Reinigung des Schiffes und der quarantainepflichtigen Waaren und Effecten in 
der Quarantaine verwendeten Frist nicht geringer als 2 Tage gewesen sein, und cs 
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müssen ausser den quarantainepflichtigen Waaren auch die Kleidungsstücke, Bettwäsche, 
Baumwolle, Flachs und Hanf einer ausreichlichen Reinigung unterworfen worden sein. 

§. 9. Strandungsfälle. — Strandet ein quarantaintmflichtiges Schiff an der prens- 
sischen Küste, so ist zur Rettung desselben und der an Bord befindlichen Personen alle, 
den Umständen nach thonliche Hülfe zu gewähren; die Behörden aber haben dafür zu 
sorgen, dass sowohl die geretteten Personen und Waaren, als auch die mit denselben 
in Berührung gekommenen Personen in der Nähe der Strandungsstelle während der 
Untersuchung über die Umstände der Reise und über den Gesundheitszustand der Per- 
sonen von der Gemeinschaft mit Anderen abgesondert worden. Findet sich bei der 
Untersuchung, dass das Schiff nach §. 3 der Reinigungs-Quarantaino unterliegt, so ist cs, 
wenn es wieder flott geworden und die See halten kann, nach der zunächst gelegenen , 
Quarantaine- Anstalt des Auslandes zu verweisen; entgegengesetzten Falles werden Schiff, 
Ladung und Mannschaft am Stranduugsorte einer Quarantaiue-Behandlang unterworfen. 

§ 10. Nothhafen. — Läuft ein quarantainepllichtiges Schiff einen preussischen 
Hafen als Nothhafen an, so kann cs daselbst unter Bewachung und unter Beobachtung 
der von der Hafen-Behörde vorzuschreibenden Sicherheits-Massregeln so lange, als der 
Nothfall dauert, liegen bleiben. 

§. 11. Verpflichtung der Schiffer zu wahrheitsgetreuen Angaben. — Jeder Schif- 
fer hat bei seiner Ankunft in einen preussischen Hafen die an ihn im Aufträge der 
Hafenbehörde zu richtenden Fragen über Gegenstände, welche für dio ßuurthoilung der 
Quaruntaincpflichtigkeit des Schiffes von Bedeutung sind, vollständig und wahrheitsge- 
treu zu beantworten. Erjpebt sieh der Verdacht, dass er hierbei mit der Wahrheit 
zurückhält, so ist das Schiff so lange unter Aufsicht zu steilen, bis nach Vergleichung 
der Schiffs- und Ladungsnapiere und nach Vernehmung der Mannschaft, allenfalls unter 
Zuziehung eines Arztes, der Thatbostand ermittelt ist. 

§. 12. Ausfü hrungsbestimmung. — Die Hafen-Polizeibehörde in den Hafen- 
städten, beziehungsweise in den Fällen des §. 9 die Orts- Polizeibehörden und Kreis- 
Landräthe sind mit der Ausführung der in vorstehender Verordnung enthaltenen Be- 
stimmungen beauftragt. 

§. 13. Das Reglement vom 30. April 1847, die zur Abwendung der Einschleppung 
der Pest und des gelben Fiebers durch den Schiffsverkehr zu treffenden Massregeln an- 
langend, tritt in allen seinen Punkten ausser Kraft. 

b. Specielle Verordnungen und Declarationen. 

1. Bei dor Cholera. 

Bezüglich der Cholera sind erleichternde Abänderungen der Bestimmungen 
des Regulativs vom 8. August 1835 (§§. 24. bis 34. S. 154 — 157) genehmigt 
worden durch die 

A. 0. vom 13. December 1847 an die Minist der geistl. etc. Ang. u. des 

Innern. 

Auf Ihren Bericht vom 5. d. M. ermächtige ich Sie, für den Fall des Vordringens 
der asiatischen Cholera in Meine Staaten, die oethesHgten Behörden anzuweisen, dass 
die Vorschriften des Regulativs vom 8. August 1835 mit den von Ihnen in Vorschlag 
gebrachten erleichternden Modificationen, die Ich ganz zweckmässig finde, zur Aus- 
führung gebracht werden dürfen. 

Auf Grand derselben erliessen die betheiligten Ministerien die 
C.-Verf. vom 25. Februar 1848 (Eichhorn, v. Bodelsch wingh.) 

Seine Majestät der König haben mittelst Allerhöchster Ordre vom 13. December 
v. J. auf unseren Antrag zu genehmigen geruht, dass bei Ausführung der Vorschriften 
des Regulativs vom 8. August 1835, für den Fall des Vordringens der asiatischen 
Cholera in die Königlichen Staaten, folgende erleichternde Modificationen e in- 
treten dürfen: 

l. Was zuvörderst die Vorkehrungen gegen das Eindringen der Krankheit vom 
Auslände her betrifft, so ist cs zwar für rathsam befunden worden, dio im §. 31, soq. 
des Regulativs angeordnete Quarantaine nicht ganz aufzugeben, da die Erfahrung dafür 
zu sprechen scheint, dass namentlich der Schiffsverkehr einer Verbreitung der Krankheit 
förderlich ist. indessen soll bei der für Seeschiffe auf vier, und für Flussfahrzeugo auf 
fünf Tage angeordneten Beobacht ungsfrist die Zeit der Reise von den angesteckten Or- 
ten oder Gegenden in Anrechnung gebracht werden, sofern während der Reise auf dem 
Schiffe keine Erkrankung an der Cholera vorgekoimucn und der Gesundheitszustand der 
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Schiffsmannschaft und der Reisenden durch vorgenommene ärztliche Untersuchung ausser 
Zweifel gestellt ist. 

1L Die Sanitäts-Commissionen sollen in Bezug auf die Cholera von den im 
§. 8. des Regulativs bei der Annäherung ansteckender Krankheiten angeordneten Be- 
rathungen nnd wöchentlichen Berichterstattungen entbunden werden, während es ihrem 
Ermessen überlassen wird, ihre Berathungen und Berichterstattungen nach Befinden der 
Umstande einzurichten und eintreten zu lassen. 

III. Die in den ||. 9., 10. und 25. des Regulativs den Familienvätern, den Haus- 
und Gastwirthen, den Medicinal-Personen und den Geistlichen auferlegte Verpflich- 
tung zur Anzeige von Erkrankungs- und Todesfällen ist auf Anzeigen von 
Seiten der Aerstc zu beschränken, denen, so weit es zu ihrer Erleichterung erforderlich 
ist, gedruckte Formulare zuzustellen sind. 

IV. Von der in den 6§. 18. und 26. vorgeschriebenen Aufstellung von warnen- 
den Tafeln vor den Wohnungen der Erkrankten ist Abstand zu nehmen, sofern diese 
Aufstellung mit Rücksicht auf die mildere Form, in welcher die Krankheit auftritt, nicht 
nothwendig erscheint. Man wird in dieser Beziehung den Aerzten vertrauen können, 
welche in jedem einzelnen Falle die nöthigen Anordnungen zu treffen haben und zur 
Vorsicht ermahnen werden. 

V. Was die Desinfection betrifft, so darf man sich auch hierbei auf Rath und 
Belehrung beschränken und auf die Einwirkung der Aerzte, der Sanitäts-Commissionen, 
der Armen- Deputationen in den grösseren Städten, so wie der Orts-Obrigkeiten anf dem 
Lande vertrauen. Jedenfalls ist aber das Publikum durch allgemeine Anweisungen auf 
die Wichtigkeit der Reinigungen aufmerksam zu machen. 

Endlich ist 

VI. von der allgemeinen Vorschrift der Anwendung verpichter Särge nnd von 
dem Verbote der Loichenbegleitung (§. 22.) abzustchcn. 

Die Königliche Regierung wird hiervon zur weiteren Veranlassung mit dem Be- 
merken in Kenntniss gesetzt, dass Alles zu vermeiden ist, wodurch hei der Ungewiss- 
heit, ob die Cholera überhaupt die diesseitigen Grenzen überschreiten werde, eine un- 
nöthige Besorgnis« angeregt werden könnte. So wie deshalb jedenfalls öffentliche Be- 
kanntmachungen zu unterlassen sind, wirdes auch geeignet sein, für jetzt schriftliche 
Anweisungen und Instructionen der unteren Behörden zu vermeiden, da die Erfahrung 
lehrt, dass sie in allgemeinen interessirendon Angelegenheiten der Regel nach den Weg 
in die Öffentlichkeit gleichfalls finden. Es wird an Mitteln nicht fehlen, in den Ge- 
genden, in welchen bei näher liegender Gefahr ein Bedürfnis» wirklich dazu vorhan- 
den ist, mit Vermeidung alles dessen, was Besorgnisse hervorrufen konnte, vorberei- 
tende Anordnungen durch goeignete mündliche Einwirkung zu veranlassen. 

Von besonaorer Wichtigkeit wird es sein, bei dem Herannahen der Krankheit die 
Einrichtung angemessener Krankenhäuser zur Aufnahme solcher Kranken, welche in 
ihren Wohnungen nicht die hinreichende Pflege finden können oder Aufnahme in die 
Krankenanstalt selbst wünschen, vorznbereiten, für die nöthigen Einrichtungen und das 
erforderliche Würterpersonal zu sorgen, ausserdem aber auch auf Besch affunggeeig- 
noter Räume zur Aufbewahrung der an der Cholera Verstorbenen Bedacht 
zu nehmen, damit, wo es nothwendig erscheint, die Leichen zeitig aus den Wohnungen, 
namentlich der ärmeren Leute, denen es an abgesonderten Räumen zur Aufbewahrung 
fehlt, entfernt und bis zur Beordigung untergebracht werden können. Jede Einwirkung 
in Betreff auch dieses Gegenstandes wird aber, so lange nicht eine dringendere Wahr- 
scheinlichkeit dafür ist, dass die Krankheit die Grenzen überschreiten werde, nur mit 
ftu8serster Vorsicht in oben gedachter Weise geschehen dürfen. Endlich aber wird Sei- 
tens der Behörden, insbesondere der Armen-Verwaltungen, für Beseitigung der die Ver- 
breitung der Krankheit befördernden Verhältnisse in den Nahrungsmitteln, den Woh- 
nungen und der ganzen Lebensweise der vorzugsweise für die Cholera empfänglichen 
ärmeren Bevölkerung möglichst gesorgt werden müssen. 

Auf diesen Gegenstand möge die Königliche Regierung schon jetzt ihre Aufmerk- 
samkeit in ganz besonderem Grade richten, indem Alles, was in diesor Hinsicht ge- 
schieht, ausserhalb einer erkennbaren Beziehung zur Cholera steht, und daher dadurch 
Besorgnisse vor der letzteren nicht werden angeregt werden. 

Die durch §. 31. des Regulativs angeordnete vier- resp. fünftägige Quaran- 
tainc für Schiffe, welche von Orten, wo die Cholera herrscht, zu* See ein- 
gehen, resp. für Flussfahrzeuge, welche ans Gegenden des Auslandes kommen, 
wo die Cholera herrscht, kann vorkommenden Falles gemäss Allerhöchster Ordre 
vom 29. August 1853 nach dem Vorschläge der Regierungen nnd mit Zustimmung 
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der Ministerien für Handel etc. und der geistlichen Angelegenheiten ausser Kraft 
gesetzt werden. 

A. 0. vom 29. Aagnst 1859 an das Staats-Ministerium. 

Auf den Bericht des Stasts- Ministeriums vom 24. d. M. ermächtige Ich hierdurch 
die Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und der geistlichen, Unter- 
richts- und Mcdiciiial-Angclegenhoiten. die vier- oder beziehungsweise fünftägige Beob- 
achtungs-Quarantaiiie, welche in den durch die C.-O. vom 8. August 1835 genehmigten 
sanitätspolizeilichen Vorschriften (§.31.) zur Verhütung des Eindringens der Cholera an- 
geordnet ist, vorkonnuonden Falles nach ihrem pflichtmässigon Ermessen nicht eintreten 
zu lassen. 

In Folge dieser A. 0. erging die 

C.-Vcrf. vom 21. November 1853 (v. Raumer). 

Des Königs Majestät haben auf den Antrag des Königlichen Staats- Ministeriums 
durch Allerhöchsten Erlass vom 29. August d. S. den Herrn Minister für Handel, Ge- 
werbe und öffcntlicho Arbeiten und micli zu ermächtigen geruht, die Beobachtungs- 
Quarantaine, welche in den durch die Allerh. C.-O. vom 8. Aug. 1835 (G.-S S. 240 ff.) 
genehmigten sanitatspolizeilicheu Vorschriften (§. 31.) zur Verhütung des Eindringens der 
Cholera angeordnet ist, nach Befinden der Umstände nicht eintreten zu lassen. ' 

Demgemäss veranlasse ich die Königliche Regierung, bei künftigen Ausbrüchen der 
Cholera sich gutachtlich darüber zu äussern, ob Veranlassung vorhanden ist, von jener 
Ermächtigung Gebt auch zu machen. Es versteht sich von selbst, dass, so lange letz- 
teres nicht geschehen ist, die bestehenden Vorschriften zu befolgen sind. 

Bezüglich der Quarantaine der über See eingehenden Schiffe wurde dnreh 
Verfügung vom 28. September 1857 bestimmt, dass einer viertägigen Beob- 
achtungs-Quarantaine nur solche Schiffe unterworfen werden sollten, welche aus 
von der Cholera inficirten Orten im Anslande eingingen. Dieser Erlass 
wurde durch die Verfügung vom 13. Juli 1866 aufgehoben und die viertägige 
Beobachtungs-Quarantaine auch für die inländischen, aus von Cholera inficirten 
Häfen eingehenden Schiffe angeordnet. Wiederholte Klagen der Kaufmannschaft 
über die dadurch bewirkte Störung des Handels gaben jedoch auch zur Auf- 
hebung dieser Verfügung Veranlassung, ln Betreff des Wegfalls der Quarantaine, 
sowie der sorgfältigen Revision der Schiffsmannschaften und Passagiere nebst 
Desinfeciion der Schiffsräume ergingen folgende Verfügungen: 

Verf. vom 8. August 1867 an die Königl. Regierung zu N. 

(I.V. Lehnert,) 

Der Königl. Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom . . die wegen des in D. 
erfolgten Ausbruches der Cholera angeordneten Schiffs-Quarantaine-Massrcgcln betref- 
fend, dass bei einer erneuerten Berathung dieses Gegenstandes die Aufrochterhaltung 
der durch die Verfügung vom 13. Juli v. J. angeordneten viertägigen Beobachtungs-Qua- 
rantaine für die Schiffe, wcloho aus von der Cholera inficirten Orten des Inlandes kom- 
men, bedenklich erschienen ist, da dieselben bei den offenen und vielgebrauchten Land- 
wegen im Wesentlichen ohne praktischen Erfolg bleiben würde. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich daher, die angeordnete Quarantaine vor- 
läufig wiederum aufzuheben und sich damit zu begnügen, dass die Schiffe bei ihrem 
Eingänge einer Revision hinsichtlich des Gesundheitszustandes der Schiffsmannschaften 
und Passagiere unterworfen werden. 

Verf. des Minist, für Handel, Gewerbe etc. und des Ministers der 
geistl. Angelegenheiten vom 22. September 1871 an die Regierung zu N. 

(1. A. Mosler. I. V. Lehnert.) 

Auf den Bericht vom 31. v. M. erklären wir uns damit einverstanden, dass von einer 
Quarantaine derjenigen Schiffe, welche aus von der Cholera inficirten Häfen ankom- 
men, Abstand genommrn werde. Dagegen ist cs erforderlich, dass denselben bei ihrem 
Eingänge hinsichtlich des Gesundheitszustandes der Schiffsmannschaft und ihrer Passa- 
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giere einer ärztlichen Revision unterworfen worden. Wird der Gesundheitszustand gut 
befunden, so sind die Schiffe sofort zur freien Praktik zuzulassen. - Findon sich Cholera- 
kranke an Bord, so sind dieselben den geeigneten Lazarethcn zu überweisen, während 
das Schiff nebst Mannschaft und den Passagieren dom gesetzlich rorgeschriebonen Des- 
infectionsvcrfahren zu untorwerfen ist, bevor es in den llnfon einläuft. 

Min ist.-Vcrf. vom 12. Juli 1873, betreffend die Revision der aus von 
Cholera inficirten Orten ankommenden See-Schiffe (Falk). 

Was die ans von Cholera inficirten Orten ankommenden Seeschiffe betrifft, so ver- 
bleibt es bei der mittelst diesseitiger Verfügung vom 8. August 1867 ungeordneten Auf- 
hebung der viertägigen Quarantaine; dagegen ist, die Revision derselben ninsiehtlich des 
Gesundheitszustandes der Schiffsmannschalten und Passagiere mit Strenge durchzuführen 
und in allen Füllen mit der vorschriftsmässigen Desinfection zu verbinden. 

Falls Jemand von der Mannschaft oder Passagieren cholcrakrank oder -verdächtig 
befanden wird, so ist selbstverstAndlich der Kranke in ein besonders herzustellendes 
Lazareth za bringen; dagegen kann ich meine Zustimmung nicht dazu ertheilcn, dass 
das betreffende Schiff auf vier Tage in Quarantaine gelegt werde, weil hierdurch der 
Verkehr ganz unnöthig gestört and gar kein Erfolg erreicht wird. 

Sobald in einem solchen Falle die Schiffsräume der vorschriftsmüssigen und sorg- 
fältigen Desinfection unterworfen worden, ist das Schiff sofort zur freien Praktik zu- 
zulassen. 

Auch für Flnssfahrzeuge, Flösse oder Traften, welche aus Gegenden 
des Auslandes, wo die Cholera herrscht, kommen, ist eine Quarantaine auf die 
Dauer nicht blos unausführbar, sondern unter Umstunden auch mit den grössten 
Uebelständen verbunden. Anf Qrnnd des §. 28. des Regulativs ist dagegen stets 
eine genaue Revision des Gesundheitszustandes der auf den Traften und Schiffen 
befindlichen Mannschaften und des betreffenden Familienpersonals zu bewirken, 
zu welchem Zwecke an gewissen Orten der Flnssnfer Revisions- und Dcs- 
infectionsstationen zu errichten sind, mit welchen thnnlichst Lazarethanstal- 
ten behufs Aufnahme der Vorgefundenen Cholerakranken zu verbinden sind. 

Für Prenssen sind in dieser Beziehung die Memel, die Weichsel und 
die Warthe, sowie die damit mittelbar durch Canäle in Verbindung stehenden 
Flüsse, wie die Netze, Oder, Spree und Havel von besonderer Bedeutung, 
da durch den bedeutenden Holztransport auB Russland mittelst der sehr zahl- 
reichen ausländischen Flösser die Cholera nicht selten in Preussen eingcschleppt 
worden. Anf Anregung des Ministeriums der geistlichen etc. Angelegenheiten 
sind daher in jüngster Zeit anch Seitens der russischen Regierung die geeigneten 
prophylactischen Massregeln zur Ausführung gebracht worden, welche vorzugs- 
weise darin bestanden, dass während der in Russland nnd in dem angrenzenden 
galizischen Gebiet herrschenden Cholera der Holztransport anf der Weichsel 
möglichst beschränkt nnd die Flösser einer mehrmaligen Revision nnd Desinfection 
unterworfen wurden, ehe sie preussisches Gebiet betraten. Hier besteht auf der 
Grenzstation Schillno, im Kreise Thorn, die erste Revisions- nnd Desinfections- 
Station für die ankommenden choleraverdächtigen Flösser. 

Handelt es sich nm eine schon von der Cholera inficirte polnische oder gali- 
zische Mannschaft, so werden diese Anstalten an den wichtigsten Landungs- 
plätzen der Traften, nötigenfalls bis zur Mündung der Weichsel und Nogat aus- 
gedehnt nnd je nach dem Grade der zn befürchtenden Gefahr der Weiterverbrei- 
tnng der Cholera anch an den übrigen obengenannten Flüssen eingerichtet. Die 
betreffenden Regierungen haben in dieser Beziehung besondere Polizei- Verord- 
nungen erlassen. 

llcdicinftl- Wesen. j3 
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Polizei - Verordnung der Königl. Regierung zu Marien werder 
vom *2 5. «Juni 1873. 

Nachdem der Herr Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten das Aufhören der 
Observation in SchiUno verfügt hat, wird unsere Polizei-Verordnung vom 30. Mai c. 
hierdurch aufgehoben. 

Im Anschluss an die in Kraft bleibende Amtsblatts - Bekanntmachung vom 
30. April c. verordnen wir auf Grund des §. 11. des Gesetzes über die Polizei- Verwal- 
tung vom 11. März 1850 hierdurch was folgt: 

In Schillno und Gr&udenz sind Desinfections- Anstalten ©rrichtot, in denen sich 
alle bei der Revision gesund befundenen Führer und Mannschaften der die Weichsel 
abwärts gehenden Flussfahrzeuge und Traften einem Desinfectionsverfahren zu unter- 
werfen bauen. Die Fahrzeuge und Traften dürfen die Revisions-Anstalten nicht früher 
verlassen, als bis ihren Führern eine Bescheinigung über die erfolgte Desinficirung der 
Besatzung ertheilt worden ist. 

Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe bis zu 10 Thalern oder vcrhältniss- 
mässiger Haft geahndet, sofern nicht die Strafe des §. 327. des Reichs- Strafgesetzbuches 
Platz greift. 

Behufs Verhütung der Weiterverschleppung des Contagiums sind auch er- 
forderlichen Falls die Strohhütten auf den Traften, in welchen Kranke vor- 
gefnnden werden, nebst dem Lagerstroh za verbrennen. 

Polizei- Verordnung der König). Regierung zu Frankfurt a./O. 
vom 1 7. 3 n li 18 73. 

Auf Grund des §. 11. des Gesetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 
verordnen wir hierdurch für den Umfang unseres Bezirks: 

1. Die Strohhütten auf den die Warthe und Netze abwärts fahrenden Traften, 
in welchen Kranke gelegen haben oder vorgefunden werden, so wie das Lagerstrob, 
auf welchem Kranke auf solchen Traften gelegen haben, sind nach der Ankunft auf den 
durch unsere Polizei- Verordnung vom 16. Juni d. Js. zugeordneten Revisionsstationen 
zu Vordamm bei Driescn und Landsberg a./W. zu verbrennen und durch neue zu 
ersetzen. 

§. 2. Zuwiderhandlungen werden an den Traften führern mit einer Gelbusse bis 
zu 10 Thalern, an deren Stelle im Unvermogensfalle verhältnissmässige Haft tritt, ge- 
ahndet, sofern nicht der §. 327. dc6 Reichs-Strafgesctzbuchcs Anwendung findot. 

Hat jedoch die Cholera im Inlande selbst eine weitere Ausdehnung ge- 
wonnen, so werden solche Massregeln bezüglich eines einzelnen Comraunications- 
weges ihren Zweck verfehlen. Mit Bezug hierauf erging die Verfügung vom 
13. September 1866 an den Königl. Ober-Präsidenten der Rheinprovinz (I. V. 
Lehnert). 

In Erwiederung auf den gefälligen Bericht vom .... erkläre ich mich mit Rück- 
sicht darauf, dass die Cholera zur Zeit nicht mehr auf einzelne Orte der Rheinprovinz 
beschränkt ist und somit die Voraussetzungen nicht vorliegen, unter denen eine sani- 
tätspolizeiliche Uebcrwachong des Schifffahrt* verkehre auf dem Rhein nnd der Mosel 
nacli Masßgabe des 8. 28. des Regulativs vom 8. August 1835 Erfolg verspricht, damit 
einverstanden, dass die dort vorgeschriebene Revision der inländischen Flussschiff- 
fahrt während der Dauer der jetzigen Epidemie ausser Anwendung komme. 

Verschiedene Regierungen haben Polizei- Verordnungen in Betreff der gegen 
die Verbreitung der Cholera zu ergreifenden Massregeln erlassen. Die Verfügung 
des Polizei- Präsidii in Berlin vom 21. Juni 1866 lautet: 

Es giebt Krankheiten, deren Heilung der ärztlichen Kunst nur zu oft nicht gelingt, 
deren Verbreitung aber sich abwonden lasst und deren orster Anfang oft noch hoilbar 
ist. Dies gilt auch von der Cholera. Nachdem Ergebniss der neuesten wissenschaft- 
lichen Forschungen verbreitet sich die. Cholera in Europa vorzugsweise, vielleicht sogar 
nur durch die Abgänge der Cholerakranken und selbst solcher Kranken, die nicht an 
ausgebildeter Cholera, sondern nur an Choleradurchf&llcn leiden. So kann sie durch 
Personen, welche den Keim der Krankheit in »ich tragend ans Orten kommen, die von 
der Cholera angesteckt sind, nach anderen Orten verschleppt werden; so können cin- 
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zelnc Cholcra-Erkrankungsfälle. eines Ortes den Herd bilden, von dem aus der Ort von 
der furchtbarsten Epidemie heimgesucht wird. Wo daher die Gefahr der Einschleppung 
vorhanden ist, oder wo die Einschleppung bereits stattgefunden hat, da müssen vor Allem 
die menschlichen Abgänge als die Träger des An steck nngsstoffes unschädlich gemacht wer- 
den. Begreiflicher Weise gilt dies vorzugsweise von den Ausleerungen der an Cholera und 
Choleraaurelifällen Erkrankten. Diese Ausleerungen dürfen nicht beseitigt 
werden, bevor sie nicht mit de m als Desinfectionsmittel bewahrten Chlor- 
kalke überschüttet worden sind. Da aber zur Zeit der Cholera menschliche Aus- 
leerungen überhaupt als verdächtig angesehen werden müssen und die Ausdünstungen 
derselben auch abgesehen von der Cholera die menschliche Gesundheit zu gefährden 
geeignet sind, so ist es erforderlich, sämmtliche Latrinen, Senk- und Koth- 
gruben und Nachtstühle täglich einem Verfahren zu unterwerfen, durch 
welches mit der Beseitigung der übelriechenden Ausdünstungen zu- 
gleich der Keim der Cholera vernichtet wird. Als die geeignetsten Mittel zu 
einem solchen sogenannten Desinfections verfahren dürfen ausser dem schon er- 
wähnten Chlorkalk das Eisenvitriol, die Kohle, di© Carbolsäure und der Aetz- 
kalk empfohlen werden. Gegenwärtig sind nicht nur in Stettin und anderen nahe- 
belcgenon Orten, sondern auch in Berlin seihst Cholerafälle vorgekommen. Damit 
die Zahl derselben hier nicht zunehme, damit Berlin nicht wieder einer Epidemie ver- 
falle, die leiejit wieder Tausende von Menschen hinwegrafft, müssen die menschlichen 
Abgangsstoffe unschädlich gemacht werden. Durch obrigkeitliches Einschreiten allein ist 
dies nicht durchführbar: cs ist dazu auch der gute Wille jedes Einzelnen noth wendig. 
Daher ergeht an i ede n Hauseigenthüm e r und an jeden Vorstand eines 
Haushaltes die dringendste Mahnung, in seinem Bereiche darauf hinzu- 
wirken. dass alle in ucn Abtritten, Senkgruben, Nachtstühleu u. s. w. be- 
findlichen A bgangsstoffo durch Desinfections mittel stets in geruch- 
losom Zustande erhalten, die Abgänge solcher Personen aber, die an der 
Cholera oder an Choleradurchfällen leiden, mit Chlorkalk überschüttet 
worden. Den Aerztcn aber darf wohl kaum besonders an das Herz gelegt werden, 
dass sie es sind, welche in dieser Beziehung durch Belehrung und Erinnerung am meisten 
auf dio Bevölkerung einzuwirken und die Behörde am kräftigsten zu unterstützen vermögen. 
Wenn es Armen an Mitteln zur Ausführung der Desinfoction gebricht, so wird dio Anzeige 
des Arztes ausreichen, um die Behörde zur unentgeltlichen Lieferung des erforderlichen 
Desinfectionsmaterials zu veranlassen. Nächst der Möglichkeit, die Verbreitung der 
Cholera durch Dcsinfcction der Abgänge zu verhindern, kommt der Umstand in Be- 
tracht, dass dio Cholera in ihrem Beginn noch heilbar ist. Darum wolle ein 
Joder, den selbst oder dessen Angehörige die ersten Anzeichen der Cholera-Erkrankung 
' befallen, so schleimig als möglich ärztliche Hülfe suchen, nicht aber seine Zuflucht zu 
sogenannten Schutzmitteln nehmen, durch welche die Leichtgläubigkeit des Publicums 
von unbefugten und unwissenden Personen ausgebeutet zu werden pflegt, und welche, 
wenn sie auch an ßich unschädlich sein sollten, doch durch Yerabsäumung eines geeig- 
neten Heil- Verfahrens verderblich werden. Damit es auch der unbemittelten Bevölke- 
rung an Hülfe nicht fehle, so wird auch ausser den Armen- Aerzten ein jeder Arzt 
ermächtigt. Armen, die an der Cholera oder an cholcra verdächtigen Erscheinungen er- 
kranken, die Arzneien auf öffentliche Kosten zu verordnen. 

Polizei- Verord nung des Polizoi-Präsidii in Berlin vom 13. Juli 1866, 
betreffend das Dcsinficiren und Abladen menschlicher Excremente. 

Auf Grund der §§. 5., 6. und 11. des Gesetzes über dio Polizei- Verwaltung vom 
11. März 1850 (G.-S. S. 265.) verordnet das Polizei-Präsidium für den engeren Polizei- 
Bezirk von Berlin und den Polizei-Bezirk von Charlottenburg was folgt: 

§. 1. Menschliche Excremente, sowie Dünger und Abgangsstoffe aller Art, welche 
mit menschlichen Excrementen vermischt sind, müssen vor der Abfuhr durch geeig- 
nete Mittel vollständig geruchlos gemacht fdcsinficirt) werden. Ingleichcn sind Wagen 
und Gefässe, mittelst welcher derartige Stoffe fortgeschafft worden, sofort nach dem 
jedesmaligen Gebrauche zu desin6ciren. 

6. 2. Auf Grundstücken, welche innerhalb des engeren Polizoi-Be/.irks von Berlin 
und des Polizei-Bezirks von Charlottenburg belegen sind, ist das Abladen der im $. 1. 
gedachten Stoffe nur unter der Bedingung gestattet, dass dieselben sofort untcrgepfliigt. 
oder auf andere Art genügend mit Erde überdeckt werden. 

Die bereits vor Verkündigung dieser Verordnung innerhalb der bczeiohneten Poli- 
zei-Bezirke abgcladenen Stoffe sind von den Eigentümern, beziehungsweise Pächtern, 
oder Niessbrauchern der betreffenden Grundstücke binnen vier und zwanzig Stunden 
zu beseitigen oder unter dio Erde zn bringen. 

13 * 
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Ausnahmen von diesen Bestimmungen bedürfen der besonderen polizeilichen Ge- 
nehmigung, welche hinsichtlich der im Polizei- Bezirke von Berlin belegenon Grundstücke 
bei den» rolizoi-Prfisidio, hinsichtlich der Charlottenburger Grundstücke bei dom Polizei- 
Amte zu Charlottenburg nachzusuchen ist. 

§. 3. Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmungen werden mit Geld- 
busse bis zu 10 Thalern bestraft. 

Mittheilung des Ministers der geistlichen etc. Angelegenheiten an den Minister für 
Handel, Gewerbe etc. vom 23. August 1871, die Desinfection der Bedürfniss- Anstalten 

betreffend. 

Ew. etc. beehre ich mich auf das geneigte Schreiben vom 15. d. Mts. ganz erge- 
benst zu erwiodern, dass für die Desinfection der Bodürfniss- Anstalten eine Mischung 
von Eisenvitriol, Gyns und Carbolsäure vielfach empfohlen worden ist. In der jüngsten 
Zeit zieht man jedoch die einfache Verbindung der Carbolsäure mit Kalk vor und 
schreibt derselben eine sehr rasche Wirkung zu. Man nimmt 100 Gewichtethcile ge- 
brannten Kalks und besprengt ihn mit so viel Wasser, als zur pulverförmigen Löschung 
des Kalkes nothwendig ist. Nach dem vollständigen Erkalten des Pulvers giesst man 
5 Gewichtstheile Carbolsäure in dünnem Strahl auf, mischt und schlägt das Pulver 
durch ein Sieb. 

Man applicirt dasselbe durch Aufstreuen oder Untermischen. Es ist zweckmfissic, 
dass alte Gruben vorher entleert worden, um die Desinfection der neuen Massen regel- 
mässig vornehmen zu können. 

Für 2 Kubikfuss Masse genügen 2 Loth dieses Pulvers. 

Um über die Ausdehnung der etwa aufgetretenen Cholera schneller unter- 
richtet zu werden, wurden die Regierungen angewiesen, statt von 14 zu 14 Ta- 
gen von 7 zu 7 Tagen zn berichten. 

Circ.-Vorf. vom 5. September 1871, betreffend die Berichte über Cholera 

(I. V. Lehuert). 

Um über den Gang und den Verlauf der im dortigen Verwaltungsbezirk aufgetre- 
tenen Cholera zeitigere Nachrichten zu erhalten, veranlasse ich die Königliche Regierung 
fortan regel/nässig von 7 zu 7 Tagen übor dio Zahl der in Städten und Ortschaften 
an der Cholera Erkrankten, Gestorbenen, Genesenen und in Behandlung Gebliebenen 
nach dom beifolgenden Schema (Anlage A.) summarisch zu berichten und Sich Über et- 
waige dabei in Betracht kommende besondere Umstünde von sanitütspolizeilichem Inter- 
esse zu äussern. • 


Anlage A. 



Um die Dauer der Incubation der Cholera und das Haften des An- 
steckungsstoffes an leblosen Gegenständen einer eingehenden Untersuchung za 
unterwerfen, so wie die in dieser Beziehung gewonnenen Erfahrungen zu ver- 
werthen, erging die 

Circ.-Vorf. vom 30. October 1872 (I. V. Achenbach). 

Da die Cholera die preussische Grenze überschritten hat, so bietet sich die Ge- 
legenheit dar, der vielfach ventilirtcn Frage von der Dauer der Incubation der Cholera 
und dem lluftcn des Anstcekungsstoffes an ldbloscn Gegenständen wieder naher zu 
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treten. Es wird desshalb erforderlich sein, bei den Erkrankungen die Aufmerksamkeit 
ganz besonders darauf zu richten , ob durch Wäsche oder andere Kleidungsstücke, 
Lumpen, Gewebe, durch thierische Häute, durch thierische und pflanzliche Nahrungs- 
stoffe etc. eine Weiterverbreitung der Krankheit nachzuweisen ist und im Falle der 
Bejahung, wie lange dor Ansteckungsstoff sich wirksam erhält. 

Die Ansicht, dass der Ansteckungsstoff jedesmal im Erdboden zur Entwicke- 
lung kommt und sich erst dann auf Menschen und Stoffe verbreitet, ist namentlich bei 
den auf Flüssen, vorzugsweise auf der Weichsel vorkommenden Erkrankungen einer 
eingehenden Prüfung zu unterwerfen. 

Die etc. veranlasse ich. die Medicinalbeamtcn an zu weisen, in ihren Berichten über 
Cholera-Erkrankungen alle Thatsachen, welche geeignet sind, über diese schwierigen 
Fragen Liebt zu verbreiten, sorgfältig zu sammeln und durch Nachforschungen an Ort 
und Stelle sicher zu stellen. 


2. Bei den Pocken. 

(§§. 44. — 58. des Regulativs 4. S. 158 — IGO.) 

Das im §. 52. in Aussicht gestellte Regulativ über die öffentliche Gesamrat- 
lmpfung ist nicht erschienen; dagegen sind in sämmtlichen Regierungsbezirken 
besondere Vorschriften für das Impfgeschäft erlassen, welche den provinziellen 
und örtlichen Verhältnissen nnd dem herkömmlichen Verfahren bei Aufbringung 
gemeinschaftlicher Ausgaben etc. angepasst sind. 

Als allgemeine Bestimmungen dürften folgende gelten: 

Das Schutzpocken-Impfgeschäfl steht nach §.51. des Regulativs unter Auf- 
sicht und Controle der Polizeibehörden. Die öffentlichen Gesammt-lmpfungen ge- 
schehen in der Regel jährlich. Kein Impfling darf ohue triftigen Grund densel- 
ben entzogen werden. Krankheiten desselben oder andere seine Gestellung ver- 
hindernde Gründe müssen durch ein ärztliches Attest naebgewiesen werden. 

Von der Verpflichtung zur Gestellung ihrer impffähigen Angehörigen 
zu den Gesammt-lmpfungen sind nur diejenigen zu entbinden, welche die Impfung 
durch einen qualificirten Arzt bewirken lassen. 

Circ.-Vorf. vom 7. August 1863 (I. V. Lohnort). 

Um don regelmässigen Gang des Impfgosohäftes und die Erfolge der Impfung 
selbst möglichst sicher zu stellen, 16 t Seitens einer Königlichen Regierung durch Polizei- 
Verordnung gegen diejenigen, welche die prompto Gestellung der Impflinge 
uud Vacciuirtcn zur Revision ohne triftigen Grund versäumen, eine Geldstrafe 
von 15 Sgr. bis 1 Thlr., ovent. eine Gefängnisstrafe für den Uuvermögensfall ange- 
droht worden. Diese Massregcl hat sich bewährt. 

Indem ich den betreffenden §. der Verordnung abschriftlich ^Anlage a.) beifüge, 
überlasse ich es der näheren Erwägung der König). Regierung, ob die dortigen Verhält- 
nisse den Erlass einer ähnlichen Verordnung angemessen erscheinen Lassen. 

Anlage a. Polizei - Verordnung über das Impfen. 

§. 4. Gegen diejenigen, welche ohne triftigen Grund (§§. 1. u. 3.) ihre auf der 
Impfliste verzeichneten Angehörigen zu dem ihnen zur rechten Zeit bekannt gemachten 
Impf- resp. Revisions-Termine nicht gestellt haben, verordnen wir hiermit auf Grund 
des §. 11. des Gesetzes über die Polizei- Verwaltung vom 11. Mai 1850 die Festsetzung 
einer Geldstrafe von 15 Sgr. bis 1 Thlr., an deren Stelle im Unvermögcnsfalle Gefäng- 
nissstrafc treten soll. Ausserdem werden die ausgehlieheneu Impflinge bis zur endlichen 
Gestellung in den Listen als ungeimpft fortgeführt und die ungehörigen Eltern, resp. 
Vormünder solcher ohne haltbaren Grund ungeimpft geblichenen Kinder haben heim 
Ausbruche der Blattern die im §. 54. des Regulativs vom *28. October 1835 angedrohte, 
durch unsere Amtsblatts-Verfügung vom 4. März 1854 auf 5 bis 10 Thlr. festgesetzte 
Polizeistrafe dann zu gewärtigen, wenn die Kinder rosn. Pflegebefohlenen nach Ablauf 
des ersten Lebensjahres von den Blattern befallen worden. 

Verf. an die Königl. Regierung zu N. vom 30. Scptbr. 1863 (I. V. Lebnert). 

Der Königl. Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom . . dass durch die 
Circ.-Verf. vom 7. August er. weder ein directer Impfzwang beabsichtigt, noch an- 
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geordnet, vielmehr nur der näheren Erwfigung der Königl. Regierung überlassen worden 
ist, ob Sie den Erlass einer ähnlichen Verordnung, wie die mitgetheilte, für angemessen 
erachtet. In dieser Verordnung haudelt es sich nur um das prompte Gestellen zu 
dom angesetzten Termine, namentlich zu dem Revisionstermine. Wenn Je- 
mand in dem Termin erklärt, er wolle «ein Kind nicht impfen lassen, so verfällt er in 
die angedrohte Strafe nicht. 

Hiernach kann ich der Königl- Regierung nur überlassen, in der Sache weiteren 
Beschluss zu fassen. 

Eine regelmässige Gestellung der Kinder zur Impfung hat in den meisten 
Fällen letztere zur Folge, weshalb das beregte Verfahren sehr zu empfehlen ist. 
Dass die Regierungen zum Erlass solcher Polizei- Verordnungen ermächtigt sind, 
beweist die Entscheidung eines Königl. Appellationsgerichts. 

Entscheidung des Königl. Appellationsgerichts zu N., betreffend die 
Gestellung der Impflinge zu den Impfterminen, vom 5. Septbr. 1 872. 

ln der Untersuchung wider den Mechanikus F. V. aus N. hat der Crimin&l- Senat 
des Königl. Appellations-Gerichts zu N. in seiner öffentlichen Sitzung vom 3. Januar 
1872 uacn voraufgegangenem mündlichem Verfahren auf den Recurs des Polizei-Anwalts 
für Recht erkannt: 

dass das Erkenntniss des Königl. Kreisgcrichts zu N. vom 11. November 1871 
dahin abzuändern, dass der Angeklagte des Zuwiderhandelns gegen die Ver- 
ordnung der Königl. Regierung zu M. vom 28. September 1870 schuldig und 
deshalb mit fünfzehn Silbergroschen Geldbusse, im Unvermögensfalle mit 
einem Tage Haft zu bestrafen und die Kosten beider Instanzen zu tragen 
gehalten. 

Von Rechtswegen. 

Gründe. 

Der erste Richter hat als erwiesen angenommen, dass der Angeklagte es unter- 
lassen hat, seine auf der diesjährigen Impfliste vorzeichneten Kinder n. und A. zu 
einem der rechtzeitig bekannt gemachten Impftermine zu gestehen, und erklärt hat: 
er wolle sich nie dazu verstehen, seine ganz gesunden Kinder impfen zu lassen, weil er 
der festen Ueberzeugung sei, dass durch die Impfung Krankheitsstoffe übertragen 
würden, welche in ihren Folgen weit schlimmer seien, als die Möglichkeit, dass der 
Nichtgeimpfte einmal von der Pockenkrankheit befallen werden möchte. 

Der erste Richter hat dann aber als thatsächlich feststehend nicht angenommen, 
dass der Angeklagte ohne triftigen Grund seine auf der diesjährigen Impf liste verzeich- 
nten Kinder H., geboren am 1>. Januar 1870, und A., geboreu den 20. Juni 1867, zu 
dem ihm rechtzeitig bekannt gemachten Impftermine nicht gestellt hat. 

Der Königl. Polizei-Anwalt hat gegen die anf Grund vorstehender negativen Fest- 
stellung erlassene freisprechende Entscheidung Recurs eingelegt und die Bestrafung des 
Angeklagten beantragt. Der erste Richter hat in der Weigerung des Angeklagten, 
seine Kinder impfen zu lassen und in dem dafür angegebenen Grunde, den er für nicht 
unberechtigt bezeichnet, einen triftigen Grund erkannt, dass der Angeklagte seine Kin- 
der zum Impftermine nicht gestellt liat, und zwar einen triftigen Grund im Sinne der 
Regierungs-Verordnung selbst. 

Es ist aber evident, dass die Regierungs-Verordnung einen inneren Widerspruch 
enthalten müsste, wenn die Ueberzeugung der Eltern über die Gefährlichkeit der 
Impfung und der dadurch verursachte \Yifie derselben, ihre Kinder nicht impfen zu 
lassen, als ein triftiger Grund im Sinne dieser Verordnung angesehen werden könnte. 

Ueberdies würde der Wille des Angeklagten, seine Kinder nicht impfen zu lassen, 
als ein Grund zur Versäumung des Termius nur dauu gedacht werden können, wenn init 
der Gestellung der Kinder die Verpflichtung verbunden wäre, die Kinder impfen zu 
lassen, und wenn als einziger Zweck des Termins die Impfung der im Termine wirklich 
gestellten Kinder anzusehen wäre. 

ln solchem Falle würde die in der Verordnung augedrohte Strafe auf die Nicht- 
gestellung sich von selbst auf das Verweigern der Impfung übertragen, und cs würde 
dann die an gedrohte Strafe einen Zwang enthalten für die Impfung selbst 

Es würde offenbar auch in diesem Falle die Weigerung des Angeklagten nicht als 
ein triftiger Grund im Sinne der Regierungs-Verordnung erachtet werden können, aber 
diese Verordnung selbst würde dann als rechtsgültig nicht uiizusehcn sein, weil sic im 
Widerspuche siidi zeigte mit dem durch das Regulativ vom 8. August 183ö geschaffe- 
nen gesetzlichen Zustande. 
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Nach dem Regulativ ist eine Zwangsimpfung nur statthaft an einem Orte, wo die 
Pockenkrankheit ausgebrochen ist, bei einer weiteren Verbreitung der Krankheit. Die 
Regierungs-Verordnung stützt sich aber nicht auf den §. 55. des Regulativs vom 
8. August 1835, sondern bezieht sich lediglich auf den §. 11. des Gesetzes vom 
11. März 1850. 

Aus dem Gesagten erfolgt, dass die negative Feststellung des ersten Richters aus 
einer rechtsirrthümlichcn Auslegung dor Regierungs- Verordnung vom 28. September 
1870 hervorgegangen ist und aufgehoben werden muss, während die weitere Entschei- 
dung durch die Frage bedingt ist, ob die gedachte Verordnung eine Zwangsimpfuug 
anordnet. Diese Frage muss verneint werden. 

Die in der Verordnung angedrohte Strafe trifft uach dor Wortfassung derselben 
diejenigen , welche die Kinder zu den Impfterminen nicht gestehen , nicht aber 
die, welche die Impfung ihrer Kinder im Termine verweigern. Es ist daher nicht ge- 
stattet, die angedrohte Strafe auf die Verweigerung der Impfung zu beziehen und von 
einer Zwangsimpfung zu sprechen. 

Wenn die angedrohte Strafe mittelbar der allgemeineren Verbreitung der Impfung 
forderlich sein soll, so bleibt die Verordnung im Einklänge mit dom Regulative vom 
8. August 1835, dessen Bestimmungen entsprechend auch die weiteren — für den Fall 
der Nichtgestellung — in der Regicrungs- Verordnung ausgesprochenen Folgen ge- 
wählt sind. 

Thatsachen, aus denen gefolgert werden könnte, dass in den Impfterminen lediglich 
die Durchführung der Impfung der im Termine gestellten Kinder erstrebt und erzielt 
werde, sind von keiner Seite vorgebracht, während sich in verschiedenen Richtungen 
Gesichtspunkte darbieten, welche die Anordnungen der Regierungs-Verordnung in voll- 
ständigem Einklänge mit den Bestimmungen des Regulativs vom 8. August 1835 er- 
scheinen lassen. Es ist aber unnöthig, diese näher zu beleuchten, da dem §. 17. des 
Gesetzes vom 11. März 1850 gemäss nicht die Nothweudigkeit oder Zweckmässigkeit, 
sondern nur die gesetzliche Gültigkeit der fraglichen Verordnung nach den Bostimmun- 
gen der §§. 5.. 11. und 15. des Gesetzes in Erwägung zu ziehen ist. Bei einer solchen 
Prüfung aber lässt sich die Rechtsgültigkeit der gedachten Verordnung uicht bezweifeln, 
da sie in gültiger Form erlassen und publicirt ist und ein Widerspruch der in der Ver- 
ordnung gegebenen Bestimmungen mit Gesetzen oder Verordnungen einer höheren 
Instanz in erkennbarer Weise nicht hervortritt. 

Der erste Richter hat daher mit Rocht die Regierungs- Verordnung vom 28. Sep- 
tember 1870 zur Geltung gebracht, dieselbe aber, wie oben gezeigt, durch rechta- 
irrthümliche Auslegung verletzt. 

Der Angeklagte nat zwar in der mündlichen Vorhandlung erster Instanz erklärt, 
er werde seine Kinder mit Kuhpockenlymphe impfen lassen, wenn er solche bekommen 
könne, allein aus dieser Erklärung ist ebensowenig ein triftiger Grund für die Nicht- 
gestellung der Kinder zum Impftermine zn entnehmen, als aus der früheren Erklärung, 
er wolle die Kinder nicht impfen lassen. 

Auf Grund der weiteren vom ersten Richter fostgestellten Thatsachon, die aus dem 
Geständnisse des Angeklagten entnommen sind und die auch in dieser Instanz vom An- 
geklagten nicht bestritten sind, musste deshalb thatsächlich festgestellt werden, dass der 
Angeklagte ohne triftigen Grund seine auf der lnipfliste pro 1871 verzeichneten Kinder 
H., geboren den 9. Januar 1870, und A., geboren deu 26. Juni 1867, zu dem ihm 
rechtzeitig bekannt gemachten Impftermine nicht gestellt hat, 

ln Anwendung der oben allegirten Regierungs-Verordnung war deshalb auf eine 
Gcldbusso von 15 Sgr., event. auf einen Tag Haft zn erkennen. 

Der Kostenpunct ist den §§. 178. und 179. der Verordnung vom 3. Januar 1849 
gemäss festgestellt. 

Urkundlich unter Siegel und Unterschrift ausgefertigt. 

Jeder landrfithliche Kreis ist in Impfbezirke eingetheilt und die Leitung 
des öffentlichen Impfwesens liegt dem Landrathe ob. Je einem Impfbezirk steht 
ein Impfarzt vor. Der Termin zur öffentlichen Gesammtimpfung wird acht 
Tage vorher öffentlich bekannt gemacht Die Impfstationen müssen so gele- 
gen sein, dass die Entfernung von den Wohnungen der zur Impfung dahin gewie- 
senen Kinder nicht über eine Stunde beträgt. Der Ortsvorstand, resp. Bürger- 
meister oder ein Stellvertreter muss bei der Impfung zugegen sein. Das Schutz- 
pocken -Impfgeschäft ist nach §. 51. des Regulativs nur den approbirten Medicinal- 
Personen gestattet. In dieser Beziehung erging die 
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Vcrf. vom 4. October 187 1 an die Koni gl. Landdrostei zu N., betreffend 
die Vornahme von Impfungen durch nicht upprobirte Personen. 

(1. V. Lehnort.) 

Auf den Bericht vom . . . orwiedore icli der Königlichen Regierung, dass zwar 
nach Erlass der Gewerbeordnung vom 21. Juni I86l> die Vornahme von Impfungen 
durch nicht approbirte Personen keinem allgemeinen Verbotsgesctzo unterliegt, soweit 
es aber auf die staatliche Controle des Impfgeschäfts ankommt, gehört das Impfen zu 
denjenigen Verrichtungen, welche gemäss §. *25». 1. c. nur von approbirten Aorzten oder 
Wundärzten vorgenommen werden können. Demgemäss sind die von anderen Personen 
bewirkten Impfungen, welche keine Garantie für die ordmiiigsmussige Vornahme dieser 
Verrichtung uieton, bei Behandlung des öffentlichen Impfwesens als nicht geschehen 
zu betrachten. 


Schreiben vom 27. November 1870 (v. Mühler). 

Die von dem etc. in dem gefälligen Schreiben vom 6. d. M. angeregte Frage, ob 
in dor Befngniss der Aerzte zur Verrichtung der Schuttpocken-Impfung durch dio 
Bestimmungen der Gewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund eine Aenderung 
eingotreton sei, beantworte ich ganz ergebenst dahin, dass in Preussen die approbirten 
Aerzte und Wundärzte stets zu allen ärztlichen Verrichtungen, folglich auch zur Ver- 
richtung der Scliutzpocken-Impfung befugt gewesen sind, ln dieser Beziehung haben 
diesseitige einschränkende Bestimmungen niemals bestanden. 

Da die Verrichtung der öffentlichen Schutzpocken -Impfung als eine amtliche 
Function zu betrachten ist, so können nach §. 29. der gedachten Gewerbe-Ordnung nur 
approbirte Aerzte damit betraut werden. Nach derselben Bestimmung wird derjenige, 
welcher nicht approbirter Arzt oder Wundarzt ist. und die Schutzpocken-lmpfung aus- 
übt, sich weder Impfarzt nennen, noch in der Eigenschaft eines solchen Zeugnisso über 
die von ihm verrichteten Scbutzpocken-Impfungcn ausstellen dürfen, wogegen ihm dio 
Ausführung von Impfungen, welche einen öffentlichen Charakter nicht in Anspruch 
nehmen, nicht wird verwehrt werden können. 

Die Aerzte haben nach §. 51 des Regulativs von den in ihrer Privat-Praxis 
vorgenonunenen Impfungen vierteljährlich genaue namentliche Listen an die Poli- 
zeibehörde einznsenden. 

Was die Irapflistcn für die Öffentliche Gesammt-Impfnng betrifft, so 
ist beim Ortsvorstande oder in grösseren Städten bei der Polizei-Direction nach dem 
unter Anlage A. (s.pag.202.) bezeichn eten Schema eine Impfliste zu fuhren, in welche 
vom 1. Januar jeden Jahres ab alle Neugeborenen mit Ausnahme der 
todt zur Welt gekommenen Kinder unter Ausfüllung der ersten sieben Rubriken 
derselben einzutragen sind. 

In den Städten nnd Ortschaften, wo kein Civilstandsregister geführt wird, 
liefert der betreffende Prediger dem Ortsvorstande ein namentliches Verzeichniss 
der seit der vorhergegangenen öffentlichen Impfung neugeborenen Kinder nebst 
Angabe der bereits verstorbenen oder todtgeborenen Kinder. 

Die Ausfüllung der übrigen Rubriken geschieht auf Grund der von den 
Aerztcn über die vorgenommenen Privat-Impfungen einzureichenden Impflisten 
und der von den Angehörigen der Impflinge präsentirten Impfscheine, so wie 
der stattgefnndenen öffentlichen Impfungen. 

ln diese Liste werden auch alle Individuen aus der Liste des verflossenen 
Jahres übertragen, welche nach Beendigung der öffentlichen Gesammt- Impfung 
noch nicht geimpft sind, oder bei denen die Impfung ohne Erfolg geblieben ist 
Bezüglich der ungeimpft- Weggezogenen ist das Datum, unter welchem sie ver- 
zogeu sind und der Ort zu bemerken, wohin sie verzogen sind, wobei die 
Localbehörde des dermaligen Wohnortes zu benachrichtigen ist, dass dieselben 
noch nicht geimpft sind. 
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Am 1. Juni wird die Liste für da* vorhergegangene Jahr abgeschlossen. 
Alsdann hat der Ortsvorstand, resp. Bürgermeister dieselbe mit allen Belegen 
und dem nach Anlage B. (s. pag. 202.) angefertigten summarischen Auszug dem 
Landrathe einzureichen, welcher die sorgfältige Revision aller Vorlagen zu be- 
wirken hat, die summarischen Auszüge aus den Impflisten sämmtlicher Ortsvor- 
stände zusammenstellen lässt und diese Uebersicht, begleitet von seinen eigenen 
oder des Kreisphysikus etwaigen Bemerkungen, noch im Laufe des Monats Juni 
der betreffenden Königlichen Regierung zusendet, welche die Zusammenstellung 
nach den einzelnen Kreisen bewirkt und diese General- Uebersicht im Monat 
Juli beim Ministerium der etc. Medicinal-Angelegenheiten einreicht. 

Circ.- Verf., betr. die Führung der Impflisten und den Termin für die 
Einreichung derselben, vom 28. Febr. 1841, (Eichhorn.). 

Aus den Berichten, welche die Königl. Regierungen in Folge der Verfügung vom 
17. Sept. v.J. (Anlage a. pag. 203) in Betreff des Umfanges der Goneral-Im pftabcllcn 
und des Termins für die Einreichung derselben erstattet haben, geht hervor, dass die 
mannigfaltigen, auf kleiner Bevölkerung, Vertheilung der Medieinal- Personen etc. be- 
ruhenden \ erhältimse und die hierin besonders zwischen den östlichen und westlichen 
Provinzen obwaltende grosse Verschiedenheit ein gleich massiges Verfahren hinsicht- 
lich der Zahl der Termine und der Jahreszeit, in welcher die Gcsammt-Imnfnngcn vor- 
zunchmen sein möchten, nicht gestatten. Es geht daraus ferner hervor, dass ein mit 
dem der Königlichen Regierung zu Trier übereinstimmendes Verfahren nur von sehr 
wenigen benachbarten Regierungen beobachtet werden kann, und dass dioscs Verfahren, 
so empfehlenswerth dasselbe in mancher Hinsicht auch ist, doch um so weniger allge- 
mein eingeführt werden kaun, als die übrigen Königlichem Regierungen das Fortbestehen 
ihrer, dem Bedürfnisse entsprechenden und demselben sich immer mehr anpassonden 
Einrichtungen dringend wünschen und bei einer neuen, mit den vorhandenen Mitteln 
nicht erreichbaren und einer sicheren Grundlage entbehrenden Anordnung dasjenige, 
was seither mühsam von ihnen geschaffen worden ist und durch Erfahrung sich bereits 
bewahrt hat, zn verwirren und einzubüssen nicht ohne Grund furchten 

Ich kann mich daher auch nicht veranlasst finden, Aonderungen in dom von den 
einzelnen Königlichen Regierungen beobachteten Verfahren und demzufolge in der Füh- 
rung der Impflisten cintrcten zu lassen, um hierin eine vollkommene Gloichmässigkeit 
hnrheizufuhron, indem der Zweck der Impfeinrichtungen, nämlich eine so allgemeine 
Ausbreitung und so vollständige Ausführung der Schutzpocken- Impfung, als ohne ge- 
setzlichen Impfzwang zu erlangen ist, bereits überall erreicht wird , ich auch von dom 
Erfolge und dem Zustande der Impfangclcgenheit in den verschiedenen Provinzen regel- 
mässige und möglichst zuverlässige Nachrichten erhalte. Die von den Königlichem Re- 
gierungen bewiesene Sachkenntnis:» und die von denselben der wichtigen Angelegenheit 
der Impfungen bewiesene Sorgfalt verbürgen es, dass jener Zweck auch io Zukunft 
wird erreicht werden. 

Was die Einsendung der Impftabcllen und den hierbei von den Königlichen Regie- 
rungen fcstzuhaltenden Termin insbesondere betrifft, so ist letzterer verschieden bean- 
tragt worden, und zwar, wie vorauszuschen war, von denjenigen Königlichen Regierun- 
gen am spätesten, deron Impflisten über die Generation eines Jahres und nicht blos 
über die in einem Jahre vollzogenen Impfungen sich erstrecken; jedoch haben auch 
von diesen einige zur Einsendung der Listen im Laufe des Monats Juli sich bereit er- 
klärt, die übrigen zu deren Einreichung in den Monaten April und Mai, einzelne auch 
schon im Februar und Marz sieh erboten. 

Ich will demnach als spätesten Einsendungstermin für die Genoral-Im pftabcllcn den 
Monat Juli jeden Jahres festsetzen und vor Ablauf desselben die Einsendung der Listen 
von 8ämmtlichen Königlichen Regierungen erwarten. 
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Anlage a. 

C.-Verf. vom 17. September 1840 (Eichhorn). 

Die Königliche Regierung hat seither die von derselben alljährlich eingereichten 
Nachweisuugen über die in dem betreffenden dahrc vollzogenen Schutzpocken-Impfun- 
gen hinaus nicht ausgedehnt. 

Die Königliche Regierung zu Trier beobachtet dagegen ein von dom der übrigen 
Königlichen Regierungen abweichendes Verfahren, betrachtet als Gegenstand der jähr- 
lichen Zusammenstellung und Nach Weisung die Generation eines ganzen Jahres, muss 
deshalb die im Frühjahre an den im vorangegangenen Winter Geborenen vollzogenen 
Impfungen in die Nachweisung mit einschliessen und kann mithin dieselben erst später 
Zusammentragen uüd einreichen, da auch die Prüfung der eingegangenen einzelnen fmpf- 
berichte noch Zeit erfordert 

Ganz übereinstimmend mit dem beobachteten Verfahren ist von der Königlichen 
Regierung zu Trier das aus ihrou Impftabellen hervorgeheude Resultat auch immer als 
das der Impfung der während des vorangegangenon Kalenderjahres Geborenen bezeich- 
net worden, wogegen die übrigen Königlichen Regierungen Nachweisungcn der in dem 
betreffenden Jahre erfolgten Impfungen mit Ueberweisung der ungeimpft gebliebenen 
Neugeborenen auf das folgende Jahr eingereicht haben. 

Das Ministerium verkennt die Vortheile nicht, welche eine nach der Methode der 
Regierung zu Trier entworfene Uebersicht gewährt, muss aber dennoch ein gleichmäßi- 
ges Verfahren bei sämmtlichen Königlichen Regierungen wünschen und fordert daher 
aie Königliche Regierung hierdurch auf, innerhalb spätestens 0 Wochen darüber sich 
gutachtlich zu Äussem, welches Verfahren derselben angemessener erscheint, so wie 
welcher Termin nach Massgabe dos Vorschlags demnächst für die Einsendung der 
Impflisten und Berichte fcstzustellen sein wird. 

Die Art der Honorirung der Impfärzte bei der öffentlichen Ges&mmt- 
Impfnng ist in den verschiedenen Regierungs-Bezirken verschieden. 

In der Rheinprovinz macht die Besorgung der Gesammt- Impfung eiuen 
Theil der Dienstpflichten des Armen- resp. Districtarztes aus, weshalb 
derselbe keine besondere Remuneration dafür erhält. 

In den älteren Provinzen erhält der Impfarzt für eine jede in der öffentli- 
chen Gesammt-Impfnug bewirkte Impfung einen Gebührensatz, dessen Höhe viel- 
fach auf fünf Silbergroschen festgesetzt ist. Diese Gebührensätze werden 
durch jdie Ortsbehörden (Dorfschulzen) eiugezogen und sind von diescu am 
Schlosse des Revisions-Termins an den Impfarzt abzuführen. Bei notorisch Ar- 
men muss die betreffende Gemeinde die Bezahlung übernehmen. 

Zur Gestellung der Fuhrmittel für die Impfärzte sind diejenigen Gemein- 
den verpflichtet, in Betreff deren der die Reise erfordernde Impf- resp. Revi- 
sions-Termin angesetzt ist 

Den Gemeinden steht es frei, wegen Gestellung des Fuhrwerkes mit den 
Impfärzten ein beliebiges Abkommen zu treffen. 

In einzelnen Regierungs-Bezirken haben die Kreisstände die Kosten für 
das Impfgeschäft übernommen*). 

Circ.-Verf. betreffend die Aufbringung der Kosten für die öffentliche 
Impfung vom 28. Mai 1841 (Eichhorn). 

Durch die Circ.-Verf. vom 28. Februar d. J. habe ich das Fortbestehen der das 
Impfwesen betreffenden Einrichtungen in Rücksicht darauf genehmigt, dass derselbe 
Zweck, wenn auch auf verschiedenencn den jedesmaligen Mitteln und Verhältnissen ent- 
sprechenden Wegen, dabei überall verfolgt wird. 


*) In der Provinz Schleswig- Holstein und im ehemaligen Kurfürsteuthuni 
Hessen, jetzigen Regierungs- Bezirk Cassel ist die Staatscasse gesetzlich zur 
Tragung der aus der K uhrkoste »-Entschädigung der Impfärzte erwachsenden Kosten 
verpflichtet. Conf. Kurhess. Verordnung vom 31. Deceuiber 1828 (G.-S. f. Kurhessen 
de 1828, S. 65). 
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Der Vortheil gut eingerichteter Gosammt.-lmpfungen ist von sämmtlichon Konigl. 
Regierungen anerkannt und (icsshalb übereinstimmend dahin gewirkt worden, dieselben 
alljährlich, bei günstigen Verhältnissen auch zweimal i in Jahre stattfindeu zu lassen, 
und da, wo nicht besoldete Acrzte zur unentgeltlichen Impfung verpflich- 
tet sind, eine Einigung dor Gemeinden mit Impfärzton herbeizufuhren, 
die unvermeidlichen Kosten entweder aus verschiedentlich gebildeten Impffonds zu 
bestreiten oder durch geringfügige Zuschläge zu bestehenden Abgaben aufzu- 
bringen oder auf Gemeind e- Gassen zu übernehmen, und so dieses hauptsächlichste 
Hindernis« des allgemein guten Fortganges der Impfungen zu beseitigen. 

Die getroffenen Einrichtungen haben auch im Ganzen einen so günstigen Erfolg ge- 
habt, dass der Mangel einer strengen Verpflichtung zur Impfung kaum würde empfun- 
den werden, wenn nicht in einzelnen Regierung«- Bezirken, in welchen das Impfwesen 
übrigens gut organisirt ist, einzelne Kreise, Bürgermeistereien und andere Gemeinden 
siel» fortwährend weigerten, die Impfung als eine Angelegenheit des Ganzen zu 
betrachten und durch Einigung mit bestimmten Inipfärzten das Impfwesen mit dem 
Vorfahren in den übrigen Bezirken übereinstimmend und den Anordnungen der Regie- 
rung entspochend einzuricl\ten. Die nachtheilige Folge davon ist die gewesen, dass in 
solchen Bezirken wegen der grossen Zahl ungeimpft Gebliebener in gleichem Masse 
echte Mcnschenblattern und durch Uebertragung auf Geimpfte V&rioloiden überhand 
genommen und in die benachbarten Kreise sich verbreitet haben. 

Es ist mir bekannt, dass die Konigl. Regierungen die Gemeinden über ihr eigenes 
Wohl zu belehren und ihre Weigerung, die erforderlichen , im Verhältnis« zu dem zu 
erreichenden Vortheilo nur geringen Opfer zu bringen, zu besiegen, mehrfach versucht 
haben, «lass aber diese Bemühungen, weil kein gesetzlicher Zwang zur Impfung besteht, 
öfters erfolglos gewesen sind. Da indess der beharrlich widerstrebenden Bezirke wahr- 
scheinlich nur noch wenige sind und es zunächst darauf ankommt, sie zu kennen, uin 
darnach zu ermessen, ob hinsichtlich derselben meinerseits Massrcgeln zu ergreifen sein 
mochten, so beauftrage ich die Konigl. Regierung, diejenigen Kreise, Gemeinden, Bürger- 
meistereien u. s. w. Ihres Departements, welche einer abermaligen Aufforderung, den 
hinsichtlich der regelmässigen Gesammt- Impfungen und der Aufbringung der Ko- 
sten derselben in den übrigen Kreisen u. s. w r . des dortigen Regierung« -Bezirkes 
bestehenden Einrichtungen sich anzusehliessen, nicht Gehör geben sollten, mir namhaft 
zu machen und sich über die Umstündo und Gründe näher zu äussern, durch die jene 
Weigerung veranlasst wird. 

Itn Allgemeinen haben die Gemeinden auch die Kosten der Zwangs- 
impfungen zn tragen. Nur in ganz besonderen Fällen werden sie vom Staate 
übernommen. 


M.-Vcrf. vom 10. Angust 1855 (v. Raumer). 

Der Königlichen Regierung eröffne ich auf den Bericht vom ..... dass ich eineu 
principiellen Unterschied zwischen den regelmässigen öffentlichen Impflingen und den 
auf Grund de« §. 55. des durch die Allerh. 0. vom 8. August 1835 genehmigten sani- 
tätspolizeilichen Regulativs angeordneten Zwangs-Impfungen in Beziehung auf den 
Kostenpunkt nicht anzuerkennen vermag. In beiden Fällen handelt es sich darum, 
der Entstehung, rosp. weiteren Verbreitung der Pocken zunächst im Interesse der Ge- 
impften und ihrer Angehörigen und Hausgenossen, sodann im Interesse der betreffenden 
und der benachbarten Gemeinden entgegen zu wirken. Dass Im Falle der Zwangs-Im- 
pfung die Gefahr der Ansteckung und der Verbreitung näher und grösser ist, als bei 
den regelmässigen Impfungen, kann die Verpflichtung der zunächst Betheiligten zur 
Tragung der durch Bekämpfung dieser Gefahr entstehenden Kosten nicht aufheben oder 
vermindern, sondern im Gegentheil nur verstärken, um so mehr, als die Zwangs -Im- 
pfungen nicht selten nur eine Folge nachlässigen Verhaltens des betheiligten Publikums 
gegen die regelmässigen Impfungen sein werden. 

Hicmach finde ich mich nicht veranlasst, das in Betreff der Kosten der 
Z wangs-I mpfungen seither von der etc. beobachtete Verfahren zu ändern und die 
Verfügungen vom 6. Juli 1842 und 9. März 1844 (Anlage a. und b.) auf den dortigen 
Regierungs-Bezirk auszudehnen, resp. zu gencralisircn. 

Wenn in einzelnen Fällen für Ortschaften im Regierungs- Bezirk M., wie die Re- 
gierung daselbst der Königlichen Regierung mitgetheilt hat, ein Theil der Kosten der 
Zwangs-Impfungen auf Centralfonds übernommen worden, so ist dasaus besonderen, 
in der Eigenthünilichkeit dieser Fälle beruhenden Gründen und in Form von Grutifiea- 
tionen, reps. Prämien für die Impf&rzte geschehen, mithin ohne principielle Bedeutung. 
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Anlage a. 

Verf. d. «inist. der goistl. Angel, und des Inn. vom 6. Juli 1842 (Eichhorn. 

Seiffart). 

Die in dem Bericht der Königlichen Regierung vom 19. März d. J., betreffend die 
Kosten der nicht zwangsweise auszuführenden Impfungen, allegirtcn Rescr. vom 2. Oc- 
tober 1823 und vom 10. November 1829 beziehen sich auf diejenigen in den regelmassi- 
gen Terminen erfolgenden Schutzblatter- Impfungen, welcbo als allgemeine Massregel 
zur Beförderung dieser Impfungen angeordnet sind, und bei welchen aus den in den 
vorbemerkten Rescripten angedeuteten Gründen die Tragung der Kosten den betheilig- 
ten Privat-Personen und eventuell den Communen obliegt. Hiervon sind aber diejeni- 
gen Impfungen verschieden, welche nach der Vorschrift des §. 55. des Regulativs vom 
8. August 1835 bei vorkommenden Ausbrüchen der natürlichen Pocken als besondere 
polizeiliche Massregel veranstaltet werden, ln diesen FftUen unterliegt es keinem 
Bedenken, die Diäten und Reisekosten der Impfärzte ohne Untersehiea , ob die zu 
vaccinirenden Personen sich der Impfung freiwillig unterwerfen oder ein dieafälligos 
Zwangsverfahren eintreten lassen, auf den betreffenden Fonds der Königlichen Regie- 
rung zu übernehmen, da hier die Impfung vorbemerktermossen den Charakter einer 
polizeilichen Massregel trägt, und nach der richtigen Bemerkung der Königlichen Re- 
gierung andernfalls die unstatthafte Folge eintreten würde, dass die freiwillig sich fü- 
genden Individuen ungünstiger als bei dem Falle einer Zwangsimpfling gestellt sein 
würden. 

Was hiernächst die von der Königlichen Regierung gleichzeitig in Erwähnung ge- 
brachte Mitheranziehung erwachsener, nicht mit nachweislichem Erfolge geimpfter In- 
dividuen zu den allgemeinen Impfungen anlangt, so kann dio von der Königlichen Re- 
gierung hierin getroffene Anordnung an sich selbst unter den angezeigten umständen 
nur gebilligt worden. Hinsichtlich des Kostenpunktes treten hierbei gleichfalls die vor- 
bemerkten Grundsätze nach Unterschied der regelmässigen oder der bei ausgebrochener 
Pockenkrankheit auf Grund der angeführten Bestimmungen des Regul vom 8. August 
1835 augeordneten Impfungen in Anwendung. 

Anlage b. 

Verf. d ers. M inist. vom 9. März 1844 (Eichhorn. Graf v. Arnim). 

Der Königlichen Regierung erwidern wir auf den Bericht vom 16. Januar c., 
dass es, wie wir in unserer Verfügung vom 6. Juli 1842 ausgesprochen haben, keinem 
Bedenken unterliegt, für Impfungen, weleho bei Ausbrüchen von natürlichen Pocken 
als besondere polizeiliche Massregel veranlasst werden , den betreffenden Medicinal- 
Bcamten Diäten und Reisekosten zu bewilligen und diese auf den betreffenden Fonds 
der Königlichcu Regierung zu übernehmen, indem in solchen Fällen nicht, wie bei den 
gewöhnlichen Gesammt-Impfnngen, die betneiligton Privatpersonen und ovent. die Com- 
mune znr Tragung der Kosten angehaltcn weraon können. Wenn daher, wie SO ver- 
muthen, unter dem Ausdruck Nothimpfung jene durch den Ausbruch von Monschen- 
pocken vcranlasste polizeiliche Massregel zu verstehen ist, so kann dem Kreisphysicus 
N. zu N. die Bewilligung der in der anliegend zurück erfolgenden Liquidation aufge- 
führten Reisekosten und Diäten nicht versagt werden. 

Ueber die bei hartnäckigem Widerstand gegen die Impfung zu ergrei- 
fenden Massregeln handelt schon der Landtagsabschied des siebenten Provinzial- 
Landtages der Provinz Sachsen unter dem 30. December 1843. Der betreffende 
Auszug aus demselben lautet: 

II. b. Wir müssen Bedenken tragen, durch weitereu Zwang auf dio Ausführung 
einer Anordnung im Allgemeinen hinzuwirken, welcher bereits Unsere Unterthancn nach 
der gewonnenen Ueberzeugnng von der Nützlichkeit derselben mit einer grösseren Be- 
reitwilligkeit entgegen kommen, und nehmen desshalb Anstand, dem von Unseren ge- 
treuen Ständen gemachten Anträge, dass die Unterlassung der Schutzpocken - Impfung 
innerhalb des ersten Lebensjahres von Seiten der Eltern und Vormünder mit einer 
Polizeistrafe belegt werde, in weiterem Umfange Folge zu geben. 

Sollte sich wider Erwarten in einzelnen Orten ein auf Vorurthoilen oder äusseren 
Einflüssen beruhender hartnäckiger Widerstand in besorgt ichem Masse kundgeben, so 
finden Wir nichts dagegen zu erinnern, dass dort vorübergehend durch locale Ver- 
ordnungen Correctivinassregoln vermittelst Androhung von Polizei- 
Strafen, die jedoch die Höhe von 1 bis 5 Thalern nicht übersteigen dürfen, getroffen 
werden. 
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Dom Vorschläge, dass von Seiten der Regierung eine Veranstaltung getroffen 
werde, um stets und überall gute Kuhpoekcnlynipno r.um Impfen zu haben, ^stellt sich 
die Schwierigkeit entgegen, dass erfahrungsgeniäss die Gelegenheit zur Erlangung echter 
Kuhpockonlyinpho nur höchst selten sich darbietet; indessen wollen Wir, dass von 
Seiten der Verwaltung Alles geschehe, was zur Her beischa Rung echter kuhpocken- 
lympho forderlich sein kann. 

Ueber die Beseitigung der Hindernisse bezüglich der Ausführung der öffent- 
lichen tSchutzpockenimpfung erging die 

Vorf. vom 19. April 187! an die Königl. Regierung zu N. (I. V. Lehnert). 

In dem Bericht vom . . . hat die Königl. Regierung über die IlindernissCj welche 
sich der Ausführung der Schutzpockenimpfung im dortigen Verwaltungsbezirk ent- 
gegenstcllen, das Nähere entwickelt. Ich nehme desshalh Veranlassung, auf einzelne 
Ausführungen nfdier einzugehen. 

Wenn die Königl Regierung der Ansicht ist, dass die Behörden den öffentlichen 
Impfungen gegenüber machtlos daständen und allmählich eine ganz unhaltbare Stellung 
einnehmen würden, so kann ich mich damit nicht einverstanden erklären. Den Behörden 
steht vor allem die Zwangsimpfung zu Gebote, sobald die Pockonkrankheit irgendwo 
nur einigermassen epidemisch auftritt, und setze ich voraus, dass dieselbe desshalb in den 
Kreisen N. N. auf Grund des §. 55. des Regulativs vom 28. October 1835 schon längst 
zur Ausführung gekommen ist. 

Wenn nach der jetzigen Gesetzgebung die obligatorischen Impfungen unter ge- 
wöhnlichen Verhältnissen nicht zulässig sind, so bleiben den Regierungen doch Mittel 
und Wege übrig, um wenigstens die Gestellung der impfpflichtigen Kinder zu dem 
öffentlichen Impftermin zu erzwingen, worauf schon durch die Circ.-Verf. vom 9. Februar 
d. .1. hingewiesen worden. Mit Bezugnahme auf die Circ.-Verf. vom 7. August 1863 
gehe ich desshnlb der Königl. Regierung anheim, auch für den dortigen Verwaltungs- 
bezirk eine Polizei- Verordnung zu erlassen, wodurch gegen diejenigen, welche die 
prompte Gestellung der Impflinge zum öffentlichen Impftermin und der Vaccinirten 
zur Revision ohne triftigen Grund verabsäumen, eine Geldstrafe von 15 Sgr. bis 1 Thlr., 
event. eine Gefängnisstrafe für die Unvermögenden angedroht wird. 

Geschieht die Einladung der impfpflichtigon Kinder zum öffentlichen Impftermin 
mittelst gedruckter Zettel, worauf die betreffenden polizeilichen und gesetzlichen Be- 
stimmungen kurz notirt sind, so kann man auf eine desto zuverlässigere Wirkung der- 
selben rechnen, wie sieh aus den in anderen Regierungsbezirken hierüber gemachten 
Erfahrungen ergiebt 

Ferner überlasse ich der näheren Erwägung der Königl. Regierung, ob die dortigen 
Verhältnisse eine Einrichtung angemessen erscheinen lassen, wonach, wie es im hiesigen 
Bezirk der Fall ist, von allen schulpflichtigen Kindern ein Zeugniss über die stattgefun- 
dene Schutzpockenimpfung verlangt wird, bevor sie zum Schulbesuch zugelassen 
werden. 

Wenn die Königl. Regierung forncr hervorhebt., dass die Medicinalbcamtcn keinen 
Einfluss auf die öffentlichen Impfungen ausüben und ihre Thätigkcit sich nur auf die 
Zusammenstellung der Resultate der Impfung und die Revision der Listen beschränke, 
so darf ein solches Verhalten die.ser Beamten nicht länger geduldet werden. Gerade die 
Kreisphvsiker müssen durch Beeinflussung der öffentlichen Impfung. Beaufsichtigung des 
ganzen lrapfgeschäftes und durch zahlreiche Privat-Impfungen die Vaccination im Allge- 
meinen befördern. Es ist desshalb auch zweckmasBig, dass den Kreisphysikern und 
Kreis Wundärzten die Ausführung der öffentlichen Impfung, wie dies in vielen Regie- 
rungsbezirken geschieht, vorzugsweise übertragen wird, damit sie ein desto lebhafteres 
Interesse dafür au den Tag legen können. 

Damit das Impfgesehäft nicht als eine Last betrachtet wird, muss auch das dafür 
lixirte Honorar ein angemessenes sein. Wenn manche Gemeinden in dieser Beziehung 
kargen nnd die Impfärzte ganz unangemessen honoriron, so hat die, Königl. Regierung 
das het reffende Sostrum nach dem Grade der Mühwaltung und den Gesetzen der 
Billigkeit zu normiren. Durch eine bessere Rcgulirung dieser Angelegenheit hat sich 
erfahrungsgemäss das Impfgeschäft in mehreren Regierungsbezirken bedeutend gebessert. 

Die Re vaccination ist in gleicher Weise wie die Vaccination systematisch ein- 
zuführen. Stösst man in dieser Beziehung auch anfangs auf Schwierigkeiten, dieselben 
schwinden immer mehr, je mehr die Lehrer, Sehulpfleger, Aerzte und Bürgermeister 
die Wohlthat und den Nutzen der Revaceination begreiflich machen und keine Gelegen- 
heit vorübergehen lassen, um durch Belehrung auf dio Eltern einzuwirken. 
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Die in der Presse veröffentlichten Angriffe gegen die Schutzpocken - Impfung, 
welche die Königl. Regierung in mehreren Berichten ganz besonders betont, datiren 
nicht aus der neuesten Zeit; entgegengesetzte Ansichten über den Werth der Vaceination 
sind schon zu verschiedenen Zeiten laut geworden. Gchässigo und verleumderische 
Aeusserungen sind aber um so weniger im Stande, den hohen Werth der Vaceination 
zu untergraben, als dio Erfahrungen medicinischer Autoritäten bedeutende Zeugnisse 
für die Wohlthat der Vaceination ablegen. 

Aerztlickc Vereine würden ihren Berathungen und Besprechungen eine erfolgreiche 
Unterlage verschaffen, wenn sie ihre Stimme gegen grundlose Behauptungen erheben 
und mit vereinten Kräften die Vaceination durch Wort und That unterstützen wollten. 

Unter Benutzung der oben gedachten Mittel steht es zweifelsohne zu erwarten, 
dass auch dio Zahl der Restanten, welche sich im dortigen Verwaltungsbezirk um das 
Doppelte vermehrt hat, wiederum einen bedeutenden Abbruch erleiden wird. 

Bezüglich der Führung der Listen über Privat - Impfungen, sowie 
über die Ausstellung der Atteste über die Schutzblatte rn-Impfung ergingen fol- 
gende Verfügungen: 

M.-Verf. vom 29. Juni 1833 (von Altenstein). 

Es ist zur Kenntniss des Ministern gelangt, dass viele Aerzte und Wundärzte über 
die von ihnen geimpften Kinder eine Liste zu führen unterlassen und daher späterhin 
über die orfolgto Impfung glaubwürdige Auskunft zu geben nicht im Stande sind. Da 
es aber zur Erreichung der nöthigen grösseren Genauigkeit beim Impfgeschäft wesent- 
lich beiträgt, wenn diese Listen mit grösserer Pünktlichkeit geführt worden, so wird 
dio Königliche Regierung hierdurch aufgefordert, den Mcdicinal-Porsonen ihres Bezirks 
nicht nur diese Bestimmung in Erinnerung zu bringen und denselben dabei den Nutzen 
und die Notwendigkeit dieses Verfahrens eindringlich vorzustellen, sondern selbige 
zugleich anzuweisen, den Geimpften Impfattesto zu crthoilen, wovon das Publikum 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung mit dem Bemerken in Kenntniss zu setzen 
ist, dass die gedachten Atteste am achten Tage nach der Impfung und nach geschehener 
Untersuchung des geimpften Kindes von dem betreffenden Arzte abzufordern sind. 

C.- V erf. vom 24. Februar 1834 (Nicolovius). 

Es sind Beschworden darüber entstanden, dass die Atteste oder Certificate über 
die Scbutzblattcm-Imnfung, welche den Kindern, Schülern und Zöglingen vor ihrer 
Aufnahme in die öffentlichen Schul-, Erziehung«- und Waisen-Anstalten abgefordert 
werden, bei den Acten der betreffenden Institute verbleiben und nicht sorückgegeben 
werden. Dadurch wird der Ausweis über die geschehene Impfung, welcher etwa zu 
andern Zwecken gefordert werden könnte, nufgehaltcn und erschwert. Die Königliche 
Regierung Mas Königliche Consistorium, Provinzial-Schulcollegium) wird auf diesen 
Uebelstand hierdurch aufmerksam gemacht und zur Abstellung dieser Massregel hier- 
mit angewiesen. Es genügt, wenn dio öffentlichen Schulen und Erziehungs-Anstalten 
ein Register der producirten Impfscheine halten, und müssen letztere stets zurückgege- 
ben werden etc. 

Dass ein gleichmässiges Verfahren hinsichtlich der Zahl der Termine 
nnd der Jahreszeit, in welcher die Gesainmt-Impfung vorzunehmen ist, nicht 
ansfnhrbar ist, erkennt die Circ.-Verf. vom 28. Febrnar 1841 an (S. 201.). 

Eine Liste der einzelnen Impförzte mit summarischer Angabe der von 
ihnen bewirkten Impfungen ist nicht mehr erforderlich. 

C.-Verf. vom 20. September 1862 (Lehnort). 

Bei der gegenwärtigen Organisation des Schutzpocken - Impfgeschäfts und 
mit Rücksicht auf dio Einrichtung bestimmter Impfbezirko erscheint die in der Circular- 
Verfügung vom 1. Mai 1825 vorgeschriebene Listo der einzelnen Impfärzte mit summa- 
rischer Angabe der von ihnen verrichteten Impfungen nicht mehr erforderlich. — Nur 
diejenigen Impfärzte, deren Thätigkoit eine besondere Anerkennung verdient, sind unter 
n&norer Angabe ihrer Leistungen im Bericht namhaft zu machen. 

Die Königliche Regierung wird daher von der ferneren Aufstellung und Einreichung 
jener Liste hierdurch aispensirt. 
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Druckposten für Impfscheine und Impflisten fallen den Gemeinden zur Last. 

Min.-Vcrf. de» Ministers der geistlichen etc. Angelegenheiten und des 
Innern an die Königl. Regierung zu N. vom 14. April 1863 
(v. Möhler. Graf zu Eulonburg). 

Für die Zukunft wolle die Königl. Regierung dnftir sorgen, dass die Druck- 
kosten für Impfscheine und Impflisten, wie in den übrigen Regierungsbezirken, 
so auch dort aus Commnnal- oder Kreis-Fonds berichtigt, reap. erstattet werden, indem 
kein Grund vorliegt, für den dortigen Bezirk ein abweichendes, der Staatskasse zum 
Nachtheil gereichendes Vorfahren emtreten zu lassen. 

Um die Anhäufung der Impfrestanten in den Impftabellen zu vermeiden, 
ist ihre Fortführung in denselben nur bis zum vierten Lebensjahr zulässig. Es 
erging deshalb die 

Circ.-Vcrf. an sämratliche Regierungen und Landdrosteion vom 9. Febr. 

1871 (Lehnerl). 

ln der General- Impft« belle mehrerer Regierungen figurirt eine grosse Zahl von 
un geimpften Kindern, welche seit einer hingen Reihe von Jahren fortgefuhrt wird. 
Diese Belastung der Tabellen hat keinen Grund und beeinträchtigt die Zuverlässigkeit 
der statistischen Angaben. Es ist desshalb die Zahl der ungeimpft Geblichenen durch 
einen regelmässigen Abzug der Verstorbenen, Weggezogonen, privatim oder zum dritten 
Male ohne Erfolg Geimpften auf das richtige Mass zurückzuführen. Was die übrigen, 
wegen Krankheit, Renitenz oder anderer Ursachen ungeimpft Gebliebenen betrifft, so 
bestimme ich, «lass fortan zur Erzielung einer glcichmfissigcn Behandlung dieses Gegen- 
standes die vorhandenen Rückstände ans den früheren Jahrgängen in der zweiten 
Colonne «1er General-lmpftabello nur bis zum Abschlüsse des dritten Lebensjahres der 
zu Impfenden fortgeführt und im vierten Lebensjahre nach bis dahin fruchtlos erfolgter 
Aufforderung der betreffenden Eltern zur Impfung ihrer Kinder gelöscht werden. 
Hierbei setze ich aber voraus, dass die Königl. Regierung nicht unterlassen wird, die 
Gestellung der zu impfenden Kinder zum öffentlich angezeigten Impftermin mit Strenge 
zu fordern und die Vaccination in jeder Weise zu befördern, um möglichst wenig Impf- 
reste auf kommen zu lassen. Den Kreis-Physikern ist cs zur Pflicht zu machen, die 
Führung der Special-lmpflisten sorgfältig -zu überwachen und für Abhülfe der etwaigen 
Mängel in denselben Sorge zu tragen. 

Die Impftabelle ist daher künftig folgendermassen einzurichten : 


Nr. 


Namen 

der 

Kreise. 


Es sind in die Impflisten 
für das Jahr 18.. aufge- 
nommen : 


CMC 1 
ca« 
« « M 
2 Mg. 

II?; 


.2 

t. s 

äc<5 
c Bl 
« S 


c! « 


Davon sind in Abzug zu 
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Circ.-Verf., denselben Gegenstand betreffend, vom 31 
(1. V. Achenbach). 


Jnli 1872, 


Bei der Aufstellung der diesjährigen General- Impftabcllc ist die diesseitige Ver- 
fügung vom 9. Februar a. p. nicht selten unberücksichtigt geblieben. 

Ich bestimme deshalb hierdurch, dass künftig nach Massgabc dieser Verfügung 
ausser den in Abzug zu bringenden Todtgebornen, gestorbenen und weggezogenen Impt- 
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Engen, in einer darauf folgenden Colonne auch die bis zum Abschluss des dritten 
Lebensjahrs ungeimpft gebliebenen von den in die General-Impftabellc übernommenen 
abzurechen sind. 

In Betreff der Bereitung nnd Anwendung der Glycerin-Lymphe er- 
ging die 

Circ.-Verf. vom 10. Mai 1871 (I. V. Lchnert). 

Die Königliche Regierung erhält in der Anlage eine Anweisung zur Bereitung 
der Glycerin-Lympho mit der Veranlassung, solche schleunigst zur öffentliche» Kennt- 
nis» zu bringen und gleichzeitig die Kreisphysiker und Impfarzte zu beauftragen, sich 
auf diese Weise stets in den Besitz eines hinreichenden Vorraths von Lymphe zu 
setzen. Bei der iu vielen Gegenden gegenwärtig epidemisch auftretendon Pockenkraukheit 
handelt cs sich zur rasche» Bekämpfung derselbe» ganz besonders um eine zeitige Re- 
vaccination, zu deren ergiebiger una massenhafter Ausführung sich die Glycerin-Lymphe 
nach den vielen jetzt vorliegenden Erfahrungen vorzüglich eignet. Ebenso zweckmässig 
ist sie auch bei der öffentlichen Vaccination in Anwendung zu bringen, deren mangel- 
hafte Ausführung keine Entschuldigung mehr in der fohlenden Lymphe finden kann. 
Da die Impfpusteln eines einzigen Impflings bei zweckmässiger Behandlung mit Glyce- 
rin einon sehr reichlichen Impfstoff liefern und somit die Impfung von Arm zu Arm 
in Wegfall kommt, so wird das ganze lmpfgescbäft durch die Glycerin-Lymphe ausser- 
ordentlich erleichtert und allor bisher damit verbundenen Inconvcuicnzon überhoben. 

Die Königliche Regierung wolle deshalb diesor Angelegenheit die grösste Auf- 
merksamkeit widmen und die darüber gemachten Erfahrungen bei der Eiurcichuug der 
General- Impftabellen mittheilen. 


Anlage. 

Anweisung zur Bereitung der Glyccrin-Ly mphe. 

Man öffne die normalen uud kräftig entwickelten Pocken eines gesunden Impflings 
so, dass die Lymphe reichlich zusfliesst. Am besten geschieht dies in der Weise, dass 
man mit einer scharfen uud feinen Impfnadel vielfach iu die Basis der Pocken flach 
einsticht. Die nach einigen Minuten austliessende Lymphe nimmt mau wiederholt mit 
einer breiten Lancette auf, wobei man durch Streichen der L&ncctte über die Pocken 
den Abfluss der Lymphe befördert. Durch Abstreifen der Lancette bringt man die 
Lymphe alsdann auf ein Uhrglas und fügt derselben chemisch reines Glycerin und de- 
stillirtes Wasser in dem Verhältnis* hinzu, dass auf 1 Tlieil Lymphe 2 Thciie Glyce- 
rin und 2 Theile destillirten Wassers kommun. Man mischt hierauf die Lymphe mit 
dem Glycerin und Wasser mittelst oines neuen Tuschpinsels stark zusammen nnd ar- 
mirt mit letzterem aach, wenn sofort geimpft werden soll, die Impflanccttc oder liupf- 
nadel reichlich. 

Soll die Lymphe aufbewahrt werden, so lässt man sie aus dem Uhrglase in starke 
Haarröhrchen zieheu, oder man bereitet die ganze Mischung sogleich in einem neuen 
Arzneigläschen (etwa von 2,0 bis 3,0 Grm. Inhalt), oder man drückt die Lymphe aus 
dem Unrglasc mittelst des rinsels in das Gläschen. 

Die aufbewahrte Glycerin-Lymphe muss vor jedesmaligem Gebrauche von Neuem 
durcheinander gerührt werden. 

Will man grosse lymphreiche Pusteln erzielen, so impfe man nicht mit der Impf- 
nadel, sondern mit einer reich armirten Lanzette durch seichte Einschnitte, iu welche 
man die Lymphe durch wiederholtes Hin Oberst reichen mit der Lancette stark eindriu- 
gen lässt. 

Bezüglich der rechtzeitigen Ergreifung von V orsichts - Mass regeln bei dem 
Auftreten der Pocken bestimmt die 

Circ.-Vcrf. vom 10. Februar 1871 an sämmtlichc Königl. Regie- 
rungen otc. (L V. Lchnert). 

Die Königliche Regierung erhält den abschriftlich beiliegenden Erlass des Kö- 
niglichen Kriegs- Ministeriums vom 27. v. M. (Anlage) über die Stutens der Militär 
Behörden gegen die Pockenkrankheit zu ergreifenden V orsiehtsmassrcgeln zur Kenntnis- 
nahme mit der Veranlassung, auch Ihrerseits bei einem etwaigeu epidemiseheu Auftreten 
der Pocken im dortigen Bezirke sofort alle hierauf bezüglichen und durch das Regula- 
tiv vom 28. October 1835 gebotenen sanitätspolizeiliehen Vorschriften in Ausführung zu 
bringen und nöthigenfalU in dieser Beziehung an Gefaugcnen-Depot- Urten mit der Mi- 

Medlciual-W'c*en. «4 
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litar- Behörde in Vornehmen zu treten, event. durch gemeinschaftliche Anordnungen die 
sanitfitspolizeUichon Zwecke zu befördern. Ganz besonders ist schon bei drohender Ge- 
fahr überall da, wo keine besonderen Pockenhauscr sich befinden, auf die rechtzeitige 
Instandsetzung von geeigneten und isolirt gelegenen Localit&ton behufs Aufnahme von 
Kranken und bei wirklichem Ausbruch der Krankheit auf die zwangsweise Ausführung 
der Schutzpocken-Impfung Bedacht zu nehmen. 

Anlage. 

Die zahlreichen Pockenerkrankungen unter den Kriegsgefangenen und die hior und 
da vorgekommenen Uebert Tagungen der Krankheit auf die Civilbevölkerung mahnen zu 
äusserster Vorsicht und zu energischen Abwehr-Maesregeln an den betreffenden Orten. 
Die Militärärzte und die deren Stelle versehenden Civilfirzte sind mit dem einzusohla- 
genden Verfahren bekannt, resp. gewährt das Regulativ über die sanitfltapolizeilichen 
Vorschriften bei ansteckenden Krankheiten vom 28. Oetober 1835 den nöthigen allge- 
meinen Anhalt. 

Im Specielleu wird nur bemerkt, dass da, wo die Krankheit unter den Gefange- 
nen weitere Verbreitung zu gewinnen droht, den betreffenden Civilbehördeu Mittheilung 
zu machen ist, damit diese event. die Bildung, resp. das Zusamment roten der in jenem 
Regulativ vorgesehenen Sanitfits - Commissionen veranlassen können. Die Errichtung 
besonderer isolirt liegender Pocken- Laza ret he erscheint geboten, und ist hierbei im 
Einvernehmen mit der CivilbehÖrde vorzogehon, so dass, falls letztere in derselben 
Weise interessirt ist, wenn möglich, gemeinschaftliche Arrangements getroffen werden. 
Sache der Militär- Behörden ist, die Einrichtung solcher Pocken- Lazarethe auch an den- 
jenigen Gefnngenen-Depot- Orten, an welchen die Krankheit noch gar nicht oder nur in 
einzelnen leichteren Fällen aufgetreten ist, so vorzubereiten, dass im Bedarfsfälle die 
Ausführung ohne weitere Verhandlungen und Zeitverlust möglich ist. Alle bezüglichen 
Massregeln sind von den Provinzial-Behörden ohne weitere Anfrage hierher zu treffen. 

Das Königl. stellvertretende Goneral-Cornmando wird ganz ergebenst ersucht, das 
Erforderliche hiernach gefälligst zu verfügen und namentlich auch den Herren Provin- 
zial-General-Aorzten und den Provinzial-lntendantcn die grösste Sorgsamkeit zu em- 
pfehlen, dass nichts verabsäumt wird, um der Weiterverbreitung der Krankheit entgegen 
zu wirken. 

Die Festungs-Commandanturen, resp. die mit Erbauung der Lager auf den Artil- 
lerie-Schiessplätzen beauftragten Herren Festuugs-Inspectcure werden vom Königl. All- 
gemeinen Kriegs-Departement besondere Anweisung für den Fall erhalten, dass bei den 
Baracken- Anlagen die Anlage besonderer Pookcnlazarethc entfernt von den Wohn- und 
übrigen Lazarcth-Barnckcn für nöthig erachtet wird. 

Um übereinstimmende Berichte über die Pockenerkrankungen bei Un- 
geimpften und Geimpften zu erhalten, erging die 

Cire.-Verf. vom 18. April 1872 (1. V. Lehoert). 

Im Anschluss an die diesseitige Circular - Verfügung vom 29. Oetober 1870 
veranlasse ich die Königliche Regierung, die während der rockonopidemie der Jahre 
1870/71 an den Pocken Erkrankten und Gestorbenen nach Mas« gäbe des beigefügten 
Formulars (S. S. 211) zusammenzustellen und binnen fi Wochen diese ausgefüllte Ta- 
belle mit dem erläuternden Berichte einzureichen. 

Für den Fall, dass späterhin eine ähnliche statistische Zusammenstellung noth wen- 
dig werden sollte, wolle die Königliche Regierung etc. dafür sorgen, dass hierzu das 
erforderliche Material zur Verfügung stehe. 

Zur Versorgung der lmpffirzte mit echter Kuhpocken- Lymphe sind in den 
meisten Provinzen Sch utzpoeken-Impfungs- A nstalten errichtet. 

Die Anstalt zu Berlin erhielt unterm 3. Oetober 1850 folgendes Reglement: 

§. I. Die Königliche Schutzpocken - Impfung* - Anstalt hat eine doppelte Be- 
stimmung: 

a) den Bewohnern Berlins eine fortwährende Gelegenheit zur Impfung und Rc- 
vaccination mittelst echter Kuhpocken -Lymphe zu verschaffen, 

b) die zur lnmfung berechtigten Modiei nal -Personen de» preußischen Staats auf 
Ansuchen derselben mit echter Kuhpocken Lymphe zu versorgen. 

§. 2. Durch die erster« Bestimmung, welche an sien Zweck der Anstalt und zu- 
gleich Mittel zur Erreichung der zweiten Bestimmung ist, gehört die Anstalt als inte- 
grirender Theil der Berliner Sanitfitspolizei an. reesortirt von dem Königlichen Polizei- 
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, Formular 

behufs statistischer Erhebung der während der Jahre 1870/71 an den Pocken Erkrankten und Gestorbenen, mit Berücksichtigung der 

Un geimpften, Vaccinirten und Revaccinirtcn. 
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Präsidium und bat allen denjenigen Verpflichtungen zu genügen, welche der Sanit&ts- 
pnli/.ei für das Impfwesen obliegt 

§. 3. Hali in gehört: 

n) die Ausführung derjenigen Impfungen, zu welchen die Impflinge freiwillig 
gestellt werden, 

b) die Ausführung der durch den Ausbruch der Menschenpocken Dotliwendig 
werdenden Impfungen. 

§. -1. Zu den sogenannten freiwilligen Impfungen worden im Locale der Anstalt, 
ausser der bisherigen I mpfung am Sonntag, an zwei Wochentagen Termine angesetzt 
und dem Publicum bekannt gemacht. 

Anmerkung, ln dun Jahreszeiten, wo die Zahl der Impflinge gering zu sein 
pflegt, genügt nach dom Ermessen der Dircction die Impfung an den Sonntagen. 

ö. Die Impfung geschieht, nachdem die Namen der Impflinge nebst Angabe 
des Standes der Eltern, des Alters, Geschlechts, der Wohnung der Impflinge, der Her- 
kunft des Impfstoffes, des Datums der Impfung in die Impfliste eingetragen worden ist, 
in der Regel von Arm zu Arm. 

§. 0. Die Revision des Erfolges geschieht acht Tage nach der Impfung, ebenfalls 
in der Anstalt, und wird dann gleichzeitig der Erfolg in die Impfliste eingetragen und 
dem Geimpften eine Bescheinigung über den Erfolg der Impfung ausgehänuigt. 

$. 7. Ein gleiches Verfahren wird bei Revaecinationen beobachtet. 

§. K. Aus der Impflistc wird ein summarischer Extract am Jahresschlüsse dem 
Polizei- Präsidium von der Direction eingcroicht. Die Listen werden in der Anstalt 
aufbewahrt. 

§. 9. üeber die Revaccination ist eine besondere Liste zu führen. 

§. 10. Die durch den Ausbruch der Menschenpocken nothwendig werdenden 
Impfungen geschehen auf Veranlassung des Polizei-Präsidiums in den Wohnungen der 
betreffenden Individuen oder in besonders dazu zu bestimmenden Localien. Die 
Geimpften sind in eine eigene Liste einzutragen und erhalten bei der Besichtigung 
ebenfalls einen Impfschein. 

§. 11. Alle Impfungen und Revaecinationen geschehen unentgeltlich. 

12. Lymphverscndungen geschehen von der Anstalt an eine jode zur Impfung 
Iwrechtigte Medicinal-Person des preußischen Staates auf schriftliches portofreies An- 
suchen derselben, und sind dafür Gebühren irgend einer Art nicht zu entrichten. 

§. Io. Die Direction der Anstalt hat diese Versendungen stets in möglichst kurzer 
Frist zu bedienen und bedient sich dazu bei Postversendungon des portofreien Rubrums: 
r Herrschaftliche Mcdicinnl-Polizeisaeho*. 

14. Der Direction bleibt überlassen, Gesuche mehrerer in Einer Stadt oder in 
Einem Kreise ansässiger Medici nalpersOnen dadurch zu erledigen, dass nur Einer der- 
selben Lymphe übersendet und die Verpflichtung auferlegt wird, von der durch Fort- 
ptlanzung vermehrten Lymphe anch die übrigen Mcdiciualncrsonen zu versorgen. 

$.15. Dem hiesigen Mediciualuersonal kann nach uem Ermessen der Direction 
hr. m. in der Anstalt Lymphe verabfolgt werden. 

§. 10. Lymph versodungen an ausländische Aerzte und Behörden liefen zwar 
nicht in der unmittelbaren Bestimmung der Anstalt, doch wird die Anstalt, wie bisher, 
den desl'alLigcn Requisitionen auswärtiger Regierungen und Behörden nach Kräften zu 
gciiügeu suchen. 

$. 17. Leber die Lymnfvorscndungen ist ein Journal zu führen, dessen summari- 
scher Extract ebenfalls am Jahresschlüsse dem Polizei-Präsidium eingcroicht wird. 

I*. Das Personal vier Anstalt besteht aus dem Director, einem Impfarzt und 
einem Assistenten, deren Obliegenheiten in einer besonderen Amts- Instruction enthalten 
sind. Die Ernennung dieser Beamten geschieht auf den Vorschlag des Polizei-Präsi- 
diums durch das Königliche Ministerium der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- 
A ngclegonhcitcn. 

19. Das Local der Anstalt wird von dem Director gegen die ihm gewährte 
Miethsentsehüdigung lieschnfft, jedoch bedarf er dazu der vorgängicen Genehmigung des 
Polizei-Präsidiums, welches die Zweckmässigkeit desselben zu prüfen hat. 

§. 20. Einer der Beamten muss im l.ocale der Anstalt wohnen. 

21. Die für die Impflinge durch die Impfung nothwendig werdenden Arznei- 
mittel werden aus der Königlichen Hofapothoke auf die Anweisung der Direction un- 
entgeltlich verabreicht. 

22. Die durch die Impfung etwa nothwendig werdende ärztliche oder wund- 
ärztliche Behandlung der Impflinge geschieht durch die Beamten der Anstalt un- 
entgeltlich. 

Eine Vermehrung der Impfungs-Anstalten steht in Aussicht. 
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Zur Förderung der Varcination werden sogenannte ImpfprSmien verliehen, 
die entweder in einer silbernen Impf- Medaille im Werth von 8 Thaleru. oder in 
Geldprämien von 10 bis *25 Thalern bestehen und auf Vorschlag der Königlichen 
Regierungen vom Ministerium bewilligt werden. Die Zubilligung der Geldprämien 
findet namentlich in den minder wohlhabenden Gegenden der Monarchie statt. 

Die im §. 57. des Regulativs vom 8. August 1835 (S. 8. 100.) in Bezug 
genommene Verordnung der Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten, des 
Innern und des Krieges vom 0. April 1834, betreffend die Sehutzpockcn- 
impfnng beim Militär (v. Altenstein, v. Brenn, v. Witzleben), lautet: 

I. Die Schutzblatterii-lmpfung derjenigen zum Militärverbande gehörenden Leute, 
welche entweder früher gar nicht vaccimrt worden oder doch keine wahrnehmbare Merk 
male davon an sich tragen, findet sogleich nach dem Eintritt derselben in die Trappen, 
nöthigenfalls durch Anwendung directen Zwanges statt. (C.*0. vom 30. Mai I $20, 
G.-S 1826, Nr. J8.) 

II. Die Erfahrung mehrerer Jahre hat aber dargethafi. dass Individuen, welche in 
ihrer Jugend mit Erfolg vaccinirt worden und selbst darüber Impf- Atteste anfzu weisen 
haben, dennoch in ihrem weiter vorgerückten Alter von den Mensehenporkeu befallen 
worden sind und dass diese Krankheit sich nicht nur häutig in der Arme*' zeigt, son- 
dern durch das Zusammenleben der Soldaten in den Casernen, Lazaretheu und <)nar 
tieren, sowie in Folge der Marsche und Rekrutentransporte verhält nisMiiässig eine noch 
grössere Ausdehnung, als bei den Civil-Einwohnem erlangt. Die Umstände fordern 
daher fernere schützende Massregelu. Diese bestehen nach den seither darüber erlang- 
ten Erfahrungen in der Revucciuatinn der Mannschaften ohne Unterschied, oh dieselben 
Merkmale der Sehutzblattern-lmpfung an sich tragen oder nicht. Die Revaccination soll 
sodann nicht von dem freien Willen der Individuen und von der Mos vermittelnden 
Einwirkung der Truppen-Oommandourc abhängig sein: es soll hierunter vielmehr, wie 
bei der Vuccination (C.-O. vom 30. Mai 1826'! nöthigenfalls zwangsweise zu Werke 
gegangen werden , wobei in sanitätspoliz etlicher und militfirdienstlieher Beziehung 
Folgendes zur Beachtung dient: 

III. Die sämmtlicnen Recruten müssen in den ersten 6 Monaten nach ihrer Ein- 
stellung bei den Truppen von den Militär-Aerzteu oder unter specieller Aufsicht und 
Leitung derselben von den Chirurgen durch wenigstens zehn Impfstiche auf jedem Arm 
vaccinirt werden. Ausgenommen hiervon sind jedoch diejenigen, bei welchen unver- 
kennbare Narben der schon überstandeneu Menschenpocken vorhanden sind, oder welche 
durch Impf-Attcste darthun können, dass sie bereits vor ihrer Einstellung, jedoch nicht 
länger als 2 Jahre vor derselben, mit Erfolg revaccinirt worden sind. Es muss die bei 
den Truppen vorzuuehmende Revaccination allmählich und, insofern die erforderliche 
Lymphe dazu erlangt werden kann, wo möglich in wöchentlichen Terminen geschehen. 
Die einjährigen Freiwilligen, die zur Ablösung ihrer Militärpflicht in den Dispeusir- 
An stal teil der Lazarethe angestellten Pharmaceuten und die den Truppen überwiesenen 
Chirurgen sind dieser Bestimmung ebenfalls unterworfen, insofern sie sich nicht durch 
ein ärztliches Attest darüber ausweisen können, dass sie vor ihrem Eintritt bei den 
Truppen bereits mit Erfolg revaccinirt worden sind. 

IV. Die zur Revaccination der Recruten erforderliche Lymphe muss möglichst 
von jugendlichen, zum ersten Mal vaccinirten Individuen entnommen werden, da nach 
der Erfahrung diese kräftiger einwirkt und mehr Schutzkraft besitzt, als die aus den 
ihrem Verlaufe und anssern Ansehen nach echten Vaceincpusteln revaccinirter und 
erwachsener Personen entnommene Lymphe. Zwar sind durch die mit «1er letztgenannten 
Lymphe veranstalteten weiteren Impfungen auch Pusteln, die in ihrem Verlaufe den 
eenton gleich waren, erlangt worden, jedoch kann dies Verfahren nicht eher allgemein 
angcrathen werden, als bis die weitere Erfahrung sich dafür ausgesprochen hat. Es 
soffen dahei* und um den häufig eintretenden Schwierigkeiten wegen Beschaffung der 
Lymphe von jugendlichen, zum ersten Male vaccinirten Individuen nbzuhelfeii, die Kinder 
der Soldaten von keinem andern als von einem Arzt dos Truppentheils geimpft und 
von den Kindern der Impfstoff zur Revaccination der Rocruten entnommen werden. 
Diese Anordnung rechtfertigt sich durch den Zweck und wird dadurch noch mehr 
motivirt, dass die Soldatenfrauen und Kinder in Krankheitsfällen freie ärztliche 
Behandlung, unter gewisson Bedingungen auch freie Arznei erhalten. Denjenigen Eltern, 
welche sich hierzu nicht bequemen wollen, werden die gedachten Bcnefieien entzogen. 
Auch die Kinder in den Garnison- und Invnlideu-Compagnien sind hiervon, wenngleich 
bei den Manuschaften dieser Compagnien keine Revacciuationcn stattfinden, nicht aus- 
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geschlossen. Erforderlichenfalls kann von ihnen auch Impfstoff entnommen und in 
Glasröhren und zwischen Glasplatten nach anderen Garnisonorten versandt werden. 

V. Zur Zeit des Eintritts der Recruten bei den Truppen haben die Militär- Aerzte 
über die vorzunehmende Kevaccination dem Trnppen-Commundo Vortrag zu machen 
uud unter Mitwirkung desselben dafür zu Borgen, dass ihnen von den vorhandenen 
pockenfahigen Soldaten kindern wöchentlich einige zur Vaccination überwiesen werden, 
von welchen, nach erlangten echten Pusteln, jederzeit von Arm zu Anu auf die Recruten 
überzuimpfen ist. jedoch mit der ausdrücklichen Vorsicht, dass an jedem Arme der 
Kinder wenigstens eine Vaccincpustel ungeöffnet bleibt. Wie viel Recruten jedesmal 
vaccinirt werden können, hängt von der Anzahl der vaceinirten Kinder und der bei 
ihnen erlangten Pusteln ab nnd bleibt der Bestimmung dos Militär-Arztes überlassen, 
welcher letztere Tages zuvor dem Truppon-Commando an zugeben hat. wio viel Maiiu- 
schaften ungefähr zur vorzunehmenden Kevaccination gestellt werden könnon. An 
Orten, wo dor zur Revaecination erforderliche Impfstoff nicht in der vorgedachten Art 
von Soldatenkindern oder auf anderem kostenfreiem Woge zu erlangen ist und sich bei 
den Civil- Ein wohnen» Kinder mit Schutzblattern vorfinden, können Eltern nach Befinden 
dor Umstände allenfalls durch kleine Geldgeschenke dazu aufgemuntert worden, von 
ihren Kindern den Impfstoff entnehmen zu lassen. Auf Ansuchen der Militär-Aorzto 
werden auch die Impf-Institifte, wo dergleichen bestehen, zur Verabreichung von Impf- 
stoff gewiss gern entgegenkommen. 

VI. In Garnisonen, wo die Truppen casoruirt sind, wird in den Cascrncn ein zur 
Winterzeit gehörig erwärmtes Local, z. B. die Esssäle, zur Revaecination der Mann- 
schaft benutzt, \\o die Trtippon bei den Bürgern einquartiert sind, wird die Revacci- 
nntion in den Lazarcthen in einen» dazu geeigneten Locale vorgenommon. Uobernll ist 
aber dafür zu sorgen, dass die zur Kevaccination bestimmten Leute nicht mit kalter 
Haut zur Impfung gelangen, sich daher vor derselben im Winter oder bei kalter 
Witterung nicht im Freien oder auf den Hausfluren aufhalten. 

VII. Die Aufnahme der revaccinirten Leute in die Lazarethe ist nicht nöthig, 
auch sind ihretwegen weder in den Casernen, noch in den Bürgcrquartioren besondere 
Massregeln zu nehmen, da diese in den Medicinalpolizei-Gesetzen in Bezug auf die 
Schutzblattern nirgend vorgeschrieben und unnöthig sind. Die revaccinirten Leute 
müssen, um die nöthige Ausbildung der Pusteln nicht durch Abscheucrn zu behindern, 
vom vierten Tage nacb der Impfung bis zum zwölften Tage, der letztere mit einge- 
schlossen, goschont und während dieser Zeit bei der Cavallerie und Artillerie auch vom 
Stalldienst zurückgelasseu werden. Eine längere Schonung vom Dienst und von den 
Uebungen kann nur in besonderen und seltenen Fällen nothig werden und muss der 
Bestimmung des Arztes überlassen bleiben. 

Vin. Acht Tago nach erfolgter Revaecination sind dem Militär-Arzte die betreffen- 
den Mannschaften zur Untersuchung des Erfolges der Impfung und der Echtheit der 
erlangten Pusteln vorznstellen und die Resultate davon bei jedem Impflinge in der von 
ihm zu führenden namentlichen Liste zu vermerken. 

TX. Bei denjenigen Individuen, hei welchen die Revaecination einen unregel- 
mässigen Vorlauf genommen hat oder ohne Erfolg geblieben, ist selbige zu einer Zeit, 
wo solches späterhin zulässig erscheint, einmal zu wiederholen. 

X. Wenn in einem Garnisonorte oder in dessen naher Umgegend eine Pocken- 
Kpidemie ausgebrochen sein sollte, so ist die anbefohlene Revaecination möglichst zu 
beschleunigen; auch sind die übrigen älteren Mannschaften, welche nicht schon früher 
revoccinirt sein sollten, dazu zwangsweise horanzuziehen, und l»ei Unzulänglichkeit der 
nach §. IV. anzuwendenden Lymphe von jugendlichen, zum ersten Male vaccmirtcn Indi- 
viduen aus guten, durch Revaecination erlangten Pusteln zu impfen. Eine Revaccina- 
tion der bei ihrer Einstellung nach §. I. zum ersten Male mit Erfolg geimpften Leute 
findet während der Dienstzeit nicht statt. 

XI. Uober die vorgenommonc Vaccination und Revaecination führen die Militär- 
Aorztc nach §. VIII. namentliche Listen, wie ihnen solches unterm 16. März 1833 vor- 
geschrieben ist. Alljährlich und zwar mit Ablauf des Decembers haben sie daraus eine 
Uehei'sicht in Zahlen nach dem ihnen gegebenen Schema anzufertigen und an den Ge- 
neralarzt des Corps cinzureichen, welcher aus diesen Ueborsichtcn, unter Beibehaltung 
des nämlichen Schemas, truppenweiso eine Nachweisung zusammenzustellon und bis 
Ende. Februar ieden Jahres an den General- Stabsarzt der Armee abzugeben hat. Der 
Letztere lässt daraus eine General-Uebersicht fertigen und reicht selbige Ende März 
jeden Jahres den» Kriegsministcrium ein. 

XII. So wie über die Vaccination werden auch über die mit Erfolg geschehene, 
ingleichen über die ohne Erfolg wiederholte Revaecination den betreffenden Individuen 
Atteste nach den vorgeichriebenen Schematen ertheilt, welche diejenigen Militärärzte, 
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die die Operation bewirkt haben oder unter ihrer spociollen Leitung durch Chirurgen 
haben bewirken Unsen, auf Grund der von ihnen selbst §. VIII. vorgenommenon Unter- 
suchung vollziehen. 

Der vorstehende §. XII. ist aufgehoben durch: 

Allcrh. Cab.-Ordrc von» 30. November 1861 an die Min. der geistl. etc. 

Angel., dos Inn. und des Krieges. 

Auf Ihren gemeinschaftlichen Bericht vom 16. November d. J. will ich den §. XII. 
der durch die Ordre vom 16. Juni 1834 genehmigten Vorschrift vom 6. April 1834 über 
dio Verhütung der Menschenpocken bei der Armee hierdurch ausser Knut setzen, wo- 
nach es also der Ausstellung von besonderen Attesten Seitens der Militär-Aerzte über 
die Revaccination der Soldaten und deren Mitgabe an die letzteren bei ihrer Entlassung 
nicht ferner bedarf. 

Gemäss §.56. des Regulativs wird die Revaccination allen schon vor 
längerer Zeit geeimpften Individuen empfohlen und zugleich bestimmt, dass eine 
Aufnahme in Pensions- Anstalten, welche mit öffentlichen Unterrichts -Instituten 
verbunden sind, nicht eher stattfinden darf, als bis der aufzunehmende Zögling 
seine Vaccination oder Revaccination, als innerhalb der letzten zwei Jahre wirk- 
sam an ihm vollzogen, nachgewiesen hat. Um die Wichtigkeit der Revaccination 
horvorzuheben, erging die 

Cire.-Verf. vom 31. October 1871 an sfimmtlicho Provinzial-Schulcolle- 
gion und Rogiorungen (v. Mühler). 

Die grosse Ausdehnung der Pockenepidemie in neuerer Zeit nöthigt mich dazu, in 
dieser Beziehung auf schützendo Massregeln für die die öffentlichen Schulen besuchende 
Jugend Bedacht zu nehmen. Ich finde mich deshalb in Bezug auf $.54. und §. 56. des 
durch die Königliche Ordre vom 9. August 1835 bestätigten Regulativs, die sanitfits- 
polizeilichen Vorschriften bei ansteckenden Krankheiten betreffend, veranlasst, hiermit 
anznordnen, dass von Seiten der Medicinal-Aufsichts-Bchörden die Directoren und Rec- 
toren der öffentlichen Schulen, deren Besuch nicht obligatorisch ist, angewiesen werden, 
hinfort die Aufnahme der Knaben, resp. Mädchen auch von der Beibringung eines 
Attestes Ober dio stattgehabte Impfung, resp. Revaccination abhängig zu maenon. 

Insofern die Revaccination der 12jfthrigen Schulkinder als ein 
integrirender Theil der öffentlichen Gesammt-Impfung za betrachten ist, wurden 
die einzelnen Regierungen, bei denen eine solche systematische Revaccination 
noch nicht eingeführt war, beauftragt, mit den diesfälligen Massnahmen vorzu- 
gehen. 

Verfügung vom 8. Mai 1872 an die Königl. Regierung zu N. 

(I. A. de la Croix). 

Auf den Bericht der KÖnigl. Regierung vom . . . habe ich die günstigen Resultat« 
der öffentlichen Impfung gern ersehen, dagegen fehlen dio näheren Angaben über dio 
Erfolge der systematischen Revaccinationon, wozu die diesseitige Verf. vom 
19. April v. Js. Anweisung ertheilt hat. Bei der nicht zu bezweifelnden Tnatsaohe, dass 
die Vaccination nor für eine gewisse Reihe von Jahren schützt, macht sich die Noth- 
wendigkeit der Revaccination immer mehr geltend. Die Königl. Regierung veranlasse 
ich, nach dom Vorgänge dor Regierungen von Cöln, Coblenz und Trier eine systema- 
tische Revaccination der 12jährigen Schnlkinder für den dortigen Verwaltungsbezirk 
einzufuhren und dieselbe mit der öffentlichen Gesammt-Impfung in geeigneter und den 
dortigen Verhältnissen entsprechender Weise zu verbinden. Bei der in manchen Kreisen 
noch herrschenden Pockenepidemie ist der jetzige Zeitpunkt zur Ausführung dieser 
Massregel gerade günstig. 

Bei der Einreichung der General-Impftabello pro 1872 ist wo möglich die Nach- 
weisung der Resultate dieser Rovaccin&tionen vorzulegen, wobei nur summarisch zu ver- 
fahren und die Ausführung von 3 Colomicu: 1) mit vollkommenem, 2) mit unvollkom- 
menem und 3} ohne Erfolg, zu berücksichtigen ist. 
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In Anbetracht, dass sowohl bei der Revaccination, als bei der Vaccination 
nach den verschiedenen Regierungsbezirken das herkömmliche Verfahren und die 
localen Verhältnisse vorzugsweise zu berücksichtigen sind, wurde den einzelnen 
Regierungen die spocielle Ausführung der zu treffenden Anordnungen überlassen. 

Ein für die östlichen Bezirke zweckmässiges Verfahren hat die Königliche 
Regierung zu Frankfurt a./O. angegeben. 

Vorfügung der Königl. Regierung an die Königl. Landräthe, Krois- 
physiker etc. vom 29. Januar 1872. 

Mit Rücksicht auf den wohlthuenden Einfluss, den die Revaccination zur Be- 
schränkung der vielfachen Pockcnepidemien der jüngsten Zeit ausgeübt hat, sind wir 
durch den Herrn Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- Angelegenheiten 
veranlasst worden, die systematische, d. h. die mit den alljährlich stattfindenden öffent- 
lichen Gesammt-Vaccinattonon der Neugeborenen organisch zu verbindende Revaccination 
der zwölfjährigen Schulkinder, als nothweudige Ergänzung der Vaccination, in die Hand 
zu nehmen und die hierzu erforderlichen Massregelu sobald als möglich anzubahnen. 
Hierbei sind wir darauf aufmerksam gemacht worden, dass es mehreren Rogierungen 
der Rheinprovinz, namentlich der zu Cöln gelungen ist, ohne Bestehen eines gesetz- 
liehen Revaccinationszwanges (§. 56. des Regulativs vom 8. August 1835) die, systema- 
tische Revaccination der 12jährigen Schulkinder mit günstigem Erfolge durchzumhren. 

Nach den uns gemachten Mitteilungen der Königlichen Regierung zu Cöln sind 
in den 11 landräthlichen Kreisen, incl. Städten des Regierungsbezirks Cöln, im Jahro 
1871 ausweislich der darüber geführten Rcvaccinationslisten von 170,005 zwölfjähri- 
gen Schulkindern — 13,176 revaccinirt worden, und zwar 6687 mit Erfolg, 4337 
mit unvollständigem Erfolg und 2152 ohne Erfolg: 1829 haben sich mithin zur Re- 
vaccination nicht gestellt. 

Dieses erfreuliche Resultat ist, wie die Königliche Regierung in Cöln bemerkt, 
ohne Ausübung eines Zwanges, allein durch den Einfluss und aio Thätigkeit der Lehrer 
und Lehrerinnen) sowie der Bürgermeister (Polizei-Commissare) und der Impfärzte er- 
zielt worden. 

Die Revaccination wird im Regierungsbezirk Cöln gegen ein aus den Gomeinde- 
C aasen zu zahlendes Fixum von den betreffenden Bezirks-Impfürzton, welche auch den 
nöthigen Impfstoff beschaffen müssen, ausgeführt. Die Veranlagung, resp. Ausfüllung 
der Kevaccinationslisten wird von den Lehrern, Bürgermeistern unqjimpfärztcn unent- 
geltlich besorgt. Mit Berücksichtigung des grossen Flächeninhalts der hiesigen land- 
rfithlichcn Kreise im Vergleich mit denen des Regierungsbezirks Cöln, im Hinblick auf 
die dadurch bedingte grössere Entfernung der hiesigen einzelnen Gemeinden mit ihren 
Schulen von den nacn §. 11. des Impf-Ttegulativs vom 16. November 1852 hier be- 
stehenden Impf- Stationen, im Hinblick ferner auf die verhältnissmässig geringe 
Anzahl der im hiesigen Verwaltungsbezirk vorhandenen Aorztc u. s. w. verkennen wir 
keineswegos die Schwierigkeiten, welche sich der erfolgreichen Durchführung der syste- 
matischen Revaccination dor 12jährigen Schulkinder für den diesseitigen Verwaltungs- 
bezirk entgegenstellen. 

Da indessen dor Erlass eines Gesetzes, betreffend die Einführung eines directen 
Vacciuations- und Revaccinationszwanges, für die nächste Zeit nicht zu erwarten steht, 
andererseits aber die öffentliche Wohlfahrt dringend erheischt, alle Mittel, welche sich 
zur Beschränkung, resp. Vertilgung der verderblichen Pockenseuche nützlich erwiesen 
haben, in Wirksamkeit zu setzen, so erscheint es im Interesse der öffentlichen Wohl- 
fahrt geboten, auch im hiesigen Regierungsbezirk die Einführung der systematischen 
Revaccination zu versuchen. 

Demgemäss veranlassen wir die Herren Landräthe und Landratha-Aemtor, unter 
Mitwirkung der Herren Kreiaphysiker — und zwar mit Berücksichtigung der §§. 11., 
12., 43. dos Impfregulativs vom 16. November 1852 — über die Ausführbarkeit folgen- 
der Massregeln, hinsichtlich deren Durchführung, soweit die Hülfe der Lehrer etc. dabei 
erforderlich ist, die iiritunterzeichneto Regierungs-Abtheilung für die Kircheu-Verwaltung 
und das Schulwesen die Lehrer und Lehrerinnen u. s. w. seiner Zeit mit der erforder- 
lichen Anweisung versehen wird, binnen vier Wochen gutachtlich zu berichten: 

1) Die Lehrer, resp. Lehrerinnen tragen in die Liste, nach dem Schema Litt. A. 
diejenigen Kinder ihrer Schule ein, welche im laufenden Jahre das 12. Lebens- 
jahr vollenden. Bis zum 10. Januar jeden Jahres werden diese Rovaccina- 
tionslisten Seitens der Lehrer etc. an das Königl. Landratha-Amt eingesendet. 
Von dem letzteren gelangen diese Listen, und zwar nach den bereits bestehen- 
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ileu Impf- Stations-Orten den Kreises geordnet, bis zum 1. April jeden Jahre» 
an die Bezirks-Impfärzto, damit dieselben erfahren, wieviel neugeborene Impf- 
linge zur Vor-Impfung erforderlich sind, um an dem Haupt-Impf-Tage auf 
dem Stationsorte die erforderliche Menge an Impfstoff zur Vaeeination der 
Neugeborenen und zur Revaccination der 12 jährigen Schulkinder vorräthig 
zu haben; 

2) die Gestellung der neugeborenen Impflinge in dem Stationsorte znr Vaeeination 
und Revision wird nach wie vor nach den Vorschriften der §§. 11., 12. und 
13. de« Impf-Regulativ8 bewirkt. — Die Gestellung der 12jährigen Schulkinder 
am Stationsorte zur Revaccination und Revision erfolgt unter persön- 
licher Leitung der Lehrer, resp. Lehrerinnen der Schulen derjenigen Ort- 
schaften, welche zu dem Impf- Stations-Orte gehören; 

3) Au dem Impf- und dem 8 Tage später fallenden Revisions-Tage bringt der 
Bezirks-Impf-Arzt die ihm bereits früher zugestclltcn Vaccinations- und Ro- 
vaccinations- Listen mit auf den Stations-Ort und wird hiersei bst bei dem 
Impfgeschäft, beziehentlich bei der Führung und Ausfüllung der Vaecinatious- 
und Rcvaccin&tionsiisten durch die Ortsvorständo (Schulzen) und durch die 
Lehrer der einzelnen Schulen unterstützt. 

4) Die Zusammenstellung der summarischen Vaccinationslisteu nach dem beige- 
fügten Schema Litt. B. aus denen nach Litt. A. wird wohl am sweckm&Mig- 
sten durch die Herren Bczirks-Impfärzte ausgeführt: 

6) Beide nach Schema Litt. A. und B. ausgefüllte Revaccinationslisteu reichen 
die Bezirks-Impfärzto gleichzeitig mit den Speciul-Vaccinationslisten und dem 
Impfhericht au den Landrath bis zum 15. September jeden Jahres ein; 

6) Der Landrath lässt unter Mitwirkung des Kreisphysikus eine summarische 
Genoral-Nach Weisung nach dem Schema Litt. C. über d;is Gesauimtrcsultut 
der Revaccination im Kreise zusammenstellen und legt dieselbe der Regierung 
gleichzeitig mit den Special Vaccinations-Listcn, der Haupt- Vaceinations-Liste 
und dem Haupt-Impfbericht im Decoraber joden Jahres vor. 

7) In den Städten lassen die Polizei-Verwaltungen durch geeignete Organe die 
Zusammenstellung der Liste nach dem Schema Litt. B, aus den Listen nach 
Schema Litt. A. bewirken und übersenden demnächst beide ausgefüllte Listen 
an das Landraths- Amt; 

8) Für die durch die Revaccination and Führung der Listen bedingte grössere 
Mühwaltung wird den Impfärzten eine Entschädigung zu gewähren sein. 

Nach §. 22. des Impf-Regulativs sind die Kosten für die öffentlichen Vaccinotionen 
in den Städten bisher senon aus Comiuunal- Fonds bestritten worden. Insofern die Re- 
vaccination ebenfalls als ein wesentliches Mittel zur Unterdrückung, resp. zur Verhinderung 
der Weiterverbroitung der ansteckenden Pockenseuche anerkannt ist und nach §. 7. des 
Regulativs vom 8. August 1835, (Ges.-S. de 1835 S. 240.) die Beschaffung der zur 
Unterdrückung ansteckender Krankheiten erforderliehen Mittel, soweit solche landcs- 
polizeilich angeordnet werden, der Commune obliegt, so werden sich auch die Comniu- 
nen der Bezahlung dor Impfärzte für die bei ihnen ausgeführten Revacciuationen nicht 
entziehen können und bleibt cs den Magistraten überlassen, dieserhalb mit den Commu- 
nen, resp. Impf-Aerzten ein Abkommen zu treffen. 

Für die in den Ortschaften des platten Landes ausgeführten öffentlichen Gesammt- 
Vaccinationcn haben nach $.22. des Impf-Regulativs die Bezirks -Impfärzte Diäten zu 
erhalten. In den altländiscnen Kreisen wird die Zahlung dieser Diäten aus dem Extra- 
ordinario der Kreiskasse und in den niederlausitzischeu Kreisen aus ständischen Fonds 
geleistet. 

Sehr wünschenswerth und die Sache fördernd wäre es, wenn von der bewährten 
Bereitwilligkeit dor Kreisstände, stets das Gute zu unterstützen, anch eine freiwillige 
Erhöhung dieser Diäten für die von den Bezirks-Impfärzten ausgeführten Rcvaccinatio- 
nen zu erhoffen wäre. — Sollte letzteres nicht der Fall sein , so werden die Revaoei- 
nationskosten für die Schulkinder der ländlichen Gemeinden von den letzteren aufzu- 
bringen und mit den Bozirks-Impfärzten ihrerseits Abkommen zu vereinbaren sein. — 
Es wird sich empfehlen, dieserhalb baldigst mit den Bczirks-lmnfärztcn in Betreff der 
Höhe der Remuuoration zu verhandeln, wobei den linpfärztcn bemerk lieh zu machen 
ist, dass die Revaccination der 12jährigen Schulkinder mit 9 Impfstichen auf dem 
linken Ober-Arm in der Regel genügen wird. 
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Kreis N. Kevrfccinntions-Liste Litt. A . 

der Schule zu für «las Jahr 18.. 

Bürgermeisterei : den ten 18.. 


der Lehrer N. N. der Impfarzt N. N. 



Vor- und Zuname 
der 

12juhrigeu Kinder. 

Tag 

Es wurden rcvaceinirt: 


Nu. 

der 

Revacci- 

nation. 

mit 

vollstän- 

digem 

Erfolge, 

mit 

^ unvoll- 
ständigem 
Erfolge. 

! ohne 
Erfolg. 

© 

es 

B 

3 

M 

h 

1 

n 




1 


r 



Kreis N. Rcvacccinations-Liste Litt. B. 

der Impfstation zu für das Jahr 18.. 

Impfstation: Der Bezirks-Impfarzt N. N. 



Name 

der 

Schule. 

Zahl 

Zahl 

Darunter 

wurden rovaccinirt: 


No. 

der 

12 jährig. 
Kinder. 

der 

Rovacci- 

nirten. 

mit 

vollstän- 

digem 

Erfolge. 

mit 

unvoll- 

ständigem 

Erfolge. 

ohne 

Erfolg. 

M 

c 

3 

jk 

t- 

<v 

B 

ä 





1 

I i 



Kreis N. Goncral-Nach Weisung Litt. C. 

der Resultate der Rcvaceinntion für das Jahr 18.. 
den . . ten 18 . . 


Der Königliche Landrath N. N. 


No. 

Name 

der 

Impfstntion. 

Zahl 

der 

12 jährig. 
Kinder. 

Zahl 

der 

Revacci- 

nationeu. 

Darunter wurden rcvaceinirt: 

E 

p 

Bd 

1 

M 

© 

1 

1 

mit 

vollstän- 

digem 

Erfolge. 

mit 

unvoll- 

ständigem 

Erfolge. 

ohne 

Erfolg. 










Amtsblatts- Verfügung der Königl. Regieruug zu Frankfurt a/O. vom 
8. Juni 1872, betreffend die Revacci nation der 12jährigen Schulkinder. 

Im Hinblick auf den anerkannt wohlthätigen Einfluss, welchen die Revacci nation 
auf die Beschränkung und selbst die Unterdrückung der vielfachen Pocken - Epidemien 
der jüngsten Zeit auagoübt hat, erscheint cs angemessen, für die Ausführung ein be- 
stimmt vorgeschriobenes Verfahren anzuordnen, und es geschieht dies hiermit in der 
Weise, dass alljährlich die zwölfjährigen Schulkinder zur Revaceinntion gelangen. 

Im Anschluss an das ImnbRcgulativ vom 16. November 1852 (Amtsblatt de 1852 
ausserordentliche Beilage zu Nr. 47) bestimmen wir Nachstehendes: 

§. 1. Die Lehrer sämmtlicher städtischen und ländlichen Elementar-Schalen tragen 
in die Liste nach dem Schema Litt. A. die Namen deijenigcn Kinder ihrer Schule ein, 
welche im laufenden Jahre das 12. Lebensjahr vollenden. Bis zum 15. Februar jeden 
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«] aliron werden diese Revaccinationslistcn durch die Local-Schul-Inspectoren für die länd- 
lichen Schulen an das Königliche Landraths-Amt, für die Stadtschulen an die Polizei- 
Verwaltung oingesendet. Von hier gelangen obige Listen, und zwar geordnet nach 
den bereits bestehenden Impf-Stations-Orten dos Kreises, vor dom 1. April jeden Jahres 
zugleich mit den Spocial-Vaccinationslistcn an die Bezirks-lmpf-Aerzte (vergl. §. 8. des 
Impf-Regulativs vom 16. November 1852). 

§. 2. Die Gestellung der neu geborenen Impflinge in dem Stationsortc zur Vao- 
cination und Revisiou wird in den ländlichon Ortschaften nach wie vor nach den Vor- 
schriften der §§. 11-, 12. und 13. des vorgenannten Impf-Regulativs bewirkt. Die Ge- 
stellung der 12-jährigen Schulkinder am Stationsorte zur Revaccination und Revision 
erfolgt unter persönlicher Leitung der Lehrer derjenigen Ortschaften, welche zu dem 
Impt-Stations-Orto gehören. 

In den Städten wird von den Polizei- Verwaltungen durch geeignete Organe für die 
prompte Gestellung der Neugeborenen und der 12jährigen Schulkinder zur Vaecina- 
tion, Revaccination und Revision in den Schul-Localien Sorge getragen. 

§. 3. Die Revaccination der 12jährigen Schulkinder erfolgt an dem Revisionstage 
der ge8ammten vaccinirten Neugeborenen einer Impfstation, da an diesem Tage eine 
ausreichende Menge von Impfstoff für die Revaccination vorhanden ist. Die Revision 
der Revaccinirten wird 8 Tage später durch die Bezirks-Impfärzte ansgeführt. 

§. 4. An den Impf- nnd Revision»- Tagen bringen die Bezirks-Impfärzte die ihnen 
bereits früher zugcsteilten Vaccinations- und Rovaccinations-Listen mit auf die Stations- 
orte und werden hiorselbst bei dem Impfgoschäft, beziehentlich bei der Führung und 
Ausfüllung der Vaccinations- und Revaccinations-Listen durch dio Ortsvorstände (Schul- 
zen) so wie durch die Lehrer der einzelnen Schulen unterstützt. 

§. 5. Die Zusammenstellung der summarischen Revaccinationslisten nach dem 
Schema Litt. B. aus denen nach dem Schema Litt. A. wird durch die Bezirks-Impf- 
ärzte bosorgt. 

§. 6. Beide nach Schema Litt. A. und B. ausgefüllten Revaccinations-Listen rei- 
chen die Bezirks-Impfärzte gleichzeitig mit den Special-Vaccinations-Listen und den 
Impfborichten an die Landräthe bis zum 15. Septemoer jeden Jahres ein (vergl. §. 10. 
des Impf-Regulativs). 

§. 7. Die Landräthe lassen unter Mitwirkung der Kreis-Physiker summarische 
Generai-Nachweisungen nach dem Schema Litt. C. über das Gesammt-Rcsultat der Ro- 
vaccination im Kreise zusammen stellen und legen dieselben uns gleichzeitig mit den 
Special- Vaccinations-Listen der Haupt-Vaccinations-Listo und dem Haupt - Impfborichte 
bis zum 1. Februar des folgenden Jahres vor. 

§. 8. In den Städten lassen dio Polizei- Verwaltungen durch geeignete Organe die 
Zusammenstellung der Liste nach dem Schema Litt, B. aus den Listen nach dem Schema 
Litt. A- bewirken und Übersonden doxnn&cbst beide ausgefülltc Listen an das Land- 
raths- Amt. 

Verfügung der Königl. Regierung an sämmtlicho Königl. Landräthe, 
Kreispnysiker una städtische Polizei-Verwalter vom 15. Juni 1872. 

Unter Hinweisung auf dio in einer der nächsten Nummern des Amtsblattes abge- 
druckte Verordnung vom 8. d. Mts. — die Revaccination der 12jährigen Schulkinder 
betreffend — veranlassen wir nunmehr dio nebongenaunten Behörden für die möglichst 
prompte Durchführung der, in dieser Verordnung enthaltenen Vorschriften vom 1. Ja- 
nuar 1873 ab Sorge zu tragen, wobei wir gleichzeitig bemerken, das» hinsichtlich der 
hierzu erfordcrlicnen Mitwirkung der Herren Local-Schulin»pectoren und Lehrer die- 
selben Seitens der Regierung»- Abtheilung für das Kirchen- und Schulwesen noch mit 
besonderer Anweisung werden versehen werden. 

Mit Bezugnahme auf Nr. 8. unserer Circular- Verfügung vom 29. Januar er. be- 
merken wir ferner, da»» sich die Mehrzahl der städtischen Gemeinden zur Tragung der 
durch die Revaccination der 12jfihrigen Schulkinder der Elementarschulen erwachsenden 
Kosten aus Communal-Fonds bereit erklärt hat. 

Mit Rücksicht auf die so überaus wohlthätigcn Erfolge, welche durch die Re- 
vaccination zur Unterdrückung der verderblichen rockenscuchc auch in jüngster Zeit 
erzielt worden sind, so wie unter Beachtung der Bestimmung im 7. des Regulativ» 
vom 8. August 1835, lässt sich jedoch erwarten, dass auch die übngen städtischen Ge- 
meinden sich hierzu werden bereit finden lassen. 

In Betreff der don Bezirks-Impfärzten für die Ausführung der Gosammt-Vaccina- 
tion in den ländlichen Ortschaften bisher gewährten Diäten von 1 Thlr. ist von den- 
selben wiederholt eine Erhöhung dieser Diäten beantragt wordon. Demzufolge haben 
bereits mehrere Kreistage anerkannt, dass diese Entschädigung von 1 Tblr. Diäten der. 
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durch die vermehrte Bevölkerung für die Ib-zirks-lmpfärzp* gesteigerten Mühewaltung, 
so wie überhaupt den Zeit Verhältnissen nicht mehr entspricht und hüben daher nicht 
allein eine Erhöhung der lmpf-Diäten von I Thlr. auf 1 Thlr. 15 Sgr. big 2 Thll. iu 
Aussicht gestellt, rosp. bereits bewilligt, sondern sich auch bereit erklärt, die Kosten 
für die Revaocinution der 12-jährigon Schulkinder aus Kreisfonds zu bestreiten. 

Da nun nach den Jj§. 3. und 4. der Amtsblatts-Verordnung vom 8. d. Mts. auf 
deu grösseren lmpfstatiuncn die Revaccination der 12jährigen Schulkinder erst am 
Revisionstagc der gesammten neugeborenen Vaocinirtcn bewirkt werden und die Revi- 
sion der 12jährigen Revaccinirten erst 8 Tage später erfolgen kann, so wird eine drei- 
malige Zureise des Bezirks-Impfarztes zu jeder Inipfstation, mithin die Gewährung von 
Diäten für 3 Tage in den meisten Fällen erforderlich sein und zwar: 

a. für die Gesaniint-Vaceination der Neugeborenen der Impfstation, 

b. für die Revision der Vncciuatiou und Revaccination der 12-jährigen Schul- 
kinder. 

c. für Revision der Revaccinirten. 

Hiernach würden sich daher bet freier Fuhre die Kosten für das Imjjf- und Ro- 
viöionsgesehäft auf einer linpfstation überhaupt auf mindestens 5 Thlr. 15 Sgr. stellen. 

Wir verkennen keineswegs die nicht unerheblichen Mehrkosten, welche das also 
orgauisirte Yaccinations- und Revaccination »verfahren erfordert, dürfen uns aber bei 
der so oft bewiesenen Bereitwilligkeit der Kreisstände, jede für die öffentliche Wohl- 
fahrt wirklich nützliche Massregcl, wie die in Rede stehende, angelegentlichst zu unter- 
stützen und zu fordern, überzeugt halten, dass auch diese Geldmittel Seitens der Krcis- 
stände werden bewilligt werden. 

Die Herren Lanarüthe veranlassen wir daher, nach den vorstehend angegebenen 
Gesichtspunkten die definitive Feststellung des Kosteuimnctes mit den Kroisständcn, 
re&p. mit den Bezirks- Impfürzton zu vereinbaren und über das Ergebniss dieser Ver- 
handlungen bis zum 1. October d. J. an uns zu berichten. 

Für die Herren Landräthe der niederlausitzischen Kreise bemerken wir noch 
schliesslich, dass wir wegen Bewilligung der vorbezeichnoten Geldmittel mit der stän- 
dischen Landes- Deputation in Lübben in directe Verbindung getreten sind. 


Iu den neuen Provinzen der Monarchie besteht der Impfzwang noch in 

Kraft 

Im ehemaligen Kurfürstenthum Hessen, im Regierungsbezirk Cassel 
ist die Verordnung vorn 31. December 1828 massgebend, nach welcher (H. 
§. 8.) alle diejenigen impfpflichtig sind, welche bis zum 31. December des 
vorhergehenden Jahres geboren werden und noch nicht vor den Menschenpocken 
geschützt sind*). 

Zn der allgemeinen öffentlichen Schntzpocken-Impfn ng, welche jähr- 
lich nur einmal in der geeigneten Jahreszeit von dem Physikus in Gegenwart 
des Kreislandrathes oder seines Stellvertreters vorgenommen wird, sollen alle ent- 
weder noch gar nicht, oder ohne Erfolg, oder mit zweifelhaftem Erfolge vacci- 
nirteu Impfpflichtigen herangezogen werden. 

Die Wiederholung der Impfnng (§. 19.) ist in zweifelhaften Fällen 
von Jahr zu Jahr, nach Befinden auch mit Uebergehung eines Jahres so lange 
fortzusetzen, bis mau sich von der Sicherung vor den Menschenpocken für 
vollkommen überzeugt hält. 

Im ehemaligen Herzogthuin Nassau, im Regierungsbezirk Wiesbaden 
ist der Impfzwaug durch Verordnung vom 30. August 1820 eingeführt worden. 

Hiernach muss jedes Kind, bevor es zum ersteuinal die öffentliche Schule 

•) S. Kurhessische Mediviual-Orduung vom 10. Juli 1830. Cassel, im Verlag des 
reformirten Waisenhauses. 
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besucht, dem Schullehrer einen von einem öffentlichen Impfarzte ansgefertigten Schein 
über die an ihm gehörig vollzogene Schutzpocken-Impfung vorzeigen. 

Durch Verordnung vom 3. Mai ISfiß wurde auch die obligatorische Re- 
vaccinatiou aller ira 13. Lebensjahre stehender Schulkinder mit Einschlnss der 
Zöglinge der Gymnasien nnd der andereren öffentlichen wie Privat - Anstalten 
verfügt 

Die früheren Bestimmungen sind in ihren Grundzügen in das neueste Re- 
gulativ über die Schutzpocken-Impfung vom 31. Mai 1870 ü hergegangen. Hier- 
nach liegt die Leitung des öffentlichen Impfgescbäftes in jedem Kreise dem Land- 
rathe und Kreisphysikus ob. Die öffentlichen Impfungen werden von den Com- 
munal- resp. Districtärzten auf Kosten der betreffenden Gemeinden jährlich in der 
Zeit vom 1. Mai bis zum 15. October vorgenommen. 

Im Kreise Biedenkopf, welcher vormals zum Gebiete des Grossherzog- 
thums Hessen gehörte, müsson simmtliche Kinder, welche am Tage der öffentli- 
chen Impfung ein Alter von drei Monaten erreicht haben nnd bis dahin nicht 
geimpft worden sind, auch durch Krankheit nicht entschuldigt werden können, 
von dem mit der öffentlichen Impfnng betrauten Arzte geimpft werden. 

In Frankfurt a. M. schreibt die Medicinal - Ordnung vom 29. Juli 1841 
bezüglich der Kuhpockenimpfung Folgendes vor: 

§. 149. Kinder, welche in Armen- und Waisenhäusern oder in sonstigen 
Staatsversorgungs - Anstalten aufgenommen und auf öffentliche Kosten verpflegt 
werden sollen, müssen geimpft sein oder, sofern dies noch nicht geschehen 
sein sollte, in kürzester Frist der Impfung unterworfen werden. 

§. 150. Eltern, welche aus Armenkassen Unterstützungen erhalten und 
die Impfung ihrer Kinder versäumen, sollen diese Unterstützungen so lauge ent- 
zogen werden, bis sie die geschehene Impfung ihrer von den natürlichen Blattern 
noch nicht befallenen Kinder bescheinigt haben werden. 

§. 151. In öffentliche und Privat- Schulanstalten dürfen nur 
solche Kinder aufgenommen werden, welche entweder die natürlichen Blattern 
gehabt haben, oder mit Erfolg geimpft worden sind. Die Vorsteher der Schulen 
sind bei namhafter Strafe verpflichtet, hierüber Nachweisung von den Aufznneh- 
menden zu begehren nnd auf der vorgezeigten Bescheinigung die geschehene 
Vorzeigung mit Tag nnd Jahreszahl eigenhändig zu bemerken. 

§. 152. Niemand, weder Eingeborner, noch Fremder darf als Lehrling oder 
Geselle bei Handwerkern und Künstlern, als Lehrling oder Gehülfe bei Kauf- 
leuten, Niemand als Dienstbote angenommen werden, der nicht zuvor bei der 
betreffenden Einschreibebehörde darüber, dass er eutweder die natürlichen Blat- 
tern gehabt habe oder mit Erfolg geimpft worden sei, sich ansgewiesen 
hat. Die geschehene Nachweisung ist in den betreffenden Registern zu be- 
merken *). 

Im ehemaligen Königreich, jetzigen Provinz Hannover ist die Verordnung, 
die allgemein einzuführende Vaccination nnd die sonstigen Sicberbeitsmittel gegen 

*) Die §§. 3- 8 Her Medicinal-Ordnung, welche die Functionen des Sanitätsamte- 
(der vormaligen ans dem jedesmaligen Jüngern Bürgermeister uud 4 Phvsikem bestehen- 
den obersten Medicinalbehörde) bezeienneten , sind in Wegfall gekommen und ist die 
Handhabung der Sanität-- und Medicinal- Polizei auf das Konigl. Polizei- Präsidium, resp. 
Künigl. Lnndrathsajnt übergegangen. 
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die Verbreitung der natürlichen Blattern betreffend, vom 21. April 1821 (Hannov. 
G. S. 1821) massgebend. 

12. lautet: Jeder, dessen Obhut und Gewalt impfpflichtige Kinder anvertraut, 
und welcher selbige, ohne die in dem §. 8. dieser Verordnung angegebenen Befreiungs- 
grunde für sich zu naben, am Tage der öffentlichen Vnccinntion zur Untersuchung und 
Impfung nicht stellt, oder die Befreiungsgründe am Tage der öffentlichen Impfung 
nicht genügend darthut, verfallt für die erste Ucbertretung in eine Geldstrafe von 
einem Thaler für jedes der Impfung und Untersuchung entzogene Kind. Diese Strafe 
wird verdoppelt, wenn das impfpflichtige oder noch zu untersuchende Kind bei der 
nächstfolgenden öffentlichen Vaccination nicht erscheint, und werden hierauf wider- 
spenstige Eltern und Pflege-Eltern von den Obrigkeiten zu Stellung der Kinder bei 
der darauf zunächst folgenden öffentlichen Vaccination durch schillere Strafen anzu- 
halten sein. 

Derjenige, welcher bei der öffentlichen Vaccination die Zusicherung ortheilt, dass 
er das impfpflichtige Kind binnen acht Wochen vacciniren lassen woÜo, und diesem 
durch ein ärztliches Zeugniss bei der nächsten öffentlichen Impfung als befolgt dar- 
zuthuendeu Versprechen nicht nachkommt, verfällt ebenfalls in eine Geldstrafe von 
einem Thaler und die Ertheiluug desselben Versprechens wird nicht wieder als Be- 
frei ungsgrund angesehen. 

Die Geldstrafe wird bei Unvermögenden in Gefängnisstrafe verwandelt, wobei ein 
Thaler einer eintägigen Gefängnisstrafe glcichgerechnet wird. Diese Geldstrafen dürfen 
von den Vormündern nicht in Rechnung gebracht werden, sondern sind von denselben 
ex proprii zu berichtigen. 

Die Verordnung vom 15. August 1839 (Hannov. G. S. 1839), verschiedene 
Abänderungen bei dem Verfahren in öffentlichen Knhpocken-Impfungs-Angelegen- 
heiten betreffend, bestimmt unter Nr. 2 Folgendes: 

Zur Zeit der öffentlichen Impfung sind alle Kinder, welche in dem derselben 
vorhergehenden Galend er- Jahre geboren sind, zu vacciniren und müssen von 
ihren Eltern oder Pflcgeeltorn zur Öffentlichen Kuhpocken -Impfung (welche künftig in 
den Monaten Mai und Juni jeden Jahres vorzunehmen) gestellt worden, wenn nicht 
bescheinigt wird, dass sie schon die Kuhpocken oder die natürlichen Blattern gehabt 
haben, oder durch Krankheit verhindert sind, oder wenn nicht das Versprechen schrift- 
lich eingereicht wird, sic innerhalb der nächsten 8 Wochen vacciniren zu lassen. 

Ein solches schriftliches Versprechen soll aber weder angenommen werden, noch 
von der Stellung zur öffentlichen Kuhpocken-lmpfung befreien, wenn zu derselben Zeit 
an dein Orte oder in dossen Nähe die natürlichen Blattern vorbreitot sind. 

Ein Kind, das dreimal vergeblich vaccinirt ist, braucht zu keiner weitern öffent- 
lichen Impfung gezogen zu werden. 

Kinder, die in dom Zeitraum vom 1. Januar bis zum Eintritt der nächsten öffent- 
lichen Iiupfnug geboren sind, werden zu derselben zu ge lassen, wenn es die Eltern oder 
Pflege-Eltern derselben wünschen, und diese sind selbst dazu verpflichtet, wenn in ihrer 
Gegend natürliche Blattern herrschen. 

Nach Nr. 4. müssen bei jedem Kinde zwei gehörig entwickelte Kuh- 
pocken fortbestehen und sind zam weitem Impfen nicht zu verwenden. 

Nach der Bekanntmachung vom 9. October 1832 ist auf jedem Arm an 
vier bis fünf Stellen zu impfen, nnd nach der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1843 ist die Benutzung der Lymphe von revaccinirten Personen hei der öffent- 
lichen Impfung verboten (conf. Hannoverische Gesetzsammlung über das Medicinal- 
wesen. Hannover 1853). 

Im jetzigen Regierungsbezirk Schleswig wurde durch Verordnung vom 
2. September 1811 die Vaccination zwangsweise eingeführt, da für jedes Kind 
im schulpflichtigen Alter der Nachweis derselben verlangt wird, wenngleich die 
Impfung der Kinder meistens schon in den ersten Lebensjahren zu geschehen 
pflegt. Die Vorsteher von sämratlichen Unterrichtsinstituten sind dafür verant- 
wortlich, dass ünvaccinirte nicht aufgenommen werden, es seien denn solche, 
welche die Mensch enblattera überstanden haben. Gleiches gilt für Aelterleute 
und Amtsmeister bei Annahme von Lehrburschen, für Directoren und Admini- 
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gtratoren Öffentlicher Stiftungen hinsichtlich derjenigen, welche künftig in diese 
Stiftungen aufgenommen werden sollen oder Unterstützung daraus gemessen. 
Niemand darf ohne nachgewiesene überstandene Vaccination confirmirt oder 
copuürt werden. 

Derselbe Nachweis wird bei den Katholiken vor der Firmelung, bei den 
Menoniten vor der Taufe, bei den Israeliten vor der Verehelichung und der 
Aufnahme in die Gemeinde verlangt 

Beim Ausbruche von Menschenblattern sollen, wenn ein inficirtes Haus in 
einem Dorfe oder in einer Reihe von Häufern liegt, alle Bewohner des Dorfes 
oder der Reihe von Häusern geimpft werden, wenn sie den Nachweis der ge- 
schehenen Vaccination nicht beibringen können, ln Städten und Flecken gilt 
dies nur für die Bewohner des inticirten Hauses. 

ln Folge der strengen Durchführung dieser Bestimmungen wurden durch 
König). Patent vom 19. Mai 1835 alle Quarantaine-Massregeln aufgehoben. 

Nach der Physikats-Ordnuog vom 11. Februar 1854 stehen die öffentlichen 
auf Communalkosten stattlindenden Impfungen dem Physik ns in seinem District 
zu. Die practiscben Aerzte haben nur das Recht zu Privat-Impfungen, während 
die ehemals als Hülfsvaccinateure augestellten Laien beseitigt sind. 

Die Kosten der öffentlichen Impfung werden auf den District repartirt und 
von der Obrigkeit bezahlt. 

Die Oberaufsicht hatte früher das Sanitäts-Collegium. Durch Bekannt- 
machung vom 2. October 1865 ging die Verwaltung auf den Medicinal-lnspector 
über, welcher gegenwärtig die Stellung eines Regierungs-Medicinalraths bei der 
Regierung zu Schleswig einnimmt. 

In den ehemaligen Herzogtümern Schleswig-Holstein waren die Physikats- 
districte klein und sehr zahlreich, weshalb die Thätigkeit des Physikus als allei- 
niger öffentlicher Impfarzt für seinen District ausreichte. Sie hatten in viel- 
facher Beziehung die Stellung eines Armen- resp. Districtsarztes in den alt- 
ländischen Provinzen. Es ist auch durch Minist.-Verf. vom 16. Mai 1869 von 
der Einreichung der Impfberichte auf Grund des für die altländischen Provinzen 
vorgeschriebenen Tabellensystems so lange Abstand genommen worden, bis über 
eine der Kreiseintheilung entsprechende anderweite Einteilung der Physikats- 
Bczirke Bestimmung getroffen sein wird. 

Während sich in den altländischen Provinzen noch mehrere Administrativ- 
beamte, wie der Ortsvorsteher oder auch Prediger, der Bürgermeister und Land- 
rath, an der Mitwirkung zur Aufstellung der Impftabcllen betheiligen, ist in der 
Provinz Schleswig bisher der Physikus noch die Hauptperson beim Impfgeschäft. 

3. Bei der Syphilis 

(§§. 65—73. des Regulativs. S. 161 — 163.) 

in Folge der Allerhöchsten Ordres vom 5. August 1841 und 31. Octobcr 
1845 sind die früher geduldeten Bordelle im ganzen Staate aufgehoben. Man 
ging dabei von dem Gesichtspunkte aus, dass man durch polizeiliche Duldung 
von Bordellen diesem Gewerbe nicht den Charakter eines besonderen Staats- 
schatzes verleihen und dadurch dasselbe den ehrbaren Gewerben gleichstellen 
dürfe. Es lässt sich allerdings nicht in Abrede stellen, dass die Bordelle keines- 
wegs als die geeigneten Mittel zu betrachten sind, um die Prostitution zu über- 
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wachen nnd die Verbreitung der syphilitischen Krankheiten zu verhüten; es ist 
vielmehr offenbar, dass sie alle Sittlichkeit untergraben und jede persönliche 
Freiheit vernichten. Andererseits darf man sich der Thatsache nicht verschliessen, 
dass der Betrieb der Lohnhurerei von einzelnen Weibspersonen nicht auszurotten 
und als ein nothweudiges Uebel zu betniebten ist Er muss daher einer stren- 
gen Controle unterworfen werden, um die damit verbundenen Gefahren nicht 
noch mehr zu steigern. Auch das Strafgesetzbuch vom 31. Mai 1870 scheint von 
der Noth Wendigkeit desfallsiger polizeilicher Anordnungen überzeugt zu sein, 
denn §. 361. Nr. 6. lautet: „Eine Weibsperson, welche polizeilichen Anordnungen 
zuwider gewerbsmässig Unzucht treibt, wird mit Haft bestraft.“ 

In allen Culturländern wird die Noth Wendigkeit, dem Prostitutionswesen 
die sorgfältigste Aufmerksamkeit zu widmen, immer mehr anerkannt, weshalb 
dasselbe auch der Gegenstand vielfacher Untersuchungen geworden, welche die 
Verhütung der weitgreifenden Folgen der Syphilis bezwecken. Zum wenigsten 
ist in allen grösseren Städten die periodische ärztliche Untersuchung der der Pro- 
stitution notorisch ergebenen Frauenzimmer oder solcher, welche als notorische 
Winkelhuren sich wegen syphilitischer Krankheit in ärztlicher Behandlung be- 
funden haben oder auch wegen Winkelhurerei bestraft sind, anzuordnen. Eine 
solche Untersuchung ist Gegenstand der örtlichen Polizei -Verwaltung, deren 
Kosten die Communen nach dem Gesetz vom 11. März 1850 zu tragen haben 
(cfr. Erkenntnis« des Ober-Tribunals vom 11. November 1856). 

Straf go&otzbuch vom 31. Mai 1870. 

§. 302. Di«* nach Vorschrift dos §. 361. Nr. 6. Vcrurtheiltcn können zu Arbeiten, 
welche ihren Fähigkeiten und Verhältnissen angemessen sind, innerhalb und, sofern sie 
von anderen freien Arbeitern getrennt gehalten werden, auch ausserhalb der Strafanstalt 
ungehalten werden. 

Bei der Verurtheilung zur Haft kann zugleich erkannt werden, dass die ver 
urt heilte Person nach veroüsstor Strafe der Landesbehörde zu überweisen sei. Die 
Laudespolizeibehörde erhält dadurch die Befugniss, die vornrtheiltc Person entweder 
bis zu zwei Jahren in ein Arbeitshaus untorzubringon oder zu gemeinnützigen Arbeiten 
zu verwenden. 

Ist gegen einen Ausländer auf Ueborweisnng an die Landespolizeibehörde erkannt, 
so kann an die Stolle der Unterbringung in ein Arbeitshaus Verweisung aus dem 
Bundesgebiet ointreten. 

Hierher gehören auch uoch folgende Paragraphen: 

§. 181. Die Kuppelei ist, selbst wenn sio weder gewohnbeitsmäs&ig, noch aus 
Eigennutz betrieben wird, mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren zu bestrafen, wenn 

1) um der Unzucht Vorschub zn loiston, hinterlistige Kunststücke angewendet 
worden sind, oder 

2) der Schuldige zn den Personen, mit welchen die Unzucht getrieben worden 
ist., in dem Verhältniss von Eltern zn Kindern, von Vormündern zu Pflege- 
befohlenen, von Geistlichen, Lehrern oder Erziehern zn den von ihnen zu 
unterrichtenden oder zu erziehenden Personen steht. 

Neben der Zuchthausstrafe ist der Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte auszu- 
sprechen, auch kann auf Zulässigkeit von Polizei-Aufsicht erkannt werden. 


Die Behandlung der an Syphilis leidenden Militärpersonen durch 
Civilärztc ist verboten. 

Verfügung an die Oberpräsidien zu Hannover, Kiel und Cassel vom 
30. Jaouor 1869 (1. V. Lchuert). 

Von dem Herrn Kriegsininister ist mir mitgethcilt worden, wie es bei einem 
Truppcntheil in der dortigen Provinz als ein Uebelstand empfunden worden iBt, dass 
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daselbst syphilitisch kranke Soldaten von Civilärztcn in Behandlang genommen worden 
sind, ohne dass hiervon den betreffenden militärischen Vorgesetzten oder dem Ober- 
arzte des betreffenden Truppentheils Anzeige gernarht worden. Demzufolge lasse ich 
Ew. ctc. eine Abschrift der Circular- Verfügung vom 18. November 1834, betreffend das 
Verbot der Behandlung an syphilitischen Krankheiten leidenden Portepee Fähnrichen, 
LJntcrofficicren und gomoinen Soldaten durch Civilärzto, welche in den übrigen Landcs- 
theilen in Kraft steht, in der Anlage mit dem ganz ergebensten Ersuchen zugehen, die 
Bekanntmachung dieser Verfügung in den Amtsblättern sänimtlicher Landdrosteien zur 
Nachachtnng der Medicinalpcrsonen ihrer Departements veranlassen zu wollen. 

Dem gefälligen Bericht über das hierauf Verfügte sehe ich ergebenst entgegen. 

Anlage a. 

Circ. - Verfügung vom 18. November 1834 (v. Altenstein). 

Es ist neuerdings wieder der Fall vorgekommon, dass oinc Militärperson, welche 
an Syphilis litt, sieh heimlich der Behandlung eines Civilarztes anvertraut und in Folge 
dabei stattgehabter eigener Vernachlässigung und fortgesetzter Anstrengung im Dienste 
eine dauernde Intimi ität ihrer Gesundheit erlitten hat. Da sowohl der dienstliche 
Stand der Portepee- Fähnriche, Untcrofficiere und gemeinen Soldaten, als auch die 
polizeiliche Rücksicht in Betreff der Verbreitung syphilitischer Krankheiten es erfordern, 
dass die Civilärzto solche Kranke, welche überdies in der Regel ohne die Spitalvcrpflo- 
gung und ohne die nöthige Erleichterung im Dienste nicht gründlich goheilt worden 
können, nicht in Behandlung übernehmen, so bestimmt das Ministerium hierdurch, dass 
die Civilärzto verpflichtet sein sollen, jeden ihnen vorkommenden Fall dieser Art 
sogleich dem Commando des betreffenden Truppentheils oder auch dem dabei angc- 
stellten Oberarzt« brovi manu aiizuzeigen. Das Ministerium beauftragt die Königliche 
Regierung, diese Bestimmung den Medicinalpcrsonen Ihres Departements zur Noch- 
Achtung bekannt zu machen. 


4. Granulöse Augenentzündung. 

Circ.-Verf. vom 11. November 1862 (Lehnort). 

Ans den in Folge der Circnlar-Verfügung vom 23. October v. J. in Betreff des 
Vorkommens der granulösen Augenentzündung Seitens sämmtlicher Königlichen Regie- 
rungen erstatteter Berichten hat sieh ergeben, dass mit Ausnahme der vier Departe- 
ments, in welchen kein Fall dieser Art wahrgenommen worden, dieselbe in den übrigen 
Regierungsbezirken sich theils sporadisch, theils in grösserer Verbreitung gezeigt hat. 
In mehreren Berichten ist zwar hierbei auf den Unterschied zwischen contagiöser und 
nicht contagiöser granulöser Augenentzündung ein besonderes Gewicht gelegt worden. 
Da jedoch diese differentielle Diagnose, wenigstens im Beginn der Krankheit, nicht 
immer mit Sicherheit festgestellt werden kann, so erfordert das Vorkommen jeder Ent- 
zündung der Bindehaut des Auges mit gleichzeitiger Bildung von Granulationen auf 
derselben, schon wegen der Möglichkeit eines dadurch später bedingten contagiösen 
Secrets, sofort die Anwendung der zur Verhütung der Weiter Verbreitung geeigneten 
Massregcln. Indern ich daher die Beachtung der auf die contagiöse Angenentzündung 
bezüglichen Bestimmungen des Regulativs vom 8. August 1835 11. 1». §§. 62—64. in 
Erinnerung bringe, bestimme ich zu dem Zweck noch Folgendes: 

1) Die Ortspolizei- Behörden haben anhaltend dafür Sorge zn tragen, dass die 
Personen ermittelt werden, welche an acuten, verdächtigen Augcncntzündun- 
gen leiden. 

.2) Die von derartigen Augcnentzünduugcn Befallenen sind so bald als möglich 
der Behandlung eines approhirten Arztes oder einer geeigneten Heilanstalt 
zu überweisen. 

3) Die Ortspolizei-Behörden, resp. die Landräthe haben ihre besondere Auf- 
merksamkeit darauf zu richten, dass die Ursprungsqnelle des Uebels entdeckt 
und von dieser aus der W'eiterverbreitung ein Ziel gesetzt werde. 

4) Die Königlichen Regierungen haben eine kurze Belehrung über die eharaeto- 
ristisehen Zeichen der granulösen Augenentzündung, sowie über die Wege 
ihrer Verbreitung und ciio Mittel, letztere zu verhüten, durch die Amtsblätter, 
resp. Kreisblätter zu veröffentlichen. 

5) Bei der Ausführung dieser Massregcln sind iu der Regel Kosten verur- 
sachende Untersuchungen zu vermeiden. 

Die Königlichen Regierungen wollen hiernach das Erforderliche aoordnen und 
nach Verlauf von 6 Monaten über den Einfluss dieser Massregcln auf den Stand der 
Krankheit berichten. 

MtMllcinal- Weiten. .. 
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2) Krankheiten der Thiere, 
welche auf den Menschen übertragbar sind. 

Die allgemein gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen hierüber ent- 
halten die §§. 7*2. und 77. des Regulativs vom 8. August 1835. 

Specielle Verordnungen und Declarationen sind ergangen in Beziehung auf 

L Tollwuth. 

(§§. 92. — 108. des Regulativs.) 

A. 0. vom 29. April 1829 an den Minister des Innern. 

Aus den in Ihrem Berichte vom angeführten Gründen will Ich den Stadt- 

gemeinden die Berechtigung crtheilen, auf das Halten der Hunde eine besondere 
Steuer mittelst Gemoindeboschlusses einzuführen, wobei nach folgenden Be- 
stimmungen zu verfahren ist: , 

1) Der Steuersatz bleibt dem Communalbeschluss mit Rücksicht auf die Orts- 
verhältniase Vorbehalten, darf aber in keinem Falle das Maximum von drei 
Thalorn jährlich für jeden an der Mutter nicht mehr saugenden Hund über- 
steigen. 

4) Von der Steuer sind die Eigenthümer solcher Hunde frei, die entweder zur 
Bewachung oder zuin Gewerbe unentbehrlich sind. Zum Gewerbe sind solche 
Beschäftigungen nicht zu zählen, die nur, wie z. B. die Jagd, zum Vergnügen 
getrieben werden. 

7) Eh hangt von dem Beschlüsse der Communal-Bchörde ab, ob die Steuer zur 
Orts-Amiencasee fliesson oder auf Einrichtungen zum allgemeinen Nutzen der 
Gemeindegliedor verwendet werden soll. Die Strafen messen jedenfalls zu 
den Örta - Armcneassen. Was die Eximirten betrifft, so habe Ich durch 
Meine an den Kriegsminister erlassene Ordre vom 23. Januar d. J. bereits 
bestimmt, dass die Beitrage der Militärpersonen für militärische Zwecke ver- 
wendet werden sollen, weshalb die Communal-Bchörde solche an den Comman- 
danten des Ort» abzuliefern hat. Auf verabschiedete Militärpersonen und auf 
die Civilbcamtcn der Militär- Administration findet dieses jedoch keine Anwen- 
dung. In Rücksicht auf die eximirten Civilpcrsoncn soll die Verwendung zwar 
auch für die Bedürfnisse und im Intoresso des Ort« stattlinden, doch auf vor- 
hergehende Anzeige an das Ministerium de» Innern und mit dessen Zustimmung. 

9) Alle in Beziehung auf das Halten der Hunde bestehenden Polizei- Vorschriften 
bleiben auch fernerhin in Kraft und soll in den zur Sicherheit und Ruhe des 
Publicums deshalb erforderlichen Maseregeln der Polizei-Behörden nichts ver- 
ändert werdon, selbige vielmehr verpflichtet und berechtigt sein, die Ab- 
schaffung böser Hunde zu verfügen und das nächtliche Ausschlüssen aus den 
Häusern zu verpÖnen. 

Ich trage Ihnen auf, diesen Befehl durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kennt- 
nis» zu bringen und in Gemässheit dessen auf die eingehenden Anträge der Communal- 
Behörden zu verfahren. 

Ira Allgemeinen machen die Stadtgemeinden noch viel zu wenig Gebrauch 
von dieser Berechtigung. 

Ebenso wichtig ist die Einführung der Maulkörbe. Wenn man dieselben 
auch nicht so vollkommen construiren kann, dass sie ohne Belästigung der 
Hunde einen Biss absolut unmöglich machen, so haben sie doch den grossen 
Vortheil, dass die Hunde dabei einer beständigen Beaufsichtigung unterliegen und 
Krankheitszustande derselben zeitiger erkannt werden können. 

Die betreffende Polizei - Verordnung des Königl. Polizei -Präsidiums zu 
Berlin vom 2. Juli 1853 muss dessbalb als sehr zweckmässig anerkannt werden. 

Die Verbreitung der Wuthkrankhcit unter den Hunden erfordert die Anwendung 
von Massregeln, durch welche da» Publicum gegen die Beschädigung durch tolle Hunde 
möglichst gesichert wird. Da» Polizei-Präsidium verordnet daher auf Grund des §. 11. 
de» Gesetze« vom 11. März 18ö0 über die Polizei- Verwaltung für den engeren Polizei- 
Bezirk von Berlin was folgt: 
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1) Kein Hund darf auf öffentlicher Strasse oder an Orten, wo das Publicum 
sich aufhält, verkehrt oder zu verkehren pflegt, angetroffen worden, der nicht 
mit einem aus Dratl» bestehenden, über die Schnauze des Hundes hinaus rei- 
chenden, das Beissen schlechterdings hindernden Maulkorbe versehen ist 

*2) Hunde, welche an den vorbezeichneten Orten mit solchen Maulkörben nicht 
versehen sind, werden von den von der Polizeibehörde dazu beauftragten 
Personen weggefangen. Ausserdem verfallen die ermittelten Eigenthümor der- 
selben in eine Geldhusse bis zu 10 Thalcrn oder im Falle des Unvermögens 
in eine vcrhültnissinussige Gefangnissstrafe. 

3) Derartige weggefangeno Hunde werden getödtet. Die Wiedoreinlösnng vor der 
Tödtung bei dem Scharfrichterei-Pächter ist den Eigentümern gegen Erle- 
gung des üblichen Fanggeldes und der Futterkosten gestattet, vorausgesetzt, 
dass die Hunde unzweifelhaft gesund befunden werden. 

4) Diese Verordnung tritt mit dem 20. «Juli c. in Kraft. 

Uebrigous worden die betreffenden Gewerbetreibenden darauf aufmerksam gemacht, 
dass ein zweckmässig construirtes Exemplar eines Maulkorbes in den» Bureau der 
1. Polizei-Hauptmannschftft, Klosterstrasse rJr. 7, zur Ansicht ausgelegt ist, 

Min.-Verf. vom 16. Juli 1837 (v. Altenstcin). 

Auf Veranlassung einer Anfrage des Königlichen Polizei- Präsidiums: 

„ein wie langer Zeitraum zur Beobachtung eines Hundes erforderlich ist, der 
von einem der Wuth verdächtigen Hunde gebissen worden, um denselben als 
unverdächtig erklären und, wenn er unter polizeiliche Aufsicht genommen ist, 
seinem Eigonthümer zurückgeben zu können' 4 
hat das Ministerium die gutachtliche Acusserung des Königlichen Curatoriums für die 
Krankenhaus* und Thierarznoischul - Angelegenheiten hierseihst erfordert, und fertigt 
solche der Königlichen Regierung hierncoen abschriftlich zur Nachricht zu (Anlage A.). 

Anlage A. 

ln Folge der von einem Königlichen hohen Ministerio der geistlichen, Unterrichts- 
und Medieinal- Angelegenheiten in der Verfügung vom 18. v. M. hochgeneigtest aufge- 
s teilten Frage: 

ein wie langer Zeitraum ist zur Beobachtung eines Hundes, der von einem 
der Wuth verdächtigen Hunde gebissen worden ist, erforderlich, um denscl- 9 
ben als unverdächtig zu erklären und, wenn er in polizeiliche Aufsicht ge- 
nommen worden, seinem Eigent hüiner zurückgeben zu können? 
beehren wir uns, in Nachstehendem unsere Ansicht hierüber gehorsamst auszusprechen. 

Gewöhnlich bricht die Wuthkrankheit bei Hunden 3—6 Wochen nach dem Bisse 
aus, es ist indess bei den uach der Königlichen Thicrarzneischule zur Beobachtung ge- 
brachten Hunden der Ausbruch der Wutn in einigen Fällen auch noch später als 6 Wo- 
chen nach dem Bisse erfolgt, und deshalb ist die Dauer der Contumaz bisher auf den 
Zeitraum von 12 Wochen ausgedehnt worden. 

Ist uns nun auch kein Fall vorgekommen, wo die Wuthkrankheit 12 Wochen nach 
dem Bisse bei Hunden noch abgebrochen ist, so können wir doch um so weniger die 
Gewähr leisten, dass dieser Zeitraum für alle Fälle zu der erforderlichen Sicherheit hin- 
reichend sei, da in der hierüber vorhandenen Literatur mehrere Beispiele aufgeführt wor- 
den, wo die Wuth noch nach 16 Wochen und länger ausgebrochen sein soll. 

Hierzu kommt noch der Umstand, dass das zur Beobachtung erforderliche Einsper- 
ren der gebissenen Hunde, indem dadurch alle aufregenden Momente vermieden weraon, 
die Wirkung des Wuthgiftes wohl hemmen und somit die Ausbildung der Wuth 
nach beendeter üontumaz unter begünstigenden Verhältnissen um so leichter erfolgen 
könnte. 

Wir können es daher im Interesse der öffentlichen Sicherheit nur wünschenswert!» 
finden, dass die Fälle, wo Hunde, von denen inan weiss. oder bei denen man auch 
mir die gegründete Besorgnis« hat, dass sie von tollen Hunden gebissen sind, eine Zeit 
lang beobachtet und dann ihrem Eigonthümer als unverdächtig zurückgegeben wer- 
den, nur auf einzelne seltene Ausnahmen, in denen überdies ausser »len Kosten 
des Unterhalts auch dio Kosten für die Aufsicht und Behandlung zu vergütigen wären, 
beschränkt werden, und dass in der Regel die Bestimmung des 99. des Gesetzes vom 
8. August 1835 ihre Anwendung finde, wonach dergleichen Hunde sofort getödtet wer- 
den sollen. 

Ein Anderes dürfte es freilich sein , wenn gebissene Hunde zu wissenschaftlichen 
Zwecken in der Thierarzneiscliule beobachtet werden sollen, da es sich alsdann von 

15 * 
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selbst versteht, dass, wenn die mit der erfordorlichen Vorsicht Angestellte Beohachtnog 
beendet ist, mit dein betreffenden Hunde den gesetzlichen Bestimmungen gemäss ver- 
fahren wird. 

Verf. des Minist, des Innern und der Polizei vom 17. Mai 1842 
(v. Rochow). 

Der Bericht der Königl. Regierung vom . . . hat in Betreff der gesetzlicheil Zu- 
lässigkeit der von derselben vorgeschlagenen Polizei- Verordnung wegen Tödtung 
aller frei um herl au fenden Hunde an solchen Orten, wo sich Spuren der 
llundswuth gezeigt haben, zu einer Coramunication mit dem Herrn Justizminister 
M ü h 1 or Anlass gegeben. 

Die Königl. Regierung erhalt in der Anlage A. Abschrift des diesfälligen Schreibens 
Sr. Excel lenz vom 13. v. M., um hiernach wegen der beantragten Massregel das Wei- 
tere zu verfugen, da ich dor Ansicht des Herrn Justizminister*, nach welcher cs diescr- 
halb einer Declaration des §. 91). des nutcriu 8. August 1835 Allerhöchst, bestätigten 
Reglements über die bei ansteckenden Krankheiten zu beobachtenden sanitätspolizoilichen 
Vorschriften nicht bedarf, überall beitreto. 

Anlage A. 

Die in Ew. Exeelletiz geehrtem Schreiben vom 15. v. M. geäusserte Ansicht: 

dass der §. 99. des am 8. August 1835 Allerhöchst bestätigten Reglements 
über die bei ansteckenden Krankheiten zn beobachtenden sanitätspolizoilichen 
Vorschriften dem Erlass einer polizeilichen Verordnung in der Rheinprovinz 
nicht entj?egenstehe, nach welcher alle Hunde getödtet werden sollen, welche 
zu einer Zeit frei umherlaufend getroffen werden, wo wegen Ausbruches der 
Hundswuth das Festlegen der Hunde vorgeschrieben ist, 
halte auch ich für gegründet. 

Denn der §. 99. n. a. 0. sagt nur: 

Hunde, von denen man weiss oder hei denen inan auch nur die gegründete 
Besorgniss hat, dass sie von einem tollen Hunde gebissen sind, müssen sofort 
getödtet nnd mit der nöthigen Vorsicht verscharrt werden. Kigenthümer von 
Hunden, welche hiergegen nandoln oder einen solchen Hund, von dem sie 
wissen, dass er von eiuem tollen Hunde gebissen, einem Anderen überlassen, 
verfallen in die §. 93. gedachte Strafe. 

Dass es hierbei nicht die Ansicht gewesen ist, anderweitige an sich gesetzlich zu- 
lässige polizeiliche Hassregeln zur Verhütung der Verbreitung dor Hunuswuth auszu- 
schliessen, ergiebt der §. 92. ganz klar, in welchem gesagt wird: 

Da die Tollkrankheit am häutigsten bei den Hunden vorkommt, so ist durch 
geeignete Massregeln die Zald dor Hunde so viel als möglich zu vermindern 
und auf die genaue Befolgung dor das Halten der Hunde betreffenden Polizei- 
gesetze, bei Vermeidung der darin bestimmten Geld- oder Leibes strafen, naeh- 
drücklichst zu halten. 

Donn hiernach sind dergleichen Massregeln sogar zur Pflicht gemacht und die Befol- 
gung derselben noch besonders eiugescnärft. 

Auch abgesehen hiervon ist die Befugniss der Polizei-Behörde in dieser Beziehung 
für die Rheinprovinz nicht zu bezweifeln. Denn der Artikel Nr. 1. und 5. des Ge- 
setzes vom 18./24. August 1790 rechnet ausdrücklich zu den Gegenständen, welche der 
Obsorge der Polizei an vertraut sind, tout ce qui interesse lu sürete du passage 
daiis les rues, quais, places, et voiea publiques und: !e soin de prevenir 
par les precautions con venablcs les accidens et fleaux calamitenx, und 
hierzu gehört unbedenklich die Anordnung, dass die Hunde zu den Zeiten nicht frei 
uinherlaufcn dürfen, wo dies wegen Ausbruchs der llundswuth gefährlich werden 
könnte, und dass diejenigen, welche um herlaufend betroffeu werden, getödtet werden 
sollen; das einzige Mittel, um der Anordnung der Polizei sofort wirksamen Nachdruck 
zu geben. 

Ausserdem giebt der Artikel 4G. Tit. 1. des Gesetzes vom 22. Juni 1791 haupt- 
sächlich den Municipal- Verwaltungen, au deren Stelle nach Artikel 13. des Gesetzes 
vom 28. Pluviose VuL die Bürgermeister und die Departemental- Verwaltungen, an de- 
ren Stelle nach Artikel 2. a. a. 0. die Prfifcctcn um! später die Regierungen getreten 
sind, sogar das Recht, über Gegenstände, welche, wie der obige, der Obsorge der Po- 
lizei anvertraut werden, Polizei straf- Reglements zu erlassen: eine Befugniss, die, wie 
die zu jenen Anordnungen selbst, den Unter- Präfecten und mithin auch den Landräthcn. 
die deren Stelle jetzt einnehmen. nicht verliehen worden ist. 

Beide Befugnisse sind allerdings an die sich ohnehin von selbst verstehende, in dem 


Digit bflri h) 


Specielle Bestimmungen bei Tollwuth. 229 

Staataraths-Gutachten vom 8. Februar 1812 aber noch besonder« ausgesprochene Ein- 
schränkung geknüpft: 

dass die zu treffenden Anordnungen nicht Gegenstände betreffen dürfen, die 
der ganzen Materie nach durch das Gesetz geordnet und so der Anordnung 
der Behörden entzogen sind. 

Allein selbst abgesehen von dem §. 92. des Reglements vom 8. August 1835 re- 
gelt der 99. a. a. 0. unzweifelhaft nicht die ganze Materie von den V o reich tsmass - 
regeln, welche bei Haltung von Hunden zur Verhütung von Unglücksfällen beobachtet 
werden müssen, vielmehr beschränkt er sich auf das Verfahren mit den wirklich gebis- 
senen oder dessen verdächtigen Hunden. Es ist daher neben diesen Vorschriften die 
Wirksamkeit der Polizei-Behörden in Bezug auf die Erlassung von Reglements, betref- 
fend die Haltung von Hunden, in keiner Weise beschränkt, sondern sie tritt in der eben 
angedeuteten Ausdehnung unbedingt eiu. 

Unrichtig ist es deshalb nach meiner Ansicht, wenn von den Gerichten auf Ent- 
schädigung gegen Polizei-Beamte geklagt worden ist, welche Hunde getödtet haben, die 
gegen eine Anordnung der Regierung oder der Ortspolizei - Behörde frei umherlaufend 
betroffen worden sind: vorausgesetzt, dass in dieser Anordnung die Tödtuug verfügt 
war. Denn da diese Anordnung, wie gezeigt, gültig und der Polizei-Beamte vermöge 
seines Amtes verpflichtet ist, sie zu vollziehen, so kann er persönlich zur Sclmdloshal- 
tnug deshalb nicht verpflichtet sein, wie denn überhaupt an sieh ein Anspruch auf Er- 
satz des Schadens demjenigen nicht zustehen kann, der durch Zuwiderhandlung gegen 
eine gültige Polizeivorschrift sich die ihm iu dieser augedrohten nachtheiligen Folgeu 
selbst zu gezogen hat. 

Es ist hiernach auch eine Declaration oder Abänderung des §. 99. a. a. 0. zur 
Abwendung derartiger Ansprüche nicht erforderlich, vielmehr wird es, wenn sic vou 
einem oder dem anderen Gerichte als gegründet angenommen werden sollten, nur dar- 
auf ankommen, im Wege der gesetzlichen Rechtsmittel oine Abänderung der Entschei- 
dung herbeizuführen. 

Ver L der Minist, f. Handel, der geistl. etc. Angel, und des Innern vom 
22. November 1854 (v. d. Heydt, v. Raumer, v. Westphalen). 

Die in Ihrer Eingabe vom... gegen die Verfügung der dortigen Polizei-Direction 
vom T3. eiusdem angebrachte Beschwerde kaun, wie Ihnen eröffnet wird, als begründet 
nicht erachtet werden. 

W r enn die Abdeckerei-Besitzer überhaupt bei Ausführung vetcrinärpolizeilicher An- 
ordnungen raitzuwirken haben, so liegt auch Ihnen eine solche Mitwirkung ob. Der In- 
halt des von Ihnen abschriftlich überreichten Privilegiums vom 30. Januar 1798 lässt 
keinen Zweifel darüber, dass auch in Betroff der dortigen Abdeckerei dem Besitzer die 
Verpflichtung obliegt, die zum Heilen ihm ül>ergcbenen Hunde wohl aufzubewahren und 
den Anordnungen der namentlich hinsichtlich der Krankheiten des Viehes bestehenden 
Verordnungen nachzukoramen. Nach dem Allcrh. genehmigten Regulativ über die bei 
verkommenden ansteckenden Krankheiten zu ergreifenden Mnssregeln vom 8. August 
1835 (G.-S. 1835 S. 264) sollen tolle oder der Toll wuth verdächtige Hunde ein- 
gefangen, eingesperrt und beobachtet werden. Wenn daher die Polizei-Be- 
hörde die Einrichtung angemessener Räumlichkeiten auf Ihrem Grundstücke zu jenem 
Zwecke verlangt, so kann keine Veranlassung gefunden werden, die diesfällige polizei- 
liche Anordnung zu missbilligen, vielmehr muss es bei derselben bewenden. 

Mit Bezug auf die §§. 102. und 103. des Regulativs erging 

Die Verf. an die Königl. Regierung zu N., vom 13. Mai 1864 (v. Mühlcr). 

Den gerichtlichen Behörden ist darin beizutreten, dass die §§. 102 und 103 1. c. 
sich nur auf solche Thierc beziehen, welche vou einem anderen wuth kranken Thiere 
wirklich gebissen worden sind. Die dort vorgesehene Strafe kann daher auf deu 
vorliegenden Fall keine Anwendung linden: dagegen stellt der §. 307 des Strafgesetz- 
buches*) die Uebertretuug der von der Regierung zur Verhütung des Einführens oder 
Verbreitens von Viehseuchen angeordneten Absperrung#- oder Aufsicht# -Massregeln 
unter Strafe und das Urtel des Königl. Ober- Tribunals vom 26. Februar 1855 (Just. 
M. Bl. 1855. S. 128) ergiobt, dass unter diesen Massrcgcln nicht die durch das Gesetz 
vorgeschrieben eu, sondern die von der Verwaltungsbehörde ungeordneten zu 
verstehen siud. Hieraus erhellt, dass die Competonz der Königl. Regierung zum Er- 

•) §. 328 des Strafgesetzbuches vom 31. Mai 1870. 
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lass eines wirksamen Verbotes in dem von ihr befürworteten Sinne keinem begründeten 
Zweifel unterliegt und folglich ein Bedürfnis« legislativen Einschreitens nicht besteht. 

Eine andoro Frage ist, ob eine Anordnung in dem von der Königl. Regierung be- 
fürworteten Sinne als /.weck massig unerkannt worden kann. So lange Rindvieh, wel- 
ches nur im Verdacht steht, von einem wuthkrunken Thier gebissen zu sein, noch 
gesund i?-t, muss es zwar unter sorgfältiger Beobachtung gehalten, kann aber nach thier- 
ärztlicher Erfahrung sehr wohl noch zur Arbeit benutzt und nach Umstünden auch ohne 
Gefahr geschlachtet und zum Verzehr verwendet werden. Es erscheint darnach sehr 
zweifelhaft., ob um des blossen Verdachtes willen Sperr* Massrogeln in dem beabsich- 
tigten Umfange, welche für die Viehbesitzer mit grossen Beschwerden verknüpft sind, 
für gerechtfertigt erachtet werden können, und gebe ich der Königl. Regierung anheim, 
die Angelegenheit von diesem Gesichtspunkte aus jedenfalls einer nochmaligen sorgfäl- 
tigen Erwägung zu unterziehen- 

Vcrf. dos Minist der geistl. Angelog. u. des Innern an die Königl. Reg. zu 
N., betreffend die Massrogeln gegen die. Verbreitung der Tollwuth der 

Hunde, vom 31. August 1864 (v. Mühlcr und Graf zu Eulenburg). 

Es ist hier zur Anzeige gekommen, dass in einzelnen Theilen des dortigen Regie- 
rungsbezirkes die Tollwuth unter den Hunden sieb in bedenklicher Weise verbreitet habe, 
und es ist hierbei darüber geklagt worden, dass in dortiger Gegend von allen Einwoh- 
ner-Classen eine übergrosse Menge von Hunden gehalten werden, welche nicht bloss das 
Publicum belästige, sondern auch die Gefahren aer Verbreitung der Tollwuth vermehre. 

Wir nehmen hieraus Veranlassung, die Königl. Regierung zu einer näheren Prü- 
fung und Anzeige aufzufordern, welche Massregeln zur Verhütung der Weiterverbrei- 
tung der Krankheit ergriffen worden sind und etwa noch zu ergreifen sein möchten. In 
der Rhoinprovinz hat sich die Erfahrung geltend gemacht, dass es bei einer stattfinden- 
den Ausbreitung der Tollwuth zweckmässig ist, die polizeilichen Massregeln unstatt 
bloss über den nächsten Umkreis derjenigen Orte, an welchen sich ein toller Hund ge- 
zeigt hat, über grössere Bezirke zu verfügon, insbesondere in diesen Bezirken allo 
Hunde durch längere Zeit cinsperren, resp. festlegen zu lassen. Von diesem Gesichts- 
punkte aus hat die Königl. Regierung zu N. die abschriftlich beiliegende Polizei-Ver- 
ordnung vom 14. Januar 1862 (Anlage A.) für ihren ganzen Bezirk erlassen. Jedenfalls 
wird durch eine solche Massregel die Gefahr der Verbreitung der Tollwuth durch An- 
steckung wirksamer verhütet als dadurch, dass, wie dies im Kreise N. nach der aus dem 
Kreisblatte ersichtlichen Bekanntmachung des Landraths geschehen ist, nach und nach 
für jeden einzelnen der zahlreichen in ficirten Orte die Vorschrift erlassen wird, sämint- 
liche Hunde im Umkreise einer Meile auf 4 oder 6 Wochen an die Kette zu legen oder 
einzusperren. 

Die Königl. Regierung wolle daher bei etwa bedenklicher Fortdauer der Tollwuth 
in dem dortigen Regierungsbezirk in Erwägung ziehen, ob nicht eine ähnliche Verord- 
nung, wie im Regierungsbezirk Düsseldorf auch dort, wenn nicht für den ganzen Re- 
gierungsbezirk, doch für grössere, bedroht erscheinende Theile desselben sich empfiehlt 

Anlage A. 

Polizei- Verordnung, betreffend das Fostlogon der Hunde vom 14. Ja- 
nuar 1862. 

Aus Anlass des Ueberhandnohmens der Tollwuth in vielen Kreisen unseres Be- 
zirks und auf Grund dos §. 11. des Gesetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 
1850 verordnen wir für den ganzen Umfang unseres Bezirks: 

§. 1. Für die Zeit bis zum 1. März a. J. sind sämmtliche Hunde, sofern sie nicht 
in geschlossenen Räumen gehalten werden, anzulegen. 

§. 2. Auf den öffentlichen Wegen und Strassen müssen die Hunde während dieser 
Frist an der Leine geführt werden oder mit Maulkörbon versehen sein, welche das 
Beissen verhindern. Ausnahmen finden nur statt hinsichtlich der Jagd- und Hirtenhunde, 
während sie zur Ausübung der Jagd oder zum Hüten von Vieh benutzt werden. 

§. 3. Contraventionen gegen diese Anordnung unterliegen einer Strafe von einem 
bis zehn Thalera und sind die Behörden angewiesen, herrenlos umherlaufende Hunde, als 
der Wuth verdächtig, sofort tödten zu lassen. 
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{§§. 109—118. des Regulativs.) 

Verf. des Ministers des Innern vom 28. Januar 1847 (Mathis). 

Die von dem Rittergutsbesitzer N. zu N. erholwno Beschwerde und die. von der , 
Königlichen Regierung darüber unterm.... erstatteten Berichte haben dem Minister 
des Innern zur nochmaligen Erwägung der bestehenden Vorschriften, wegen der zu 
beobachtenden Vorsichtsmaßregeln in Bezug auf das ani Milzbrände crepirtc Violi, 
Veranlassung gegeben und muss dasselbe sicli in Folge dessen dafür entscheiden, dass 
die AUerh. C.-O. vom *28. Juni 1825 (Anlage u.), wodurch vorgoschrieben worden, 

dass das am Milzbrände gefallene Vieh bei Vermeidung der im Patente vom 
2. April 1803 §. 161. vorordneten Strafen mit Haut und Haar vergruben wer- 
den soll, durch die Allerh. C.-O. vom 8. August 1835 für nnfgenoben nicht 
zu erachten, sondern neben dem §. 114. des durch die letztgenannte Allerh. 

0. genehmigten Regulativs zur Anwendung kommen muss. 

Anlage a. 

Allerh. 0. vom 28. Juni 1825 an das Staats- Ministerium (G.-S. S. 172). 

Da nach dem Berichte doß Staats-Ministeriums vom 24. d. M. wiederholte Erfah- 
rungen dargethan haben, dass das Abledern dos am Milzbrände gefallenen Viehes, welches 
durch §. 135. des Patents vom 2. April 1803 wegen Abwendung der Viehseuchen ausdrück- 
lich nachgelassen worden, nicht ohne die fiusserste Gefahr für die damit Beschäftigten möglich 
ist, so soll jene Bestimmung des Patents anfgehoben sein und bestimme Ich hierdurch, 
dass das Abledern solcher Thiere nicht mehr gestattet, sondern das gefallene Vieh so- 
gleich mit Haut und Haaren vergraben, bei Contraventionsffillen aber auf die §. 161. 
Abschn. 15. des gedachten Patents angedrohte Geld- oder Gefangnissstrafc erkannt werden 
«oll. Ich beauftrage das Staats - Ministerium hierdurch, das Erforderliche zu veran- 
lassen. 


Die für den Milzbrand bestehenden gesetzlichen Bestimmungen sind auch 
auf die Blutseucbe der Schafe anzuwenden. 

Min.- Verf. vom 26. Februar 1862 (Lehnort). 

Auf den Bericht vom ..., die Anwendbarkeit der für den Milzbrand bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen auf die Blutsoucho der Schafe betreffend, lasse ich der 
Königlichen Regierung das hierüber von dem Lehrer-Collegium der Königlichen Thier- 
arzneischule erforderte Gutachten vom 3. d. M. in der Anlage (A.) abschriftlich zu- 
gehen. 

Da nach den Ausführungen desselben, mit welchen ich durchweg einverstanden 
bin, die bereits im §. 97. No. 17. der zweiten Beilage zum Regulativ vom 8. Aug. 1835 
(Belehrungen über ansteckende Krankheiten) hervorgehobene Thatsache, dass die Blut- 
seuche der Schafe zu einer der acutcsten Formen des Milzbrandes gehöre, als unzweifel- 
haft festgestellt angenommen werden muss, so sind zur veterinfirpolizeiliehen Behand- 
lung dieser Krankheit die von dem Milzbrand im Allgemeinen handelnden Bestimmun- 
gen, §§. 109—118. des Regulativs vom 8. August 1836, im Wesentlichen als vollkommen 
ausreichend zu erachten. Es wird daher des Erlasses einer die Blutseuche der Schafe 
betreffenden besonderen Verordnung Seitens der Königlichen Regierung für den Um- 
fang Ihres Verwaltungs-Bezirks nicht bedürfen. Zur Beseitigung der hierüber obwal- 
tenden Zweifel hat die Königliche Regierung vielmehr den Landrätheu, sowie den 
Viehbcsitzem die hierauf bezüglichen Bestimmungen des Regulativs von Neuem zur 
genauen Beachtung in Erinnerung zu bringen und in Bezug auf die hinsichtlich der 
Ortssperre u. s. w. beim Herrschen dieser Krankheit unter den Schafen in dem mit- 
getheilten Gutachten angegebenen Modificationen das Erforderliche anzuordnen. 

Anlage A. 

Ew. Excellenz ermangeln wir nicht den uns mit der verehrlichen Marginal -Ver- 
fügung vom 20. Docombor v. J. hochgeneigtest zngefertigten Bericht der Königlichen 
Regierung zu N. vom 30. November v. J., 

«betreffend die Anwendbarkeit der für den Milzbrand bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen auf die Blutseuche dar Schafe* 
hier neben ehre rbiotigst zurückzureichen, und verfehlen wir nicht, insbesondere darüber: 
„ob die sogenannte Blntscuobe der Schafe für eine hinsichtlich ihrer Conta- 
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giösität von dom Milzbrände an sieb ko abweichende Krankheit zu erachten 
sei, dass auf dieselbe die in den $§. 101) 118. des Regulativs vorn 8. Aug. 1835 

zur vetcrinürpolizoiliehen Behandlung dos Milzbrandes vorgeschriebe neu Mass- 
regeln im Umfange nicht Anwendung linden dürfen?“ 
unsere Ansicht in Folgendem ganz gehorsam st ausztisprocheu. 

Die sogenannte Blutseuche, Blutstaupe u. ». w. der Sclmfe ist wissenschaftlich und 
durch Erfahrung als eine höchst acute und als die gewöhnlichste Form des Milzbrandes 
bei den Schafen p,eit mehr als 50 Jahren anerkannt; und ebenso steht es durch zahl- 
reiche Beobachtungen und durch Impfversuche unzweifelhaft fest, dass diese Krankheit 
einen Anateckungsstoff erzeugt, welcher ixn Blute und in allen Theilen des kranken 
Thieres, selbst in den Se- und Excretioncn desselben enthalten ist uud 'sich in seinen 
Wirkungen dem (Jontagium der übrigen Anthrax formen gleichartig zeigt, indem durch 
unmittelbare Berührung seiner Vehikel Menschen und Tniore inficirt werden und hier- 
bei ein dem Milzbrände analoges Leiden, am häufigsten aber die Milzhrandblatter ent- 
steht. In wie weit das Contagium bei der Blutseuche flüchtiger und intensiver ist als 
das bei dem Milzbrände des Rindviehes, lasst sich nach den bis jetzt hierüber ge- 
sammelten Beobachtungen nicht sicher angeben. 

Bei der wesentlichen Uebereinstimmung der Blutsciiche mit dem Milzbrände kann 
es kaum einem Zweifel unterliegen, «lass, wenigstens in genere, diese Krankheit der- 
jenigen vetcrinürpolizeilichen Behandlung vollständig unterworfen sein muss, welche in 
den gegen den Milzbrand bestehenden gesetzlichen Bestimmungen, namentlich in dem 
Regulativ vom 8. August 1835 §§. 109 — 118. vorgeschrieben ist. 

Es dürfte hierüber um so weniger «In Bedenken bestehen, als in der zu dem oben 
allegirten Gesetz gegebenen Belehrung über die ansteckenden Krankheiten sub No. 17. 
nach der überschriftlichen Benennung .Milzbrand 4 , im §. 97. neben den verschiedenen 
andern Namen für die einzelnen Formen der Anthrax- Krankheiten auch die Blutscuche, 
Blutstaupe angeführt sind, und daselbst am Schlüsse der Beschreibung des acuten Milz- 
brandes wörtlich gesagt ist: .Wegen dieses Blutausflusses aus der Nase, dem Maule 
u. s. w. wird diese Form der Krankheit bei Schafen fast überall die Blutseuche oder 
die Blutstaupe genannt.“ 

Wenn dennoch — wie «lies in «lern hier vorliegenden Antragschreiben der König- 
lichen Regierung zu N. an Ew. Excellenz ausgesprochen ist und wie wir ein Gleiches 
aus den Veterinär- Berichten der Krcis-Thiorfirzte mohrffiltig ersehen haben — im Re- 
gierungsbezirk N. der Ausbruch der Blutseuche häufig nicht den Landrfithen angezeigt 
wird, und wenn «lie Letzteren in der Regel keine Anzeige über diese Krankheit an die 
Königliche Regierung machen, so liegt dies wohl nicht am Mangel der hierüber be- 
stehenden Vorschriften, sondern nur an einer mangelhaften Auffassung und Befolgung 
derselben. Denn im §. 109. des Kopulative ist befohlen: dass, .wenn ein Thier vom 
Milzbrand«: befallen wird, bei Vermeidung einer Geldstrafe von 5 Thaleni oder acht- 
tägiger Geffingnissstrafe, sogleich der Polizei-Behörde hierüber Anzeige gemacht wer- 
den soll. “ 

Es ist somit nicht angeordnet, dass die Anzeige nur über Milzbrand des Rindviehes 
geschehen soll; nach der vorauspegangenen Beschreibung der Krankheit im 97. geht 
vielmehr hervor, dass dit^s von jeder Milzbrandkrankheit bei sÜmmtlichen Hausthicrcn 
und insbesondere auch hinsichtlich der Blutseuche der Schafe gilt. 

Ebenso müssen demnach bei dieser Milzbrandform wie bei dem Milzbrand«: des 
Rindviehes die §§. 113. und 114., betreffend das Verbot des Schlaehtens, des Fleisch- 
verkaufa und des Abziehens der Haut, gleichmftssig und allgemein zur Anwendung 
kommen» Wenn in dieser Hinsicht die Landruthe ungleich Vorfahren, so liegt dies 
wieder nur in mangelhafter Auffassung des Gesetzes. 

Ganz so anwendbar bei der Blutseucbe sind auch die folgenden Paragraphen des 
Regulativs vom 8. August, nämlich 110. (die Absonderung aer kranken Thiero etc.), 

— 111. (Verbot des Curirens durch Personen, welche nicht anprobirte Thierfirzte sind), 

— 112. (Beseitigung des Aderlassblutes etc.), — 114 (Vergrauen der Cadaver und Sec- 

tionen), — 115. (Reinigung der Ställe und Desinfection), — 116. (Abhaltung der 

Schweine, des Federviehes u. tlgl. von den Cadavern), — 117. und 118. (Vorschriften 
bei statt gefundener Infection eines Menschen). Denn in allen diesen Punkten besteht 
bei der Blutseuche kein Grund zu Abweichungen von den gegebenen Vorschriften des 
Regulativs. 

Diese Vorschriften sind jedoch, wie die Königliche Regierung zu N. in ihrem An- 
träge vom 30. November richtig bemerkt, für sich allein nicht vollständig genug, und 
sie können auch nicht passeud durch die Bestimmungen des Viehseuchen- Patents vom 
3. April 1803 Cap. IV., den Milzbrand beim Rindvieh betreffend, ergänzt werden, weil 
dieselben theilweise zu weit geben (§§. 131 — 133., ^136 — 139., 141., 142.), theils durch das 


Digitized by Google 



Spocicllc Bestimmungen bei Milzbrand. 


233 


Rcguativ vom 8. August 1835 aufgehoben sind (§. 135). Es dürfte aber, nach unserer 
unvorgreiflichen Ansicht, ausreichend sein, wenn: 

1) hinsichtlich des gesperrten Ortes oder des inticirten Gehöftes; 

2) hinsichtlich der Dauer der Massregeln nach dem Aufhören der Krankheit uud 

3) hinsichtlich des ausnahmsweise zu gestattenden Schlachten» gesuud scheinen- 
der Thicre im Seuchenorte, oder des Wegtreibens derselben aus ihm, ent- 
sprechende Vorschriften bestanden. 

Wir bemeiKen hierüber: 

ad 1 . Der 140. des Patents vom 3. April 1803 verbietet, Rindvieh, Rauchfutter 
und Dünger aus dem Orte und über die Grenzen zu bringen; und §. 141. verbietet den 
Ein- und Durelitrieb in den Seuchenort auch aus andern Orten. 

Da nun die Blutseuche eine acute Milzbrandkrankheit ist, so müsst«' bei ihrem 
Herrschen in einem Orte, consequent diese Massregel auch in Betreff der Schafe 
staUfinden. 

Die Königliche Regierung zu N. hat die Sperre mit Bezugnahme auf einen kürz- 
lich in ihrem Bezirk vorgekomtuenen Fall, iu welchem Schafe aus einer mit Blutseuche 
inficirteu Heerde aus der Gegend vou Kyritz nach Berlin auf dem Schlucht markt ge- 
trieben wurden, auf dem Marsch theilweis starben und den Treiber inticirten, beantragt: 
die Königliche Regierung zu N., iu deren Bezirk die Blutseuche so häufig verkommt* 
hat sich aber (nach Anführung des Schreibens der Königlichen Regierung zu X. vom 
30. November) gegen die Sperre erklärt, theils weil die Krankheit angeblich kein fluch- 
tiges Contagium entwickelt, thcils weil sie dort iu manchen Orten stationär uud lang- 
dauernd ist, also auch die Sperre sehr lange bestehen und sehr lustig werden würde. 
Der erste re Grund ist ^anz unhaltbar, weil viele Beobachtungen dafür sprechen, dass 
das Contagium unter Umständen auch flüchtig ist; der letztere verdient dagegen einige 
Berücksichtigung; aber die grössere Rücksicht muss doch das Wohl des Publicum« sein. 

Mit Rücksicht auf beide oben angedeutete Umstände erlauben wir uns vorzu- 
schlagen : 

a) dass bei der Blutseuche der Schafe neben den übrigen Massregeln des Regu- 
gulativs vom 8. August 1835, eine Sperre nur für die Schafe des Orts und 
nur in der Art eintreten möge, dass auch gesund scheinende Schafe wahrend 
des Bestehens der Krankheit und bis 4 Wochen nach dem letzten Erkrankungs- 
falle nicht ohne besondere Erlaubnis* in einen andern Ort gebracht und eben 
so auch nicht geschlachtet werden dürfen; 

b) dass dagegen fremde Schafe durch den Seucheort und über dessen Feld- 
mark, jedoch ohne sieh daseihst auf Weiden uufzuhaltcn, getrieben werdeu 
können; uud 

c) dass der Verkauf des Rauchfutters von dem Verbot (der Sperre) ausge- 
schlossen bleibt. 

ln dieser milden Weise wird der Sanitätszweck erreicht, ohne dass irgendwo durch 
die Massregeln eine übermässige Belästigung entsteht. Denn der Verkauf und das 
Schlachten kranker Schafe ist ohnedies schon verboten; uud an den Orten, wo die 
Krankheit stationär ist oder alljährlich auf längere Zeit wiederkehrt, erleiden die 
Schäfereien so grosse Verluste, dass sie gewöhnlich aus Ueberfluas keine Veranlassung 
zum Verkauf gesunder Schafe haben, also auch die Sperre sehr wenig oder gar nicht 
fühlen. 

Die speeiellere Sperre der einzelnen Höfe Voranschlägen , halten wir nicht für 
zweckmässig, weil, wenn in einem Orte mehrere Schäfereien bestehen, theils gleiche 
Ursachen auf dieselben ein wirken und deshalb auch die Krankheit in ihnen niehreutheils 
zugleich entsteht oder entstehen kann, und weil bei Beschränkung der Sperre auf ein- 
zelne Höfe im Orte die Controle sehr erschwert wird. Ist aber mir eine Schäferei im 
Orte, so trifft ja die Massregel auch nur diese allein und berührt die Interessen anderer 
Einwohner gar nicht. Wo indes* die Oertlichkeit eine genügende Controle der Sperre 
einer inficirten Heerde für sich gestattet, dürfte die letztere ihren Zweck wohl erfüllen. 

ad 2. Wie oben sub 1 a. angedeutet, soll die Sperre bis zum Ablauf von vier 
Wochen nach dem letzten Erkrankungsfall fortdauern. Dies ist conform wie beim 
Milzbrand des Rindviehes und erscheint deshalb als nöthig, weil die Blutseuche die 
Eigenthümlichkeit besitzt, dass sie oft in ihrem Herrschen kleinere oder grössere Inter- 
vallen macht, und weil somit das Ausbleiben neuer Erkrankungen während nur einiger 
Tage nicht als das Ende der Krankheit ungesehen werden kann. Andererseits lehrt aber 
die Erfahrung: dass die Krankheit, abgesehen von den Einwirkungen der Ausdünstungen 
des Erdbodens und von der Beschaffenheit der Nahrungsmittel, hauptsächlich durch die 
Witterung ihre Entstchuug findet, wie auch dass eine gleiche Wilterungs- und Luft- 
beschaffeuheit selten über vier Wochen fortbesteht und dass die Blutseuche in der 


Digitized by Google 


234 Medici nal und Sanitfitspolizei. 

Regel wirklich erloschen ist» wenn hinnen vier Wochen neue Erkrankungsfällc nicht 
eingetreten sind. 

ad 3. Ks ist bereits oben sub 1 a. hei der Sperre darauf hingedeutet worden, dass 
die noch gesund scheinenden Schafe im Seuclienorte oder mindestens aus den als in- 
ficirt zu betrachtenden Herden ohne besondere Erlaubnis« nicht geschlachtet und nicht 
aus ihm in einen andern Ort gebracht werden dürfen. Es kann aber sehr wohl der 
Fall Vorkommen, dass z. B. in der Kittergutsherde eines Ortes die Blutseuehe besteht, 
unter den Schafen der Bauern aber nicht, und dass doch das Bedürfnis« von frischem 
Fleisch eintritt, oder dass ein Gutsbesitzer auf einer andern Feldmark ein Vorwerk 
mit gesunder Weide besitzt, auf welche er seine gesund scheinenden Schafe bringen 
und sic hierdurch selbst gegen die Krankheit conserviren kann. Unter diesen und ähn- 
lichen Verhältnissen erscheint eine Ausnahme von der Spermiassregel hei gehöriger 
Vorsicht billig und ohne Gefahr auch zulässig. Eine solche Ausnahme darf aber stets 
nur mit Bewilligung der Polizei-Behörde und nur dann statt finden, wenn das dringende 
Interesse der Einwohner, resp. der Sehafbcsitzer hei der Behörde nachgewiesen und 
die Gesundheit der betreffenden Schafe von einem approbirten Thierarzt bescheinigt 
worden ist. 

Berlin, den 3. Februar 1862. 

Der technische Direetor und das Lehrer-Collegium der Königl. Thierarzneischule. 


3. Bote und Wurm. 

(§§. 119 — 122. des Regulativs.) 

Circ.-Vcrf. vom 20. April 1855 (v. Raumer). 

Um die Verbreitung der Rotz- und Wurmkrankheit unter den Pferden möglichst 
zu beschränken, ist für zweckmässig erachtet worden, im Anschluss an die Allerh. C. 0. 
vom 8. August 1835 (G. S. 1835, S. 239 ff.) und das durch dieselbe genehmigte Regu- 
lativ, die sanitätspolizeilichen Vorschriften bei ansteckenden Krankheiten betreffend, den 
Thierärzten ein gloichmfissiges und gründliches Verfahren bei der Untersuchung solcher 
Pferde, welche mit der Rotz- oder Wurmkraukhoit behaftet oder derselben verdächtig 
sind, an die Hand zu geben. 

Die Königliche Regierung hat deshalb die Befolgung nachstehender Bestimmungen 
den Kreisthierärzten und Thierärzten Ihres Departements zur Pflicht zu machen. 

1) Die Thierärzte haben solche Pferde, welcho mit rotz- und wurrakranken 
Pferden in Berührung gekommen und dadurch verdächtig geworden sind, 
wiederholt und so oft zu untersuchen, bis die Krankheit offenbar geworden 
oder die Gesundheit der Thicre ausser Zweifel gesetzt ist. 

2) Die Untersuchungen müssen möglichst bei Sonnenlicht und mit Hülfe eines 
Spiegels zur helleren Beleuchtung der höheren Tbeile der Nasenhöhle vor- 
genommen werden. 

3) Die Thierärzte haben ein Verzeichniss aller nach obiger Bestimmung von 
ihnen untersuchten Pferde anzulcgcn und in demselben, ausser dem allgemeinen 
Zustande des Pferdes, insbesondere die Beschaffenheit der Nascnschleimliaut 
und der Ausflüsse aus derselben, der Ganaschendrüsen und der Haut genau 
anzugeben. 

4) Bei jeder folgenden Untersuchung eiues Pferdes sind die seit der letzten 
Untersuchung eingetretenen Veränderungen in dem Zustande desselben in die 
betreffenden Rubriken einzutragen. 

5) Nach den Ergebnissen dieser Liste ist entweder die Absperrung, resp. Tödtung 
der betreffenden Thicre anzuordnen oder, wenn diese aufgehört haben, ver- 
dächtig zu scin t die freie Disposition dem Eigon thüm er zu gestatten. 

Die Königliche Regierung hat sich durch von Zeit zu Zeit zu veranlassende Revi- 
sionen der von den Thierärzten geführten Listen die Ueberzeugung zu verschaffen, dass 
die vorstehenden Anordnungen Seitens der Kreisthiorfirzte befolgt worden sind. 


Circ.-Verf. vom 26. Juli 1855 (v. Raumer). 

Im Anschluss an die durch meine Circ.-Verf. vom 20. April d. J. zur möglichsten 
Beschränkung der Verbreitung der Rotz- und Wurmkrankheit unter den Pferden ge- 
troffenen Anordnungen, veranlasse ich die Königliche Regierung, über den Erfolg dieser 
Massnahme nach Ablauf eines Jahres Bericht zu erstatten und in demselben <1ic Wir- 
kungen der Verordnung in sanitfitspolizeilicher Hinsicht zu erörtern, so wie auch die 
entstandenen Kosten anzuzeigen. 
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Dabei hat die Königliche Regierung dafür zu sorgen, dass die ThierSrzto nicht 
häufigere Untersuchungen der verdächtigen Thiere anstellen, als zur Erreichung des 
Zweckes unumgänglich nöthig sind, wozu in der Regel die Wiederholung der Unter- 
suchung von 14 zu 14 Tagen, in vielen Fällen von 4 zu 4 Wochen genügen wird. 

Circ.-Vorf. vom 26. April 1856 (v. Raumer). 

Die Circ.-Verf. vom 20. April v. J. macht unter Nr. 1. den Thierärzten zur Pflicht, 
solche Pferde, welche mit rotz- oder wurmkranken Pferden in Berührung gekommen 
und dadurch verdächtig geworden sind, wiederholt und so oft zu untersuchen, bis die 
Krankheit offenbar geworden oder die Gesundheit der Thiere ausser Zweifel gesetzt ist. 
Hieraus ist mehrfach die Verpflichtung der Stnatseassc zur Ucbernahuie der Kosten 
jener wiederholten Untersuchungen gefolgert worden Diese Folgerung ist jedoch nicht 
richtig, wie sieh schon daraus ergiebt, dass die Bestimmung nicht allein auf Krois- 
thierfirzte, sondern anf Thiorärzte überhaupt Anwendung findet. Dieselbe beabsichtigt 
nur, den Thiorärzten eine möglichst sorgfältige Untersuchung und Behandlung der ihnen 
zu diesem Zweck von den Besitzern anvertrauten rotzverdäehtigen Pferde zur Pflicht 
zu machen, nicht aber eine Erweiterung der auf Staatskosten auszuführenden veterinär- 
nolizeilichon Massrogeln gegen die Rotz- und Wurmkrankheit. Hinsichtlich dieser 
Mossregoln verbleibt es bei den Vorschriften des Regulativs vom 8. August 1838. 
Demzufolge gebühren den Kreisthierärzten Diäten und Reisekosten aus der Staatseasse 
nur für die ausserhalb ihres Wohnortes auf Anordnung der Vorgesetzten Behörde, resp. 
auf Requisition der Landräthc ansgeführte erste Untersuchung, auf Grund deren die 
Krankheit oder Verdächtigkeit eines Pferdes constatirt, resp. die Absperrung eingeleitet 
werden soll. Die zum Zweck der Freigobung des Thieres etwa nothwendigen folgenden 
Untersuchungen sind, falls nicht besondere Gründe für ein Einschreiten von Amtswegen 
vorliegen, von den Anträgen der Besitzer abhängig zu machen und demgemäss in der 
Regel anf deren Kosten nuszuführen. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich, diese Bestimmung schleunigst zur Kennt- 
niss der Landräthc und Krcistnicrärzte zu bringen und die genaue Befolgung derselben 
zu überwachen. 

Min.-Verf. vom 9. April 1861 (v. Bothmann-Hollwcg). 

Der Königlichen Regierung erwiedero ich auf den Bericht vom . . . , dass ich mich 
nicht veranlasst finden kann, dem Anträge derselben, das Abledern rotziger und wurm- 
kranker Pferde einfach zn untersagen, zu entsprechen. 

Wenn das Regulativ vom 8. August 1835 sich hierüber nicht ausspricht, so ist 
dnreh dasselbe die Ausnutzung der wegen Rotz- und Wurmkrankheit getödteten Pferde 
nicht verboten. 

Die in dem von der Königlichen Regierung zu Coblenz orlassonen Reglement über 
das Abdeckereiwesen vom 13. Juli 1846 §. 4. c. d. vorgeschriebenen Cautelen, unter 
welchen das Abdecken von rotzkranken Pferden gestattet ist, haben sich bisher als voll- 
kommen ausreichend bowährt, wio dies auch das bei Gelegenheit eines in der Rhein- 
provinz vorgekommenen streitigen Falles erforderte Gutachten des technischen Direktors 
und der Lehrer der hiesigen Königlichen Thierarzneischulo vom 11. Mai 1856 anerkaunt 
hat. Es ist aber hierbei Veranlassung genommen worden, die den Gegenstand betreffen- 
den Bestimmungen der von der vormaligen Regierung zu Cleve unterm 20. Mai 1817 
erlassenen Polizei -Verordnung ihrer zweifelhaften Fassung wegen näher zu jprftcUiren, 
resp. abzuändern, ln Folge dessen sind den Königlichen Regierungen zu Düsseldorf, 
Com und Trier, in deren Bezirken jene Polizei -Verordnung, resp. die mit derselben 
gleichlautende Verordnung des damaligen General - Gouvernements vom 6. März 1816 
bis dahin Geltung gehabt hatte, folgende Bestimmungen zur Nachachtung und Publica- 
tion durch die Amtsblätter unterm 17. Mai 1857 suppeditirt worden. 

1) Die rotzig befundenen Pferde müssen sogleich getödtet werden und zwar, so 
viel wie möglich, in den nächsten Abdeckereien oder sonst an Orten, welche von Laud- 
strassen, Wohnungen und Stallungen wenigstens 1000 Schritte entfernt liegen. 

Das Hinführen zu dem Orte der Tödtung oder zur Abdeckerei muss spät Abends 
oder Nachts und, wo möglich, mit Vermeidung der Hauptstrassen auf Nebenwegen ohne 
Aufenthalt an Wirthshäusorn etc. mit Vermeidung jeder Berührung mit andern Pferden 
und so geschehen, dass die kranken Pferde nicht an don Rändern der Wege und Grä- 
ben das daselbst wachsende Gras abfressen. 

2) Das Ahhäutcn und die sonstige Ausnutzung der wegen Rotzkrankheit getödteten 
Pferde ist nur in den Abdeckereien gestattet, jedoch müssen die Abdecker dabei die 
nöthige Vorsicht zur Verhütung ieder Ansteckungsgefahr bei Menschen und Thieren in 
Anwendung bringen. Namentlich sollen sie darauf sehen: 
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a. dass die Personen, welche zu diesem Geschäft verwendet werden, keine offenen 
Verletzungen an den Händen haben; 

b. dass die Cadavor der Pferde vollständig erkaltet sind, ehe dos Ahhäutcu an 
ihnen vorgonommon wird; 

c. dass die Haute sogleich auf einem der Zugluft ausgesetzten Boden zum 
Trocknen aufgehängt und nur, nachdem sie wenigstens 14 Tage im Sommer 
und 4 Wochen im Winter gehangen haben, verkauft werden, oder wenigstens 
24 Stunden hindurch in Kalkwasser gelegt und dann erst an den Gerber ab- 
gegeben werden; 

d. dass ebenso die Sehnen zum Leimsieden nur im trockenen Zustande, Fleisch 
und Fett aber nur im ausgekochten oder geschmolzenen Zustande verwendet 
werden. 

3) Diejenigen Pferde, welche an der Kotzkrankheit gestorben, so wie diejenigen, 
welche nicht von Abdeckern nach obiger Vorschrift gotödtot sind, dürfen nicht abge- 
häutot od«*r anderweitig ausgenutzt werden, sondern sollen, nachdem ihre Haut nu 
mehreren Stellen zerschnitten ist, mit der Haut in einer wenigstens G Fuss tiefen Grube 
vergraben werden. 

Der Königlichen Regierung wird überlassen, die Bestimmungen auch für den dor- 
tigen Regierungsbezirk, wenn nicht etwa besondere Bedenken entgegenstehen, in An- 
wendung treten zu lassen. 

Der Ausbruch ansteckender Krankheiten unter deu Pferden der Armee 
bedingt die pünktliche Ausführung der gesetzlich vorgeschriebenen Massregeln, 
worüber die Circ.-Verfügung des K riegsin inisters vom 23. Mai 1852 (v. Bonin) 
bestimmt: 

Es sind in neuerer Zeit, namentlich nach der letzten Demobilmachung, wiederum 
mehrere Fälle vorgekommen, dass von einzelnen Truppent heilen überzählige oder als 
unbrauchbar uusmngirte Dienstpferde verkauft worden sind, welche sich hinterher als 
rotzverdächtig erwiesen haben. 

Zur Vermeidung derartiger, für das fiscalische Interesse stets mit Geldopforn ver- 
bundener Weitläufigkeiten werden der Armee danach die bestehenden Vorschriften in 
den Circ.- Verfügungen Nr. 44 vom II. April 1826 und Nr. löO vom 8. November 184G 
hierdurch wiederholt mit der Aufforderung in Erinnerung gebracht, heim Verkauf aus- 
nuogirter Dienstpferde und deren Untersuchung in Bezug auf ansteckende Krankheiten 
stets mit der grössten Sorgfalt zu Werke zu gehen und jetles nur irgend verdächtige 
Thier lieber zu tödten, als durch Verkauf desselben den Krankheitsstoff durch Ueber- 
tragen weiter zu verbreiten. 

Irn allgemeinen veterinärpolizeilichen Interesse werden übrigens die Truppentheile 
gleichzeitig hierdurch angewiesen, hoi dem Ausbruch ansteckender Krankheiten unter 
den Pferden der Armee, sei es in der Garnison oder auf Märschen, der Civil-Orts- 
behörde rechtzeitig Nachricht von dem Vorhandensein solcher Krankheiten zu geben, 
damit gegen die weitere Verbreitung derselben die gesetzlich vorgeschriebenen Mass- 
regeln getroffen werden können. 

In Betreff der Pferdeschlächtereien in Berlin ergiug die Polizei-Verordnung 
vom 24. März 1854. 

Auf Grund der §$. 6. und 11. des Gesetzes vom 11. März 1830 über die Polizei- 
Verwaltung verordnet das Polizei-Präsidium für den engeren Polizei-Bezirk von Berlin 
was folgt: 

§. 1. Das Schlachten eines Pferdes, Esels oder Munlthieros zum Verkaufe des 
Fleisches darf nur an den von der Polizei-Behörde erlaubten Schlachtstätten (Schlacht- 
häusern) stattfinden. 

§. 2. Eheuso darf das Fleisch dieser Thiorc nur an den Stellen feil gehalten wer- 
den, welche bei der Polizei-Behörde vorher augenieldet worden sind. Jede Verkaufs- 
stelle dieser Art, an welcher ein Handel mit anderen zum Genüsse für Menschen be- 
stimmten Fleischwaarcn nicht stattfinden darf, muss mit einer Tafel versehen sein, 
welche die deutliche Aufschrift: Rosafleiscb-Verkauf führt. 

§. 3 Kein Pferd, Esel oder Maulthier, dessen Fleisch zum Handel bestimmt ist, 
darf geschlachtet werden, bevor dasselbe nicht von dem polizeiliehen Thierarzte 
untersucht und bevor von diesem nicht darüber ein Attest ausgestellt ist, dass das zu 
schlachtende Thier nicht an einer Krankheit gelitteu hat, welche dessen Fleisch zum 
Genüsse für Meuscheu und Thiere ungeeignet gemacht hat. 
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§. 4. Jeder Rossschlächter hat ein von dem polizeilichen Revicrvorstande zu 
paragraphirendes und abzustempelndes Schlachtbach zu führen, welches nach dem bei- 
folgenden Schema (Anlage a.) eingerichtet sein muss. 

Die ersten 4 Rubriken müssen sofort und binnen längstens ‘24 Stunden vom Ross- 
sehlächter ansgefüllt werden, nachdem das Thier erworben ist, wenn dessen Abschlach- 
tung auch noch nicht sofort beabsichtigt wird. 

Zur Ausfüllung der vierten Rulrik genügt die Aufführung des Namens derjenigen 
Person, von der das Pferd etc. erworben worden ist, sofern dieselbe dem Rosssc hlächter 
als iin Inlande ansässig persönlich bekannt ist. Rücksichtlich unbekannter Verftusserer 
kommen die Vorschriften des Gesetzes vom 13. Februar 1843 in §§. 5, 0 und 7 (G. S. 
S. 75) zur Anwendung. 

Die fünfte Rubrik wird von dein polizeilichen Thierarzt ausgefüllt (vergl. §. 3); 
demselben darf das zum Schlachten bestimmte Thier jedoch nicht früher als höchstens 
24 Stunden vor dem Schlachten zur Untersuchung vorges teilt werden. 

Die sechste Rubrik ist vom RossscJiliie.htcr jederzeit in seinem Verkaufslocale, 
oder wenn dasselbe von der Schlachtstüttc entfernt ist, in der letzteren zur Vorzeigung 
au die revidirondon Polizeibeamten oder den polizeilichen Thierarzt bereit haben 

§. 6. Wegen Beseitigung der nicht zum Verkaufe geeigneten Abgänge an Knochen, 
Fell etc. sind die bestehenden oder noch zu erlassenden Vorschriften inne zu halten. 

§. 7. Wer dieser Verordnung entgegou handelt, oder den ihm darin auferlegten 
Verpflichtungen nachzukommen unterlässt, verfällt in eine Gcldbusao bis zu 10 Thaicrn, 
oder im UnvermögensfaUe in eine Gefängnisstrafe bis zu 14 Tagen. 

Anlage a. 

Schema des Sc hl acht buc lies. 


1 2 


3 


4 


6 


- 


e 

3 



-J 


Beschreibung 
des Pferdes, Esels 
oder Maulthicres 
nach Alter, Grösse, 
Farbe und beson- 
deren Kenn- 
zeichen. 


Tag 

des 

Erwerbes. 


Name 

dos Voräusse- 
rers und Ver- 
merk über dessen 
Legitimation. 


Attest 

des polizeilichen 
Thiorarztes über 
den Gesundheits- 
zustand^ des 
Thieres. 


Tag 

des Schlach- 
ten s oder 
des ander- 
weitigen 
Verkaufs. 


Die Regierung zu Potsdam erlies» unterm 20. Mai 1856 für ihren Verwal- 
tungs-Bezirk eine fast gleichlautende Verordnung, welche im §. 7. noch folgende 
Bestimmung enthält: 

Auch in Betreff des Schlachten» eines Pferdes, Esels oder Maulthiers zum eigenen 
Gebrauch des Fleisches oder zu anderen Zwecken wird die Beachtung des §. 3. unge- 
ordnet und darf auch ein solches Schlachten nicht ohne thierflrztliche Prüfung und Be- 
scheinigung hinsichtlich der Unschädlichkeit des Fleisches erfolgen; diese Prüfung muss in 
der Regel vor dem Schlachten, und nur in besonders dringenden Füllen darf sie nach- 
her, jedenfalls aber des schleunigsten, stattflnden. 


Verf. an die Königl. Regierung zu N., vom 21. Januar 1807, betreffend die 
Behandlung der Ca da vor der wegen Rotzkrankheit getödteten Pferde 

(Loh nert). 

Auf den Bericht vom . . . eröffne ich der Königl. Regierung, dass die C'adaver der 
wegen Rotz verdacht es freiwillig getödteten Pferde selbstverständlich eben derselben ve- 
terinfirpolizoilichen Behandlung zu unterwerfen sind, wie die der wegen censtatirtor 
Rotzkrankheit auf polizeiliche Anordnung getödteten Thiere, insofern nicht der Verdacht 
durch die Scction, welche jedesmal der mit «1er Beobachtung des verdächtigen Pferdes 
beauftragte Kroisthierarzt unmittelbar nach der Tndtnng vorzunehmen hat. als völlig un- 
begründet sollte verworfen worden sein. 
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Was den vom Kreisthierarzt N. zu N. angezeigten Fall betriflft, so ist das von dem- * 
selben hierbei beobachtete Verfahren nicht correct gewesen. Statt den Besitzer des un- 
ter einer veterinär- polizeilichen Beobachtung stehenden Pferdes zu veranlassen, dasselbe 
dein Abdecker zu ubergeben, hatte der etc. N. das Pferd in seiner Gegenwart tödten 
lassen und die thicrärztliehe Section sofort selbst vornehmen sollen. 

Um ähnliche ordnungswidrige Vorkommnisse zu verhüten, bin ich damit einver- 
standen. dass die Königl. Regierung eine, die Bestimmungen der Verfügung vom £>. April 
18l»l auf die Ausnutzung der wegen Rotzverdachtes ohne vorgängigen obrigkeitli- 
chen Befehl getödteten Pferde erweiternde Polizei-Bekanntmachung erlasse. 

Vor Allem aber wolle die König]. Regierung die Kreis- Thierärzte dahin auweisen, 
dass sie die vorgeschriebene Beobachtung rotz. verdächtiger Pferde nicht eher aufgeben, 
bis sie sich von der Genesung der Thiere bei Lebzeiten oder von der Natur der Krank- 
heit derselben durch eine genau ausgeführte Section der Cadavcr Ueberzcugung verschafft 
haben. 

Verfügung vom 1. Juni 1871 an die Königl. Regierung zu N. und ab schrift- 
lich an B&mmtliche übrigen Königl. Regierungen etc., das Desinfection s- 
Verfahrcn bei der Kot zk ran k heit betreffend. (I. A. Knerk.) 

Der Königl. Regierung übersende ich auf den Bericht vom . . . anliegend zur wei- 
teren Veranlassung die gewünschte .gemein fassliche Anleitung für das Desinfeetions-Ver- 
fahren bei der Rotzkrankheit“, mit dem Bemerken, dass die sonstigen Anträge des Be- 
richts abgesondert verhandelt werden. 

A nlage. 

Gemoinfassliche Anleitung für das Desinfection®- Verfahren bei der 
KotzkrankheiL 

Der Anstoc.kungsstoff der Rotzkrankheit ist fix and nur in so weit flüchtig, als er 
an der feuchten Haut und Lungcn-Ausdünstung haftet, ohne jedoch in der Luft länger 
wirksam zu bleiben, weshalb es sich bei der Desinfection nicht mn eine Vertilgung in 
der athiuosphfirischen Luft, sondern an Gegenständen bandelt, welche eine Uebertragung 
vermitteln Können. Diese Gegenstände sind namentlich: 

Ställe und Eisen bahn wagen, Stallgerfithe und Putzzeug, Pferdedecken, Sättel, 
Geschirre und Wagendeichsel. 

Zu den practisehen und wirksamsten Desinfectionsmitteln gehören: 

1) heisse« Seifenwasser und Seifenlauge — zur Reinigung; 

2) Kalk und Chlorkalk, letzterer in einer Mischung von 1 Gcwichtstheil anf 10 
Gowichtstheilo Wasser — zur Desinfection der Stall wände. Decken und Fuss- 
böden : 

3) Rohe Carbolsfture für sich allein — zur Desinfection hölzerner Gegenstände 
oder 

mit einem fetten Oel zu gleichen Gewichtstheilen — zur Desinfection des 
Holz- und Eisenwerkes und des Lederzeugs — und 

4) trockene Hitze nicht unter 60° C. — besonders zur Desinfection der Pferde- 
decken, Satteldecken etc. 

Das Des i nfection8- Verfahren bei den verschiedenen Gegenständen. 

). Die Pferdcst&llo. 

Reinigung von Dünger, Entfernung der hölzernen Krippen und Kaufen, des höl- 
zernen Fussbodens und der alten schadhaften Bretterverschläge. Der hölzerne Fussbo- 
deu ist nicht wieder verwendbar, die übrigen Gegenstände können wieder benutzt wer- 
den nach sorgfältiger Reinigung mit heissom Scifenwasser oder beisser Lauge und nach 
Ueberstreichen mit roher Carbolsfiure für sieb allein oder in Verbindung mit Oel, wenn 
das Holz fest und gesund, d. b. nicht angcfault oder wurmstichig ist. Nicht entfem- 
bnreg Holz- oder Eisenwerk, wie auch steinerne Krippen werden im Stalle ebenso ge- 
reinigt und mit Carbolsfiure behandelt: die steinernen Krippen können auch mit Chlor- 
kalk dcsinficirt werden: Wände und Decken werden mit Chlorkalk übertüncht. 

Wo Stroh oder Heu die Wände decken, sind diese Gegenstände, wenigstens die 
unteren Schichten derselben, zu entfernen und anderweitig, d. h. nicht bei Pferden zu 
verwenden. Feste, undurchlassende F ussböden werden abgeschlemmt und mit Chlor- 
kalk behandelt: schlechtes Pflaster wird aufgenommen und die Erde bei ungepflasterten 
Fussböden, wie auch nach aufgeuommenem Pflaster so tief entfernt, als sie durch- 
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feuchtet erscheint. Die alten Pflastersteine können nach gehöriger Keinignng wieder be- 
nutzt werden. 

2. Eisenbahnwagen. 

Reinigung von allen Extrementen, im Innern Abwaschen mit heissem Wasser und 
darauf Behandeln mit Carbolsfiure, wie das Holzwerk in den Pferdeställen. 

3. Stall-Utensilion. 

Hölzerne Ger&thschaften werden vernichtet (verbrannt), wenn sie werthlos sind, 
6onst aber, wie bereits angegeben, gereinigt und mit Carbolsfture behandelt: die Strie- 
geln können im Feuer dcsinncirt werden; das übrige Putzzeug aber wird vernichtet. 

4. Zaume, Sättel und Geschirre. 

Das Polsterwerk muss entfernt und neu ersetzt werden; das Lederzeug wird einige 
Stunden im heissen Seifenwasscr eingeweicht, mit. Bürsten gereinigt und hierauf mit 
Carholsäure und Ocl bestrichen. Gebisse und Ketten legt man einige Minuten ins Feuer. 

5. Decken, 

gleichgültig aus welchen Stoffen sie bestehen, werden mit kochendem Seifenwasser ge- 
brüllt oder gewaschen oder einer trockenen Hitze unter 60® C. in Backöfen etc. einige 
Stunden ausgosetzt. 

6. Die Wagendeichsel 
wird desinficirt wie das Ilolzwork im Stall. 

M. Medicinische Statistik. 

Die unverkennbaren grossen Schwierigkeiten, welche sich einer ansgedehnten 
medicinischen Statistik für den Umfang des ganzen Staats entgegenstellen, haben 
diesen Zweig der Sanitätspolizei grosscutheils nur auf die grossen Städte und 
ihre grösseren Kranken-Anstalten beschränkt. 

Die allgemeine medicinische Statistik umfasst nur die Zahlen der ver- 
schiedenen Kategorien der Medieinalpersonen, der Apotheker und Hebammen. 

Im Medicinal-Oalender für den preussischcn Staat werden jährlich 1. eine 
summarische Nachweisung der Kreisphyaiker, Aerzte, Wundärzte, Zahnärzte, 
Apothekenbesitzer und Hebammen in den einzelnen Regierungsbezirken mit An- 
gabe ihrer Einwohnerzahl, und 2. eine alphabetische Zusammenstellung 
sämmtlicher Städte nebst Angabe der Bevölkerung , der Zahl der Aerzte und 
Apotheker in denselben über das vergangene Jahr mitgethcilt. 

Der Vorschlag, über die Todesursachen statistische Tabellen nach strenger 
medicinisch wissenschaftlicher Auffassung durch Aerzte zu sammeln, ist in 
kleineren Kreisen leichter ausführbar, als iu einem grossen Staatsgebiete, wie das 
preussische, weil man in dieser Beziehung auf sehr grosse Schwierigkeiten stösst. 
Dies hat seinen Grund darin, dass eine grosse Zahl von Menschen stirbt, ohne 
ärztlich behandelt worden zu sein, und dass es da, wo eine Todtenbescban nicht 
obligatorisch eingeführt ist, der ärmeren Bevölkerung nicht znzuinnthen ist, zur 
Ausstellung der Todcsbcschcinignng einen oft entfernt wohnenden Arzt zu 
reipiiriren. 

Ans diesen Gründen werden in I’reusscn, so lange noch keine andern Be- 
stimmungen getroffen worden, die Todesursachen naeli folgenden 12 allgemeinen 
und leichter festzustellenden Kategorien geordnet: 
todtgeboren, 
im Kindbett gestorben. 

Schlag, 
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Pocken, 

äussere Schäden, 

Altersschwäche, 
acute Krankheiten, 
chronische Krankheiten, 

Wasserscheu, 

u n I m * s t i i n tu t e K ra n k h eiten , 

Selbstmord, 

Unglöcksfölle. 

Günstiger stellt sich die Möglichkeit und Zuverlässigkeit des statistischen 
Nachweises innerhalb kleiner Umgrenzungen heraus. Die Special-Statistik der 
grösseren Siädte umfasst in dieser Weise auch die medicinischen und sanitäts- 
polizeilichen Angelegenheiten und ist, z. B. für Berlin, in den Berliner statistischen 
Jahrbüchern des statistischen Amts im Polizei- Präsidium enthalten. 

ln Beziehung auf das dabei in Anwendung zu bringende Krankheits- 
Schema bestimmt die 


Min.-\erf. vom 15. September 1858 (v. Raumer). 

Dem Königlichen Polizei-Präsidium übersende ich hierbei Abschrift de« von der 
Königl. wissenschaftlichen Deputation für das Modicinalwcsen entworfenen Krank heits- 
sohema (Anlage a.) behufs Aufnahme der Todesursachen iu das Berliner statistische 
Jahrbuch mit der Veranlassung, den Regierungs-Medicinalrnth Dr. Müller zu be- 
stimmen, dieses Schema seinen wissenschaftlichen Erörterungen über die Todesursachen 
in Betreff der in Berlin Verstorbenen künftighin zum Grunde zu legen. 

Dem etc. Dr. Müller bleibt überlassen, die von den Acrztcn Berlins bei Ausstellung 
der Todtensehcine angegebenen Krankheitsnamen den in dem Schema «ufgestellten 76 
Krankheitsgruppen nach wissenschaftlichen Principien zn subsumiren. 

Anlage a. 


Das b c h n f s Aufnahme der Todesur- 
sachen für das ganze Land vorgo- 
sehrieheue Schema. 

I. Todtgeborcn. 

II. Das natürliche Lebensalter haben er- 
reicht und sind an Entkräftung gestorben. 

III. Selbstmord. 

IV. Durch allerlei Unglücksfälle. 

V- Im Kindbette. 


Krankheit» - Schema behufs Auf- 
nahme der Todesursachen in dom 
Berliner statistischen Jahrbuch zu 
mehr wissenschaftlichem Gebrauch. 

Erste Hanpt-Abthcilnng. 

1) Todtgeborcn. 

Zweite Haupt- A btheil ung. 

2) Durch Lebensschwäche bald nach der 
Geburt gestorben. 

Dritte Haupt- Abtheilu ng. 

3) Altersschwäche. 

Vierte H an pt- Abtheilung. 

Tod durch äussere Gewalt. 

4) Selbstmord. 

5) Mord — Todtschlag. 

6) Hinrichtung. 

7) Allerlei Unglücksfällc. 

Fünft e llaupt- A btheil ung. 

Tod in der Schwangerschaft und im 
Kindbett. 

8) Extrauterin- Schwangerschaft. 

9) Eklampsie der Schwängern und Ge- 
bärenden. 

10) Verblutung bei und nach der Entbin- 
dun«. 

11) Wochenbett lieber. 
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Sechste II aupt- Abteilung. 

VI. Durch innere acute Krankheiten. Tod durch innere acute Krankheiten. 

12) Cholera. 

13) Ruhr. 

14) Typhus. 

* 15) Wochselfi ober. 

VII. Durch Pocken. IC) Pocken. 

17) Scharlach. 

18) Masern. 

19) Keuchhusten. 

20) Rotzkrankheit. 

21) Milzbrandanthrax- 

VIII. Durch die Wasserscheu oder 22) Wasserscheu oder Hundswuth. 
Hundswuth. 

23) Sparadisches gastrisch- nervöses Fieber. 

24) Acuter Rheumatismus. 

25) Rothlauf (Erysipelas). 

26) Zellgewebsverhärtung der Kinder. 

27) Brechdurchfall ^sporadische Cholera). 

28) Durchfall der Kinder. 

29) Entzündung des Gehirns. 

30) Entzündung der Luftröhre und des 
Schlundes (häutige Bräune.) 

31) Entzündung der Lungen und der Pleura. 

32) Entzündung des Herzens. 

33) Entzünd, des Magens u. Darmcanals. 

34) Entzündung des Bauchfells. 

35) Entzündung der Leber. 

36) Entzündung der Harnwerkzeuge. 

37) Entzündung der Geschlechtsorgane. 

38) Entzündung der Blutgefässe (Phlebitis). 
Siebente Haupt-Abtheilung. 

IX. Durch innero chronische (langwierige) Tod durch innere chronische Krankheiten. 
Krankheiten. 

39) Organische Krankheiten des Gehirn». 

40) Organische Krankheiten des Rücken- 
marks. 

41) Organische Krankheiten des Herzens. 

42) Organische Krankheiten der grossen 
Gelasse (Aneurysmen). 

43) Organische Krankheiten der Lungen. 

44) Organische Krankheiten der Leber. 

45) Organische Krankheiten des Magens 
und Danncanals. 

46) Sonstige organische Krankheiten des 
Unterleibs. 

47) Seorbut. 

48) Blutfleckenkrankheit. 

49) Wassersucht mit Angabe der Form. 

50) Gicht. 

51) Steinkrankheit. 

52) Harnmhr. 

53) Scropheln und Rhachitis. 

54) Tnherculose mit Angabe der Formen 

(Lungenschwindsucht etc.), 

55) Krebs mit Angabe der Formen. 

56) Chronische Vergiftung. 

57) Allgemeiner Marasmus (Entkräftung, 
Zehrfieber). 

58) Selbstständiger Starrkrampf (Tetanus, 
Trismus [der Kinder]). 

59) Epilepsie. 

60) Eklampsie der Kinder. 

Itedielnftl- Weteu. 
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61) Säuferwahnsinn. 

62) Andere Geisteskrankheiten. 

Achte Hnupt-Abthoilung. 

X. Durch Schlagflüssc. Tod durch einen plötzlichen Krankheit»- 

z u fall. 

63J Gehirnschlagfluss. 

64) Lungen- und Herzschlag. 

65) Nervenschlag — tödtlicuo Ohnmacht. 

• 66) Ruptur eines innern Organs. 

Neunte Haupt-Abtneilung. 

XI. An äusseren Krankheiten und Schaden. Tod durch äusscro Krankheiten. 

67J Carics und Necrose. 

68) Chronische Entzündung der Gelenke 
(Arthrocaeen). 

69) Brucheinklemmung. 

70) Carbunkel. 

71) Noma (Wasserkrebs). 

72) Hospitalbrand. 

73) Altersbrand. 

74) Vereiterung des Zellgewebes. 

75; Tödtlichor Ausgang von chirurgischen 
Operationen (Verblutung, Pyümic etc.). 

Zehnte Haupt-Abtneilung. 

XII. An nicht bestimmten Krankheiten. 76) Tod durch unbestimmte Krankheiten. 
Ueber Epidemien, resp. Viehseuchen sind statistische Notizen gesammelt und 

der Oeffentlichkeit in einzelnen Füllen übergeben. 

In Betreff 1 der an die Geheime Medicinal- Registratur einzusendenden An- 
zeigen über die Veränderungen im Medicinalpersonal erging die Circ.- 
Verf. vom 21. März 1859 (v. Betbmann-Hollwcg). 

Durch die Circular- Verfügung vom 15. September 1853 ist den Königlichen 
Regierungen, resp. den Rcgierungs-Medicinal-Räthen die Beachtung der älteren Circular- 
Verffigungen vom 2. December 1832 und 9. December 1834 in Betreff der au die 
Gehejme Medicinal-Registratur einzusendenden Anzeigen über die Veränderungen im 
Mi'dioinalpersonal dringend empfohlen worden. Obwohl diese Erinnerung in vielen 
Fällen die regelmässige Einsendung der Personal -Nachrichten zur Folge genabt hat, so 
sind doch aus manchen Regierungs-Bezirken diese Nachrichten fortwährend zurück- 
geblieben oder nur sehr vereinzelt und unvollständig cingegangen. 

Ich finde mich daher veranlasst, die obige Verfügung zu genauer und prompter 
Beachtung auf das Bestimmteste zu empfehlen. 

Zur Vermeidung entbehrlichen Schreibwerks gebe ich zugleich anheim, die An- 
zeigen, welche die Kreisphysiker über die Personal- Veränderungen der Aerzte, Wund- 
ärzte. Thierärzte und Apotheker in ihren Kreisen an die Königliche Regierung cinzu- 
senden verpflichtet sind, nach erfolgter Notiruug durch die Regierungs-Bureau x br. tu. 
der Geheimen Medicinal-Registratur zusenden zu lassen, wie bereits mit gutem Erfolge 
Seitens einzelner Königlichen Regierungen geschieht. 

In gleicher Weise muss ich eine regere Theilnahme der Herren Regicrungs-Medicinal- 
Räthe und der Kreisphysiker bei der durch die obengedachte Circular- Verfügung ge- 
troffenen Anordnung in Betreff der Berichtigungen zu dem Medicinal- Kalender dringend 
empfehlen. Es ist unerlässlich, dass, soll das dem Kalender als zweiter Thcil bei- 
gegebene Medicinal-Pers« men- Verzeichmsa seinen Zweck erfüllen , die Regierungs- und 
Kreis-Modicinal-Beamten jener Anordnung pünktlich Folge leisten. Seitens einiger 
Königlichen Kcgierungeu ist dies mit anerTkennenswerthem Eifer geschehen, bei der 
grossen Mehrzahl aber ist die Circular-Verfügung vom 15. September 1853 unbeachtet, 
geblichen, lei» gebe mich der Erwartung hin, dass diese erneuerte Anregung genügen 
wird, um die Kreisphysiker zu veranlassen, die Berichtigungen, so weit es ihren Kreis 
betrifft, behufs Redaction des folgenden Jahrgangs pünktlich im Monat Juli jeden .Jahres 
einznreichcn , und dass die Königlichen Regierungen diese Anzeigen ungesäumt der 
Geheimen Medicinal-Registratur zugehen und nicht, wie dies auch geschehen, bis zum 
folgenden Jahre liegen lassen werden. Später als im August eingehende Berichtigungen 
können bei der Rcdnctiou des folgenden Jahrgangs nicht mehr benutzt werden. 

Zu den Herren Regioruhgs-Modicinal-Räthcii habe ich da» Vertrauern dass sie diese 
Berichtigungen einer eingehenden Controle unterwerfen und der Angelegenheit über- 
haupt ihren oft erprobten Eifer zuwenden werden. 
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Die Verlags-Buch handlang des Medicinal-Calonders ist crbötig, denjenigen Kreis- 
physikem, weiche nicht im Besitz eines Calenders sein Rollten, Exemplare des zweiten 
Thoils desselben behufs Berichtigung des betreffenden Personals unentgeltlich zur 
Disposition zu stellen. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich, diese Verfügung den Kreisphysikern, 
soweit es dieselbe angeht, zur Kenntnissnahme mitzutheilem demgemäss das Erforderliche 
anzuordnen und den etwaigen Bedarf von dem 2ten Theil des Medicinal-Calendcrs 
anzuzeigen. 

Circ,-Verf. vom 24. Januar, 1870 (J. V. Lehnert). 

In Ausführung des Regulativs für die geschäftliche Behandlung der Postsendungen 
vom 15. v. M. u. Js. bestimme ich, dass die durch die Circular- Verfügung vom 21. März 
1859 angeordnete Einsendung der Anzeigen von Veränderungen beim Medicinal- 
Porsonal fortan nur monatlich einmal und zwar zum lten jeden Monats zu erfolgen 
hat. Die im Laufe des vorhergehenden Monats eingetretenen Veränderungen sind zu 
diesem Behuf in kurzem Auszuge: Vor- und Zuname, Character, Wohnort, Approbation 
etc., hintereinander auf Einem Bogen auszuführen, so dass die Zusendung nur einen 
einfachen Brief ausmacht 

Ich erwarte von der Aufmerksamkeit, welche der Mcdicinal-Ratli der Königlichen 
Regierung der Angelegenheit zu widmen verpflichtet ist, dass durch diese Vereinfachung 
der Werth der Mitteilungen nicht leiden wird. 

Die Nachweieungen über die Veränderungen im MedicinalperEonal sind 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen schwieriger als früher zu bewirken, seit- 
dem durch die neue Gewerbe -Ordnung die Berührungspuncte zwischen den 
practizirenden Aerzten und den Medicinalbeamten immer mehr schwinden. Der 
Paragraph 43. der Vorschriften über die Prüfung der Aerzte, ordnet zwar an, 
dass nach dem Schluss jedes Prüfungsjahres die Namen der Approbirlen von 
den betreffenden Centralbehörden dem Bundesrathe anzuzeigen sind, auch wird 
bei der Uebersendung der Approbation den als Arzt Approbirten aufgegeben, von 
der Wahl des Orts ihrer Niederlassung und der jedesmaligen Veränderung 
desselben unter Vorzeigung der Approbation den Kreisphysikern Anzeige zu 
machen; die Erfahrung bat aber ergeben, dass die Aerzte diese Anzeige häufig 
unterlassen und die Medicinal Behörden ohne Kenntniss von der erfolgten Nieder- 
lassung eines Arztes bleiben. Es ist daher Sache der einzelnen Aerzte, über den 
Ort ihrer Niederlassung und ihren Wohnungswechsel den betreffenden Kreis- 
physikern rechtzeitig Anzeige za machen, wenn sie ihrer Aufnahme in den 
Mcdicinal-Calen’der versichert sein wollen. Derselbe bat mit der freigegebe- 
nen ärztlichen Praxis insofern eine grössere Bedentung erbalten , als er ein 
möglichst genaues und zuverlässiges Verzeichuiss der approbirten Aerzte 
giebt und gleichsam die Statistik über das legitime ärztliche Personal 
repräseutirt. 

Nach dem Uebergange des Veterinärwesens in das Ressort des Ministeriums 
für landwirtschaftliche Angelegenheiten ist die Nachweisuug der Thierärzte 
Seitens des Ministeriums der Medicmai-Angelcgenheiten in Wegfall gekommen. Die 
betreffenden Verfügungen unterliegen dadurch in dieser Beziehung einer ent- 
sprechenden Modification. 

Die früheren Wundärzte 1. Classe sind unter der Rubrik „Aerzte“ auf- 
geführt, während die Wundärzte II. Classe bei ihrer geringen Anzahl kaum noch 
in Betracht kommen dürften. 


16 * 
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Wegen der von den Regierungen einzureichenden namentlichen Nach- 
weisungen der Medicinalpersonen bestimmen die 

C.-Verf. vom 22. November 1849 (v. La de nb erg). 

Seit dem Jahre 1843 sind vollständige namentliche Nachweisungen der Medicinal- 
personen im Staate nicht mehr hier eincereicht. Mit Hinweisung auf die Circular- Ver- 
fügung vom 21. Januar 1843 voranlasse ich daher die sämmtlichen Königlichen Regierungen 
und das Königliche Polizei-Präsidium, ein vollständiges namentliches Verzeichnis« aer 


Nach 

dar 

Regierungs-Bezirk befindlichen Medicinalpersonen, 


Namen 

der 

2. 

Ein- 

wohner- 

3. 

Zahl und Art der im Orte 
befindlichen Medicinal- und 
Sanitätß- Anstalten und Iu- 

4. 

Zu- und Vorname 
der 

Ortschaften 

zahl. 

stitute. 

Medicinalpersonen. 

Kreis A 




A. 

1 

Hier werden aufzunehmon 

N. Carl Leopold. 



sein die Apotheken (priv. 
und concees.), Droguerio- 


• 


Handlungen , chemische 
Fabriken , Kranken - An- 





* a 


stalten aller Art , z. B. 


”2 


öffentliche und private. 


8 


die der geistlichen Orden, 




Entbindungs - Anstalten, 
Irrenhäuser, Blinden- und 


•S 


N. Eduard Gottlieb. 

2 


Taubstummen - Anstalten, 




Bade- und Brunnen-An- 


S 


stalten, Quarantaine-An- 


'C 


stalten , die Sauitäts- 


a> 


Commissionen oder De- 


a 


putationen der Orte, ihre 


% 

«O 


Zusammensetzung etc. etc. 

N. Alexander. 

ja 



N. Helene. 

< 

B 




'O 



etc. 

i 





Z 




Summa des Kreises A. 


z. B. 16 Apotheker. 

3 Droguerio- II and- 

15 nract. Aerzte. 

3 Wundärzte 1. CI. 



lungen etc. 

etc. 


(Recapitulatiou sämmt lieber Kreise am Schlüsse.) 
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im dortigen Bezirk ansässigen Modicinalpcrsonen aller Kategorien, so wie der daselbst 
TOrhandenen Medicinal- und San itäts- Anstalten und Institute nach dem beiliegenden 
Schema, welches zugleich nähere Erläuterungen enthält, auf welche Weise die Uebor- 
sicht aufgestellt werden soll, mit dem Beginn des Jahres 1850 anfertigen zu lassen und 
mit dem 10. März 1850 einzureichen. 

Die im Laufe jedes Jahres eintretenden Veränderungen sind, damit diese Nach- 
weisung vollständig erhalten werde, in einer besonderen tabellarischen Uebersicht nach 
dem anliegenden Schema zusammenzustellen und alljährlich bis zum 16. Februar einzusenden. 

Weisung 
in dem 

so wie der Medicinal- und Sanitäts-Anstalten und Institute. 


5. 6. 


In welcher Eigen- 


schaft und wann die- 
selben approbirt sind. 


5 


o 


ä 

o 


£ 


8 . 

Seit wann und in 
welcher Eigenschaft 
dieselben im Civil-, 
Militär-, ständischen 
odorCommunaldienst 
stehen. 


9. 

10. 

Die An- 

g 

° a o 

gestellten 

n ® ® 
- | 

beziehen 

o §.£• 

■2 3 -■ 

an Gehalt 

ij.S.S g 

2 Sgl 

■Mil 

Rtlr. sg.pf. 


Bemer- 

kungen. 


Als Arzt und Wund- 
arzt den 25. April- 

1824; 

als Geburtshelfer den 
6. Octobor 1827; 
als Physicus den 20. 
August 1839. 


1800 


Arzt am städtischen 
Krankenhause seit 
1837. 

Mitglied der Sanitäts- 
Commission seit 

1847. 


155 


Sanitäts- 
rath seit 
1845. 


Als Wundarzt 1. CI. 
den 27. Juni 1837; 
als Geburtshelfer den 
23. April 1838: 
als forensischer Wund- 
arzt den 29. August 
1838. 


1813 


k. 


Als Apotheker 1. CI. 
den 2. Juli 1828. 


1805 


ev. 


Als Hebamme den 
August 1839. 


4. 1809 


k. 


Kreiswundarzt seit 
1841. 

Wundarzt am städti- 
schen Kranken- 
hause seit 1839. 


100 


Mitglied der Sani- 
täts - Commission 
seit 1847. 

Städtische Armen- 
Hebamme seit 1 844. 


50 

15 




Besitzer 
der Driv. 
Apotheke 
zum gol- 
denen 
Stern. 






I I 
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C.-Verf. vom 4 . Januar 1853 (▼. Raumer). 

Die durch die Circular- Verfügung vom 25. April 1827 eingeführte, alljährlich ein- 
zureichende „Summarische Nachweisung sämmtlicner Medicinalpersonen* in den einzel- 
nen Regierungsbezirken entspricht nicht mehr dem gegenwärtigen Bedürfnisse und zum 
Theil auch nicht den jetzt vorhandenen Kategorien der Medicinalpersonen. Es ist des- 
halb eine Vereinfachung dieser summarischen Nack Weisung nach Ausweis des anliegen- 
den Schema angeordnet worden. 

Während dasselbe keine zusätzlichen Colonncn erhalten hat, kommen von den bis- 
her gebräuchlichen in Wegfall: 

1) bei der Rubrik: Aerztc (promovirte) die Colounen: Augenärzte, weil diese 
nicht besonders approbirt werden und die oberen (Militär-) Aerzte und Com- 
pagnie-Chirurgen, weil diese nur insofern in Betracht kommen, als sie zur 
Civilpraxis berechtigt sind. Dasselbe gilt für die Rubriken der Wundärzte 
erster und zweiter Classe: 

2) hei der Rubrik: Wundärzte zweiter Classe die Colonnen: „Land Wundärzte, 
ausnahmsweise zur Praxis befähigt“, „geprüft als Augenärzte“, „forensische 
Wundärzte“, „für leichte innere Curen“, „halten Genülfen“, „haben Lehr- 
linge“, „sind angestellt als Assessoren“, „als Spital-Chirurgen“, weil diese 
Kategorien theils nicht mehr Vorkommen, theils nicht interesBiren ; 


Aerzte (promovirte). 


Namen 

der 

landräthlichen 

Kreise. 

Nr. 


o.-2 

«a a 

ß* 


Davon sind 


angestellt 

als 


Ol - 


s 


ft. \< 


Sehe 


Wundärzte I. CI. Wundärzte II. Classe. 


Davon sind 


» i 


ji 


3 I 


< o 


an ge- 
stellt 
als 


S 

® d 

i % 

'i i ! 


! 


Davon sind 


approbirt 

ab 


zugleich 

geprüft 

ab 


“gl I 

3 ~ 


o 2 
J J j 

"2 *- I 

■5 3 


o 


C.-Verf. vom 8. Docembor 1860 (Lehnert). 

Um die Medicinal-Personon-Tabellen in eine wünscheuswerthe Beziehung zur all- 
gemeinen Volkszählung zu bringen, bestimme ich hiermit , dass dio nach der Circular- 
Verfügung vom 22. November 1849 einzureichenden vollständigen namentlichen Ver- 
zeichnisse der im Bezirk vorhandenen Medicinal-Personon alle 3 Jahre und zwar jedes- 
mal für dasjenige Jahr aufgestellt werden, in welchem die allgemeine Volkszählung 
statt findet. Hiernach wird also eino vollständige Tabelle für das Jahr 1861 im Früh- 
jahr 1862, für das laufende Jahr, so wie für dio beiden zwischenliegenden Jahre dage- 
gen nur aie Veränderungen nach Anleitung der oben allegirton Circular- Verfügung zu- 
saminenzustcllcn und einzureichen sein. 

Die Königlicho Regierung veranlasse ich, die Kreisphysiker schon jetzt mit entspre- 
chender Instruction zu versehen. 


Digitized t 


* 

Modicinische Statistik. 247 

3) die^Rubrik: „Augenärzte“ fällt ganz fort; 

4) bei der Rubrik: „Apotheker“ sind die beiden Colonnen: „im Civil“, „im Mi- 
litär an gestellte“ gleichfalls fortzulassen: 

3) bei den verschiedenen Kategorien des thicrarztlichon Personals fallen die Co- 
lonnen: „Thierärzte dritter und vierter Classo“, als nicht mehr existirend, 
weg, so wie die der „Curschmiede im Militärdienste“ und „die Civilpraxis 
übenden Cantlidaten der Tliierhcilkunde“ mit den „als Curschmiede im Militär 
dienenden“. 

Die „Bemerkungen“ über die Ausfüllung der summarischen Nachweisung, welche 
l»ei der bisherigen in Geltung waren, behalten im Ganzen ihre Gültigkeit, namentlich 
bei den promovirteu Aerzteu und Wundärzten erster Classo, während die einzelnen 
Rubriken der Tabellen selbst ergeben, wer zu den Apothekern, ThierArztcn etc. zu zäh- 
len ist. Die Militärärzte sind in den Rubriken für die verschiedenen Kategorien der 
Medicinalpersonen, denen sic # angehoron ? mit aufznnehmen. Die ärztlichen Coininunal- 
Bcamten werden künftighin ebenfalls nicht mehr besonders aufgeführt. 

Haben einzelne Medicinalpersonen noch besondere, in der Tabelle nicht angegebene 
Staatsämter, wie z. B. Bergarzt etc., so ist dies in der letzten Rubrik: „Bemerkungen“ 
anzugebeu. 

Das neue Schema ist von jetzt ab statt des bisherigen bei den alljährlich zu dem 
bestimmten Termine cinzureichcnden Nachweisungen anzuwenden. 


m a. 



M. - V e r f . vom 8, Mari 18G1 (Lehncrt). 

Auf di« Anfrage in dem Beriekt vom . . . orwiedero ich der Königlichen Regierung 
unter Hinweisung auf die Circ.- Verfügung vom 15. Deeombcr 1853 (betreffend die Auf- 
hellung der Kintheilong der Apotheker in zwei Classen), dass die als .Apotheker“ 
Approbirten zu der Kategorie der früheren Apotheker erster Classe gehören und daher 
auch in der für letztere bestimmten Rubrik des Schema zu den summarischen Naeli- 
weisungen der Mcdicinal - Personen aufzuführen Bind. 

Die vorstehenden Bestimmungen hinsichtlich der Medicinal-Personen-Tabellen 
etc. sind mittels Erlasses vom 17. Decemher 1866 auch in den Provinzen Schles- 
wig-Holstein, Hannover und Hessen-Nassau in Wirksamkeit getreten. 
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•Statistische Nachrichten über die öffentlichen und Pri vat-lrren-Heil- 
Anstalten wurden erfordert durch die 

Circ.-Vcrf. des Ministers der geistlichen otc. Angel, vom 29. Noybr. 1852 

(v. Raumer). 

Yon dem Königlichen statistischen ßureau werden Nachrichten über die im proussi- 
sclien Staate bestehenden öffentlichen und Privat-Irren -Heil- und Pflege- Anstalten für 
das Jahr 1851 gewünscht. 

Im Verfolg der Verfügung vom 26. August v. J. veranlasse ich die Königliche 
Regierung, diese Nachrichten iu Betreff Ihres Verwaltungs-Bezirks nach dem beiliegen- 
den Schema (Anlage A.) zusammenstellen zu lassen und die U ebersicht binnen vier 
Wochen einzureichen, sofern dort aber dergleichen Anstalten nicht vorhanden sind, 
binnen gleicher Frist oino Vacat- An zeige zu erstatten. 

Statistische Nachrichten über die öffentlichen 
im Bezirk 

für das 
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Cir.-Verf. des Ministers der geistlichen etc. Angel, vom 5. Februar 1855 

(v. Raumer). 

Es ist mir im dienstlichen Interesse wünsehenswerth. die durch die Verfügung 
vom 29. November 1852 für das Jahr 1851 erforderten statistischen Nachrichten über 
die öffentlichen und Privat-Irren-Heil- und Pflege-Anstalten künftig regelmässig zu er- 
halten, und zwar dergestalt, dass dieselben unter Benutzung des vorgeechriebenon, hin- 
sichtlich der Zahlen in der Ueberschrift der resp. Colonnen entsprechend zu Ändernden 
Schemas jedesmal einen Zeitraum von drei Jahren umfassen. 

Die Königliche Regierung veranlasse ich demnach, mir die diesfälligen Nachrichten 
für die Jahre 1852, 1853 und 1854 bis zum 1. Mai d. J. mitzutheilcn. Der nächste Be- 
richt ist dann zum 1. Marz 1858 und ho fort alle drei Jahre zu erstatten. Im Fall 
dergleichen Anstalten in dem dortigen Regierungs- Bezirke nicht vorhanden sein sollten, 
sind Vacat- Anzeigen zu erstatten. 

und Privat-Irren-Heil- und Pflege-Anstalten Anlage A. 


Jahr 1851. 
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Bemerkungen 
insbesondere 
über die 
Erfolge der 
ärztlichen 
Bemühungen 
in Bezug 
auf die 
Heilung der 
Kranken. 
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Im Jahre 1869 ist man der Anbahnung einer Krankenhaus - Statistik 
näher getreten. Sie erstreckt sich zunächst auf grössere Krankenanstalten mit 
80 Betten und beabsichtigt neben der Erhebung einer Morbilitfits- und Mortalitäts- 
Statistik vorzugsweise die Erforschung der hygienischen Verhältnisse der Hospi- 
täler und Krankenhäuser, sowie die Hebung des Hospitalwesens im Allgemeinen. 

Circ.-Vcrf. an sä ni mt liehe Ober-Präsidenten, betreffend die Krankenhaus- 
Statistik, vom 30. April 1867 (v. Mühler). 

Für die Herstellung einer Krankenhaus-Statistik ist bisher überhaupt nicht viel, 
in Preussen aber weniger geschehen als in anderen Staaten. Gleichwohl gewährt eine 
solche Statistik nicht nur ein hohes wissenschaftliches Interesse, sondern sie verspricht 
auch wichtige prnctische Fingerzeige für die Einrichtung und Verwaltung der Kranken- 
häuser. Der Erfolg aber bleibt wesentlich abhängig theils von der richtigen Begrenzung 
der Aufgabe, theils von der Bereitwilligkeit, welche die Verwalter der Krankenhäuser 
dem Unternehmen entgegenbringon. 

Um in ersterer Beziehung eine dem Zweck entsprechende Unterlage zu gewinnen, 
habe ich eine besondere Commission von sachverständigen Aerzten berufen, welche sich 
der Aufgabe, die Prineipien für eine rationelle Krankenhaus-Statistik festzustellen, durch 
Vorlegung des in ... . Drockexemplaren angeschlossenen Promemoria nebst 18 dazu 
gehörigen Anlagen entledigt hat. Vorbehaltlich der Verbesserungen, welche etwa die 
practische Erfahrung an die Hand geben wird, halte ich das hierin gegebene Material 
für ganz geeignet, uin die Herstellung einer allgemeinen Krankenhaus-Statistik an- 
zubannen. 

Vorerst wird es sich jedoch empfehlen, die Sammlung statistischer Nachrichten 
nach Anleitung des mitgetheuten Plans auf die grösseren Kranken- und Irren-Anstalten 
zu beschränken, w T elche mindestens 80 Betten haben. Ich gebe mich der Hoffnung hin, 
dass sowohl die Vorstände, als auch die Aerzte dieser Anstalten im Interesse de,r guten 
Sache es an Bereitwilligkeit nicht worden fehlen lassen, durch ihre Mitwirkung eine 
Arbeit zu fördern, welche, wenn sic gelingt, in ihren Rückwirkungen auf Wissenschaft 
und Praxis einen über die Grenzen des engoron Vaterlandes weit hinausreichenden 
Erfolg verspricht. Indem ich hierfür Ew. etc. gefällige Mitwirkung in Anspruch nehme 
und mich bereit erkläre, die etwa mehr erforderlichen Exemplare der Anlagen auf 
Ihren Antrag zu überweisen, füge ich den Wunsch bei, dass mir die Generalberichte 
nach Anlage I. am Jahresschluss zugehen und dass die tabellarischen Uebersichten mit 
dem 1. Juli d. J. begonnen und alljährlich zum Jahresschluss eingereicht werden. 

Promomoria, 

betreffend die Statistik der Kranken- und Irren- Anstalten. 

Berichte über die Krankenhäuser der Monarchie sind bisher weder so regelmässig, 
noch in dem Umfange und der Vollständigkeit erstattet worden, dass daraus eine fort- 
dauernde genaue Kenutniss dos Zustandes der einzelnen Anstalten hätte geschöpft 
werden könuen. Die von den Vorständen einzelner Kategorien von Krankenhäusern 
eingercichten Berichte und statistischen Nachweisungen enthalten fast nur Angaben 
über den Zu- und Abgang von Kranken, Genesenen, Gestorbenen etc. und erfüllen ihren 
Zweck nur in unvollkommener Weise. 

Dem Mangel, welcher sich auf diesem Gebiet je länger desto mehr fühlbar macht, 
kann nur abgeholfen worden durch periodische, von den einzelnen Austaltsvorstfinden J 
zu erstattende Berichte, aus denen emo fortlaufende Uebersicht sowohl über die Krank- 
heit«- und Sterblichkeitsverhältnisse in den öffentlichen Krankenanstalten des Landes, 
als auch über das innere Wesen und Wirken einer jeden derselben, so weit dies durch 
Oertliehkoit, Einrichtung, Verwaltungswege und spoci olle Bestimmung bedingt wird, zu 
gewinnen ist. Um die erforderliche Gleichmässigkcit uud Vollständigkeit solcher Be- 
richte zu sichern, sind die bei der Abfassung derselben zu befolgenden Grundsätze 
geprüft, die einzelnen darin aufzunchiuenden Gegenstände erwogen und danach ein 
Schema, sowie eine Reihe von Tafeln ausgoarbeitet worden, dereu Benutzung für die 
Erstattung periodischer Berichte den angestrebten Zweck sicher zu stellen geeignet 
erscheint. 

Die Anlage fl.) enthält unter 0 Abtheilungon eine Reihe von Fragen, welche von 
dem Vorstande jedes Krankenhauses in einem ausführlichen Generalbencht erörtert und 
in einer massigen Frist von etwa 3 Monaten ohne Schwierigkeit beantwortet werden 
können. Es werden in diesem Schema alle diejenigen Verhältnisse und Gegenstände 
aufgeführt, deren Kenntnis» nuthwendig ist, um ein vollständiges Bild von dem Zustaude 
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jeder einzelnen Anstalt und von der Art, wie die Verwaltung geführt wird, zu erhalten, 
sowie die Stellung und den Umfang der Thätigkeit aller an derselben wirkenden 
Organe zu erkennen. Es soll dieser Bericht die Grundlage für eine vergleichende 
Uebersicht des Lebens und Wirkens aller Krankenanstalten abgeben. 

Ist hierfür durch den ersten Bericht einmal eine Grundlage gewonnen, so kann es 
bei den alljährlich zu erstattenden weiteren Berichten nur darauf ankommen, dio im 
Laufe des Jahres etwa eingetretenen Veränderungen zu registriren und dadurch die 
Möglichkeit zu gewähren, die äusseren Verhältnisse des Krankenhauses jederzeit leicht 
und vollständig zu übersehen. 

Ihre nähere Erläuterung finden diese Berichte in den sub A. bis D. anliegenden 
Uebersichts-Formularen, von deren vollständiger und gewissenhafter Ausfüllung der 
Erfolg des Versuchs, ein brauchbares statistisches Material zu gewinnen, vornehmlich 
abhängt. Diese Tafeln gewähren eine Uebersicht der Baulichkeiten, der erheblich- 
sten Gegenstände des Inventariums, des Verbrauchs der hauptsächlichsten 
Nahrungsmittel und der durch die Anschaffung und den Verbrauch derseben ver- 
ursachten Ausgaben, sowie der Kosten eines Verpflegungstages und des An- 
theils, den die wichtigsten Verbrauchsobiectc an diesen Kosten haben. Sie werden das 
Material zu einer vergleichenden Statistik der eigentlichen Verwaltung aller Krauken- 
anstalten darbieten. 

Einen wesentlichen Massstab für die Beurtheilung der Wirksamkeit einer Kranken- 
anstalt gewährt die Mortalitätsstatistik. Das Verhältnis» der Genesenen und Gastor- 
benen zur Gesammtzahl der Verpflegten kann aber nicht ohne Weiteres als Massstab für 
die Beurtheilung der Salubrität und der Erfolge einer Krankenangtalt gelten. Eiue 
Menge von Umständen, welche sich den Einwirkungen der Verwaltung entziehen, 
wirken auf die Sterblichkeitsverhältnisse ein und müssen bei deren Beurtheilung berück- 
sichtigt werden. Ist es bei der grossen Mannigfaltigkeit derselben nicht möglich, alle 
diese Momente zu' constatiren, so gewährt es doch nohes Interesse, wenigstens diejeni- 

f on in Rechnung zu ziehen, welche erfahmngsmässig besonders wichtig sind und bei 
eren Feststellung nicht zu grosse Schwierigkeiten obwalten. Unter diesen Gesichts- 
punkten sind die anliegenden Entwürfe der Mortalitätstafeln angefertigt. 

Die Tafel E. gewährt eine allgemeine Uebersicht der auf jeder einzelnen Abthei- 
lung eines Krankennauses im Laufe des Jahres behandelten Kranken zahl und deren 
Sterblichkeit, und lässt zugleich die Aufenthaltsdauer und die Zahl der Ver- 
pflegen gs tage erkennen. 

Dieser Tafel ist als Vervollständigung E. a. beigegeben, um eine genaue Kennt- 
niss der auf jeder Abtheilung belegt gewesenen Betten, mithin der Dichtigkeit der 
Krankenbevölkerung, zu erhalten. Für die eigentliche Mortalitätsstatistik ist die Tafel 
F. entworfen, welche eine Uebersicht sämmtlicher im Laufe eines Jahres Gestorbenen 
nach Alter, Geschlecht und Krankheit, sowie des Verhältnisses der Sterbefälle zu der 
Krankenzahl gewährt.*) Um den Einfluss zu übergehen, welchen die einzelnen 
Krankheiten auf die Sterblichkeit in der Anstalt ausüben, ist Tafel G. entwor- 
fen , welche die Anzahl der an den einzelnen Krankheiten Behandelten , das 
Verhältniss der Gestorbenen und die Curdauer übersichtlich darstellt. Dio 
Natur der Sache bringt es mit sich, dass dieses Verzeichniss für jede einzelne Abtheilung 
eines Krankenhauses besonders geführt werden muss, wobei sich die Anwendung der- 
selben Nomenelatur empfiehlt, welche in Tafel F. gebraucht ist 

Zur Beurtheilung der Salubrität eines Krankenhauses dient wesentlich die Fest- 
stellung der Zahl deijenigen Individuen, welche jährlich innerhalb der Anstalt von den 
sogenannten Hospitalk raukheiten, Rose, Prämie etc. etc. befallen werden, sowie die 
Ermittelung des Einflusses, den diese Krankheitsformen auf den Ausgang der daselbst 
verrichteten grösseren Operationen ausüben. Um diese Verhältnisse übersehen zu 
können, dienen im Allgemeinen die Tafeln N., H. und J., während die Tafel M. dem 
gleichen Zwecko für die Gebäranstalt angepasst ist. 

*) Die Krankheiten sind folgendormassen geordnet I. Abtheilnng. Allge- 
meine Rankheiten. 1. Gruppe. Acute Exantheme. 2. Gruppe. Typ he n und Mennig, 
cerebro-spin. epid. 3. Gruppe. Wecbsclfieber, Ruhr und Cholera. 4. Gruppe. Dinhte- 
ritis und Kind\>ettfieber. 6. Gruppe. Milzbrand, Rotz und constitutioneile Syphilis. 
II. Abtheilung. Constitutionelle Krankheiten. Scrofulosis, Tuberkulosis, Carei- 
nom, Neubildungen, Scorbut, Leukämie, Parasiten, Diabetes, Alkoholismus, Vergiftungen. 
III. Abtheilung. 0 rgankrankheiton. A. des Nervensystems. Apoplexie, Menin- 
gitis, Epilepsie, Trismus etc. B. Der Kreislaufsorgane. Pericarditis, Eudocarditis, Aneu- 
nrsma etc. C. Der Athmungsorgane. Entzündl. Affect. D. Der Verdauungsorgane. 
Gastritis, Ileus, Gallensteine, Hepatitis etc. F. Der Sexualorgane. G. Knoehonkrank- 
heiten. H. Gelenkkr&nkheiten. I. Chirurgische Krankheiten K. Plötzliche Todesfälle. 
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Da auch der Zustand der gesunden Bewohner einer Krankenanstalt für die Benr- 
theilung der Salnbrität derselben unmittelbare Schlüsse gestattet, so ist in der Tafel O. 
eine Lebersicht des Gesundheitszustandes des Wartopersonals projectirt. 

Endlich wird durch die Tafeln P. und Q. bezweckt, die besonderen in den Irren- 
anstalten zur Behandlung kommenden Krankheitsformen und die dabei erreichten 
Cnrcrfolge übersichtlich darzustellen. 

Um diesem statistischen Material Werth zu verleihen, ist vor Allem Zuverlässig- 
keit erforderlich. Schon bei der Sammlung und Feststellung der Thatsachen kommt es 
auf Vollständigkeit und Genauigkeit au. Um diese zu fordern und die nöthige Gleich- 
mässigkeit des Verfahrens zu sichern, sind für die auf jeder Station zu führenden Auf- 
n ah mobü eher die anliegenden Entwürfe ausgearbeitet, von denen K. für die Anwendung 
in den allgemeinen Krankenhäusern und Irrenanstalten. L. in den Gebäranstalten 
bestimmt ist. Es darf die Führung dieser Bücher nicht den Assistenzärzten allein 
überlassen werden, sondern sie muss von dem ärztlichen Vorstande der Abtheilung 
überwacht und mindestens wöchentlich einmal controlirt werden. 

Die erste Diagnose der Krankheit muss jedesmal geprüft und bei der Entlassung 
oder dem Tode des Kranken in «lern Aufnahmelmche bemerkt werden, ob dieselbe und 
zwar im letzten Fall durch die Obduction bestätigt oder modificirt ist. 

Es ist die Absicht, aus den von den einzelnen Anstalten zu erstattenden Berichten 
von Zeit zu Zeit eine allgemeine vergleichende Ucbersicht aller darin enthaltenen, sowohl 
die Verwaltung, als die Morbilität und Mortalität betreffenden Wahrnehmungen zur 
Kenntnis» der Anstaltsbeamten und, soweit sie sich dazu eignen, znr öffentlichen Kennt- 
niss bringen zu lassen. Es soll dadurch die Grundlage für die Erledigung zweifelhafter 
Fragen und für die Feststellung von Verwaltungsprincinien geschaffen und somit eine 
Förderung des ganzen für das Gesamnitwohl, insbesondere aber für das Wohl der be- 
dürftigen Classen so wichtigen Krankenhauswesens herboigeführt worden. 

Die Wichtigkeit des Zwecks berechtigt zu der Erwartung, dass die Vorstände 
und Aerzte der Krankenanstalten sich der <fcmit für sie verbundenen Mühwaltuug um 
so mehr mit Bereitwilligkeit und Eifer unterziehen werden, als die Arbeit lediglich im 
Interesse ihrer eigenen Berufthfttigkeit und zur Förderung des Wohls der ihnen anver- 
trauten Anstalten unternommen wird. 

Anlage 1. 

I. Ressort des Krankenhauses. 

1. Wann und von wem ist die Anstalt errichtet? 

2. Wer ist der Eigentümer der Anstalt? 

3. Welche ist dio Vorgesetzte Behörde? 

4. Welche sind die Bedingungen der Aufnahme von Kranken? 

II. Territorium der Anstalt. 

1. Wie gross ist das Areal der ganzen Anstalt? (in Morgen und Quadrat ruthen.) 

2. Wie gross ißt die bebaute Fläche, wie gross die nicht bebaute? 

3. Welchen Zwecken ist die letztere gewidmet? 

4. Wie ist die geologische Beschaffenheit de» Bodens? 

5. Welches ist der mittlere, welches der höchste und niedrigste Stand des Grnndwossers? • 

6. Ist ein Fluss, See, Teich etc. in der Nähe? können dahin dio Canälo der Anstalt 
abgeleitet werden? 

7. Liegt die Anstalt innerhalb oder ausserhalb der Stadt, in der Ebeno oder auf einer 
Anhöhe, haben Luft und Licht überall freien Zugang? 

8. Liegt die Anstalt isolirt oder ist sie von Gebäuden umgeben? 

9. Wie ist die Nachbarschaft? sind Fabriken oder andere Anlagen in der Nähe, welche 
durch Rauch, schädliche Ausdünstungen etc. die Kranken benachtheiligefi können? 

10. Wo liegen die Abzugscanäle, wohin führen sie, aus welchem Material bestehen sie, 
welche Durchmesser naben dieselben und wie viele sind vorhanden? 

III. Baulichkeiten. 

1. Zahl und Lago der einzelnen Gebäude, Orientirung derselben. 

2. Wann sind dieselben erbaut? Seit welcher Zeit werden sie mit Kranken belogt? 

3. Aus welchem Material sind dieselben erbaut, welcher Art ist der Abputz? 

4. Beschreibung der Gestalt, Grösse und Bestimmung jedes einzelnen Gebäudes. Von 
jedem ist anzugeben: 

a) Wie viele Etagen enthält jedes Gebäude? 

b) Wo liegt die Kirche oder der Betsaal ? 

c) Wie viele Säle und Zimmer, die mit Kranken belegt sind, enthält jede Etage ? 
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d) Wie viele Zimmer für Wörter, Theeküehen etc., wie sind diese mit den 
Krankenzimmern verbunden? 

e) Wie viele Wäsche-, Kleider- oder Vorrathsstubcn? Waa wird in diesen auf- 
bewahrt? 

Wie viele Corridore, Treppen? 

a) Wie viele Fenster hat jede Etage? 

n) Wie viele Fenster hat jedes Krankenzimmer, wie verhalt sich die Quadrat- 
flfiche der Fenster zur Gosammtfläche der Aussen wand jedes Saales? 

i) Wie hoch reichen die Fenster bis zur Decke und wie tief bis zum Fuss- 
bodon hinab? # 

k) Wie sind sie zu verschliessen ? 

l) Sind Doppelfenster vorhanden? 

m) Sind Rouleaux oder Gardinen vorhanden, wie sind dieselben angebracht und 
von welchem Stoffe angefertigt? 

n) Wie sind die Zimmerwände beschaffen? 

o) Wie sind die Fussboden? 

5. Welche Art von Thüren haben die Krankonsäle, wie hoch und breit sind dieselben ? 

6. Wie gross ist die Zahl der Krankenbetten in jedem Gebäude, jeder Etage und 
jedem Zimmer? 

7. Welches ist die Höhe, Tiefe und Länge (resp. Breite) jedes einzelnen Krankenzim- 
mers, wie gross ist demnach der Cubikinhalt und die Quadratfläche, die auf jedes 
einzelne Bett kommt? 

8. Wie viele Cubikfuss Raum kommen auf jedes Bett, wenn der Cubikraum der ganzen 
Etage in Anschlag gebracht wird? 

9. Wie weit sind die Betten von der W r and und von einander (sowohl seitlich, als mit 
den Fussenden) entfernt und in wio viel Reihen sind sie aufgestellt? 

10. W T ie wird das Haus, wie jeder einzelne Raum geheizt? 

11. Wie werden die Krnnkensäle und das Haus überhaupt erleuchtet? 

12. Bestehen besondere Yen tilationsvorricht ungen? welcher Art sind dieselben und welche 
Ausdehnung haben sie? 

13. Wo liegen die Treppon, aus welchem Material sind sio erbaut und wie breit? 

14. Welcho Construction haben die Latrinen? 

15. W o liegen dieselben? sind sic von don Krankensälen aus zugänglich oder von welchen 
andern Räumen her? Wie werden sie gelüftet? hat jede ein Fenster, welches an 
die freie Luft führt? 

16. Wio viele Kranke sind im Durchschnitt auf eine Latrine angewiesen? 

17. Wo sind die Latrinen für die Wärter und diejenigen für das Dienstpersonal des 
Hauses? 

18. Ist eine Dampfmaschine vorhanden? Wie viel Pferdekraft hat sie, wo steht sie und 
was verrichtet sie? 

19. Wie viel Cubikfuss Wasser erhält die Anstalt pro Tag und Kranken ? 

20. W T oher kommt das Wasser und wie ist es beschaffen? 

*21. Durch welcho mechanische Vorrichtungen wird es dem Hause zugeführt und wie 
durch dasselbe hindurch geleitet? 

22. Wie sind die Bodeneinrichtungen, (Fnssböden, Zu- und Ableitung, Erwärmung, 
Wannen etc.)? 

23. Welche verschiedene Arten von Bädern werden gegeben? 

24. Wie sind dieselben in der Anstalt vertheilt? 

26. Wie viel Bäder können täglich gegeben werden? 

26. Wie viel werden namentlich im Durchschnitt gegeben? 

27. Welche Einrichtung znm Waschen und Reinigen ist für den einzelnen Kruuken 
getroffen? 

28. Wie wird das Spülwasser aus den Krankenzimmern und Theeküchcn entfernt? 

*29. Wie wird der Inhalt der Watcrelosets den Hauptcanälcn zugeführt und wo liegen 
diese? 

30. Wo keine Waterclosets vorhandon sind, wio sind da die Senkgruben angelegt? wo 
liegen sie, auf welche Weise und wie oft werden sie entleert? 

31. Wie hoch sind die Souterrains über das Niveau dos Erdbodous hinausgebant? Sind 
dieselben wasserfrei? wio hoch liegt ihre Sohle über dem höchsten Stande des 
Grund wassers? Zu welchen Zwecken werden sic benutzt? 

32. Wo liegt die Küche? ? 

33. Nach welchem System wird gekocht? 

34. Sind besondere Vorrichtungen zur Ableitung des Dampfes? 

35. Wird die Wäsche in der Anstalt gereinigt oder weggegeben? 

36. \Vo ist das Waschhaus? 
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37. Wie ißt es eingerichtet? 

38. Wie wird die Wäscherei betrieben? 

39. Wie wird die Wäsche getrocknet? 

40. Wio gross ist der Verbrauch an Seifo, Pottasche oder anderen chemischen Reini- 
gungsmitteln? 

41. Welche Vorrichtungen sind vorhanden zur Vernichtung von Ungeziefer, Ansteck ungs- 
atoffen? 

42. Ist ein Eiskeller vorhanden? 

43. Wo werden die Leichen aufbewahrt, ehe sie in’s Leichenhaus gebracht werden? 

44. Wo ist das Leichenhaus, wie ist es eingerichtet? 

46. W T elche Vorkehrungen sind gegen Fouersgefahr getroffen? 

IV. Inventarium. 

1. Welches Mobilar enthält jeder Krankensaal? 

2. Was erhält jeder Kranke an Meublen und Utensilien? 

3. Wie sind die Trinkgefässe, Essgeschirre. Messer, Gabeln, Löffel beschaffen? 

4. Wie sind die Hamrecipienten und Spucagefässe beschaffen? 

5. W r ie die Steckbecken? 

6. Aus welchem Material sind die Bettstellen? wie lang, wie breit, mit welchen Böden 
versehen ? 

7. Woraus besteht ein vollständiges Bett? 

a) für Kranke, 

b) für W T ärter, 

c) für Aerzte, 

d) für Dienstboten. 

8. Sind noch besondere Betten oder Bettstücke für Operirte, Schworverwundete oder 
Kranke vorhanden? 

9. Aus welchem Material wird die Bett- und Leibwäsche angefertigt? 

10. Was erhält ieder Kranke an Bett- und Leibwäsche? 

11. Wio oft wird gewechselt? 

12. Wo wird die schmutzige Wäsche aufbewahrt? 

13. Tragen die Kranken ihre eigenen Kleidungsstücke? 

14. Weiche Kleidungsstücke erhalten dieselben von der Anstalt, aus welchem Stoffe sind 
dieselben verfertigt? 

V. Arzneien, Intrumente, Bandagen. 

1. Ist eine Anstaltsapotheke vorhanden? wenn nicht, wo werden die Arzneien bereitet? 

2. Wer sind diu Beamten der Apotheke? 

3. Wio gross sind die Gesammtausgabcn für die Apotheke, wie viel kommt auf den 
Verpflegungstag ? 

4. Wie viel Blutegel werdon jährlich verbraucht, was kosten dieselben? 

6. Wie viele Flaschen Brunnen werdon jährlich verbraucht? was kosten diese? 

ti. W'o werden die chirurgischen Instrumente aufbewahrt? was wird jährlich dafür aus- 
gegeben? Wer hat die Aufsicht darüber? 

7. Wo werden die Bandagen aufbewahrt? was wird jährlich dafür ausgegeben? 

VI. Vertheilnng der Kranken. 

1. Auf wie viel Abtheilungen ist die Gosammtzahl der Kranken vertheilt? 

2. Welche Art von Kranken wird auf jeder Abtheilung behandelt? 

3. W r eiche Fürsorge ist für die I solirung unruhiger und ansteckender Kranken (Deli- 
ranten, Pockenkranke, Syphilitische etc.) getroffen? 

4. Wie viel Betten enthalt jede Abtheilung? wie viel derselben sind durchschnittlich 
belegt ? 

5 In welchen Räumen befindet sich iede Abtheilung? 

6. Sind Reserverauine auf den einzelnen Abtheilungen oder allgemeine Reserveräume 
vorhanden? nach welchem Plan werden dieselben oelegt und andere dafür geräumt? 

7. Sind Zelte oder ähnliche Einrichtungen vorhanden, in denen die Kranken in guter 
Jahreszeit untergcbracht werden, so dass dadurch die teilweise Entleerung und Lüf- 
tung der eigentlichen Krankensäle ermöglicht wird? 

8. Werden ambulatorische Kranke behandelt? 

Wie viel jährlich? Von wem wird die Behandlung geleitet? Was wird diesen 
Kranken gewährt? 
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VII. Personal. 

1. Wer hat die Direction der Anstalt? Sind einer oder mehrere, ärztliche oder Ver- 
waltungs-Directoren ? 

2. Wie viele ärztliche Abthcilungs- Dirigenten sind angestellt? für welche Abtheilungen? 

3 Wie viele ärztliche Assistenten? für welche Abtheilungen, wie oft wechseln dieselben? 

4. Sind Heildiener oder andere Personen für die kleinen chirurgischen Hilfsleistungen 
angestellt? 

5. Wie viele Verwaltungsboamte sind angestellt? welche Function ist jedem derselben 
übertragen ? 

6. Ist die Krankenpflege männlichen und weiblichen Wärtern, oder ausschliesslich 
Wärterinnon anvertraut? Werden diese nach bestimmten Contraetcn von der Direc- 
tion engagirt oder gehören sie hesondern Orden oder Vorhänden an, mit deren 
Vorstehern Verträge abgeschlossen 6ind? 

7. Sind dieselben nur mit der Krankenpflege oder auch mit andern Dienstleistungen 
beauftragt? 

8. Wer beaufsichtigt specioll den Dienst der Krankenwärter? 

9. Wie viel Krankenwärter (männliche, weibliche) sind angestellt, wie viele Kranke 
kommen auf jeden Wärter? 

10. Sind besondere Porsonen für den Nachtwartodicnst angestellt? 

11. Wie viel sonstige Dienstboten (Portiers, Gärtner. Hausknechte, Boten, Hausmäd- 
chen Waschmädchen etc.) sind ausserdem angestellt? 

VUI. Beköstigung. 

1. Ist ein Reglement für die Diät dor Kranken vorhandon? 

2. Wem steht das Recht zu, dasselbe abzuÄndern? 

3. Welche sind die einzelnen Hausdiätformen? 

4. Welche Extradi&t wird verabreicht? 

5. An welche Vorschriften und Formen sind die Aerzto bei don Diätverordnungen 
gebunden? welche Aerzte sind überhaupt berechtigt, dieselben zu machen? 

6. werden Aerzte verpflegt? was erhalten dieselben? 

7. Welche Verpflegung erhalten die Krankenwärter und 

8. die übrigen Dienstboten? 

9. Wie viele Kranke werden im Durchschnitt täglich verpflegt? wie viele Wärter (u.s. w.), 
wie viele andere Beamte, wie viele Aerzte? 

IX. Kosten. 

1. Wie gross sind die Einnahmen? 



(Jeber die Bewegung der Bevölkerung im preussischen Staate berichtet 
die Zeitschrift des Königl. statistischen Bureaus in Berlin. Bei der jüngsten Volks- 
zählung im Jahre 1871 wurde auf Vorschlag des Vorstandes des statistischen 
Bureaus, Geheimen Regierungsraths Dr. Engel, zuerst die Zählkartenform 
behufs statistischer Erhebungen benutzt. 

Volkszählung am 1. November 187 1. 

Kreis : 

Ort, Gemeinde: 

Strasse oder Platz: llaus-No.: 

Zählbczirks-No.; Zählbuch-No.: Z&hlkartc-No.: 

1) Vor- und Familienname: 

2) Geschlecht: 

4) Geburtsort: 

Kreis: Staat: 

4) Geburtstag und Geburtsjahr. 

5) Familienstand: 

G) Religionsbekenntnis«: 

7) Stand, Rang, Beruf, Erwerbszweig, Arbeit«- oder Dienstverhältnis : 
Hauptbeschäftigung: 

Etwaige mit Erwerb verbundene Nebenbeschäftigung: 

•) Da es zu weit führen würde, die einzelnen im Promemoria erwähnten Tafeln 
speciell aufznführcn, so ist oben nur ihr Inhalt kurz angedeutet worden. 
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8) Staatsangehörigkeit (Name^des Staates) : 

9) Wohnort (der Personen, die für gewöhnlich nicht an der Haushaltung theil- 
nehmen): 

Kreis: Staat: 

10) Schulbildung, d. h. kann lcseD und schreiben? 

11) Besondere, die Bildung oder Erwerbsfähigkeit beeinträchtigende Mängel: 
blind? taubstumm? blödsinnig? irrsinnig? 

Durch No. 11 der Zählkarte werden wichtige Beiträge zur medicinischen 
Statistik erzielt werden. Unter „blödsinnig“ ist die angeborene und unter 
„irrsinnig 44 die später entstandene Geisteskrankheit zu verstehen. Ausserdem 
steht eine vollständige Taubstummen-Statistik hierbei in Aussicht. 


V. Gerichtliche Medicin. 

Zur Ausführung gerichtlich medicinischer Untersuchung, so wie zur Abgabe 
der bezüglichen Gutachten werden in der Regel zunächst die vom Staate zur 
Wahrnehmung der gerichtsärztlichen Functionen augeetellten Medicinal-Beamten 
aufgefordert, jedoch kann in ihrer Vertretung, wie unter besonderen Verhältnissen, 
auch von andern approbirten Aerzten oder Wundärzten der medicinische That- 
bestand aufgenommen und ein Gutachten über denselben abgegeben werden. 

Die Criminal-Ordnung vom 11. December 1805 schreibt vor: 

Boi körperlichen Verletzungen. 

§ 140. Bei körperlichen Verletzungen muss das Attest eines approbirten Wund- 
arztes zu den Acten gebracht werden. 

§ 141. In wichtigen und bedenklichen Fällen, bei lebensgefährlichen und solchen 
Verletzungen, die den Verwundeten auf längere Zeit in einen kranken Zustand ver- 
setzen oder Verstümmelungen des Körpers zurücklassen könneu, oder sobald das Attest 
eines Wundarztes nach dein Augenscheine des Richters übertrieben oder auch sonst 
nur verdächtig zu sein scheint, muss der Richter bei der Besichtigung eineu Physikus 
oder einen approbirten Arzt oder einen zweiten approbirten Wundarzt zuziehen. 

§ 142. fes muss alsdann das erforderlicho Attest von beiden Sachverständigen 
gemeinschaftlich unter ihrer Unterschrift, wenn sie verschiedener Meinung sind aber 
von einem jeden besonders ausgeführt werden. 

149. Dem auszustcllenden Zeugnisso über die Vorgefundenen Verletzungen müssen 
die Sachverständigen jedesmal ihr Gutachten darüber beifügen, ob der Beschädigte an 
soinor Gesundheit oder an seinen Gliedmassen einen bleibenden Naehtheil zu befürchten 
habe oder ob die Beschädigung lebensgefährlich gewesen sei? 

§. 144. So lange der Verwundete lebt und das Wandattest nicht etwa so ver- 
dächtig ist, dass eine zweite Untersuchung statt finden muss, ist die Gegenwart des 
Richters bei Besichtigung der Untersuchung der erhaltenen Verletzungen nicht erforder- 
lich; der Richter muss aber die Vernehmung des Verwundeten über die an ihm verübte 
That, so weit es geschehen kann, sorgfältig bewirken. 

Bei Frauenzimmern. 

§ 145. Wenn bei Frauenzimmern eine Berichtigung der Geburtstheile nothwendig 
ist. so muss statt des Wundarztes ein vereideter Geburtshelfer oder cino vereidete 
Hebamme zugezogen werden. Sind die Geburtstheile verletzt worden, so muss ein 
Wundarzt zugezogen werden. 

§. 146. Wenn eine Weibsperson wegen Verheimlichung ihrer Schwangerschaft 
und Geburt in Untersuchung gerätli, so muss, wenn über die wirkliche Schwangerschaft 
und Geburt ein Zweifel obwaltet, die Angeschuldigte durch einen Physikus oder einen 
andern approbirten Arzt, allenfalls mit Zuziehung einer Hebamme, besichtigt werden, 
welche demnächst ihr Gutachten besonders darüber, ob die Angeschuldigte und zu 
welcher Zeit ein Kind geboren habe, zum Protokoll geben müssen. 
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Bei erfolgter TÖdtnng. 

§. 147. Stirbt ein Beschädigter, oder ist er bereit« vor oder bei Eröffnung der 
Untersuchung verstorben, so muss die Besichtigung im Beisein des Richters durch einen 
Stadt- oder Kreis-Physikus oder durch einen vereideten Wundarzt geschehen. 

§. 148. Es muss allemal zu den Acten vermerkt werden), dass der zugezogene 
Arzt oder Wundarzt nach vorhergegangener Prüfung bei dem Ober-Collegio-Medico 
und Chirurgico dio Autorisation zur öffentlichen Ausübung der Arzneikunst und der 
Wundarzneikunst erhalten habe. Dieses Vermerkes bedarf es jedoch in Absicht des 
Physikus, der Regiments- und Bataillons-Chirurgen und der zu gerichtlich chirurgischen 
Handlungen vereideten Wundärzte nicht 

Von Beerdigung eines GetÖdteten. 

§ 149. Der Körper eines Menschen, dessen Tod nicht unter Augen seiner Haus- 
genossen oder anderer unbescholtener Personen natürlicherweise erfolgt, sondern durch 
Gewalt, Zufall, Selbstmord oder eine bis dahin unbekannte Ursache bewirkt ist, darf 
niemals eigenmächtig beerdigt, sondern es muss ein solcher Vorfall von denjenigen, die 
ihn entdeckten, sogleich und zwar auf den Dörfern der Gerichtsobrigkeit oder den- 
jenigen, wolcbo ihre Stelle vertreten, in den Städten aber der Stadt- Obrigkeit gemeldet 
werden. 

§ 150. Eben diese Anzeige muss besonders alsdann geschehen, wenn eiu unehe- 
liche« Kind todt zur Welt gekommen oder binnen 24 Stunden nach der Geburt ge- 
storben, und bei der Entbindung weder eine Hebamme, noch eine andere ehrbare Frau 
gegenwärtig gewesen ist. 

Verf. des Jnst iz-Minist. vom 17. August 1830 (v. Kamptz). 

Das Justiz-Ministerium kann sich mit dem allgemeinen Grundsätze, welchen das 
Königliche Kammergericht in dem über die Beschwerde des Dr. N. N. vom ... in der 
Untersuchungssachc gegen den Bäckermeister N. N. erstatteten Bericht vom ;. . . . 
aufgestellt hat: dass zu jeder Constatirung de« körperlichen Zustandes eine« Beschädigten 
in Untersuchungssachen durch einen Arzt oder Wundarzt, dessen gerichtliche Verneh- 
mung und Vereidung erforderlich sei, nicht einverstanden erklären. Die Criminal-Ord- 
nung handelt bei der Feststellung des Thatbestande« in den §§. 140. bis 146. von Ver- 
letzungen, und §§. 147. bis 179 von Tödtungen Für den ersten Fall ist im §. 140. 
ausdrücklich das Attest eine« approbirten Wundärzte« als hinreichend zur Constatirung 
des Thatbestandcs bezeichnet, und im §. 141. sqq. sind die Formen vorgeschrieben, 
welche in bedenklichen Fullen noch hiuzutreten müssen. Abweichend hiervon sind die 
Bestimmungen hei Tödtungen §. 147,, 149., und wenn hier die eidliche Vernehmung der 
Medicinalpersonen vorgesenrioben ist, «o lässt sich diese Vorschrift auf jene minder 
wichtigen Fälle nicht tödtlicher Verletzungen nicht an wenden. Da« Königliche Kammer - 
gericht hat daher, wenn der vorliegende Fall zur letzten Classe gehört, die Qualität des 
I)r. N. N. als eines approbirten Wundarztes ausser Zweifel ist, uud nicht etwa be- 
sondere Gründe vorliegen, um denselben, abgesehen von seiner Eigenschaft als Sach- 
verständiger, als Zeugen zu vernehmen, das Land- und Stadtgericht anzu weisen, dass 
es von dessen Vernehmung abstrahire uud eventüaliter die Vorschriften des §. 141., 
142. der Criminal-Ordnung beachte und demnächst den Bittsteller zn bescheiden. 

Criminal-Ord nung vom 11. December 1805. 

Auf den Gomüthszustand. 

§. 280. Anf dio Beschaffenheit des Gemüthsznstandes eines Angeschuldigten 
muss der Richter fortwährend ein genaues Augenmerk richten und vorzüglich unter- 
suchen, ob der Verbrecher znr Zeit, als dio That verübt worden, mit Bewusstsein ge- 
handelt habe. Finden sich Spuren einer Verwirrung oder Schwäche de« Vorstandes, 
so muss der Richter mit Zuziehung des Physikus oder eines approbirten Arztes d$n 
Gemütszustand de« Angeschuldigten zu erforschen bemüht sein und die deshalb an- 
gewendeten Mittel mit deren Resultate zu den Acten verzeichnen, wobei der Sachver- 
ständige sein Gutachten über den vermutlichen Grund und über die wahrscheinliche 
Entstehungbart des entdeckten Mangel« der Seelenkräfte abzugeben hat. 

§. 360. Zum Beweise des böslichen Vorsatzes ist cs hinreichend, wenn der Ver- 
brecher eine gesetzwidrige That mit Bewusstsein Torgenommen hat. 

Zur Abgabe von Gutachten und zur Ausstellung von Attesten sind die 
Medicinalpersonen auf Erfordern im Allgemeinen verpflichtet. Allg. Gerichts- 
ordnung Tit 10; Abschn. 4. 

§. 311. Jedermann im Staate, ohne Unterschied des Standes, ist schuldig, sich als 
Zeuge vernehmen zu lassen und nach Aufforderung de« untersuchenden Richters zu er- 
scheinen, wenn er auch einem andern persönlichen Gerichtsstände unterworfen ist. 

Medirinal- Wesen. 17 
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§. 328. Wenn Sachverständige zu vernehmen sind, so muss der Richter sie be- 
deuten, dass sie dasjenige, was ihnen die Regeln ihrer Kunst oder Wissenschaft an die 
Hand geben, von demjenigen, was sie aus anderen Umständen schliessen, sorgfältig 
absonaem. 

Ausnahme hiervon gestattet §. 313. 

Fälle, in welchen ein Zeuge seine Vernehmung ablehnen kann. 

§. 313. Von der in 8. 812. bestimmten Regel finden folgende Ausnahmen statt: 

2) Wenn ein landesherrlicher Beamter abgehört wird und die ihm vorgelcgten 
Fragen solche Umstände betreffen, deren Bekannt werdung dem Staate nach- 
theilig sein könnte: ob ist jedoch von einem solchon Fallo dem Criininal- 
Departoment zur weiteren Vorschreibung Anzeige zu machen; 

3) wenn die Entdeckung eines Geheimnisses erfordert wird, durch dessen Be- 
kauntwerdung der Zeuge io seiner Kunst oder in seinem Gewerbe einen 
Schaden erleiden würde; 

4) wenn bei einer mit dem Gegenstände der Vernehmung offenbar nicht in Ver- 
bindung stehenden Frage der Zeuge nicht ohne scheinbaren Grund befürchtet, 
dass deren Beantwortung für seine Person nachtheilige Folgen haben möchte. 

ln allen diesen Fällen muss der Zeuge den Grund seiner Weigerung geziemend 
anzeigon und bescheinigen. 

Strafgesetzbuch vom 31. Mai 1870, resp. 15. Mai 1870. 

§. 277. Wer unter der ihm nicht zustehenden Bezeichnung als Arzt oder als eine 
andere approbirte Medieinalperson, oder unberechtigt unter dom Namen solcher Perso- 
nen ein Zeugniss Über seinen oder eines Anderen Gemüthszustand ausstellt oder ein 
derartiges Zeugniss verfälscht und davon zur Täuschung von Behörden oder Versiche- 
rungs-Gesellschaften Gebrauch macht, wird mit Gefängnis bis zu Einem Jahr bestraft- 

§. 278. Aerzte und andere approbirte Mcdicinalpersonen, welche ein unrichtiges 
Zeugniss über den Gemüthszustand eines Menschen zum Gebrauch bei eiuor Behörde 
oder Versicherungs-Gesellschaft wider besseres Wissen ausstellen, werden mit Gefängniss 
von Einem Monat bis zu Zwei Jahren bestraft. 

§. 279. Wer, um eine Behörde oder cino Versicherungs-Gesellschaft über seine 
oder eines Andern Gesundheitszustand zu täuschen, von einem Zeugniss der in den 
§§. 277. und 278. bezeichnten Art Gebrauch macht, wird mit Gefängniss bis zu Einem 
Jahr bestraft. 

§. 300. Rechtsanwälte, Advocaton, Notare, Vertheidiger in Strafsachen, Aerzte, 
Wundärzte, Hebammen, Apotheker, sowie die Gehilfen dieser Personen werden, wenn 
sie unbefugt Privatgeheimnisse offenbaren, die ihnen kraft ihres Amtes, Standes oder 
Gowerbes an vertraut sind, mit Geldstrafe bis zu fünfhundert Thalern oder mit Gefäng- 
niss bis zu Drei Monaten bestraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 

Die Aussage der Medicinalbeamten in Sachen, welche ihr Amt angehen, 
wird mit Bezugnahme auf den Amtseid bekräftigt Nicht angestellte Medieinal- 
personen leisten, wenn sie nicht ein für allemal als Sachverständige vereidigt 
sind, in jedem besonderen Falle, wo ihr Gutachten erfordert wird, den Sachver- 
ständigen-Eid, was in der Rheinprovinz nach dem Code Napoleon anch Seitens 
der Medicinalbeamten geschehen muss. 

Criminal - Ordnung vom 11. Docember 1805. 

§. 335. Die Ableistung dieses Zeugeneides muss von einem jeden Zeugen und 
zwar mündlich mit nachgesprochenen Worten geschehen. Davon finden nur folgende 
Ausnahmen statt: 

2) Wenn Personen, die in Eid und Pflicht stehen, in Sachen, welche ihr Amt 
unmittelbar betreffen, Zeugniss ablogen sollen, so ist die Verweisung auf ihren 
Amtseid hinreichend. Werden hingegen Personen dieser Art über Vorfälle 
abgehört, welche ihre Amtegeechäfte nicht unmittelbar betreffen, wenn sie 
gleich bei Gelegenheit der Ausrichtung derselben Kenntnis» davon erlangt 
naben, so findet diese Ausnahme nicht statt: 

3) wenn Künstler, Handwerker oder andere Sachverständige zur Aufnahme von 
Taxen oder zur Abgebung von Gutachten in Sachen, welche ihre Kunst und 
Profession betreffen, bei dem Gericht, vor welchem sie ihr Zeugniss ablegcn 
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sollen, ein fnr allemal vereidet sind, so ist die Wiederholung des Eides in 
einzelnen Fällen dieser Art nicht nothwendig. Es muss aber alsdann die ein 
für allemal erfolgte Vereidigung von dem Richter in dem Protokolle ausdrück- 
lich atteatirt werden. 

Seite 13. ist des Instanzenganges bei Einholung gerichtlicher Ober- 
gutachten erwähnt. 

Die hierauf bezüglichen Paragraphen der Criminal- Ordnung lauten: 

172. Wenn der Inhalt des Obductions-Berichts von dem Inhalt des Obductions- 
Protokolls in wesentlichen Puncten abweicht, so müssen die Sachverständigen von dem 
Richter zu einer schriftlichen oder mündlichen Angabe der Gründe dieser Abweichungen 
aufgefordert werden. 

Gutachten des Collegii - Medici. 

§. 173. Kann auf diese Art die Differonz oder der Widerspruch nicht auf eine 

g enügende Weise gehoben werden, so sind, wenn von dem befundenen Thatbestande 
ie Hede ist, die Angaben in dem Obductions-Protokolle für die richtigen anzuuehmen. 
Betrifft hingegen die Differonz zwischen dem Obductions-Protokolle und dom Obductions- 
Berichte das aus dem befundenen Thatbestande hergeloitetc Urtheil, so soll, wenn die 
Differenz auf Entscheidung von erheblichem Einfluss ist, das Gutachten des Collegii- 
Medici der Provinz eingeholt werden. 

§. 174. Auch soll ein solches Gutachten eingeholt werden: 

1) wenn die Obducenten sich nicht getrauen, ein bestimmtes sachverständiges 
Urtheil abzugeben; 

2) wenn sie untereinander in diesem Urtheil nicht übereinstimmen, und 

3) wenn sich in dem erstatteten Obductions-Boricbte solche Dunkelheiten oder 
Widersprüche finden, welche sie auf eine befriedigende Weise nicht zu heben 
vermögen und wodurch bei dem Richter ein gegründeter Zweifel gegen die 
Richtigkeit des abgegebenen Gutachtens entsteht. 

§. 175. ln einem solchen Falle muss der Richter dem Collegio-Medico bestimmte 
Fragen zur Beantwortung vorlegen und demselben zugleich zur vollständigen Uebersicht 
der Sache die Untersuehungsacten mittheilen. 

§. 176. Das Collegium-Medicum ist verbunden, einer solchen Requisition ohne 
allen Zeitverlust zu genügen und ein mit wissenschaftlichen Gründen unterstütztes Gut- 
achten abzugeben. 

§. 177. ln wichtigen Fällen steht es dem erkennenden Richter frei, zu seiner Be- 
ruhigung ein sachverständiges Gutachten von dem Ober-Collegio-Medico zu Berlin ein- 
z,u ziehen. 

Diese Vorschriften sind auch nach Erlass der Verordnung vom 3. Januar 
1849 über die Einführung des mündlichen and öffentlichen Verfahrens mit Ge- 
schwornen in Untersuchungssachen (G.-S. S. 14.) im Allgemeinen massgebend 
und auch bei anderen als den in der Crirainal-Ordnung gedachten Fällen zu 
beobachten, was in dem Erkenntniss des Königl. Ober-Tribunals vom 13. Novem- 
ber 1856 ausgesprochen ist. 

Zur mündlichen Verhandlung bleibt es den Gerichten überlassen, auf den 
Antrag des Angeklagten sowohl, als des Staatsanwalts sachverständige Medicinal- 
personen vorzuladen. Gutachten der Medicinal-Collegien oder der wissenschaft- 
lichen Deputation für das Medicinalwesen können jedoch von einzelnen Mitglie- 
dern des Collegiums oder der wissenschaftlichen Deputation nicht vertreten 
werden. 

Ein Mitglied dieser Behörden kann im Audienztermin nur seine individuelle 
Ansicht geltend machen und daher, so weit es auf Zurückweisung von Angriffen 
ankommt, welche Seitens der Verteidigung gegen das Gutachten gerichtet werden 
möchten, keine höhere technische Qualification in Anspruch nehmen, als jeder 
andere Sachverständige. 

17* 
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In Betreff der Mittheilnng von Abschriften gerichtsärztlicber Gutachten an 
die Regierungen l>ehufß technischer Begutachtung durch die Medicinal-Collegien 
und die wissenschaftliche Deputation für das Medicinal wesen, ergingen: 

Circ.-Verf., hotreffend die Mittheilung von Abschriften gerichtsärzt- 
lichor Gutachten an die Hegierungen, vom 16. Oct. 1813 (v. Schuokmann). 

Um die Obducenten zu grösserer Sorgfalt bei ihren gerichtlichen Verrichtungen 
und Gutachten, als bisher gest-liehen ist, zu vermögen, sind auf den Antrag des Unter- 
zeichneten Chefs von dem .Instizminister Herrn v. Kircheisen sAmmtlicho Ober- 
Landesgerichte, wie auch das Kammergericht und die Criminal - Deputa- 
tion des hiesigen Stadtgerichts unterm 28. v. M. angewiesen worden, in allon 
Criminal-Untersucnungssachen, in welchen eine Obdnction eines Leichnams erfolgt ist, 
die aufgenommenen Seetions- Protokolle und modicinischon Gutachten abschriftlich der 
Regierung der Provinz mitzntheilen und die Unter-Gerichte des Departements zu einem 
gleichen Verfahren in den bei ihnen schwebenden Untersuchungen durch das Amtsblatt 
zu instruiron. Auch sind bei der von mehreren Physikern und gerichtlichen Chirurgen 
darüber geführten Beschwerde, dass h&ufig zu gerichtlichen Verrichtungen blos appro- 
birtc Acrzte und Wundärzte zugezogen werden, die gedachten Ober-Gerichte zugleich 
autorisirt worden, die Unter-Gerichte anzuweisen, zu den medicinisch-gerichtlichen Ge- 
schäften nur den com potenten Phvsikus und gerichtlichen Wundarzt zuzuziehen und von 
dieser Regel nur alsdann ahzugehen, wenn der Physicus und gerichtliche Wundarzt nicht 
zur gehörigen Zeit herbeigeholt werden kann. Die Königliche Regierung wird hiervon 
benachrichtigt und ihr zugleich anfgetragen, diejenigen einkommenuen Gutachten, welche 
von dem Regiernngs-Mcdicinalrath für bedeutend oder rücksichtlich ihres wissenschaft- 
lichen Inhalts für bedenklich und unrichtig gehalten werden, der wissenschaftlichen 
Medicinal-Coramission zu N. (Medicinal-Collegium) zur Prüfung zu übersenden und 
deren schleuniges Gutachten darüber zu erfordern und, insofern ein bedeutender Irrthum 
oder ein solches Versehen der Olwlucenten, welches bei der richterlichen Bcurthoilung 
von Folgen sein könnte, entdeckt worden ist, dem inquirirendeu Gericht die Berichti- 
gung mitzutheilen, sAmmtlicho cingegangcne Gutachten aber vierteljährlich nebst den 
etwa von der wissenschaftlichen Medicinal-Coramission gegebenen Berichtigungen an das ■ 
Departement der allgemeinen Polizei einzusenden. 

Circ. -Vorf. des J ustizministers, betreffend die Einsendung gerichts- 
ärztlicher Gutachten an die Regierungen, vom 5. Juni 1818 (Kircheisen). 

Durch die Verfügung vom 31. Januar d. J. ist zwar vorgeschrieben, dass die über 
die Untersuchung des Genuiths zustamles eines Menschen aufgenommenen Protokolle 
und von den Physikern und Aerzten erstattete Gutachten dem Medicinal-Collegium der 
Provinz abschriftlich übersandt werden sollen. Es ist jedoch dem Geschäftsgänge ange- 
messen befanden worden, dass diese Protokolle und Gutachten, sowie schon in Absicht 
der Scctionsprotokolle und Gutachten festgesetzt ist, nicht dem Mediciual-Collegium, 
sondern der Regierung mitgcthcilt werden. Hiernach hat das Königliche Kammergericht 
(Ober-Landesgericht) sich in vorkommenden Fällen zu richten, auch den Untcr-Gcrichten 
seines Bezirks die erforderliche Anweisung zu ortheilen. 

Cir.-Verf., betr. denselben Gegenstand, vom 20. März 1819 (v. Altenstein). 

Aus mehreren Berichten hat sich ergeben, dass die Königlichen Regierungen und 
Mcdicinal-Coilcgien nicht sfimmtlich vollständig davon unterrichtet sin<L zu welchem 
Zweck von dein Unterzeichneten Ministcrio veranlasst worden ist, dass die ärztlichen 
Gutachten über Obductionen und Untersuchungen des Gemüthszustandes den Königl. 
Regierungen mitgetheilt werden sollen und welches Verfahren nach deren Eingänge zu 
beobachten sei. 

Der Königlichen Regierung wird daher hierdurch eröffnet: 

dass der Regierungs-Mcdicinalrath sogleich nach dem Eingänge der Gutachten 
zu prüfen hat, ob sie so wesentliche Mängel und Unriehtigfteiten enthalten, 
dass davon ein nachtheiliger Einfluss auf die Criminal-Untersnchung oder das 
prozessualische Verfahren zu besorgen ist ln solchen Fällen hat die Regie- 
rung das bet reifende Gericht sofort von dem entstandenen Bedenken zu be- 
nachrichtigen, das angefochtene Gutachten aber an das Medicinal-Collegium 
zu befördern, welches unverzüglich die Prüfung desselben vorzunehmen und, 
wenn c« gleichfalls Unrichtigkeiten darin findet, davon sogleich die Regierung 
ausführlich zur ferneren Benachrichtigung der Gerichtshöfe zu unterrichten 
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hat. Die übrigen Gutachten sind vierteljährlich von der Regierung an das 
Medicinal- Collegium zu übersenden, welches dieselben mit seiner Consur an 
das Unterzeichnete Ministerium baldigst einzureichen hat, worauf demnächst 
sowohl das Mediciual-Collegium als die Regierung weitere Verfügung zu er- 
warten hat. 

Min.-V erf., botr. denselben Gegenstand, vom 16. April 1840 
(v. Ladenberg). 

Zur Abhülfe der häufig vorgekomraenen Verzögerungen der Mittheilung von Ab- 
schriften der bei gerichtlichen Gemütszustands- und Leichen -Untersuchungen aufge- 
nommenen Protokolle und erstatteten Gutachten an die Königlichen Regierungen hat 
das Königliche Justiz-Ministerium auf Ersuchen dos Unterzeichneten Ministern mittelst. 
Circular-Verfügnugon, resp. vom 3. Januar d. J. und C. v. M. (Anlage a. und b.) sä mint - 
liehe Gerichts-Behörden angewiesen, die Mittheilung der Abschriften dir Ver- 
handlungen über Gemütszustands- Untersuchungen an die betreffende Königliche Re- 
gierung und für Berlin an das Königliche Polizei-Präsidium gleich nach deren Aufnahme 
oder Eingang zu bewirken, so wie den Referenten zur Pflicht zu machen, die Nach- 
holung des in dieser Beziehung etwa Versäumten bei der Abfassung des Erkenn tnisses 
anzuordnen, die abschriftliche Ucbersendung der Obductions-Verhandl ungen an die be- 
treffende Königliebe Regierung aber sofort nach ihrem Eingänge zu bewirken. 

Indem das Unterzeichnete Ministerium die Königliche Regierung hiervon in Kennt- 
nis8 setzt, macht es derselben die pünctliche vierteljährliche Uebersendung der dort 
eingegangenen gerichtlichen Gemütszustands- und Leichcn-Untcrsuchungeu an das 
Königliche Provinzial-Medicinal-Collegium wiederholt und mit der Anweisung zur Pflicht, 
zugleich eine tabellarische Uebersicht der Verhandlungen nach dem anliegenden in allen 
Rubriken entsprechend auszufüllenden Schema (Anlage c.) bei zu fügen. 

Das Ministerium erwartet, dass die Königliche Regierung dieser Anordnung, welche 
zur Erreichung des Zweckes einer sicheren diesfälligen Controle der von den Gerichts- 
Behörden zur Revision eingereichten Gemütszustands- und Leichen -Untersuchungen 
notwendig ist, überall genau nachkommen werde. 

Anlage a. 

Desgl. vom 3. Januar 1840 (Mühler). 

Nach einer Benachrichtigung des Königl. Ministern für die Medicinal-Angelogen- 
heiten wird bei gerichtlichen Untersuchungen über den Gemütszustand eines Menschen 
die Mitteilung von Abschriften der aufgenommenen Protokolle und der erstatteten 
Gutachten an die Königlichen Regierungen, wozu die Gerichte in den Rescripten vom 
31. Januar und 15. Juni 1818 und vom 29. December 1820 angewiesen worden sind, 
häufig bedeutend und in einzelnen Fällen sogar Jahre lang verzögert, so dass der Zweck 
dieser Anordnung ganz oder teilweise verfehlt wird. 

Der Justiz - Minister sieht sich dadurch veranlasst, sümmtliche Gerichte und die 
Ober-Procuratoren der Rheinprovinz anzuweisen, die Mitteilung der Abschriften ge- 
dachter Verhandlungen an die Königlichen Regierungen und für Berlin an das hiesige 
Königliche Polizei-Präsidium gleich nach deren Aufnahme oder Eingänge zu bewirken 
und den Referenten zur Pflicht zu machen, die Nachholung des Versäumten bei der 
Abfassung der Erkenntnisse anzuordnen. 

Anlage b. 

Desgl. vom 6. März 1840 (Mühler). 

Die vorgeschriebene Mitteilung der Abschriften von Obductions- Verhandlungen 
und Obductions-Berichten an die betreffenden Königlichen Regierungen erfolgt nach 
einer Aeusserung des Herrn Ministers der geistlichen etc. Angelegenheiten oft erst nach 
Verlauf einer geraumen Zeit, zuweilen sogar erat nach ergangenem Erkcnntniss oder 
nach erfolgter Reposition der Acten. 

Der jener Massregel unterliegende Zweck kann aber nur mit Sicherheit erreicht 
werden, wenn den Königlichen Regierungen die Abschriften zeitig genug zugohen, um 
von der Revision der Obductions- Verhandlungen und Berichte teils für die Beaufsich- 
tigung der gerichtlichen Aerzte, teils zur Bezeichnung etwa begangener Fehler, welche 
auf die gerichtliche Untersuchung von Einfluss sein können, erfolgreiche Anwendung 
zu machen. 

Sämmtliche Gerichts - Behörden werden daher angewiesen, den Königlichen Regie- 
rungen die Abschriften der Obductions- Verhandlungen und Berichte sogleich nach 
deren Eingänge zu übersenden. 
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An 

Tabellarische 

der 


. . ten Quartale des Jahres 18 . . aus dem Regierungs-Bezirke 

Unter 


Laufende Nummer. 1 

Des Untersuchte! 

Vor- 

und 

Zuname. 

n (Obd 
Alter. 

ueirten) 

Stand. 

Gegenstand 
oder Zweck 
der Unter- 
suchung 
(Obduc- 
tion). 

Ort, an dem 
die Unter- 
suchung 
(Obduo- 
tion) bewirkt 
wurde. 

Benennung und 
Sitz des unter- 
suchenden und re- 
quirirenden Ge- 
richtes, 


. 1 







Bemerkung. 

1) Bei der Aufstellung der tabellarischen Ueborsicht wird, ie nachdem die- 
selbe Gemüthszustands- oder Leiehen-Untersuchungen betriffL in der Ucber- 
schrift der Golonne immer nur die hierauf sich beziehende Bezeichnung 
in Anwendung gebracht, so dass z. B. die Ucberschrift der ersten Colonno 
entweder: des Untersuchten, oder: des Obducirten Vor- und Zuname 
angiebt, die der zweiten auf Untersuchung oder Obduction lautet 
u. s. w. u. s. w. 
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läge c. 

Uebe reicht 
im 

eingesendeten Verhandlungen über gerichtliche Geraüthszustands- (Leichen- } 

Buchungen. 



2) In den Pillen, wo unbekannte Leichname obducirt worden sind, ist in die 

) Leich- 
nam. Das muthmassliche Alter ist stets anzugeben. 

3) Hinsichtlich der Verhandlungen über Obductionen neugeborener oder un- 
getauft verstorbener Kinder ist auf ähnliche Weise in derselben Ru- 
brik das Geschlecht zu bezeichnen, nämlich: ein neugeborenes Kind 

(Ä) 


Rubrik Vor- und Zuname zu setzeu: ein unbekannter 
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Circ.-Vorf. vom 27. September 1842, die Abschriften von Gutachten der 
Mcdicinal-Collegicn betreffend (Eichhorn). 

Ich finde mich veranlasst, das Königliche Medieinal-Collegium anzuweisen, von den 
Gutachten, welche dasselbe auf Requisition der Gerichts - Behörden in Criminalsachon 
erstattet, in Zukunft regelmässig der betreffenden Königlichen Regierung sogleich nach 
erfolgter Begutachtung eino simple Abschrift zu übersenden, um solche den Kreis-Phy- 
sikern, welche in den vorgekonnnenen Füllen die Obductionen verrichtet und die Be- 
richte abgefasst haben, zu ihrer und der gerichtlichen Wundärzte, welcho bei den Ob- 
ductionen Beistand geleistet haben, Einsicht und Belehrung mitzutheilen. 

Der von Seiten einzelner Königlicher Medicinal-Collegien seither geschehenen vier- 
teljährlichen Einsendung der in Reue stehenden Gutachten bei dem Ministerium bedarf 
es ferner nicht. Dagegen wird dem Königlichen ffbdicinal-Colleffio überall, wo die von 
demselben erstatteten Gutachten zu Supe rre visi on s-G uta eilten der Königlichen 
wissenschaftlichen Deputation für das Medicinal wesen Gelegenheit geben, künftig auch 
von diesen sogleich nach geschehener Begutachtung Abschrift mitgotheilt werden, um 
daraus sowohl für sich selbst zu entnehmen, in welcher Weise die gonannte König- 
liche Deputation die fraglichen Fälle, welche in der Regel zu den wichtigsten gohören, 
beurthcilt hat, als auch, uni diese Gutachten, eben so wie die eigenen und auf demselben 
Wege den betheiligten Kreis - Physikern und gerichtlichen Wundärzten zur Kenntniss- 
n&hme zukommen zu lassen. 

Abschrift vorstehender Verfügung erhält die Königliche Regierung zur Nachricht 
und Beachtung mit dem Aufträge, den Kreis-Physikern oei Uebersendung der Gutachten 
des Königlichen Provincinl-Mcdicinal-Collegiums und der Königlichen wissenschaftlichen 
Deputation für das Medicinalwcsen zu eröffnen, dass diese Gutachten ihnen nur zu 
i hrer Belehruug mitget heilt würden, eine weitere Benutzung derselben aber, und 
namentlich eine, wenn auch nur theil weise, Veröffentlichung ihnen durchaus nicht ge- 
stattet sei. 

Min.-Verf. vom 22. August 1849. betreffend die Begutachtung der Ob- 
d u c 1 1 o n s - V e r h a » d 1 u n g e n (L c h n o r t). 

Bei Durchsicht der von den Königlichen Medicinal-Collegien eingesendeten Begut- 
achtungen der Obductions- Verhandlungen hat sieh eine Ungleichheit in der Beurheilung 
der letzteren bemorklich gemacht. Mehrere Königliche Medicinal - Collcgien haben die 
den Revisionen zum Grunae liegende Absicht richtig aufgefasst und dio Verhandlungen 
vom medicinisch-gerichtlichen Standpunkte aus genau, doch ohne jede dem richterlichen 
Zwecke fern liegende und unwesentliche Unterlassung streng zu rügen, beurtheilt. An- 
dere haben dagegen in ihren Critiken in zu allgemeiner, für die Belehrung unzurei- 
chender Weise sich ausgesprochen, und noch andere vom wissenschaftlichen Stand- 
punkte aus zu sehr in's Einzelne gehend, ohne Rücksicht auf die Verhältnisse, unter 
welchen das mühsame Geschäft gerichtlicher Sectioncn mebrcnthcils vollbracht wird, 
selbst dann, wenn dabei den Forderungen der gerichtlichen Behörden genügt und der 
forensische Zweck vollständig erfüllt worden, in ausführlichem, oft scharfem Tadel sich 
ausgelassen. 

Eine solche Critik, wclcho die mit der Ausübung dos Amtes verbundenen Anstren- 
gungen nicht gehörig würdigt und ihnen die gebührende Anerkennung versagt, ver- 
fehlt den Zweck der Belehrung, entmuthigt besonders die jüngeren Gerichtsärzte und 
führt endlich zur Nichtachtung aller, auch der begründeten Ausstellungen. 

Iliornach veranlasse ich aio Königlichen Medicinal - Collegion ihre Begutachtungen, 
unbeschadet deren Gründlichkeit und Genauigkeit, doch so eiuzurichten, dass, wenn nur 
dem gerichtlichen Zwecke vollständig genügt worden, unwesentliche Unterlassungen 
nicht weiter oder mit Schonung gerügt und practisch tüchtige Arbeiten als solche an- 
erkannt werden. 

Min.-Verf., betreffend die rechtzeitige Einsendung der Obductions- 
Berichte Seitens der Kreisphysiker, vom 30. Mai 18o0 (v. Ladenberg). 

Von Seiten der Justiz-Behörden ist darüber Beschwerde geführt worden, dass 
nicht alle Kreis-Physiker in Erstattung der Obductions-Berichte prompt sind, vielmehr 
nicht selten erhebliche Verschleppungen sogar in Haftsachen sich zu Schulden kommen 
lassen. 

Zur Vermeidung ähnlicher Beschwerden Seitens der Justiz-Behörden setze ich des- 
halb fest, dass in Hartsachon spätestens innerhalb 4 Wochen, nach Mittheilung der 
Abschrift des Obductions- Protokolls, der Bericht einzurcichen ist, wenn das Gericht 
nicht etwa einen kürzeren Termin ausdrücklich festgesetzt hat. 
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Die« ist sämratlichen Kreis- Physikern zur Nachachtung bekannt zu machen. 

In Füllen, wo diese Frist nicht gehalten worden, hat die Königliche Regierung auf 
dicsfällige Anzeige des Gerichts, nach Befinden der Umstände, mit nachdrücklichen Ord- 
nungsstrafen einzuschreiten. 

Min.-Verf. vom 3 December 1850, betreffend die Vermeidung von Fremd- 
wörtern bei forensischen Untersuchungen (v. Ladenberg). 

Der Gebrauch vieler Geriehtsärzte, in ihren Gutachten über körperliche Verletzun- 
gen, zweifelhafte Seelcnzuständc u. s. w. die lateinischen und griechischen Ausdrücke 
mehr als unumgänglich nöthig ist, zu häufen, hat besonders bei dem neueren öffent- 
lichen Gerichtsverfahren Anstos» erregt, indem dergleichen Gutachten dom grösseren 
Publicum und namentlich den Geschworenen minder verständlich werden. 

Auf der anderen Seite lässt sich nicht verkennen, dass cino gänzliche Vermeidung 
der Fremdwörter der wissenschaftlichen Gründlichkeit der Gutachten Eintrag ihun würde, 
indem in einzelnen Fällen der deutsche Ausdruck oder eine Umschreibung die Sache 
nicht so bestimmt bezeichnet, als das von der Wissenschaft reeipirte Fremdwort. 

Ich finde mich demnach veranlasst, durch die sämmtlichen Königlichen Regierungen 
und das Königliche Polizei- Präsidium hierselbst allen Gerichtsärzten die rechte Mitte 
anzucmpfchlen, welcho wohl darin besteht, dass Dinge, die eben so sicher und besser 
deutsch zu geben sind, nicht in fremden Sprachen aasgedrückt werden, wogegen in 
Fällen des Gegentheils das Fremdwort beizubehalten und in einzelnen Fällen zur Ver- 
meidung jeden Zweifels neben der deutschen Bezeichnung auch die lateinische oder 
griechische in Klammern hinznzufügen ist # 

MiiL-Verf. vom 6. März 1862, den Gebrauch der Acten bei Abfassung von 
Gutachten betreffend (Lehncrt). 

Auf den Bericht vom . . . erwiedere ich der Königlichen Regierung, das» eine An- 
weisung der Gerichtsbehörden Seitens des Herrn Justiz-Ministers, den betreffenden Ge- 
richtsärzten die Untersuchungsacten in jedem Falle mitzuthcilen, nicht angänglich er- 
scheint, da die Acten deu Gerichten häufig zur Fortführung der schwebenden Vorunter- 
suchung unentbehrlich sind. Es wird aber auch genügen, dass die Gerichtsärzte sich 
die Acten erbitten, wenn sie glauben dieselben zur Abfassung des Gutachtens nicht ent- 
behren zu können. Dies vorausgesetzt, erledigt sich das Monitum der Königlichen wis- 
senschaftlichen Deputation für das Mediciualwesen zu dem vorliegenden Obductionsfall 
selbst, sobald der Dr. N. die Acten erbetcD, aber nicht erhalten hat. 

Min.-Verf. vom 2. April 1867, betreffend Mittheilung von Gutachten 
der Med.-Collegien an die Regierungen (von Mühler). 

Den Ausführungen in dom gef. Bericht vom . . . pflichte ich bei und erkläre mich 
demzufolge damit einverstanden, dass die Circular - Verfügung vom 27. Septbr. 1842, 
welche den K. Medicinal-Collegien aufgiebt, die Gutachten über Obductionen in Crimi- 
nalsachen den betreffenden K. Regierungen in Abschrift mitzuthcilen. auf die Gutachten 
über Gemüthsznstands-Untersucliungen nur in solchen Fällen Anwendung zu finden hat, 
in welchen sich eine besondere Mangelhaftigkeit der Gutachten oder Atteste der Physi- 
ker ergiebt und welche daher für die Beurtheilung der amtlichen Qualification der letz- 
teren den Regierungen als ihren Disciplinar-Behörden von Interesse sind. 

Vcrf. vom 2. Juni 1869 an alle Medicinal-Collegien, die Suncrrevision 

der Gemüthszustands-Untersuchungen betreffend (v. Mühler). 

Auf den Antrag der Königlichen wissenschaftlichen Deputation für das Medicinal- 
W r esen habe ich beschlossen, fortan von der regelmässigen Superrevision der Verhand- 
lungen in gerichtlichen Gemüths-Zust&nds- Untersuchungen durch die genannte Deputa- 
tion Abstand zu nehmen. 

Unter Abänderung der Circnlar- Verfügung vom 20. März 1819 bestimme ich da- 
her, dass die Revisions- Bemerkungen des Königlichen Medicinal- Collegiums über ge- 
richtliche Gemüthszustands-Untersuchungon nicht mehr dem Ministerium vorgelegt, son- 
dern unter Rückanschluss der Verhandlungen sogleich deu betreffenden Königlichen Re- 
gierungen znr Kenntnissnahme und event. Mittheilung an die Sachverständigen über- 
sendet werden. Eine Ausnahme hiervon wünsche icn aber in denjenigen Fällen ge- 
macht zu sehen, die ein besonderes wissenschaftliches oder psychologisches Interesse 
darbieten. Von solchen Fällen werde ich jederzeit gern Kenntnis» nehmen und demge- 
mäss die Einsendung der betreffenden Verhandlungen erwarten. Ausserdem wolle das 
Königliche Medicinal - Collegium von Seinen Gutachten über die Zurechnungsfähigkeit 
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angoklagter oder in Voninterßnchang befindlicher Personen mir jedesmal eine Abschrift 
oinreichen. 

Hinsichtlich der gerichtlichen Obductions-Verhandlungen bewendet es bei dem bis- 
herigen Verfahren. 

Circ-Vcrf. v. 2. Juni 1869, denselben Gegenstand betreffend (v. Mühler). 

Die Königliche Regierung benachrichtige ich hierdurch, dass ich unter Abänderung 
der Circular- Verfügung vom 20. März 1819 bestimmt habe, dass die Revisions-Bemer- 
kungen der Königlichen Mcdicinal-Collegien über gerichtliche Gemütbszustands-Unter- 
suchungen fortan nicht mehr zur Superrevision durch die Königliche wissenschaftliche 
Deputation für das Medicinal- Wesen gelangen, sondern unter Rückanschluss der Ver- 
handlungen sogleich der Königlichen Regierung zur Kenntnisnahme und event. Mit- 
theilung an die betreffenden Sachverständigen übersendet werden. 

Hinsichtlich der gerichtlichen Obductions-Verhandlungen bewendet es bei dem bis- 
herigen Verfahren. 

Min.-Verf. vom 26. Februar 1870, die Sammlungen der Obductions-Ver- 
handlungen betreffend (Lonnert). 

Die Königl. Reg. veranlasse ich hierdurch, die in einem Actenstücke zusammenzu- 
heftenden Sammlungen von Obductions-Verhandlungen, welche vierteljährlich den Medi- 
cinal-Collegien zur Revision vorgelegt Werden, jedesmal foliiren und die Folien der ein- 
zelnen Verhandlungen in der die Acten begleitenden Ucbersicht mit aufnehmen zu 
lassen. 


Min.-Verf. vom 17. Mai 1871, die Collationirung der Abschriften der 
Obductions-Verhandlungen betreffend (I. V. Lehnert). 

Der Königl. Reg. erwiedero ich auf den Bericht vom . . dass über die Menge der 
in den meisten Abschriften der znr Superrevision eingehenden Obducdons-Verhandlun- 
gen vorkommenden, sinnentstellenden Schreibfehler von der Königl. wissensch. Deput, 
für das Mcdicinalwesen wiederholt Klage geführt worden ist. 

So viel als möglich wird auf diese Fenier bei der Beurtheilung der Arbeiten Rück- 
sicht genommen. Da os aber häufig zweifelhaft bleibt, ob es sich in solchen Fällen um 
einen Schreibfehler oder um einen von den Obducenten unrichtig gewählten Ausdruck 
handelt, so kann hin und wieder auch wohl ein die Obducenten lrrtnümlich gravirendes 
Urtheil ausgesprochen werden. 

Diesem Uebelstande würde nur dadurch abzuhelfen sein, dass die Obducenten selbst 
dafür Sorge tragen, sich von den Gerichtsbehörden, resp. Canzleien derselben die Vor- 
lage der Abschriften ihrer Obductions-Verhandlungen behufs Collationirung vor 
doren Absendung an die Königl. Reg. in jedem einzelnen Falle zu erwirken. Ob- 
gleich ein derartiges Verfahren sien allerdings nicht überall ausführbar erweisen wird, 
so wolle die Königl. Reg. doch die Kreisphysiker ihres Verwaltungsbezirkes auf diesen 
Weg zur Vermeidung des bereiten Ucbelstandes, welcher mindestens der wissensch. 
Deput. nicht zur Last gelegt werden kann, um so mehr aufmerksam machen, als die Be- 
folgung desselben dem Vernehmen nach auch für einzelne Kreisphysiker sich in der Thal 
bereits bewährt hat. 

Die vorstehenden Bestimmungen über die Einreichung und Begutachtung der 
Obductions-Verhandlungen und Gemüthszustands - Untersuchungen haben nach 
dem Minist. -Erlass vom 30. November 1870 auch in den Provinzen Schleswig- 
Holstein, Hannover und Hessen-Nassau Geltung. 

In Betreff der Veröffentlichung gerichtlicher Gutachten durch den 
Druck Seitens der Medicinal-Beamten erging die 

Min.-Verf. vom 13. März 1822 (v. Altenstein). 

Die Königl. Regierung wird hierdurch beauftragt, den Kreis-Physikern und Kreis- 
Chirurgen Ihres Departements zu untersagen, ohne besonders eingeholte Erlaubnis* de« 
Ministeriums Ihre gerichtlichen Gutachten vor Ablauf von 5 Jahren seit ihrer Aus- 
stellung, selbst mit Weglassung der Orts- und Personal-Namen, abdrucken zu lassen. 
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Press-Gesetz vom 12. Mai 1851 (G.-S. S. 273). 

§. 48. Die Namen der Geschworenen dürfen in Zeitungen nur bei der Mitthoilung 
über die Bildung des Schwurgerichts genannt werden. 

Zuwiderhandlungen gegen diese Bestimmung ziehen eine Gefängnisstrafe von Einer 
Woche bis zu Einem Jahr nach sich. 

Gleiche Strafe trifft denjenigen, der eine Anklageschrift oder ein anderes Schrift- 
stück eines Criminalprocesses veröffentlicht, bevor die mündliche Verhandlung stattge- 
funden oder der Process auf anderem Wege sein Ende erreicht hat. 

In Betreff der Mittheilnng der Verhandlungen über Obductionen und Ge- 
müthszustands-Untersuchungen bei Militärpersonen erging die 

M in.-Verf. vom 14. November 1841 (Eichhorn). 

Aus Veranlassung des Berichts der Königl. Regierung vom 18. Mai d. J. bin ich 
wegen der Ausdehnung der hinsichtlich der Verhandlungen über Leichenöffnungen und 
Gemüthszustands-Untersuchungen bestehenden technischen Controle auch auf diejenigen 
Obductionen und Gemüthszustands-Untersuchungen, die auf Requisition von Militär- 
Gerichten durch Civil- oder Militärärzte vorgenommen worden, mit des Herrn Kriegs- 
ministers Excellenz in Schriftwechsel getreten, und derselbe hat in Folge dessen sowohl 
die Militär-Gerichte, als die Auditeure durch die ihnen Vorgesetzte Behörden anweisen 
lassen, in Zukunft die in den oben bezeichneten Angelegenheiten erstatteten Gutachten 
und gepflogenen Verhandlungen durch dio betreffenden Königl. Regierungen an das 
Königl. Meaicinal-Collegium der Provinz zur technischen Revision einzurcicnen. 

Indem ich die Königl. Regierung von dieser Anordnung in Kenntnis» setze, weise 
ich dieselbe mit Bezugnahme auf die Verfügung vom 20. März 119 (Seite 252) an, die 
von Seiten der Militär - Gerichte und Auditeure eingehenden Verhandlungen über 
Leichenöffnung und Gemüthszustands-Untersuchungen mit den übrigen gleichartigen Ar- 
beiten dem Königl. Medicinal - Collegium der Provinz zu übersenden und dieselben in 
die angeordnete Nachweisung mit aufzunehmen. 

Die gerichtsärztliche Thätigkeit wird in Anspruch genommen: 

1) an lebenden Personen in Bezug auf den Körper- oder Gemütszustand, 

2) in der Untersuchung der Leichen, 

3) in der Untersuchung von Verbrechens-Objecten. 

1 Untersuchungen an lebenden Personen. 

A. Körperzustands-Untersuchungen. 

1. Beurteilung körperlicher Verletzungen. 

Strafgesetzbuch vom 15. Mai 1871 (R. G. Bl. S. 127). 

§. 223. Wer vorsätzlich einen Anderen körperlich misshandelt oder an der Ge- 
sundheit beschädigt, wird wegen Körperverletzung mit Gefängnis» bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bis zu dreihundert Thalem bestraft 

Ist die Handlang gegen Verwandte ansteigender Linie begangen, so ist auf Go- 
f&ngniss nicht unter Einem Monat zu erkennen. 

§. 224. Hat die Körperverletzung zur Folge, dass der Verletzte ein wichtiges 
Glied des Körpers, das Sehvermögen auf einom oder beiden Augen , das Gehör, die 
Sprache, odor dio ZeugungsfähigKeit verliert oder in erheblicher Weise dauernd ent- 
stellt wird, oder in Siechthum, Lähmung oder Geisteskrankheit verfällt, so ist auf 
Zuchthaus bis zu fünf Jahren oder Gefängnis» nicht unter Einem Jahre zu erkennen. 

§. 225. War eine der vorbezeichneten Folgen beabsichtigt und eingetreteD, so ist 
auf Zuchthaus von zwei bis zehn Jahren zu erkennen. 

§. 226. Ist durch dio Körperverletzung der Tod des Verletzten verursacht wor- 
den, so iat auf Zuchthaus nicht unter drei Jahren oder Gef&ngniss nicht unter drei Jah- 
ren zu erkennen. 

6. 227. Ist durch eine Schlägerei oder durch einen von Mehreren gemachten An- 
griff der Tod eines Menschen oder eine schwere Körperverletzung (§. 224.) verursacht 
worden, so ist jeder, welcher sich an der Schlägerei oder dem Angriffe betheiligt hat, 
schon wegen dieser BetheUigung mit Gefängnis» bis zu drei Jahren zu bestrafen , falls 
er nicht ohne sein Verschulden nmeingezogen worden ist. 
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Ist eine der vorbezeichneten Folgen mehreren Verletzangon zuznschreiben, welche 
dieselbe nicht einzeln, sondern nur durch ihr Zusammentreffen verursacht haben, so ist 
jeder, welchem eine dieser Verletzungen znr Last fällt, mit Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. 

§. 228. Sind mildernde Umstände vorhanden, so ist in den Fällen der §§. 224 
und 227. Absatz 2. auf Gefängnis» nicht unter Einem Monat, und ira Falle dos §. 226. 
auf Gefängnis*» nicht unter drei Monaten zu erkennen. 

Diese Ermässiffung der Strafe bleibt ausgeschlossen, wenn die Handlung an Ver- 
wandten aufstoigonder Linie begangen ist. 

§. 229. Wer vorsätzlich einem Anderen, um dessen Gesundheit zu beschädigen, 
Gift oder andere Stoffe beibringt, welche die Gesundheit zu zerstören geeignet sind, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

Ist durch die Handlung eine schwere Körperverletzung verursacht worden, st» ist 
auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wenn durch die Handlung dor Tod ver- 
ursacht worden, auf Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder auf lebenslängliches 
Zuchthaus zu erkennen. 

§. 230. Wer durch Fahrlässigkeit die Körperverletzung eines Anderen verursacht, 
wird mit Geldstrafe bis zu dreihundert Thalcrn oder mit Gefängniss bis zu zwei Jahren 
bestraft. 

War der Thatcr zu der Aufmerksamkeit, welche er aua den Augen setzte, ver- 
möge seines Amtes, Berufes oder Gewerbes besonders verpflichtet, so Kann die Strafe 
auf drei Jahre Gefängniss erhöht werden. 

§. 231. In allen Fällen der Körperverletzung kann anf Verlangen des Verletzten 
neben der Strafe auf eine an denselben zu erlegende Busse bis zum Betrage von zwei- 
tausend Thalern erkannt werden. 

Eine erkannte Busse schliesst die Geltendmachung eines weiteren Entschädigungs- 
anspruches au». 

Für diese Busse haften die zu derselben Verurtheilten als Geaammtsehuldner. 

§. 232. Die Verfolgung leichter vorsätzlicher, so wie aller durch Fahrlässigkeit 
verursachter Körperverletzungen (§§. 223. 230.) tritt nur auf Antrag ein, insofern nicht 
die Körperverletzung mit Uobcrtretung einer Amts-, Berufs- oder Geworbspflicht be- 
gangen worden ist. 

Die in den §§. 195., 196. und 198. enthaltenen Vorschriften finden auch hier An- 
wendung. 

§. 233. Wenn leichte Körperverletzungen mit solchen, Beleidigungen mit leichten 
Körperverletzungen oder letztere mit ersteren auf der Stelle erwidert worden, go kann 
der Richter für beide Angosc huldigte, oder für einen derselben eine der Art oder dem 
Masse nach mildere oder überhaupt keine Strafe cintrctcn lassen. 

Das Strafgesetzbuch kennt somit nur leichte und schwere Körperver- 
letzungen. 

Ueber den im §. 224. ausgesprochenen Begriff der „Lähmung“ gibt ein 
Superarbitrium der wissenschaftlichen Deputation für das Medicinalwesen vom 
26. Juli 1871 noch eine nähere Definition (conf. Vierteljahrsschrift f. gerichtL Med. 
u. öffentl. Sanitätswesen Bd. XVI. 1872. S. 5.). Hiernach ist die Unfähigkeit, 
einen bestimmten Bewegungsapparat des Körpers zu denjenigen Bewegungen zu 
gebrauchen, für welche er von Natur eingerichtet ist, kurzweg als „Lähmung“ zu 
bezeichnen, gleichviel, ob das Hinderniss der Bewegung in einem Centralorgan 
oder in einem peripherischen Theile des Körpers gelegen ist. 

Wichtige Superarbitria der wissenschaftl. Deputat finden mit deren Zustim- 
mung in der von Eulenberg herausgegebenen Viertljhsschft. für gerichtl. 
Medic. u. s. w. Aufnahme. 

Ueber die Form, in welcher die gerichtsärztlichen Atteste, so wie die 
ärztlichen Atteste der Medicinal-Beaxnten überhaupt abzufassen sind, sprechen 
sich aus 


Circ.-Verf. vom 20. Januar 1853 (v. Raumer). 

Mittelst Erlasses vom 9. Januar v. J. habe ich die Königlichen |Regierungen und 
das Königliche Polizei-Präsidium hierselbst veranlasst, sich gutachtlich über Massregeln 
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zu äussern, durch welche eine grössere Zuverlässigkeit Ärztlicher Atteste zu erzielen 
sein möchte. 

Nach genauer Erwägung des Inhalts dieser, so wie der über denselben Gegenstand 
von dem Herrn Justizministcr eingeforderten Berichte der Appellations- Gerichte, des 
Kammergerichts und des General-Procurators zu Cöln , erachte ich im Einverständnis 
mit dem Herrn Justizminister für nothwendig, für die ärztlichen Atteste der Medicinal- 
Bearaten eine Form vorzuschrciben, durch welche der Aussteller einerseits genöthigt 
wird, sich über die thatsfichlichcn Unterlagen des abzugebemlen sachverständigen 
Urtheils klar zu werden und letzteres mit Sorgfalt zu begründen, andererseits aber 
jedesmal an seine Amtspflicht nnd Jan seine Verantwortlichkeit für die Wahrheit und 
Zuverlässigkeit des Attestes erinnert wird. 

Zu diesem Zwecke bestimme ich hierdurch, das fortan die amtlichen Atteste und 
Gutachten der Medicinal- Beamten jedesmal enthalten sollen: 

1) die bestimmte Angabe der Veranlassung zur Ausstellung des Attestes, des 
Zweckes, zu welchem dasselbe gebraucht, und der Behörde, welcher es vor- 
gelegt werden soll; 

2) die etwaigen Angaben des Kranken oder der Angehörigen desselben über 
seinen Zustand: 

3) bestimmt gesondert von den Angaben zu 2. die eigenen thatsachlichen 
Wahrnehmungen des Beamten über den Zustand des Kranken: 

4) die aufgefunuenen wirklichen Krankheits-Erscheinungen : 

5) das thatsächlich und wissenschaftlich motivirte Urtheil über die Krankheit, 
über die Zulässigkeit eines Transports oder einer Haft oder über die sonst 
gestellten Fragen; 

6) die dion8teidhche Versicherung, dass die Mittheilungen des Kranken oder 
seiner Angehörigen (ad 2.) richtig in das Attest aufgenommen sind, dass die 
eigenen Wahrnenmungen des Ausstellers (ad 3. u. 4.) überall der Wahrheit 
gemäss sind; und dass das Gutachen auf Grund der eigenen Wahrnehmungen 
des Ausstellers nach dessen bcstom Wissen ausgegeben ist. 

Ausserdem müssen die Atteste mit vollständigem Datum, vollständiger Nainens- 
Untorschrift, insbesondere mit dem Amts- Charakter des Ausstellers und mit einem 
Abdruck des Dienstsiegels vorsehen sein. 

Die Königliche Regierung hat dies sämmtlichen Medicinal-Bcamten in ihrem Bezirk 
zur Nachachtung bekannt zu machen, diese Bekanntmachung jährlich zu wiederholen 
und Ihrerseits mit Strenge und Nachdruck darauf zu halten, dass der Vorschrift voll- 
ständig geuügt werde. 

Um die Königlichen Regierungen hierzu in den Stand zu setzen, wird der Herr 
Justizministcr die Gerichtsbehörden anweisen, von allon denjenigen bei ihnen eingehen- 
den ärztlichen Attesten, gegen welche von der Gegenpartei Ausstellungen gemacht wer- 
den, oder in welchen die Gerichte, resp. die Staats- Anwaltschaften Un Vollständigkeit 
oder Oberflächlichkeit wahrnehmen, oder einen der vorstehend angegebenen Punete ver- 
missen, oder endlich Unrichtigkeiten vermuthen, der betreffenden Königlichen Regierung, 
resp. dem Königlichen Polizei-Präsidium hierselbst beglaubigte Abschrift mitzutheilen. 
Die Königliche Regierung hat alsdann diese, sowie die auf anderm Wege bei ihr ein- 
gehenden ärztlichen Atteste sorgfältig zu prüfen, jeden Vcrstoss gegen die vorstehend 
getroffene Anordnung im Disciplinar-Wege ernstlieh zu rügen, nach Befinden der Um- 
stände ein Gutachten des Medicinal-Collegiums der Provinz zu extrahiren, resp. wogen 
Einleitung der Disciplinar-Untersuchung an mich zu berichten. 

Da über die Unzuverlässigkeit ärztlicher Atteste vorzugsweise in solchen Fällen 
geklagt worden, in denen es auf die ärztliche Prüfung der Statthaftigkeit der Voll- 
streckung einer Freiheitsstrafe oder einor Schuldhaft ankam, und auch ich mehrfach 
wahrgenommen habe, dass in solchen Fällen die betreffenden Medicinal- Beamten sich 
von einem unzulässigen Mitleid leiten lassen, oder sich auf den Standpnnct eines Haus- 
arztes stellen, welcher seinem in Freiheit befindlichen Patienten die angemessenste 
Lebens- Ordnung vorzuschreiben hat, so veranlasse ich die Königliche Regierung, bei 
dieser Gelegenheit die Mcdicinal-Beamten in ihrem Bezirke vor dergleichen Missgriffen 
zu warnen. Nicht selten ist in solchen Fällen von dem Medicinal-Bonmten angenommen 
worden, dass schon die Wahrscheinlichkeit einer Verschlimmerung des Zustandes eines 
Arrestanten bei sofortiger Entziehung der Freiheit ein genügender Grund sei, die einst- 
weilige Aussetzung der Strafvollstreckung oder der Schuldhaft als nothwendig zu be- 
zeichnen. Dies ißt eine ganz unrichtige Annahme. Eine Freihcks*<trafe wird fast in 
allen Fällen einen deprimirendeu Eindruck auf die Geinüthsstiramung und, bei nicht 
besonders kräftiger und nicht vollkommen gesunder Körperbeschaffenheit, auch auf das 
leibliche Befinden des Bestraften ausüben, mithin schon vorhandene Krankheitszuslände 
fast jedesmal verschlimmern. Deshalb kann aber dio Vollstreckung einer Freiheitsstrafe 
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oder einer Schuldhaft, während welcher es ohnehin dem Gefangenen an ärztlicher Für- 
sorge niemals fehlt, nicht ausgesetzt, resp. nicht für unstatthaft erklärt werden. Der 
Mcdicinal-Beamte kann die Aussetzung etc. vielmehr nur beantragen, wenn er 6ich nach 

ä ewissenhafter Untersuchung des Zustandes eines zu Inhaftirenden für überzeugt hält, 
aas von der Haftvollstreckung eine nahe, bedeutende und nicht wieder gut zu machende 
Gefahr für Leben und Gesundheit des zur Haft zu Bringenden zu besorgen ist, und 
wenn er diese Uebcrzeugung durch die von ihm selbst wahrgenom menen Krankheit«- 
crscheinungen und nach den Grundsätzen der Wissenschaft zu motiviren im Stande ist. 
Eine andere Auffassung der Aufgabe des Medicinal-Beamten gefährdet den Ernst der 
Strafe und lähmt den Arm der Gerechtigkeit und ist daher nicht zu rechtfertigen. Dies 
ist den Modieinal-Beamten zur Beherzigung dringend zu empfehlen. 

Circ.-Verf. des Justiz- Ministers vom 3. Februar 1863 (Simons). 

Um den Missbräuehen entgegenzutreten, welche bisher in vielen Fällen bei der 
Ausstellung ärztlicher Atteste eingetreten sind, und um eine grössere Zuverlässigkeit der 
letzteren herbeizuführen, hat sich der Herr Minister der geistlichen, Unterrichts- und 
Medicinal- Angelegenheiten, im Einverständnis« mit dem Justizminister veranlasst gefun- 
den, in der nachstehend abgodruckten, an sämmtliche Regierungen erlassenen Circular- 
Verfügung vom 20. v. M. (s. oben) eine bestimmte Form vorzuschreiben, in welcher 
künftig die von den Medicinal-Beamten auszustellenden amtlichen Atteste und Gutachten 
abgefasst werden sollen. 

Indem diese Verfügung sämmtliehen Gerichten nnd Boamton der Staatsanwaltschaft 
zur Kenntnisnahme mitgetheilt wird, worden dieselben hierdurch angewiesen: 

Von allen denjenigen, bei ihnen eingehenden Attesten und Gutachten der Medicinal- 
Beamten, gegen welche von der Gegenpartei Ausstellungen gemacht werden, oder in 
welchen die Gerichte, resp. die Beamten der Staats-Anwaltschaft Unvollständigkeit oder 
Oberflächlichkeit wahrnehmen, oder einen der in der gedachten Circ.-Verf. angegebenen 
Puncto vermissen oder endlich Unrichtigkeiten vermothen. der betreffenden Königlichen 
Regierung, resp. dem Königlichen Polizei-Präsidium hiersolbst beglaubigte Abschrift mit- 
zutheilen. 

Zugleich wordon die Gerichtsbehörden veranlasst^ in solchen Fällen, in denen es 
sich um die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe odor einer Schuldhaft bandelt, und zu 
diesem Behufe eine ärztliche Prüfung erforderlich ist, jedesmal die bestimmte Frage 
vorzulegen : 

ob und ovent. aus welchen Gründen eine nahe, bedeutende und nicht wieder 
gut zu machendo Gofahr für das Leben oder die Gesundheit des zu Inhaftiren- 
den von der Haft zu befürchten sei. 

Schliesslich worden die Gerichtsbehörden noch darauf aufmerksam gemacht, dass 
nur auf dio Atteste der Mediciual - Beamten Rücksicht genommen worden kann, wenn 
in der Vollstreckung von F reihheitsstrafen oder der Schaldhaft ein Aufschub nach- 
gesucht wird. 

Circ.-Verf. vom 11. Februar 1856 (v. Raumer). 

Die auf meinen Erlass vom 13. April v. J. eingegangenon Berichte der Königlichen 
Regierungen über den Erfolg und dio etwaige Ergänzung der dio Form der amtlichen 
Atteste der Mcdicinal - Boomten betreffenden Circ.-Vorf. vom 20. Januar 1855 ergeben, 
dass letztere sich practisch bewährt, insbesondere eine grössere Genauigkeit der ge- 
dachten Atteste und eine nicht unerhebliche Verminderung der Zahl der zum Gebrauch 
vor Gericht bestimmten Atteste überhaupt, so wie insbesondere der von nicht beam- 
teten Acrzten ausgestellten zur Folge gonabt hat. Die Königlichen Regierungen haben 
daher in der überwiegenden Mehrzahl und in Uohcreinstiminung mit den von ihnen 
deshalb befragten Gerichts-Behörden für das unveränderte Fortbestehen der gedachten 
Verfügu ng sich ausgesprochen und nur von wenigen Regierungen sind Ergänzungen 
vorgeschlagen. Uebcr diese Vorschläge bin ich mit dem Herrn Justizminister in Be- 
ratliung getreten und bestimme nunmenr im Ein Verständnis« mit demselben, 

dass die gedachten Atteste in Zukunft jedesmal ausser dem vollständigen 
Datum der Ausstellung auch den Ort und den Tag der stattgefundenen ärzt- 
lichen Untersuchungen enthalten müssen, 

und 

dass die Circ.-Verf. vom 20. Januar 1853 auch auf diejenigen Atteste der 
Medicinal-Beamten Anwendung findet, welche von ihnen in ihrer Eigenschaft 
als practischo Aerztc zum Gebrauch vor Gerichts-Behörden ausgestellt werden. 
Sind solche Atteste der Medicinal-Beamten zum Gebrauch vor anderen Behörden 
, bestimmt und nicht in der durch die Circ.-Verf. vom 20 . Januar 1853 vorgeschriebenen 
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Form ausgestellt, so bleibt dem Ermessen der Königlichen Regierungen überlassen, in 
geeigneten F&llen die Ausstellung eines der allegirten Verfügung entsprechenden Atteste« 
zu verlangen. Im Uebrigen verbleibt es bei der Oirc.-VerT vom 20. Januar 1853. 

Den Königlichen Regierungen empfehle ich, der genauen und sorgfältigen Aus- 
führung derselben fortgesetzt ihre besondere Aufmerksamkeit zuzuwendeu und die un- 
geordnete alljährliche öffentliche Bekanntmachung nicht *u versäumen. 


Min.-Verf. vom 10. September 185S (Lehnort). 

Der Königlichen Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom . . . . , dass unter 
Medici nal-Bcamtcn im Sinne der Circular- Rescripte vom 20. Januar 1853 und 11. Fe- 
bruar 1856, 

betreffend die Form der Atteste der Medicinal-Beamten, 
die Kreisphysiker und die Kreiswundärzto zu verstehen sind, da nur diese vermöge 
ihres Amtes ärztliche Atteste auszustellen haben. 

Min.-Verf. vom 24. September 1870 (v. Mühler). 

Durch die in je einem Druckcxcmplar beiliegenden Verfügungen vom 26. Januar 
und 11. Februar 1856 ist in den ältern Landcstheilen der Monarchie für 'die von den 
Medicinalbeamten au szustel lenden, zum Gebrauch bei Behörden bestimmten ärztlichen 
Atteste behufs grösserer Zuverlässigkeit eino feste Form vorgeschrieben. l)a diese 
Einrichtung sich bewährt hat, finde ich mich veranlasst, dieselbe auch auf die dem 
Preussischen Staate hinzugetreten en Landestheile auszudehnen, und weise die Königl. 
Regierung, resn. Landdrostei hierdurch an, die ihr unterstellten Medicinal-Beamten zu 
gleichmfissiger Befolgung derselben zu verpflichten. 

Bei Obduetionen naben sich die Gerichts&rzto in den neuen Landestheilen nach 
dem Regnlativ vom 5. November 1858 zu richten. 

2. Untersuchung zweifelhaften Gesundheitszustandes, namentlich 
wegen Vollstreckbarkeit der Strafen, Schuldhaft etc. 

Hierbei finden die Vorschriften der Min.-VerL vom 20. Januar und 3. Februar 
1853 und 11. Februar 1856, (pag. 268) vorzugsweise Anwendung. 

Ausserdem gehören zum Theil hierher: 

Criminal-Ordnung vom 11. December 1805. 

§. 261. Gleich nach der ersten summarischen Vernehmung muss jedes Untergericht 
dem Vorgesetzten Obergeriehte, oder wenn ein Inquisitorint vorhanden ist, dem letztem 
den Namen des Angeschuldigte n, den Gegenstand der Untersuchung und die etwa 
schon vorher von dem Angescimldigten begangenen Verbrechen anzeigen, damit beurtheilt 
werden könne, ob die Untersuchung nach §. 93. zn avociren sei. 

Ferner muss eine genaue Beschreibung der Person des Angeschuldigten zum Be- 
huf etwa in der Folge nöthiger Steckbriefe aufgen onimen, seine Leibes-Constitution, und 
ob und welchen Grad der körperlichen Züchtigung derselbe ertragen könne, genau 
untersucht und beschrieben, er über sein Vermögen vernommen, und wenn er schreiben 
kann , ungehalten werden , etwas zu schreiben , damit man seine Handschrift 
kennen lerne. 

§. 432. Auch muss der Richter, wenn die zu erwartende Strafe in körperlicher 
Züchtigung besteht, die körperliche Beschaffenheit des An geschuldigten in Rücksicht 
auf die Pähigkeit, die Züchtigung ohne Gefahr zu erleiden, nochmals prüfen und die 
etwa deshalb vorhandenen Zweifel durch die Einforderung des Gutachtens eines Sach- 
verständigen heben , wenn gegründete Vormuthung vorhanden ist, dass sich der 
Gesundheitszustand des Angeschuldigten seit der ersten Untersuchung desselben (§.261.) 
verändert habe. 

Allerh. Ordre vom 17. November 1838 an den Justizmioister. 

Auf Ihren Bericht vom genehmige Ich nach Ihrem Anträge, dass ausser 

den Kreisphysikern und andern gerichtlichen Aerzten, auch die von den Staatsbehörden 
bei den Gefangen- und Straf- Anstalten angest eilten Aorzte über den Gesundheitszustand 
der Sträflinge gültige Atteste aaszustellen befugt, und die Gerichte auf solche, ins- 
besondere auch behufs der \ erwandlung der wider dieselben erkannten Leibesstrafen, 
Rücksicht zu nehmen verpflichtet sein sollen. 
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3. Untersuchung wegen Schwangerschaft und Geburt. 

Die Verheimlichung der Schwangerschaft oder Gebart fällt, wenn sich 
daran ein Schaden für das Rind knüpft, unter die Strafbestimmung der §§. 222 
und 367. No. 1. des Strafgesetzbuches. 

§. 222. Wer durch Fahrlässigkeit den Tod eines Menschen verursacht, wird mit 
Gefängnis* bis zu drei Jahren bestraft. 

£. 367. Mit Geldstrafe bis zu fünfzig Thalcrn oder mit Haft wird bestraft: 

1) Wer ohne Vorwissen der Behörde oinen Leichnam beerdigt oder bei Seite 
schafft, oder wer unbefugt einen Theil einer Leiche aus dem Gewahrsam der 
dazu berechtigten Person aufnimmt. 

In Betreff der Frist zwischen Niederkunft und Beischlaf bestimmt das 
Gesetz vom 24. April 1854. betreffend die Abänderungen des Abschnitt« II. Tit. 

A. Th. II. des Allg. B. R. (G. 8. S. 193), behufs Feststellung des Ausspruchs 
einer ausserebelich Geschwängerten: 

§. 16. Als Erzeuger eines unehelichen Kindes ist derjenige anznsehen, welcher 
mit der Mutter innerhalb des Zeitraumes vom zwoihundertfünfundaehzigsten bis zum 
zweihundertzehnten Togo vor deren Entbindung den Beischlaf vollzogen hat. Auch bis 
einer kürzeren Zwischenzeit ist diese Annahme begründet, wenn die Beschaffenheit der 
Frucht nach dem Urtheil dor Sachverständigen mit der Zeit des Beischlafs über- 
cinstimmt. 

4. Untersuchungen wegen Vergehen wider das Leben dor Frucht oder 
des Neugebornen. 

§ 217. Eine Mutter, welche ihr uneheliches Kind in oder eieich nach der Geburt 
vorsätzlich tödtet, wird mit Zuchthaus nicht unter drei Jahren oestraft. 

Wenn mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnissstrafe nicht unter zwei 
Jahren ein. 

§. 218. Eine Schwangere, welche ihre Frucht vorsätzlich abtreibt oder im Mutter* 
leibe tödtet. wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft. 

Wenn milddrnde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnissstrafe nicht unter sochs 
Monaten ein. 

Dieselben Strafvorrichtungen finden auf denjenigen Anwendung, welcher mit Ein- 
willigung dor Schwängern die Mittel zu der Abtreibung oder Tödtung bei ihr ange- * 
wendet oder ihr boigebracht hat. 

§. 219. Mit Zuchthaus bis zu zohn Jahren wird bestraft, wer eine Schwangere, 
welche ihro Frucht abgetrieben oder getödtet hat, gegen Entgeld die Mittel hierzu ver- 
schafft, bei ihr angeweudet oder ihr beigebracht hat. 

§. 220. Wer die Leibesfrucht einer Schwängern ohne deren Wissen oder Willen 
vorsätzlich abtreibt oder tödtet, wird mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren bestraft. 

Ist durch die Handlung der Tod der Schwängern verursacht worden, so tritt 
Zuchthausstrafe nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche Zuchthausstrafe ein. 

Bei ehelichen Kindern gelten die Bestimmungen des Allg. L.-R. Tit. H. 

Tbl. II. 

§. I. Die Gesetze gründen die Vermuthung, dass Kinder, die wfihrond einer Ehe 
erzeugt und geboren worden, von dem Manne erzeugt sind. 

§.2. Gegen diese gesetzliche Vermuthung soll der Mann nnr alsdann gehört 
werden, wenn er überzeugend nachweisen kann, dass er der Frau in dem Zeiträume 
vom 302. bis zum 210. Tage vor der Geburt des Kindes nicht ehelich beigewohnt habe. 

§. 3. Gründet er siel) dabei in einem Zcugungsunvermögen, so muss er nach- 
weisen, dass dergleichen völliges Unvermögen während dieses ganzen Zeitraumes bei 
ihm obgewaltet habe. 

§. 19. Ein Kind, welche» bis zum dreihundertzweiten Tage nach dem Tode dos 
Ehemannes geboren worden, wird für das eheliche Kind desselben geachtet. 

§.21. Ergiebt sich jedoch aus der Beschaffenheit eines zu frühzeitig gebornen 
Kindes, dass nach dem ordentlichen Laufe der Natur der Zeitpunct soinor Erzeugung 
nicht mehr in das Leben des Ehemannes treffe, und kann zugleich die Wittwe eines 
nach seinem Tode mit andern Mannspersonen gepflogenen verdächtigen Umgangs über- 
führt werden, so ist das Kind für ein uneheliches zu achten. 
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6. 22. Hat die Wittwe wider die Vorschrift der Gesetze (§. 20.) zu früh go- 
hoiratnet, dergestalt, dass ge zweifelt werden kann, ob das nach der anderweitigen 
Trauung geborene. Kind in dieser Ehe erzeugt worden, so ist auf den gewöhnlichen 
Zoitpunct, nämlich den 270stcn Tag vor der Geburt, Rücksicht zu nehmen. 

§. 26. Nach dem Tode eines Ehemannes können die Erben von der Wittwe Er- 
klärung fordern, ob sic sich für schwanger halte. 

§. 27. Behauptet oder vermuthet die Wittwe eine Schwangerschaft, so können 
die Erben verlangen, dass auf ihre Kosten der WittWQ eine anständige Gesellschafterin 
zugeordnet werde. 

§. 28. Bleibt nach Ablauf von fünf Monaten seit des Mannes Tode die Wittwo 
bei der Angabe ihrer Schwangerschaft, so muss sie, auf Verlangen der Erben, Unter- 
suchung durch eine Hebamme gestatten. 

§. 29. Ein Gleiches muss geschehen, sobald die Wittwe eine anfänglich nicht 
bemerkte noch vormuthete Schwangerschaft angiebt. 

§. 30. Findet in beiden Fällen die Hebamme kein Zeichen einer vorhandenen 
Schwangerschaft, und die Wittwe bcharrt dennoch bei ihrer Behauptung, so muss die 
Beobachtung durch die Gesellschafterin bis zum Verlaufe des gesetzmftssigon Termins 
fortgesetzt, auch die Untersuchung durch die Hebamme von Zeit zu Zeit wiederholt 
werden. 

§.31. Selbst wenn die Wirklichkeit der Schwangerschaft ausgemittelt ist, steht 
os den Erben frei, die Aufsicht durch die Gesellschafterin bis zur Entbindung «1er bis 
zum Ablauf des gesetzmäßigen Termins fortsetzen zu lassen. 

§. 32. Ausserdem können sie verlangen, dass eine von dein Gerichte auf ihre 
Kosten zu stellende ehrbare Matrone bei der Entbindung zugegen sei. 

§. 33. Sowohl diese Matrone, als die nach §. 27. zu bestellende Gesellschafterin, 
müssen unbescholtene, vertragsamo Personen sein, die mit der Wittwe nicht in Feind- 
schaft und Widerwillen leben. 

§. 34. Auch müssen dazu solche Personen gewählt werden, denen keiner von 
beiden Thcilen Ausstellungen, die einen Zeugen verwerflich oder verdächtig machen, 
entgegensetzen kann. 

§. 35. Ihre wirkliche Vereidung aber ist erst alsdann not h wendig, wenn sie. über 
Thatsachen, dio während der Schwangerschaft oder bei der Entbindung vorgefallen 
sind, Zeugniss ablegen sollen. 

§. 36. Die Hebamme sowohl als die Gesellschafterin, ingleichen die Hausgenossen 
der Wittwe müssen, wenn die Entbindung hcrannaht, dafür sorgen, dass dio vom Ge- 
richte bestellte Matrone in Zeiten herbeigerufen werde. 

8. 37. Daraus, dass die Entbindung in Abwesenheit dieser Matrone erfolgt ist, 
entsteht zwar einiger Verdacht gegen die Rechtmässigkeit des Kindes. 

§. 38. doch ist derselbe für sich allein und wenn nicht andere, den Beweis eines 
vorgefallenen Betruges begründende Umstande hinzutreten , noch nieht zureichend, die 
für das Kind streitende gesetzliche Vermuthung aufzuheben. 

§. 39. Eine Wittwe aber, welche gegen abstehende gesetzliche Vorschriften ihre 
Schwangerschaft oder Niederkunft aus Vorsatz verheimlicht hat, soll um den vierten 
Theil alles dessen, was sie au» dem Nachlasse des Mannes erbt, zum Vortheile der 
Verwandten desselben bestraft werden. 

§. 40. Wird eine Ehe durch richterlichen Ausspruch getrennt, so hat das nach- 

f eborae Kind die Rechte eines ehelichen, wenn es bis zum dreihundert und zweiten 
age nach rechtskräftig erkannter Scheidung zur Welt gekommen ist. 

§. 41. Will der geschiedene Mann das Kind nicht für das seinige erkennen, so 
findet alles das Anwendung, was §§. 2. bis 19. verordnet ist. 

§. 42. Auch steht dem Manne frei, die den Erben (§. 26. ff.) nachgelassene Sichcr- 
heitsmassregeln vorzukehren. 

§. 4 5. Eine Frau, welche schon vor der Scheidung von dem Manne abgesondert 
gelebt hat, muss, sobald sie nach dieser Absonderung eine Schwangerschaft verspürt, 
dem Manne sofort davon gerichtliche Anzeige machen. 

§. 44. Alsdann ist der Mann auf eben diese Sicherhcitsmassregeln anzutragen be- 
rechtigt. 

§. 45. Die Unterlassung dieser Anzeige ist zwar für sich allein noch nicht hin- 
reichend, dem Kinde die Rechte der ehelichen Geburt zu entziehen. 

§. 46. Die Mutter al»er, welche die Anzeige unterlassen hat, kann durch ein 
solches Kind niemals irgend einige Rechte oder VortheUo aus dem Vermögen des ge- 
schiedenen Mannes erlangen. 

§. 47. Wenn der Mann eine Schwangerschaft der geschiedenen Frau behauptet 
oder vermuthet, die Frau alwjr dieselbe leugnet, so ist ersteror auf Untersuchung einer 
vereideten llcbammo anzutragen berechtigt. 
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§. 48. Erklärt dieso die Frau für schwanger, so kann der Mann die Vorkehrung 
der §. 97. fl“, bestimmten Sicherhcitsmassrogoln zur Verhütung alles Unterschluifs oder 
Unterschlagung des Kindes verlangen. 

$. 40. Ilat dessenungeachtet die Frau das Kind unterschlagen, so soll sie als 
eine Betrügerin peinlich bestrhft werden. 

4. Untersuchnngon wegen Vergehen gegen die Sittlichkeit. 

Strafgesetzbuch vom 15. Mai 1871 (R. G. Bl. S. 127) 

§. 174. Mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren werden bestraft: 

1) Vormünder, welche mit ihren Pflegebefohlenen, Adoptiv- und Pflegeeltern, 
welche mit ihren Kindern, Geistliche, Lehrer und Erzieher, welche mit ihren 
minderjährigen Schülern oder Zöglingen unzüchtige Handlungen vornehmen; 

2) Beamte, diu mit Personen, gegen welche sie eine Untersuchung zu führen 
haben oder welche ihrer Obhut anvertraut sind, unzüchtige Handlungen 
vornehmem; 

3) Beamte, Aorzte oder andere Mcdicinalpcrsonen, welche in Gefängnissen oder 
iti öffentlichen, zur Pflege von Kranken, Annen oder andern Hilflosen be- 
stimmten Anstalten beschäftigt oder angestellt sind, wenn sie mit den in da» 
Gefängnis« oder in die Anstalt aufgenom menen Personen unzüchtige Handlungen 
vornehmen. 

Sind mildernde Umstände vorhanden , so tritt Gefängnisstrafe nicht unter 6 
Monaten ein. 

§. 175. Die widernatürliche Unzucht, welche zwischen Personen männlichen Ge- 
schlechts oder von Menschen mit Thieron begangen wird, ist mit Gefängnis zu be- 
strafen; auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte an ge klagt werden. 

§. 178. Mit Zuchthaus bi zu zehn Jahren wird bestraft, wer 

1) mit Gewalt unzüchtige Handlangen an einer Frauensperson vornimmt oder 
dieselbe durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben zur 
Duldung unzüchtiger Handlungen nothigt. 

2) eine in einem bewusstlosen oder willenlosen Zustand befindliche oder eine 
geisteskranke Frauensperson zum ausserehelichen Beischlaf missbraucht, oder 

3) mit Personen unter vierzehn Jahren unzüchtige Handlungen vernimmt oder 
dieselbeu zur Verübung oder Duldung unzüchtiger Handlungen verleitet. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs 
Monaten ein. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein, welcher jedoch, nachdem die förmliche 
Anklage bei Gericht erhoben worden, nicht mehr zurückgenommen worden kann. 

§. 177. Mit Zuchthaus wird bestraft, wer durch Gewalt oder durch Drohung mit 
gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine Frauensperson zur Duldung des ausser- 
ehelichen Beischlafs nothigt, oder wer eine Frauensperson zum ausserehelichen Beischlaf 
missbraucht, nachdem er sie zu diesem Zwecke in einen willenlosen oder bewusst lösen 
Zustand versetzt hat. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter Einem 
Jahre ein. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein, welcher jedoch, nachdem die förmliche 
Anklage bei Gericht erhoben worden, nicht mehr zurückgenommen werden kann. 

ö. 178. Ist durch eine der in den §$. 17G. und 177. bczeichneton Handlungen der 
Tod clor verletzten' Person verursacht worden, so tritt Zuchthausstrafe nicht unter zehn 
Jahren oder lebenslängliche Zuchthausstrafe ein. 

$. 180. Wer gewohnheitsmässig, oder aus Eigennutz durch seine Vermittelung, 
oder durch Gewährung oder Verschaffung von Gelegenheit der Unzucht Vorschub leistet, 
wird wegen Kuppelei mit Gefängnis bestraft: auch kann auf Verlust der bürgerlichen 
Ehrenrechte, sowio auf Zulässigkeit von Polizei-Aufsicht erkannt werden. 

§. 182. Wer ein unbescholtenes Mädchen, welches das sechszehnto Lebensjahr 
nicht vollendet hat, zum Bcischlafe verführt, wird mit Gefängnisstrafe bis zu einem 
Jahre bestraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag der Eltern oder des Vormundes der Ver- 
führten ein. 

§. 183. Wer durch unzüchtige Handlung öffentlich ein Acrgernis gibt, wird mit 
Gefängnis» bis zu zwei Jahren bestraft, auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehren- 
rechte erkannt werden. 

§. 361. N. 6. Mit Haft wird bestraft oine Weibsperson, welche polizeilichen An- 
ordnungen zuwider Unzucht treibt. 
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B. Gc m üthszu Stands - Unters ach ungeu. 

1. Zurechnungsfähigkeit. 

Strafgesetzbuch vom 15. Mai 1871 (B.-G.-Bl. S. 127.). 

(Gründe, welche die Strafe ansschliesson oder mildern.) 

§. 61. Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn der Thätcr zur Zeit 
der Begehung der Handlung »ich in einem Zustande von Bewusstlosigkeit oder krank- 
hafter Störung der Gcistestlmtigkeit befand, durch welche sein« freie \V i Ilona be- 
stimm n n (4 ausgeschlossen war. 

§. 52. Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn der Thätcr durch un- 
widerstehliche Gewalt oder durch eine Drohung, welche mit einer gegenwärtigen, auf 
andere Weise nicht abwendbaren Gefahr für Leib oder Loben seiner selbst oder eines 
Angehörigen verbunden war, zu der Handlung genöthigt worden ist. 

Als Angehörige im Sinne dieses Strafgesetzes sind anzusehen Verwandte und Ver- 
schwägerte auf- und absteigender Linie, Adoptiv- und Pflege-Eltern und Kinder, Ehe- 
gatten, Geschwister und deren Ehegatten und Verlobte. 

§. 53. Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn die Handlung durch 
Nothwehr geboten war. 

Nothwehr ist diejenige Verthcidigung, welche erforderlich ist, uni einen gegen- 
wärtigen rechtswidrigen Angriff von sich oder einem Andern abzuwehren. 

Die Ueberschreitung der Nothwehr ist nicht strafbar, wenn der Thäter in Be- 
stürzung, Furcht oder Schrecken über die Grenzen der Verthcidigung hinausgegan- 
gen ist. 

§. 54. Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn die Handlung ausser 
dem Fall der Nothwehr in einem unverschuldeten, auf andere Weise nicht zu beseiti- 
genden Nothstande zur Kettung aus einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben 
des Thätcrs oder eines Angehörigen begangen worden ist. 

§. 55. Wer bei Begehung einer Handlung das zwölfte Lebensjahr nicht vollendet 
hat, kann wegen derselben nicht strafrechtlich verfolgt werden. 

§. 56. Ein An geschuldigter, welcher zu einer Zeit, als er das zwölfte, aber nicht 
das achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte, eine strafbare Handlung begangen hat, ist. 
freizusprechen, wenn er bei Begehung derselben die zur Erkenntnis» ihrer Strafbarkeit 
erforderliche Einsicht nicht beaass. 

In dem Urtheil ist zu bestimmen, ob der Angeschuldigte seiner Familie über- 
wiesen oder in eine Erziehung»- oder Besserungs-Anstalt unterzubringen ist; dort ist 
er so lange zu behalten, als die der Anstalt Vorgesetzte Verwaltungsbehörde solches für 
erforderlich erachtet, jedoch nicht über das vollendete zwanzigste Lebensjahr. 

§. 57. Wenn ein Angeschuldiuter, welcher zu einer Zeit, als er das zwölfte, aber 
nicht das achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte, eine strafbare Handlung begangen hat, 
bei Begehung derselben die zur Erkenntniss dor Strafbarkeit erforderliche Einsicht besass, 
so kommen gegen ihn folgende Bestimmungen zur Anwendung: 

1) Ist die Handlung mit dem Tode oder mit lebenslänglichem Zuchthaus bedroht, 
so ist auf Gefängnis« von drei bis zu fünfzehn Jahren zu erkennen; 

2) ist die Handlung mit lebenslänglicher Festungshaft bedroht, so ist auf 
Festungshaft von drei bis zu fünfzehn Jahren zu erkennen; 

3) ist die Handlung mit Zuchthaus oder mit einer anderen Strafart bedroht, so 
ist die Strafe zwischen dem gesetzlichen Mindest betrage der angedrohten 
Strafart und der ilälftc des Höchst bet rages der angedronten Strafe zu be- 
stimmen. 

Ist die so bestimmte Strafe Zuchthaus, so tritt Gefängnisstrafe von gleicher 
Dauer an ihre Stelle; 

4) ist die Handlung ein Vergehen oder eine Ucbertretung, so kann in besonders 
leichten Fällen auf Verweis erkannt werden; 

5) auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt oder einzelner bürger- 
licher Ehrenrechte, sowie auf Zulässigkeit von Polizei- Aufsicht ist nicht zu 
erkennen. 

Die Freiheitsstrafe ist in besonderen, zur Verbüssung von Strafen jugendlicher 
Personen bestimmten Anstalten oder Räumen zu vollziehen. 

§. 58. Ein Taubstummer, welcher die zur Erkenntnis» der Strafbarkeit einer von 
ihm begangenen Handlung erforderlioho Einsicht nicht besass, ist froizusprechen. 

Nach dem Erkenntniss des Ober-Tribunals vom 7. April 1854 kommt die 

18* 
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durch Leidenschaft getrübte Willensfreiheit nur als Mildernngsgrund in Betracht, 
kann aber nicht der Unzurechnungsfähigkeit gleichgestellt werden. 

Verordnung über die Einführung dos mündlichen und öffentlichen Ver- 
fahrens mit Goschwornen in Untersuchungssachen vom 3. Januar 1849 

(G.-S. S. 14.). 

§. 103. Wegen der Thate&chen, welche die Verhängung einer Strafe ausschlicsscn 
oder die Anwendung einer milderen Strafe nach ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift 
begründen, ist geeigneten Falles eine besondere Frage zu stellen. 

Die Frage über die Zurechnungsfähigkeit wird von den Goschwornen bei dom 
Aussprüche des Schuldig entschieden. 

Gesetz, betreffend Zusätze zu der Verordnung vom 3. Januar 1 849 (s. o.) 
vom 3. Mai 1852 (G.-S. S. 209.). 

Art. 81. Die Fragen müsson, bei Strafe der Nichtigkeit, alle Thatsachcn enthalten, 
welche die wesentlichen Merkmale der dem Angeklagten zur Last gelegten strafbaren 
Handlung bilden. Zu den Thutsachen, welche durch den Ausspruch der Geschwornen 
fcstzustollen sind, gehört insbesondere auch die Zurechnungsfähigkeit, sowie der Vor- 
satz oder die Fahrlässigkeit, durch deren Vorhandensein der Begriff der strafbaren Hand- 
lung bedingt wird. Die Hauptfrage beginnt mit den Worten; 

„Ist der Angeklagte schuldig?“ 

Die Fragen sind darauf, ob der Angeklagte die Timt ohne Zurechnungsfähigkeit began- 
gen hat oder ob andere Gründe, welche die Strafe ausschlicsscn, vorhanden sind, nur 
dann ausdrücklich zu richten, wenn dies besonders beantragt oder von dem Gericht 
selbst für nöthig erachtet wird. Einem desshalb besonders gestellten Anträge muss bei 
Strafe der Nichtigkeit entsprochen werden. Durch die Bejahung der Hauptfrage wird, 
wenn in der Antwort der Geschworenen nicht etwas Anderes ausdrücklich ausgesprochen 
ist, zugleich festgestellt, dass der Angeklagte mit Zurechnungsfähigkeit gehandelt hat. 

Art. 83. Ist ein Angeklagter, welcher zur Zeit der That. noch nicht das seehs- 
zehnte Lebensjahr vollendet hatte, vor den Schwurgerichtshof gestellt, so muss bei Strafe 
der Nichtigkeit die Frage gestellt werden: 

.Hat der Angeklagte mit Unterscheldungsvermögcn gehandelt?“ 

2. Dispositionsfähigkeit. 

Allg. Landrecht Thl. I. Tit. 1. 

§. 27. Rasende und Wahnsinnige heissen diejenigen, welche des Gebrauchs ihrer 
Vernunft gänzlich beraubt sind. 

§. 28. Menschen, welchen das Vermögen, die Folgen ihrer Handlungen zu über- 
legen, ermangelt, werden blödsinnig genannt. 

§. 29. Rasende und Wahnsinnige werden, in Ansehung der von dem Unterschied 
des Alters abhangenden Rechte, den Kindern, Blödsinnige aber den Unmündigen gleich 
geachtet. 

Thl. L Tit. 4. 

23. Rasende und Wahnsinnige sind den Kindern unter sieben Jahren gleich 
zn achten. 

§. 24. So lange den Personen, welche mit Anfällen einer solchen Krankheit be- 
haftet ßind, noch kein Vormund bestellt ist, gilt dio Vermuthang, dass sie ihren 
Willen bei völliger Verstandeskraft und nicht während eines Anfalles ihrer Krankhoit 
geäussert haben. 

§. 25. Sind aber dieselben unter Vormundschaft gesetzt, so kann, so lango dieac 
dauert, auf das Vorgeben, dass die Erklärung in einem lichten Zwischenräume erfolgt 
sei, keine Rücksicht genommen werden. 

Thl. I. Tit. 12. 

§. 20. Personen, die nur zuweilen ihres Verstandes beraubt sind, können in 
lichten Zwischenräumen von Todeswegen rechtsgültig verordnen (§. 145.). 

§. 21. Personen aber, die wegen Wahn- oder Blödsinns unter Vormundschaft ge- 
nommen worden, sind, so lango die Vormundschaft dauert, letzt willige Verordnungen 
zn errichten unfähig. * 

§. 22. Haben dergleichen Personen innerhalb eines Jahres vor angeordneter Vor- 
mundschaft eine außergerichtliche oder privilegirto Verordnung über ihren Nachlass 
gemacht, so muss derjenige, welcher daraus einen nach dem Gesetze ihm nicht zukom- 
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inenden Vortheil fordort, nachwoisen, dass der Verfügende damals, als er die letzt- 
willigo Verordnung errichtete, seines Verstandes mächtig gewesen sei. 

§. 145. Ferner muss der Richter durch schickliche Fragen zu erforschen suchen, 
ob der Testator sich in Ansehung seiner Geisteskräfte in einem solchen Zustande be- 
finde, dass er seinen Willen gültig äussern könne. 

§. 146. Auch davon muss der Befund in dem Protokolle vermerkt worden. 

8. 147. Ist dem Richter bekannt, dass der Testator zuweilen an Abwesenheiten 
des Verstandes leide (§. 20.), so muss er sich vollständig überzeugen, dass derselbe in 
dem Zeitpuncte, wo er sein Testament aufnehmen lasst oder übergiebt, seines Verstandes 
wirklich mächtig sei. 

8. 148. Findet er dieses zweifelhaft, so muss or einen Sachverständigen zuziehen. 

§. 149. Leidet die Sache keinen Aufschub, so muss der Richter zwar die Hand- 
lung aufnehmen, zugleich aber alle Umstände, welche Um über die Fähigkeit dos Testa- 
tors zu einer gültigen Willensänsserung zweifelhaft machen, in dem Protokolle mit vor- 
züglicher Sorgfalt Demerken. 

Thl. 1L Tit 18. 

§. 12. Wahn- oder Blödsinnige, welche nicht unter der Aufsicht eines Vaters oder 
Ehemannes stehen, müssen vom Staat o unter Vormundschaft genommen werden. 

§. 13. Wer für wahn- oder blödsinnig zu achten sei, muss der Richter, mit Zu- 
ziehung sachverständiger Aerzte, prüfen und festsetzen. 

§. 341. Wahn- und Blödsinnige müssen dergestalt unter beständiger Aufsicht ge- 
halten werden, dass sic weder sich selbst, noch Andern schaden können. 

§. 342. Die Sorge für diese Aufsicht liegt dem Vormunde, die Führung derselben 
hingegen demjenigen oo, welchem die Pflicht der Erziehung zukommt. 

§. 343. Doch kann zur Uobernehmung der Aufsicht über Rasende weder ein Ver- 
wandter, noch der Vormund, noch eine andere Privatperson gezwungen werden. 

§. 344. Findet der Vormund oder die Verwandten keine andero Gelegenheit, der- 
gleichen Personen unterzubringen, so liegt dem Staate ob, dieselben in eine öffentliche 
Anstalt zur Bewahrung aufzunohmen. 

§. 345. Boi blossen Wahn- und Blödsinnigen, welche kein Vermögen besitzen, 
müssen diejenigen, welchen deren Unterhalt nach den Gesetzen obliegt, auch Kosten der 
Aufsicht, wclcho sie nicht selbst übernehmen wollen, hergeben. 

§. 346. Eben dies gilt von Taubstummen, wenn dieselben wegen der mit ihrem 
körperlichen Mangel verbundenen Gcmüthsschwäche einer besonderen Aufsicht be- 
dürfen. 

§. 347. So lauge noch eine gegründete Hoffnung zur Wiederherstellung solcher 
Personen vorhanden ist, müssen sie mit den nöthigen Heilungsmittcln nach Möglichkeit 
versehen werden. 

§. 348. Die Hcilung8kosten haben mit den Erziehungskosten gleiche Rechte. 

§• 815. Dio Vormundschaft über Rasende, Wahnwitzige und Blödsinnige muss 
aufgehoben werden, wenn dieselben zum völlig freien Gebrauche ihres Vorstandes wieder 
gelangt sind. 

$. 816. Ob dieses geschehen sei, muss das vormundschaftliche Gericht sorgfältig 
untersuchen. 

§. 817. Bei dieser Untersuchung muss ausser dem Vormunde ein von dom Gericht 
ernannter Sachverständiger und die nnwesonden nächsten Verwandten oder in deren 
Ermangelung ein dem Pflegebefohlenen besonders zu bestellender Curator zugezogen 
werden. 

§. 818. Die Vormundschaft über Taubstumme hört auf, wenn bei angestellter 
Untersuchung sich findet, dass sie zu der Fähigkeit, ihren Sachen selbst vorzustehen, 
gelangt sind. 

§. 819. Wenn daher auch der Fehler am Gehör und an der Sprache gehoben 
worden, so muss dennoch erst untersucht werden, ob nicht etwa Blödsinn oder Schwächo 
die Fortsetzung der Vormundschaft noth wendig machen. 

§. 820. Beiderlei Untersuchungen müssen mit Zuziehung der §. 817. benannten 
Personen angestellt werden. 


Allg. Gerichts - 0 rdnung Tit. 38. 

§. 1. Die Gesetze verordnen, dass den Wahn- und Blödsinnigon Vormünder be- 
stellt, zuvor aber durch den Richter untersucht werden soll, oh Jemand in dem Zu- 
stande, wo ihm die Befugniss über seine Person, Handlungen und Güter frei zu ver- 
fügen, benommen werden muss, sich wirklich befindo. (Thl. I. Tit. 1. §8. 27 — 31. 
TW. II. Tit. 18. §§. 12-14.) 
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§. 2. Der Antrag, Jemanden für wahn- oder blödsinnig zu erklären, kann sowohl 
von den Verwandten desselben, als von Amtswegen durch einen fisealischcn Bedienten 
gemacht werden. 

§. 3. Die Untersnchnng gehört nicht vor das vormundschaftliehe Gericht, sondern 
vor den ordentlichen persönlichen Richter des I mph »raten. 

§. 4. Der Antrag selbst muss durch bestimmte Angaben von Thatsachen und Be- 
weismitteln unterstützt und einigermassen bescheinigt sein. 

§. 5. Wenn der Richter den Antrag für hinreichend begründet halt, so muss dem 
Imploraten vor allen Dingen ein besonderer Curator zur Wahrnehmuug seiner Ge- 
reentsame bestellt und dazu Jemand ausgesucht werden, der wo möglich zu den Be- 
kannten des Imploraten gehört, in keinem Falle al>er irgend ein Interesse bei der 
Sache hat. 

§. 6. Alsdann muss das Gericht eine nähere Untersuchung dos Gemütszustandes 
des Imploraten durch einen Depntirten, mit Zuziehung des Curator», der Verwandten 
und zweier sachverständigen Aorzto veranlassen. Von diesen Sachverständigen wird der 
eine von dem Curator, der andere aber von den Verwandten vorgeschlagen. 

§. 7. Können der Curator und die Verwandten untereinander und mit den Sach- 
verständigen sich nicht vereinigen, so giebt das einmüthige Gutachten der letzteren den 
Ausschlag. Sind aber auch diese miteinander nicht einig, so muss der Richter ent- 
weder von Amtswegen einen dritten Sachverständigen ernennen und mit Zuziehung 
desselben die Untersuchung wiederholen lassen oder er muss von den beiden ersten 
Sachverständigen schriftliche, mit Gründen unterstützte Gutachten erfordern, dieselben 
mit den Acten dom Collegio raodico der Provinz vorlegeu und von diesem die Eröff- 
nung seiner sachkundigen Meinung sich erbitten. 

§. 8. Die Erklärung eines Menschen für wahn- und blödsinnig muss allemal durch 
ein förmliches Erkenntnis» geschehen. Gegen dasselbe wird den Verwandten kein 
Rechtsmittel verstauet. Dem Curator aber stehen die ordentlichen Rechtsmittel, er mag 
sie ans eigener Bewegung oder auf Verlangen soines Pflegebefohlenen einwenden, offen; 
doch gilt während derselben das erste Erkenntnis» als ein Interimisticum. 

Anhang dazu. 

§. 285. Ein Arzt, der weder als Physicus, noch sonst gegen den Staat oder die 
Commune in besonderen Pflichten steht, Kat keine Verbindlichkeit, sich dergloichon Ge- 
schäften (wie sie §. 6. erwähnt) zu unterziehen. Wenn der Curator und die Ver- 
wandtem aller Mühe ungeachtet keinen Sachverständigen finden können, der sich zur 
Ucbernohmung des Geschäfts versteht und die Instruction dadurch aufgehalten wird, 
so muss dos Gericht die Medicinal-Behörde wegen Ernennung eines Sachverständigen 
roquiriren. 

Ueber das bei Gemütszustands-Untersuchungen zu beobachtende Verfahren 
und die Qnalification der hinzuzuziehenden Aerzte sprechen folgende Ver- 
fügungen. 

Min -Verf., die am Wohnorte der Provocnten vorzunehmende Gemüths- 
zustands-Üntorsuchung betreffend, vom 25, October 1834 (v. Altenstcin). 

Es ist nicht selten der Fall vorgekommen, dass Gerichts- Behörden gemüthskranke 
Personen zur gerichtsärztlichen Untersuchung nach anderen Orten gesandt haben und 
dass dadurch der Zweck der Untersuchung ganz verfehlt worden ist. Es erscheint 
desshalb als nothwendig, dass die Gemütszustands-Untersuchungen künftig nur an dem 
Wohnort des Provocaten vorgenommen werden. Denn abgesehen davon, dass die zur 
vollständigen Untersuchung und Bourtheilung des Zustandes der Kranken oft notli- 
wendige Vernehmung von Zeugen, als Verwandten, Hausgenossen, Nachbarn etc., an 
einem anderen Orte nicht wohl möglich ist, kann die Entfernung von gewohnten Ver- 
hältnissen und Umgebungen, das gewöhnlich unpassende Vorfahren bei dem Transporte 
der Provocaten und die Unterbringung derselben in Locale, die zur Abhaltung des 
Termins nicht geeignet sind, deren natürlichen Krankheitszustand in dem Grade anders 
erscheinen lassen, dass eine vollständige Untersuchung und richtige Bourtheilung in tcr- 
mino gar nicht möglich ist. Noch mehr wird dies der Fall sein, wenn, wie nicht selten 
geschehen ist, die Untersuchung in dein gewöhnlichen Gerichtszimmer, in Anwesenheit 
vieler Menschen, streitender Parteien, also unter sehr störenden Umgebungen un£ in 
Eile Torgenommen wird. Eine gerichtliche Gemütszustands Untersuchung nimmt die un- 
geteilte Aufmerksamkeit und Besonnenheit des Geistes der Sachverständigen iu An- 
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sprach lind verlangt schon dosshalk zur Abhaltung des Termins ein ruhiges, abgeson- 
dertes Local, jedenfalls aber wenigstens die Entfernung aller Äusseren Veranlassungen, 
welche eine genügende Untersuchung hindern können, da oft genug innere Ursachen 
obwalten, welche sich einer der Schwierigkeit und Wichtigkeit des Gegenstandes an- 
gemessenen Untersuchung und ßeurtheilung cntgegonstellen. 

Das Unterzeichnete Ministerium hat von dem Vorstehenden dem Königlichen Justiz- 
ministerium Mitthoilung gemacht und letzteres hiervon Veranlassung genommen, das 
diesseitige Schreiben samintliehen Ober- Gerichten zu communicircn, um die gericht- 
lichen Behörden ihres Bezirks auf den Inhalt aufmerksam zu machen und dessen Be- 
rücksichtigung zu veranlassen, wovon die Königliche Regierung hierdurch mit der Auf- 
forderung benachrichtigt wird, nunmehr auch ihrerseits die betreffenden, ihr unter- 
geordneten Behördeu hiernach zu instruiren. 

Desgl. vom 9. April 1838, die Anamnese bei Gemüthszustands - Unter- 
suchungen betreffend (v. Altcnstein). 

Das Ministerium hat aus den von den Königlichen Medicinal-Collegien cingosandtcn 
Verhandlungen über kranke Gomüthszustünde häufig ersehen, dass über die früheren 
Krankheits- und Lebensverhältnisse der Imploratcn gar keine Nachrichten miftgetheüt 
werden oder lediglich nur auf die in den Acten befindlichen Data in Betreff der 
früheren Krankhcits- und Lebensverhältnisse der Imploratcn verwiesen, von jenen datis 
aber wenig oder nichts Befriedigendes in den Untersuchungs-Protokollen m termino 
mitgetheilt wird. 

Ein solches Verfahren erscheint jedenfalls unzulässig, denn die nähere Unter- 
suchung des Gemüthszustandes eines imploraten, sowie tue darüber aufgenommenen 
Protokolle und Verhandlungen unterliegen nicht nur der richterlichen Prüfung und 
Benrtheilung behufs der Wahn- und Blödsinnigkeits- Erklärung durch förmliches Er- 
kenntnis, sondern auch der mcdicinisch-technisehen. 

Die Königliche Regierung wird deshalb hierdurch beauftragt, dafür zu sorgen, 
das» die zur Erkenntnis» und Beurtheilung jener krankhaften Geraütbszuständo uner- 
lässlichen Notizen über die früheren Krankheit*- und Lebensverhältnisse der Imploroton 
künftig jedesmal in termino zu Protocoll genommen worden. 

Just.-Min.-Erl. vom 6. Juli 1838, das Intcrdicti ons-V erfahren betreffend 

(v. Kamptz). 

Da das Rescript des Königlichen Ministeriums der geistlichen, Unterrichts- und 
Medicinal- Angelegenheiten vom 9. April c.. über dessen Anwendbarkeit Euer etc. in 
dem Berichte vom .... angefragt haben, lediglich :ui die Regierung von ihrer Vorge- 
setzten Behörde erlassen ist, so ergiebt sich schon daraus, dass es nur eine Anweisung 
für dio bei der Untersuchung der Gemüthszuständc zuzuziehendon ärztlichen Personen 
sein soll, aber weder zum Zweck hat noch haben kann, das gerichtliche Verfahren zu 
regeln. Uebordem betrifft aber der durch dieses Rescript voranlasste Zweifel lediglich 
die Form des Verfahrens und ist daher sehr unerheblich. Der Herr Minister des 
Medicinal-Departemcnts verlangt init Recht die möglichst genaue und gründliche Consti- 
tuirung des Gesundheit»- und Gemüthszustandes der Interdicondon, und zu dem Ende 
eine genaue Vernehmung der Medicinal-Personen. Diese ist schlechthin nothwendig 
und kann es dabei weniger auf die Form, als auf die Sache ankommen, und würde da- 
her die Form des französischen Verfahrens, weun sie ungenügend wäre, der neu vor- 
geschriebenen unbedenklich weichen müssen, da es ganz unverantwortlich »ein würde, 
ein besseres gründlicheres Verfahren deshalb nicht anzuwenden, weil ein älteres Gesetzbuch 
es nicht kannte. Allein die französische Gesetzgebung enthält über diesen Gegenstand 
bereits angemessene Vorschriften. Es ist schon die Pflicht des öffentlichen Minister» 
und des Familienrath», auch die früheren Lebens- nnd Krnnkheitsverhältnissc dos zu 
Interdicirendcn möglichst aufzuklären, da dies zur Beurtheilung seines Zustandes von 
Erheblichkeit ist, und insofern hat ohnehin die Justiz zur Erreichung des Zweckes des 
erwähnten Re»cripts möglichst mitzuwirken. Eines Termins, wie er m den §§. G. und 7. 
Tit. 88. der P. O. .vorgeschritten ist, bedarf es dagegen nicht, wenn, wie anzunohmon 
ist, in Sachen solcher Art stets in der dort gewöhnlichen Form das Gutachten eines 
Sachverständigen über den Gemüthszustand des zu Interdicirendcn erfordert wird, in 
welches der Arzt dann der Bestimmung des au. Rescript s vom 9. April c. gemäss die 
nöthigen Data über die früheren Lebens- unü Krankheitsverhaltuisse aufnehmen muss 
und wird. Sollte dies wider Erwarten nicht geschehen sein, so versteht die Ergänzung 
der Mängel sich von selbst, und hängt cs dabei von den Umständen ab, ob dazu ein 
Termin anberaumt, oder die schriftliche Ergänzung angemessener ist, wobei von selbst 
einleuchtet, dass ein Termin im Zweifel angemessener sein werde, sowie cs begreiflicher 
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Weise auch dem Königlichen’ Landgerichte bei 'etwa vorhandenen Zweifeln freistehen 
muss, zur nähern Ermittelung einen Termin anzubcrauincn. Diese ganze Angelegenheit 
ist übrigens mehr eine Medicinal- Angelegenheit, als eine processualische , und ist die 
oberste Medicinal-Polizeibehörde, welcher das Ärztliche Verfahren in der Rheinprovinz, 
wie in den übrigen Provinzen des Staats untergeordnet ist, befugt, ihren Mcdicinal- 
Beamten über deren Verfahren Vorschriften zu ertheilcn. Hiernach ist zu verfahren. 


Justiz- Ministerial-Erlass vom 3. Februar 1840 (Mühler). 

Mit der Ausführung des Königlichen Vormundschaftsgerichts in dem Berichte vom 
20. v. Mts. erklärt sich der Justiz-Minister im Wesentlichen einverstanden. 

Durch die Anweisung vom 16. Februar 1839 (S. 41.) und deren Mitthciluug an die 
Gerichte — Just. Minist. Blatt S. 102 No. 85 — hat in dou bcstehendeu Grundsätzen 
über die Untersuchung des Gemütszustandes geisteskranker Personen nichts Wesent- 
liches geändert, namentlich die Einleitung des Verfahrens nicht vou einer Bescheini- 
gung aor Unheilbarkeit de» physischen Lehels abhängig gemacht werden sollen. Dies 
würde den Vorschriften der Allgemeinen Geirchtsordnung Thl. 1. Tit. 38. §§. I. 6. 
und 7. entgegen sein, 

wonach von den Sachverständigen unter richterlicher Zuziehung nur ein Gut- 
achten darüber: ob der Geisteskranke zur Zeit der vorgenommenen Untersuchung 
sich in dem Zustande des Wahn- oder Blödsinns befinde, keineswegs aber 
über die Unheilbarkeit der Geisteskrankheit zu fordern ist, 
und sich ebensowenig mit den Vorschriften Thl. II. Tit. 18. §§. 815 — 817 des allgemeinen 
Landrechts, wegen Prüfung der Wiederherstellung zum Zweck der Wiederaufhebung 
der Curatel, vereinigen lassen. Es hat vielmehr nur durch angemessene Aussetzung des 
Verfahrens den Nachtheilen vorgebeugt werden sollen, welche die Untersuchung des 
Seelenzustandes bei der Aussicht einer baldigen Wiederherstellung, sowohl in Bezug 
auf die Heilung als auf die sonstigen Verhältnisse, für den Geisteskranken haben kann. 
Die Beurtheilung der Frage, wie lange der gerichtlichen Untersuchung des Gemüts- 
zustandes Anstand zu geben sei, steht jedoch lediglich dem persönlichen Richter des 
Geisteskranken zu. .Es wird sich derselbe hierbei durch aic Umstände bestimmen 
lassen; insbesondere nach Massgabe der ihm von der Direction der Anstalt über die 
Individualität und den Zustand des Kranken, sowie über die Fortschritte der Heilung 
zugehenden Nachrichten, ingleichcn nach den Rücksichten, welche die Vermögens- An- 

f ölegenhoiten erheischen, beurteilen müssen, ob der aus der Einleitung des gerichtlichen 
erfahren» oder der aus der längeren Anssetzung desselben zu besorgende Nachtheil 
der grössere sei. Auch die Vorsorge für das Vermögen liegt während der Krankheit 
und bis zur rechtskräftigen Entscheidung dem persönlichen Richter des Geisteskranken 
ob, und es bleibt ihm überlassen, wenn er sich überzeugt, dass es die Vermögens-An- 
gelegenheiten anräthlich machen, eine vorläufige Curatel zu diesem Zwecke anzuordnen. 
Der §. 50. Thl. II. Tit. 18. des Allgemeinen Landrechts steht dem nicht entgegen, denn 
die Stellung dieser Vorschrift in dem Titel von Vormundschaften und Curutelcn ent- 
scheidet wohl über die Competenz der richterlichen und vormundschaftlichen Behörden, 
wie der §. 284. des Anhaugs zur Allgemeinen Gerichtsordnung und der §. 12. Tit. 1. 
der Processordnung deutlich ergeben. Die Aufnahme eines Geisteskranken in eine 
öffentliche Irrenanstalt ist an und für sich schon ein Umstand, der zu Begründung 
einor Provocation, also auch einer Vermögens- Curatel ansreicht, weil nach der Anwei- 
sung vom 16. Februar 1889 die Aufnahme in eino solche Anstalt nur auf ärztliche 
Bescheinigung erfolgen darf. 

Der §. 5. Tit. 38. der Processordnung legt zwar dem persönlichen Richter die 
Pflicht auf, nach zulässig befundener Provocation einen Curator zu bestellen, untersagt 
ihm aber diese Bestellung nicht, wenn er es angemessen findet, die Untersuchung des 
Gemüthszustnndes noch eine Zeit laug auszusetzen, die Umstände aber die Einleitung 
der Curatel wünschenswert!* erscheinen lassen. Uobrigens hat der persönliche Richter 
auf jede bei ihm eingehende Anzeige von der Aufnahme eines Geisteskranken iu eine 
Irrenanstalt das Verfahren zu beaufsichtigen, die nöthige ärztliche Bescheinigung zu 
erfordern, die Frage, ob die Untersuchung einzuleiten oder noch auszusetzen sei, 
in Erwägung zu nehmen, uml das Weitere deshalb anzuonlncn', selbst in dem Falle, 
wenn der Geisteskranke unter der Aufsicht eines Vaters oder Ehemannes steht, weil 
in allen diesen Fällen das richterliche Amt im Interesse der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit zu handhaben ist. Nur der Einleitung einer Yermögens-Curatel bedarf cs 
nicht, wenn einem Vater oder Ehemanne das Verwaltungsrecht zustcht, wie dies bereits 
in dem Rescripto vom 25. November 1825 — Jahrbücher Band 26 S. 390 — ausge- 
sprochen worden ist. 
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Min.-Verf. vom 14. November IS41, die Vorbcsucho beim 
Provocaton betreffend. 

Die gerichtsärzt liehen Untcrsucliungcn und Begutachtungen zweifelhafter Gemüths- 
zustände werden in Folge der Revisionen und der darauf erlassenen Anordnungen zwar 
jetzt im Allgemeinen mehr, als früher, von den dabei zugezogenen Acrzten mit der er- 
forderlichen Sorgfalt und Sachkenntnis» ausgeführt ; es kommen indess noch fortwährend 
und nicht selten Fälle vor, in denen diese Untersuchung dürftig und ungenügend be- 
funden wird. Diese Mangelhaftigkeit beruht hauptsächlich darin, dass es den Aerzten 
iu dem Explorationstcrmin un der Zeit und Müsse fehlt, welche zur ruhigen und gründ- 
lichen Untersuchung und Begutachtung des Geinüthszustandes des ihnen häufig ganz 
unbekannten Imploraten erforderlich ist.. Um zu bewirken, dass die ärztliche Unter- 
suchung und Begutachtung krankhafter Gemüthszustände in den deshalb anhängig 
gemachten Processen künftig mit möglichster Umsicht und Gründlichkeit erfolge, setze 
ich hierdurch nach vorgängiger Communication mit dem Herrn «Justiz- Minister und im 
Einverständnis» mit demselben Folgendes fest: 

1 ) Die Sachverständigen haben von dem Gemüthszustando der auf Requisition 
der Gerichtsbehörden zu explorirenden Person vor dem zu diesem Behufe 
anberaumten Termin durcli Besuche des Imploraten, so wie durch Rück- 
sprache mit den Angehörigen und dem Arzte desselben sich zu informiren. 

2) In dem Explorationstcrmin haben die Aorzte von ihrem Standpuncte als 
Sachverständige aus, auf Grund und mit Benutzung der Resultate ihrer vor- 
gängigen Information, den Befund dos körperlichen Zustande», des Habitus, 
Benehmens ctc. des Imploraten , so wie das mit demselben zur Erforschung 
des Gemütszustandes geführte Colloquium nach Fragen und Antworten 
spcciell und vollständig zu Protokoll zu geben und ihr vorläufiges Gutachten 
über den Gemütszustand des Imploraten nach der im Allgemeinen Land- 
recht bestehenden Terminologie und Begriffsbestimmung beizufügen, wobei 
es ihnen unbenommen bleibt, gleichzeitig den Krunkhcitszustand im Sinne der 
Wissenschaft za bezeichnen. 

Die Protokolle über Gemütszustands- Untersuchungen haben in geriehts- 
ärztlichor Beziehung dieselbe Wichtigkeit und Bedeutung wie die Obductions- 
protokolle, nämlich: vollständige Ermittelung, Darlegung und Feststellung der 
Ergebnisse des Befundes als Grundlage für das abzugebeude Gutachten. Um 
diese wünschenswerte Uebcreinstimmung mit den oei den Übductionsvcr- 
handlungcu längst bestehenden gesetzlichen Bestimmungen noch zu vervoll- 
ständigen, haben die Sachverständigen 

3) in der Regel, von welchor eine Ausnahme nur in den am Schlüsse dieser 
Verfügung erwähnten Fällen gestattet ist, nach dem Termin ein besonderes 
und motivirtes Gutachten der Gerichtsbehörde einzureichen und in demselben 
mit Zugrundlegung der Ergebnisse der vorrangigen Information, der vor- 
handenen Acten und der protocollarischen Verhandlung in termino, so wie 
unter Berücksichtigung der Circular-Verfügung vom 9. April 1838, eine voll- 
ständige Geschichtserzählung (Relation) zu geben, forncr durch Vergleichung 
und Kritik der darin mitgetlicilten Krankhcitscrscucinungcu, Beweismittel und 
Thatsachen den vorliegenden Fall einer mediciniseh-teclmischen Beurtheilung 
zu unterworfen und somit endlich ihr vorläufig im Termin abgegebenes Gut- 
achten oder das etwa davon Abweichende nach bester Kunst und \Vissensehaft 
zu begründen. 

Das Königliche Justiz-Ministerium wird vorstehende Bestimmungen zur 
Kenntnis» der Gerichtsbehörden bringen und letztere zugleich an weisen, 

a) die als Sachverständige vorgeschlagenen promovirten Aerzto zeitig genug vor 
dem anberaumten Tennin von der Requisition zu benachrichtigen, damit die- 
selben sich schon vorher von dem Zustande de» Explorandon informiren 
können und 

b) durch den Gericbtsdeputirten behufs der Controlirung der Aerzto im Protokoll 
vermorken zu lassen, ob von Seiten derselben die vorgängige Information ge- 
schehen sei oder nicht. 

Da es einerseits billig ist, dass den Aerzten für einen grösseren Aufwand von Zeit, 
und Mühe bei diesem Geschäfte eine angemessene Entschädigung zu Theil werde, andrer- 
seits aber auch erforderlich ist, die in der Regel schon bedeutenden, bei der Ztiziehuug 
auswärtiger Aorzte besonders steigenden Kosten nicht in einem unverhältiiissniussigen 
Grado zu vcrmehrcu und dadurch entweder die Parteien oder die Stautseassen zu sehr 
zu belästigen, 80 hat der Herr «Instiz-Miiiister ungeordnet, 

c) dass niemals für mehr als drei vor dem Explorationstcrmin ge- 
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machte Besuche bei dem Provocaten die Uzmassigen Gebühren zuge- 
billigt werden und 

d) dass auch die Gebühren für das nach dem Termin abzugebende besondere 
und motivirte Gutachten dann wegfallen, weun das Ergebnis» der Untersuchung 
im Termin ein ganz zweifelloses gewesen ist und der Arzt desshnlh sogleich 
ein definitives Urtheil zu Protokoll aussprechen kounte. 

Von den als Sachverständige zu gezogenen Aerztcn wird erwartet, dass sie vor dem 
Termin nur die zu ihrer gehörigen Information unerlässlichen Besuche machen und sich, 
wenn möglich, besonder» bei auswärtigen oder unvermögenden Exploranden zu diesem 
Behuf auf einen einzigen Besuch beschränken werden. 

Dagegen mag es den Aerztcn im Einverständnis» mit dem Gerichtsdeputirten 
überlassen bleiben, in denjenigen Fällen von einfachem Blödsinn oder Wahnsinn’, in 
welchen das Ergebnis» der Exploration unzweifelhaft ist, statt des nach dem Termin 
einzureichenden besonderen und motivirten Gutachtens, ein solches sofort in Gemassheit 
der vorstehend gestellten Anforderungen zu Protokoll zu geben. 

Die Königucho Regierung hat diese Verfügung dnreh das Amtsblatt und auf sonst 
geeignetem Wege zur Kenntnis« der Physiker und Aerzte zu bringen. 

Min.-Verf. vom 14. Dccembcr 1852, die am Wohnorte der Provocaten vor- 
zunehmendo Gemüthszustands-Üntcrsuchung betreffend (v. Raumer). 

Auf den Bericht vom . eröffne ich dem Königlichen Medieinal-Collegium, 

dass die von dem Königlichen Justiz-Ministerium unterm ,12. September 1834 und von 
dem gegenwärtig mir auvertrautem Ministerium unterm 25. Oetober 1834 erlassene 
Circular-Verfügung, wonach gerichtliche Gemüthszustands-Untersuchungen nur an den 
jedesmaligen Wohn-, resp. A ufenthaltsorteu der Provocaten und nicht an 
der Gericht »statte vorgenommen werden sollen, durch den Circular - Erlass vom 
14. November 1841, welcher die Sachverständigen verpflichtet, von dein Gemütszustände 
des Provocaten vor dem Explorations-Termin durch Besuche des Provocaten, so wie 
duroh Rücksprache mit den Angehörigen und dem Arzte desselben sich zu informiren, 
— keine Modification erlitten hat und bei allen Gemüthszustands-Untersuchungen ohne 
Rücksicht auf die Vermögenslage der Provocaten befolgt werden muss. Ich kann es 
daher nur billigen, dass das etc. die Nichtachtung dieser Verfügung Seitens der Gerichte 
in den zu Seiner Kenntnis» gelangten Fällen nicht ungerügt gelassen hat. 

Da ans andern Provinzen keine Fälle bekannt geworden sind, in welchen die Ge- 
richtsbehörden die erwähnte Circular- Verfügung unbeachtet gelassen haben, so überlasse 
ich dem etc. zuvörderst mit dem betreffenden Appellations-Gericht behufs Herstellung 
des vorschriftsmäßigen Verfahrens sich in Verbindung zu setzen. 

Im Gebiete des Ober- Appellations-Gerichtshofes zu Köln ist 
ärztliches Mitwirken bei dem Interdictions - Verfahren gesetzlich nicht geboten, 
findet aber wohl ausnahmsweise dabei Platz (Conf. deu Justiz. -Minist -Erlass vom 
6. Juli 1838). Aerztliche Gutachten müssen zu den Beweisstücken (Bürgerl. 
Gesetzbuch, Art. 493) gerechnet werden, welche diejenigen beizubriugeu haben, 
welche das Gesuch um lntcrdiction einer Person dem Präsidenten des Gerichts 
überreichen. Ira Gegensatz zu §. 7. Tit. 38. der allgemeinen Gerichts-Ordnung, 
nach welchem das einmüthige Gutachten der beideu zur Exploration eines 
Gemüthszustandes zuzuziehenden sachverständigen Aerzte entscheidend ist, sind 
nach rheinischem Rechte (Civil- Process- Ordnung, Art 323) die Richter nicht 
verbunden, nach der Meinung der Sachverständigen zu urtbeilen, wenn ihre 
Ueberzeugung dagegen ist 

Ein Arzt, welcher ein schriftliches Gutachten über die Geisteskrankheit 
resp. Geistesschwäche einer Person abgab, kann heim Interdictions - Verfahren 
als Zeuge verworfen werden (Civil-Process-Ordnung, Art. 283.) 

In wieweit die Heilbarkeit einer Geisteskrankheit oder Geistesschwäche 
massgebend für ein Aussetzen des Interdictions - Verfahrens werden soll, steht in 
dem richterlichen Ermessen. 
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Ueber da« lnterdictious- Verfahren haudelu die Art 890., 891., 892., 
893. und 896. der Civil-Process-Ordnung. 

Ad Art. 893. ist zu bemerken, dass das Verhürsinterrogatorium eines be- 
klagten Geisteskranken, da dasselbe nicht von Aerzten geleitet wird, in dem einen 
oder anderen Falle, wenn z. B. bei demselben augenblicklich lichte Intervalle be- 
stehen oder das mit ihm gepflogene Gespräch Gegenstände aus der Sphäre sei- 
ner kranken Vorstellungen nicht berührte, massgebend für das Abstehen von dem 
weiteren Verfahren werden kann. In einem der ersteren Fälle konnte der Be- 
klagte nicht in der Rathskainmer erscheinen, da er sich iu einer Aufbewah- 
rungs-Anstalt für unheilbare Irre befaud. Es begab sich deshalb der Richter- 
Coiumissar, der Gerichts-Secretär und der Oberprocurator zu demselben. In den 
Acten war das Urtheil vom Oberprocurator — das Ergebniss des Verhörs — 
dahin forinulirt: der N. N. ist nicht geisteskrank, sondern nur epileptisch, er will 
aber in der Anstalt bleiben. 

Von der luterdictiou überhaupt handeln die Art. 489., 500., sowie Art. 
503., 504., 509. und 512. des bürgerlichen Gesetzbuches. 

Art. 491. ist durch die Allerhöchste Ordre vom 6. November 1831 (G.-S. 
S. 94) dahin geändert worden, dass auch wegen solcher Blöd- und Wahnsinnigen, 
welche Ehegatten oder bekannte Verwandte haben, die Ober - Procuratoren auf 
Blöd- und Wahnsiuuigkeits-Erklürnng provocireu können, wenn jene Familien- 
glieder die Provocation zum Nachtheile des Gemüthskraukan unterlassen. 

Ob Wundärzte erster Classe bei Gemüthszustands - Untersuchungen als 
Sachverständige mitwirken können, bleibt der Prüfung Seitens der Gerichte über- 
lassen. 


Verfügung vom 27. November 1872 an den Districtsarzt Herrn N., zu N. 

(I. V. Dr. Achenbach). 

uf die Vorstellung vom . . deren Anlage zurück folgt, erwiedere ich Ihnen, dass 
den deichten die Prüfung, ob sic einen Wundarzt erster Classe für befähigt erachten, 
bei Gemüthszustands-Untersuehungen als Sachverständiger mitzuwirken, in jedem ein- 
zelnen Fallo überlassou bleibt. Es steht demnach Seitens der Medicinal - Verwaltung 
nichts entgegen, wenn Sie sich solchen Untersuchungen auf Requisition eines Gerichts 
unterziehen. 

Der Königl. Regierung zu N. habe ich Abschrift dieser Verfügung zugefertigt. 

II. Untersuchungen an Leichen. 

Strafgesetzbuch vom 15. Mai 1871 (R.-G. -Bl. S. 127). 

§. 211. Wer vorsätzlich einen Menschen tödtet, wird, wenn er die Tödtung mit 
Ucborlegung ausgofiihrt hat, wegen Mordes mit dem Tode bestraft. 

§. 212. Wer vorsätzlich einen Menschen tödtet, wird, wenn er die Tödtung nicht 
mit Uebcrlegung ausgeführt hat, wegen Todtschlagos mit Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren bestraft. 

§. 213. War der Todschläger ohne eigene Schuld durch eine ihm oder einem 
Angehörigen zugefügte Misshandlung oder schwere Beleidigung von dem Gctödteten 
zutu Zorne gereizt und hierdurch aut der Stello zur Timt hingerissen worden, oder sind 
andero mildernde Umstande vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs Mo- 
naten ein. 

§. 214. Wer bei Unternehmung einer strafbaron Handlung, um ein der Ausführung 
derselben entgegen tretendes Hindernis« zu beseitigen oder uin sich der Ergreifung auf 
frischer That zu entziehen, vorsätzlich einen Menschen töd tot, wird mit Zuchthaus nicht 
unter zehn Jahren oder mit lebenslänglichem Zuchthaus bestraft, 

8. 215. Der Todschlag an einem Verwandten aufsteigender Linie, wird mit 
Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder mit lebenslänglichem Zuchthaus bestraft. 
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§. 210 Ist .Jemand durch das ausdrückliche und ernstliche Verlangen des Getödtc- 
ten zur Todtung bestimmt worden, so ist auf Gcfäiigniss nicht unter drei Jahren zu 
erkennen. 

§. 217. Eine Mutter, welche ihr uneheliches Kind in oder gleich nach der Geburt 
vorsätzlich tödtet, wild mit Zuchthaus nicht unter drei Jahren bestraft. 

Sind mildernde Umstande vorhanden, so tritt Gefungnissstrafe nicht unter jwei 
Jahren ein. 

§. 218. Eine Schwangere, welche ihre Frucht vorsätzlich abtreibt oder im Mutte r- 
lcibe tödtet, wird mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bestraft. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs 
Monaten ein. 

Dieselben Strafvorschrifteu finden auf Denjenigen Anwendung, welcher mit Ein- 
willigung der Schwangeren die Mittel zu der Abtreibung oder Todtung bei ihr ange- 
wendet oder ihr beigebracht hat. 

§. 219. Mit Zuchthaus bis zu zehn Jahron wird bestraft, welcher einer Schwan- 
geren,’ welche ihre Frucht abgetrieben oder getödtet bat, gegen Entgelt die Mittel hierza 
verschafft, bei ihr angewendet oder ihr beigebracht hat 

t 220. Wer die Leibesfrucht einer Schwangeren ohne deren Wissen vorsätzlich 
t oder tödtet, wird mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren bestraft 
Ist durch dio Handlung der Tod der Schwangeren verursacht worden, so tritt 
Zuchthausstrafe nicht unter zehn Jahren oder lebenslängliche Zuchthausstrafe ein. 

§. 221. Wer eine wegen jugendlichen Alters, Gebrechlichkeit oder Krankheit hülf- 
losc Person aussetzt oder wer eine solche Person, wenn dieselbe unter seiner Obhut 
steht oder wenn er für dio Unterbringung, Fortschaffung oder Aufnahme derselben zu 
sorgeu hat, in hülfioser Lage vorsätzlich verlässt, wird mit Gefängnis» nicht unter drei 
Monaten bestraft 

Wird die Handlung von leiblichen Eltern gegen ihr Kind begangen, so tritt Ge- 
fängnis» nicht unter sechs Monaten ein. 

Ist durch dio Handlung eine schwere Körperverletzung der ausgesetzteu oder ver- 
lassenen Person verursacht worden, so tritt Zuchthansstrafo bis zu zehn Jahren, und, 
wenn durch dio Handlung der Tod verursacht worden ist, Zuchthausstrafe nicht unter 
drei Jahren ein. 

§. 222 Wer durch Fahrlässigkeit den Tod eines Menschen verursacht, wird mit 
OcfängniBs bis zu drei Jahren bestraft. 

Wenn der Thäter zu der Aufmerksamkeit, welche er aus den Augen setzte, ver- 
mögo seines Amtes, Berufes oder Gewerbes besonders verpflichtet war, so kann uic 
Strafe bis auf fünf Jahre Gcfängniss erhöht werden. 

Criminal-Ordnung vom 11. Decembcr 1805. 

§. 156. Ergieht sich bei dieser vorläufigen Untersuchung, dass der Tod durch 
einen Selbstmord erfolgt sei, so muss jederzeit mit dor Aufschneidung dos Leichnams 
vo rsc hriftsmässig verfnnren werden. Wird aber glaubwürdig nachgewiesen, dass dio Töd- 
tung nicht durch Selbstmord, sondern durch einen Zufall, oder durch irgend ein© Be- 
gebenheit bewirkt ist, bei welcher die Schuld eines Dritten nicht zum Grunde liegt, so 
bedarf es einer blossen äussern Besichtigung. 

Der Justizbediento kaun übrigens in dem einen oder andern Fallo die Beerdigung 
des Körpers, und zwar bei Selbstmördern unter Beobachtung dor Vorschrift der Straf- 
gesetze verstatten. Er muss, falls die Person des Verstorbenen unbekannt ist, dessen 
Auffindung mit umständlicher Beschreibung desselben durch die Intelligenz-Blätter der 
Provinz bekannt -machen, hieruächst aber die von ihm aufgenommenen Acten dem ihm 
Vorgesetzten Obcrgerichto zu seiner Vorbescheidung einreienen. 

8. 157. Ist der todto Körper ein §. 150. beschriebenes ncugoborncs Kind, oder 
entsteht bei der äusseren Besichtigung desselben der geringste Verdacht, dass der Tod 
durch Vergiftung bewirkt worden, oder ist der auf irgond eine Art gewaltsam erfolgte 
Tod durch Schuld eines Dritten, auch nur wahrscheinlich erfolgt, so muss die Scction 
durch Sachverständige im Beisein des Justizbedienten und hiernächst die Einsendung der 
Acten an das Oborgericht geschehen. 

§, 158. Das Ubergericht muss jederzeit, wenn eine Scction geschehen ist, oder 
hätte geschehen sollen, mit Einsendung der Acten an das Criminal - Departement be- 
richten; in anderen Fällen kann es das Rechtliche ohne Bericht veranlassen, oder die 
Acten reponiren lassen. 

§. 159. Wenn eine Gerichtsperson, welche die Obduction dirigirt, mit dem Physi- 
kus oder dessen Stellvertreter darüber verschiedener Meinung ist, ob es der Section be- 
dürfe, so muss diese geschehen, wenn auch nur einer von innen dafür stimmt. 
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§. ICO. Die Stelle des ordentlichen Physikus kann im Nothfalle durch einen Re- 
giments- oder Bataillons -Chirurgus, oder durch einen besonders zu vereidigenden Arzt 
ersetzt werden, die Stelle dos Wundarztes kann ein zweiter Arzt vertreten. 

§. 161. Vor der Obduction muss der Richter zuvörderst dafür sorgen, dass die 
Leiche denen, die den Verstorbenen gekannt haben, und womöglich dem vermutlichen 
oder geständigen Thäter zum Anerkenntnisse vorgelegt werde. Sollte dieses Dicht mög- 
lich sein, so hat der Richter sich auf alle Art zu vergewissern, dass in Absicht der 
Leiche weder eine Verwechselung noch ein Irrthum vorgefallen sei. 

§. 162. Alsdann muss er die Sachverständigen auffordern, die Besichtigung dos 
Leichnams vorzunehmen, und dessen Beschaffenheit sowohl, als die an demselben be- 
findlichen auRsern Verletzungen nach ihrer Lage, Grösse und Tiefe genau zu bemerken. 
Die Sachverständigen müssen jedesmal mit ihrem Gutachten über die Werkzeuge, mit 
welchen die Verletzungen beigebracht sein können, gehört, es müssen ihnen die etwa 
Vorgefundenen Werkzeuge vorgelegt, und sie darüber vernommen werden: ob durch 
diese die Verletzungen haben hervorgebracht werden können, und ob aus der Lage und 
Grösse der Wunden ein Schluss auf die Art, wie der Thäter wahrscheinlich verfahren 
habe, uod auf dessen Absicht und körperlichen Kräfte gemacht werden könne. 

§. 163. Bei Körpern, die aus dem Wasser gezogen, erhenkt oder bei starkem 
Froste im Froien, oder beim Kohlendampfo todt gefunden worden, muss die Unter- 
suchung der Sachverständigen sorgfältig darauf gerichtet werden, ob dies auch die wirk- 
liche Todesursache gewesen, oder ob der todto Körper in diese Lago gebracht worden, 
nachdem der Tod Bchon auf eine andere Art erfolgt war? 

§. 164. Zu einer vollständigen Obduction gehört die Eröffnung des Kopfs, der 
Brust und des Untcrleibos und die Besichtigung und Eröffnung der vorzüglichsten Kiii- 
geweide und anderer Theile dos Körpers, deren Verletzung von erheblichem Einfluss 
sein kann. 

§. 165. Wenngleich in irgend einem Theilo des Körpers die Kennzeichen der 
gewaltsamen Todesart von den Sachverständigen mit Zuverlässigkeit entdeckt worden, 
muss dennoch die weitere Eröffnung der drei Höhlungen des Körpers geschehen. 

§. 166. Boi neugeborenen Kindern muss die Lungenprobe vorgenommen, und vor- 
züglich nach allen denjenigen Merkmalen geforscht werden, die das Urtheil des Arztes, 
ob das Kind todt oder lebendig, vollständig oder unvollständig zur Welt gekommen 
sei, bestimmen können. 

§. 167. Ist Verdacht vorhanden, dass der Verstorbene durch Gift um’s Leben ge- 
kommen sei, ao müssen von dem Arzto die etwa gefundenen Uoberbieibscl des ver- 
meintlichen Giftes, sowie die in dem Magen und Speisecanal angetroffenen verdächtigen 
Substanzen nach chemischen Grundsätzen geprüft worden, wobei jedoch vom Richter 
mit grösster Sorgfalt dahin zu sehen ist, dass die zn untersuchenden festen oder flüssi- 
gen Körper nicht vertauscht oder verwechselt werden , sondern deren Identität ausser 
Zweifel gesetzt sei. Zu diesem Ende müssen, wenn der chemische Process nicht in 
Gegenwart des Richters abgemacht werden kann, den beiden Sachverständigen diese 
Substanzen versiegelt mittelst gerichtlichen Protokolls übergeben und in eben der Art 
zurückgeliefert werden. 

§. 168. Ucber die ganze Handlung der Obduction nimmt der Richter ein vollstän- 
diges Protokoll auf, worin umständlich bemerkt werden muss, was nach den obigen 
Vorschriften geschehen ist. Der Richter muss jeden wesentlichen Schritt der Sachver- 
ständigen in dem Protokolle bezeugen, sich dabei dasjenige, was durch die äusseren 
Sinne wahrgenommen werden kann, vorzeigen lassen, ausser dem Thathestando das 
Resultat der Obduction und das Gutachten der Sachverständigen im Allgemeinen zu 
Protocoll bringen, die Gründe des Gutachtens aber dem Obductions-Beriehtc Vorbehalten, 
und das Protokoll von ihnen unterschreiben lassen. 

§. 169. Die Sachverständigen müssen einen besonderen Obductions-Bericht ab- 
fassen, darin die Beschreibungen der inneren und äusseren Verletzungen, der Beschaffen- 
heit der Lebens-Organo unü des Körpers überhaupt, bei neugeborenen Kindern die 
Wahrnehmung über die Reife des Körpers und über das Leben des Kindes nach oder 
in der Geburt, aufnehmen, und ihr Gutachten über die Tödtlichkeit der Verletzungen 
und die Ursache des Todes beifügen, besonders aber folgende drei Fragen ganz nc- 
stimmt beantworten, oder die Gründe, aus welchen es nicht geschehen kann, angeben: 

1) Ob die Verletzung so beschaffen sei, dass sie unbedingt und unter allen Um- 
ständen in dem Alter des Verletzten für sich allein den Tod zur Folge 
haben müsste? 

2) Ob die Verletzung in dem Alter des Verletzten nach dessen individueller Be- 
schaffenheit für sich allein den Tod zur Folge haben müsste? 
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3) Ob sie in dem Alter des Verletzten entweder aus dom Mangel eines zur Heilung 
erforderlichen Umstandes (accidens). oder durch Zutritt einer äussern Schäd- 
lichkeit den Tod zur Folge gehabt habe? 

Wenn eine dieser Fragen nicht ganz bestimmt in dem Obductions - Berichte ent- 
schieden, inler warum solches nicht angehe, ausgeführt wird, muss der Richter auf eine 
nachträgliche Erklärung der Obducenten darüber bestehen. 

§. 170. Dieser Ohductions-Bcricht muss von den Obducenten unterschrieben und 
wenn ein Physikus die Obduction mit vorgenommen bat, mit dem ihm beigelegten öffent- 
lichen Siegel versehen sein. 

§. 171. Die Unterlassung dieser Vorschrift, 170. wenn sonst kein Zweifel darüber 
obwaltet, dass der Bericht von denjenigen qualificirten Sachverständigen, welche die 
Obduction vnrgcnomiucn haben, erstattet worden, hat auf die Beurthcilung der Sache 
selbst keinen Einfluss, sondern wird nur an demjenigen gerügt, der sich derselben 
schuldig gemacht hat 

§. 172. Wenn der Inhalt des Ohduetious-Beriehts von dem Inhalte des Obductions- 
ProtooolU in wesentlichen Punctcn abweicht, so müssen die Sachverständigen von dem 
Richter zu einer schriftlichen oder mündlichen Angabe der Gründe dieser Abweichungen 
aufgefordert werden. 

Zu §. 156. erging die 

Allerh. Ordre vom 4. December 1824, einige Modificationen und ins- 
besondere die 156., 179. und 571. der Criminal-Ordnung betreffend. 

(G.-S. S. 221.) 

Ich finde die in ihrom Bericht vom 27. October d. J. behufs der Vereinfachung 
der Geschäfte und Verminderung der Kosten der Criminalpflcge in Antrag gebrachten 
Abänderungen und Modificationen einiger Vorschriften der Criininal-Ordnuug der Sache 
ganz angemessen, und setze daher hierdurch Folgendes fest: 

1) Dio in dem §. 15G. vorgcsch riebe no Obduction der Leichname der Selbstmör- 
der soll künftighin nicht mehr erforderlich sein, wenn der Selbstmord erwiesen 
worden oder aus den Umständen klar erhellet. 

und da» 

Circ. des Justiz-Min. vom 8. December 1824 (v. Kircheison). 

Dos Königs Majestät haben in der Allerh. Cabinets- Ordre vom 4. d. M., welche 
durch die Gesetz-Sammlung zur allgemeinen Kenutniss gebracht werden wird, zu be- 
stimmen geruhet, dass die in dem §. 156. der Criminal-Ordnung vorgeschriebene Ob- 
duction der Leichname der Selbstmörder künftig nicht mehr erforderlich sein soll, wenn 
der Selbstmord erwiesen ist, oder aus den Umständen klar erhellet. 

Diese Festsetzung veranlasst den Justiz-Minister die Gerichte darauf aufmerksam 
zu machen, dass ihre bisherige Concurrenz in allen solchen Fällen unverändert bleibt, 
und nur dio Zuziehung der ärztlichen Sachverständigen in der angegebenen Voraus- 
setzung ausgeschlossen wird. Ob diese vorhanden ist, lässt sich aus der ersten Mit- 
theilung von dem betreffenden Ereignisse gewöhnlich entnehmen, so dass in der Regel 
die Mitnahme der Kunstverständigen unnöthig ist. 

Sobald nun der Richter an Ort und Stelle durch Vernehmung von Zeugen den 
Selbstmord fcststellt, oder aber durch Umstände aus dem Leben des Todton, durch die 
Lago des Ortes, wo die That begangen ist, durch cino etwa zurückgelassene Erklärung 
über sein Vorhaben, durch den Nachweis einer irre geleiteten Gemüthsstimmung und 
durch andere mehr oder minder erhebliche Andeutungen die Ueberzcugung erhalt, dass 
die Schuld eines Dritten auch nicht einmal vermuthet werden kann, so genügt cs an 
einer vollständigen Verhandlung über den Befund und dio vorgekommenen Ermittelungen, 
und nur erst dann werden die Kunstverständigen herbeigerufen, wenn der Verdacht 
eines Verbrechens begründet oder zum wenigsten nicht ganz entfernt wird. 

Dass hierbei mit Umsicht und Sorgfalt verfahreh werden muss, darf kaum erinnert 
werden. 

Bei dieser Veranlassung will der Chef der Justiz auch einen Irrthum berichtigen, 
in welchem sich einige Gerichte befinden, wenn sie voraussetzen, dass dio durch den 
§. 156. der Criminal-Ordnung vorgeschriebene äussere Besichtigung der Leichname von 
Personen, die durch einen Zufall oder durch eine Begebenheit, bei welcher die Schuld 
eines Dritten nicht zum Grunde liegt, ihr Lebon verloren haben, durch einen Arzt oder 
Chirurgus vorgenommen werden müsse. 

Dies verlangt das Gesetz keineswegs, wie die §§. 152. und 153. eben daselbst 
über allen Zweifel erheben; es ist vielmehr hinreichend, wenn der Richter den Leich- 
nam in Augenschein nimmt, und über seine Walirnchmungen am Körper verhandelt, so 
dass weder bei der Wahrscheinlichkeit für ein zufälliges Ereigniss ein Kunstverständiger 
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mitgenommen, noch bei der nachherigen Gewissheit über den eingetretenen Zufall hor- 
beigerufen werden darf. 

Das Königliche Obe r- Landesgericht hat sich hiernach nicht nur selbst zu richten, 
sondern demgemäss auch die untergeordneten Gerichte mit Anweisung zu versehen. 

Die nach §. 169. zu beantwortenden drei Fragen sind durch das neue 
Strafgesetzbuch in Wegfall gekommen. 

Bei Feststellung des Thatbestandes einer Tödtung handelt es sich in foro 
lediglich darum, ob eine Verletzung den Tod zur Folfee gehabt hat oder nicht. 
Nach den Bestimmungen des Strafgesetzbuches ist der Grad der Gefährlichkeit 
einer Verletzung somit nicht mehr massgebend und etwaige Nebenumstände, welche 
auf den Verlauf einer Verletzung nachtheilig ein wirkten, die Gefahr derselben 
steigerten oder ihren tödtlichen Verlauf bedingten, dürfen nicht mehr in Be- 
tracht gezogen werden (conf. das Superarbitrium der wissensch. Depot in der 
Vierteljahrsschft. f. gericht. Med. XVI. Bd. 1872. S. 193). 

Regulativ für das Verfahren der Gerichtsärzte bei den med icinisch - 
gerichtlichen Untersuchungen menschlicher Leichname 
vom 15. November 1858. 


1. Allgemeine Bcsti m m u ngen 

§. I. Gerichtsärztliche Besichtigungen und Oeffnunsen von menschlichen Leichen 
dürfen nur auf Requisition der betreffenden richterlichen Behörden und letztere nur im 
Beisein des vollständig besetzten Criminalgerichta vorgenommen werden. 

§. 2. Die betreffenden Physiker sind verpflichtet, jede ihnen übertragene legale 
Berichtigung einer Leiche selbst vorzunehmen, ebenso jede ihnen übertragene Ocffnung 
einer Leiche in Gemeinschaft mit dem gerichtlichen Wundarzte selbst auszuführou, und 
dürfen sich nur in den gesetzlichen Behinderungsfällen durch einen andern Physikus 
oder Arzt vertreten lassen. 

$. 3. Vor Ablauf von 24 Stunden nach dem Tode, vorausgesetzt, dass die Zeit 
desselben bekannt war, dürfen gerichtliche Obdnctionen in der Kegel nicht vorgenom- 
men werden. Die blosse Besichtigung einer Leiche kann jedoch schon früher ge- 
schehen. 

§. 4. Wegen vorhandener Fäulnis» dürfen Obductionen in der Regel nicht unter- 
lassen und von den gerichtlichen Aerzten abgelehnt werden. Denn selbst bei einem 
hohen Grade der Fäulnis» können Abnormitäten und Verletzungen der Knochen noch 
ermittelt, manche die noch zweifelhaft gebliebene Ideutität der Leiche betreffenden Mo- 
mente, z. B. Farbe und Beschaffenheit der Haare, Mangel von Gliedmassen u. s. w. 
festgestellt, eingedrungeno fremde Körper aufgefunden, Schwangerschaffen entdeckt und 
manche Vergiftungen noch nachgewiesen werden. Es liaben deshalb auch die roquirir- 
ten Aerzte, wenn es sich zur Ermittelung derartiger Momente um die Wiederausgra- 
bung einer Leiche handelt, für dieselbe zu stimmen, ohne Rücksicht auf die seit dem 
Tode verstrichene Zeit 

J i. 5. Die gerichtlichen Aerzte haben dafür zu sorgen, dass bei jeder Obduction die 
erlichen Instrumente vollständig und in brauchbarem Zustande zur Hand sind. 
Die gerichtlichen Wandärzte haben überdies noch die Verpflichtung, nach beendigter 
Ohduction und möglichster Beseitigung der Abgänge die geöffnet gewesenen Körper- 
höhlen kunstmässig wieder zu schliesscn. 

§. 6. Behufs der Obduction ist für Beschaffung eines hinreichend geräumigen und 
hellen Locales, angemessene Lagerung des Leichnams und Entfernung störender Um- 
gebung möglichst zu sorgen. Obductionen bei künstlichem Lieht sind, einzelne, keinen 
Aufschub gestattende Fälle ausgenommen, unzulässig. Der Ausnahme ist im Protokoll 
(§. 19.) unter Anführung der Gründe ausdrücklich zu erwähnen. 

II. Verfahren bei der Obduction. 

§. 7. Es kann erforderlich sein, zuvörderst den Ort und die Umgebungen, wo der 
Leichnam aufgefunden worden ist, auch ärztlicherseits in Augenschein zu nehmen, 
die Lage, in der der Leichnam gefunden worden, zu ermitteln und dessen Bekleidungs- 
stücke zu besichtigen, ln der Regel werden zwar die- Obducenten eine hierauf bezug- 
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liehe richterliche Requisition abwarten können; doch kann es unter Umstanden auch 
angemessen sein, dass die Obducenten bei Zeiten auf die Noth Wendigkeit einer solchen 
Voruntersuchung aufmerksam machen. Dieselben sind auch berechtigt, über andere als 
die hier bezeichneten Umstände des Todes des Verstorbenen, wenn und so weit der- 
gleichen zur Zeit der Obdnction bereits ermittelt sind, sich Aufschluss von der anwe- 
senden Gerichts- Deputation zu erbitten. 

§. 8. Zeigen sich an «lern Leichnam Verletzungen, welche muthmasslich die Ur- 
sache des Todes gewesen, und haben sich Werkzeuge vorgefunden, mit denen dioso 
Verletzungen bewirkt sein konnten, so haben die Obducenten auf Erfordern des Rich- 
ters jene mit diesen zu vergleichen und sich darüber zu äussern, ob diese Verletzun- 
gen mit diesem Werkzeuge zu bewirken gewesen, and ob aus der Lage und Be- 
schaffenheit der Wunde ein Schluss auf die Art, wie der Tüfiter wahrscheinlich, und auf 
die Kraft, mit der er verfahren, gemacht werden könne. 

§ i). Die Obduction seihst zerfällt in zwei llaupttheilo: 

A. äussere Besichtigung (Inspection), 

B. innere Besichtigung (Section). 

§. 10. Bei der äussern Besichtigung int die äussere Beschaffenheit des Körpers iin 
Allgemeinen und die seiner einzelnen Theile. zu untersuchen. 

Betreffend den Körper im Allgemeinen, sind zu beachten : Alter, Geschlecht, 
Grösse, Körperbau, allgemeiner Ernfilirungszustand, besondere Abnormitäten, z. B. Nar- 
ben, Tätowirungen, Uehcrzahl oder Mangel an Gliedmassen, Krankheitsresiduen^ wie 
Fussgcschwüro und dergleichen, welche säimntliche Momente, namentlich hei Leichen 
noch unbekannter Verstorbener, zu registriren sind (§. 21.). Ferner sind hei allen Leichen 
ohne Ausnahme die Zeichen des Todes und die dor etwa schou eingotretenen Ver- 
wesung genau zu prüfen. Zu diesem Behuf müssen, nachdem otwanige Besudelungen der 
Leiche durch Blut, Koth, Schmutz und dergleichen durch Abwaschen beseitigt worden, 
geprüft werden: die vorhandene oder nicht vorhandene Leicheustarre, die allgemeine 
Hautfarbe der Leiche und Art und Grade der etwanigen Verfärbungen einzelner Theile 
derselben durch die Verwesung, so wie die Art una Beschaffenheit der Todtenflecke, 
welche durch Einschnitte als solehc festzustellen sind, um jede Verwechselung derselben 
mit Blutunterlaufungen unmöglich zu machen. 

Betreffend die Besichtigung der einzelnen Theile ist folgendes zu beachten: Bei 
unbekannten Leichen die Farbe der Haare und Augen, deren Schilderung es bei 
Leichon bekannter Personen in der Regel nicht bedarf: das etwanige Vorhandensein von 
fremden Gegenständen in den natürlichen Oeffhungen des Körpers, die Zahnreihen und 
die Beschaffenheit und Lage der Zunge. 

Demnächst sind zu untersuchen: der Hals, dann die Brust, der Unterleib, die 
Rückeufläche, der After, die Genitalien uud endlich die Extremitäten. Findet sich an 
irgend einem Theile eine Verletzung, so ist ihre allgemeine Gestalt, ihre Lage und 
Richtung mit Beziehung auf feste Puncto des -Körpere, ferner ihre Länge und Breite 
nach rheinländischen Zollen anzugeben: das Sondire-n von Continuitätstrennun- 
gen bei der äusseren Besichtigung ist in der Regel überflüssig, da sich die 
Tiefe derselben bei der inneren Besichtigung des Körpers und der verletzten Stellen 
ergiebt Halten die Obducenton die vorsichtige Einführung der Sonde in 
die Wunde für erforderlich, so haben sie die Gründe für ihr Verfahren 
im Protokoll (§. 190 anzugeben. Bei Vorgefundenen Wunden ist ferner die Be- 
schaffenheit ihrer Ränder und Umgebungen zu berücksichtigen und nach erfolgter Un- 
tersuchung und Schilderung der ursprünglichen Wunde dieselbe zu erweitern, um die 
innere Beschaffenheit ihrer Ränder und des Unterhautzollgewebes zu prüfen. 

Bei Verletzungen und Beschädigungen der Leiche, die ganz augenscheinlich einen 
nicht mit dem Tode im Zusammenhang steheuden Ursprung haben, z. B. bei Merkmalen 
von Rettungsversuchen, Zernagungen von Thieren und dergleichen, genügt eine summa- 
rische Schilderung dieser Befunde. Ebenso ist es gestattet, bei Blutunterlaufungen, 
abgeschilferten H&utstcllen und dergleichen, die gleichfalls augenscheinlich nicht mit 
dem Tode im Zusammenhang stehen, dieselben ihrer allgemeinen Gestalt nach mit be- 
kannten Körpern zu vergleichen, z. B. einem Geldstück, einer Fracht und dergleichen. 

§. 11. Bei der inneren Besichtigung sind die drei Haupt höhlen des Körpers: 
Kopf-, Brust- und Bauchhöhle, zu eröffnen, ln allen Fällen, in welchen von der 
Eröffnung der Wirbelsäule irgend erhebliche Befunde erwartet worden können, ist die- 
selbe nicht zu unterlassen, ln jeder der genannten Höhlen sind zuerst die Lage der 
in ihr befindlichen Organe, sodann etwa vorhandene Ergiessungen von Flüssigiteiten, 
deren Menge nach dem Gewicht zu bestimmen, und endlich jedes einzelne Organ 
äusserlich und innerlich zu betrachten. Lässt sich im Voraus vermuthen, in welcher 
Höhle sich die Ursache des Todes finden werde, so ist mit dieser Höhle der Anfang zu 
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machen, sonst aber mit dem Kopfe zu beginnen, worauf dann Brust und Unterleib zu 
eröffnen sind. Wegen der Neugebornen s. §. 16. 

12 . Die Eröffnung der Kopfhöhle geschieht, wenn nicht etwa Verletzun- 
gen, aie, so viel als möglich, mit dem Messer umgangen werden müssen, ein anderes 
Verfahren gebieten, am besten mittels eines, von einem Ohr zum andern mitten über 
den Scheitel hin geführten Schnittes, worauf sodann die weichen Kopfbedeckungen nach 
vorn und hinten herabgezogen und untersucht werden. Nachdem alsdann die Ober- 
flüche der knöchernen Schätleldecke geprüft worden, wird letztere durch einen Sägeu- 
kreissrhnitt abgonommen und deren innere Fläche, so wie die Beschaffenheit der 
Schädelknochen untersucht. Hierauf werden die blutführenden Gehirnhäute nnd die 
Spinnwebenhaut untersucht, sodann durch schichtweise« Abtragen die Halbkugeln, zur 
Prüfung der Conaistenz und des Blutreichthuin» des grossen Gehirns, etwaniger Er- 
güsse, eingedrungener fremder Körper u. 8. w., ferner die Beschaffenheit der Ventrikel 
und resp. Adergeflechte, das Verhalten des Gemrnknotens und des verlängerten Markes, 
die durch mehrfache Einschnitte zu prüfende Beschaffenheit des kleinen Gehirns, worauf 
endlich die Untersuchung der Schäuelgrundflaehc und der Blntleiter folgt. 

§. 13. Zur Eröffnung des Halses, der Brust- un d Bauchhö hlo genügt in 
der Kegel ein durch die allgemeinen Bedeckungen vom Kinn bis zur Schambeinfuge an 
der linken Seite dos Nabels fortgeführter Schnitt. Es folgt dann zunächst die Unter- 
suchung des Halses, an welchem namentlich der Kehlkopf nebst Luftröhre, der Schlund 
und die Speiseröhre, die grossen Blutgefässe und Nervenstämiue und die Halswirbel zu 
berücksichtigen sind. Um auch den etwanige» Inhalt der Verzweigungen der Luftröhre 
zu prüfen, ist nach Eröffnung der letztem und der Brusthöhle ein vorsichtiger Druck 
auf die Lungen auszuüben und zu beobachten, ob und welche Flüssigkeiten u. 8. W. da- 
bei in die Luftröhre hinaufsteigen. In Fällen, in denen eine genauere Untersuchung des 
Kehlkopfes erheblich erscheint, ist derselbe herauszunehmen und an seiner hinteren Seite 
zu eröffnen. 

Um die Brusthöhle zu eröffnen, ist es am zweekmässigsten, zunächst die Kippen- 
knorpel an ihren Vcrcinigungsht eilen mit den Kippen, mit Vermeidung von Einstichen 
in die Lungen, zu durcnschneiden. Hierauf wird das Zwerchfell von den untersten 
Kippen una dem schwertförmigen Knorpel getrennt, das Brustbein nach aufwärts go- 
scfilageu und dessen Handhabe aus der Verbindung mit den Schlüsselbeinen und den 
Knorpeln der ersten Rippe — mit sorgfältiger Vermeidung der darunter gelegenen 
Blutgefässe — getrennt Es worden nunmehr die etwa noch vorhandene Thymusdrüse, 
die Lungen, die Bronchien, das Kippenbrustfell, dor Herzbeutel nnd sein Inhalt, 'das 
Herz, das so viel als möglich in seiner Lage zu lassen ist, und die grossen Blutgefässe 
untersucht 

§. 14. Zur Eröffnung der Bauchhöhle wird der bereits gemachte Tftngen- 
schnitt (§. 13A weiter durch das Bauchfell geführt. Hierauf werden die Bauchdecken 
nach beiden beiten so zurückgelegt, dass der glatte Kand der unteren Kippen auf beiden 
Seiten sich dem Auge darbietet Nach den allgemeinen, jede Höhle betreffenden Er- 
mittelungen (§. 11.) sind iu der Bauchhöhle zu untersuchen: Leber, Magen und Darm- 
canal, Netze und Gekröse, Milz, Nieren und Harnblase, bei weiblichen Leichen die Ge- 
bärmutter mit ihren Anhängen, die grossen Blutgefässe, und wenn es nach Lage der 
Sache erforderlich erscheint, das Bauchfell. Zur genauem Schätzung des Blutgehalts in 
der unteren Hohladcr ist es zweckmässig, vor der Untersuchung der Bauchhöhle den 
Oberkörper der Leiche etwas höher zu lagern. Um die Quelle der Blutung aus einem 
verletzten Gcfäss zu ermitteln, kann der Stamm desselben eröffnet und mit einem Tu- 
bulus Luft eingeblascn werden. 

§. 15. Bei Verdacht einer Vergiftung müssen um den untern Theil der Speise- 
röhre und etwa den mittlorn des Dünndarmes doppelte Ligaturen gelegt und Speiseröhre 
und Dünndarm zwischen den Ligaturen durchschnitten werden. Hierauf wiru der Ma- 
gen mit dem obern Theil des Dünndarms aus der Bauchhöhle herausgenommen , nach 
vorgängiger anatomischer Untersuchung in ein reines Gefüss von Porcollan oder Glas 
gethan und den Geriehtsporsonen zur weitern Veranlassung übergeben. In dasselbe 
Gefäss ist auch die Speiseröhre, nachdem sie nahe am Halse unterbunden und über der 
Ligatur durchschnitten wordon, nach vorgängiger anatomischer Untersuchung zu legen. 
Endlich sind auch andere Substanzen und Organthcile, wio Blut, Harn, StücKO der Le- 
ber, der Milz u. s. w. aus der Leiche zu entnehmen und den Gerichtspersonen in ab- 
gesonderten Gefässcn zur weiteren Veranlassung zn übergeben, wenn die Spuren des 
Gifts in diesen Substanzen erwartet werden können. 

§. 16. Bei den Öbductiouen Nougoboruor sind noch folgende besondere Punkto 
zu beachten. 

Es müssen erstens dio Zeichen der Reife und Lebensfähigkeit ermittelt 
werden. Dahin gehören: Länge und Gewicht des Kindes, Beschaffenheit der allgc- 
M«-dicinal- Wesen. «n 
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meinen Bedeckungen und der Nabelschnur, Länge und Beschaffenheit der Kopfhaare, 
Grosse der Fontanellen, der Längen-, Quer- und Diagonal- Durchmesser des Kopfes, Be- 
schaffenheit der Augen (Pupillarmembran), der Nasen- und Ohrknorpel, Länge und Be- 
schaffenheit der Nägel, die Querdurchmcssor der Schultern und Hüften, bei Knaben die 
Beschaffenheit dos llodensackß und die Lage der Hoden, und bei Mädchen die Be- 
schaffenheit der äusseren Gcschlechtstheile. Endlich ist noch der Knochen kern in der 
untern Epiphyse eines Oberschenkels zu ermitteln. Zu diesem Bcliufe wird die Kopf- 
bedeckung über dem Knorpel durch einen Querschnitt bis auf den Knorpel getrennt, 
dann die Extremität im Gelenke stark gebogen, die Kniescheibe entfernt und nun dünno 
Knorpelschiohten so lange abgetragen, bis man auf den grössten Durchmesser des etwa 
vorhandenen Knochenkerns gelangt, welcher nach Linien genau zu messen ist. 

Ergiebt sich aus der Beschaffenheit der Frucht, dass dieselbe zweifellos eine lebens- 
fähige nicht gewesen, so kann von der Obduction Abstand genommen worden, wonn 
dieselbe nicht von den Gerichtspersonen ausdrücklich gefordert wird. 

§. 17. Hat sich ergeben, dass das Kind lebousfähig gewesen, so muss zweitens 
untersucht werden, ob cs nacn der Geburt wirklich gelebt, das heisst geathmet hatte. 
Es ist deshalb die Atbemprobe anzustellen und zu diesem Zweck: 

a) schon nach Eröffnung der Bauchhöhle der Stand des Zwerchfelles 
nach der entsprechenden Rippe zu beachten, zu dessen richtiger Ermittelung 
bei Ncugebomen überall die Bauchhöhle zuerst und dann erst die Brust- und 
Kopfhöhle zu eröffnen sind; 

b) die Ansdehnung und die von derselben abhängige Lago der Lungen (letztere 
namentlich in Beziehung zum Herzbeutel) zu betrachten; 

nunmehr 

c) behufs der Herausnahme der Brustorgane aus der Brusthöhlo der Herz- 
beutel zu eröffnen und die Luftröhre einfach zu unterbinden und oberhalb der 
Ligatur zu durehschneiden. 

d) nach Herausnahme der Brustorgano die Luftröhre und ihre Verzwei- 
gungen zu eröffnen und zn untersuchen: 

darauf 

e) die Farbe und die Consistenz der Lungen zu prüfen; 
nachdem 

f) nach Beseitigung der Thymusdrüse die Lungen mit dem Herzen in einem 
• geräumigen, mit reinem kalten Wasser gefüllten Genas auf ihre Schwimmfähig- 
keit zu prüfen: 

alsdann 

g) die Lungen von dem Herzen zu trennen und dieselben abermals auf 
ihre Schwimmfähigkeit zu prüfen; 

ferner 

h) in beide Langen Einschnitte zu machen, und auf etwa wahrzunchmcn- 
des knisterndes Geräusch, so wie 

i) auf Menge und Beschaffenheit des bei gelindem Druck auf diese Schnittflächen 
hervorquellendcn Blutes zu achten und 

k) die Lungen auch unterhalb des Wasserspiegels cinznschnoidcn, um zu beob- 
achten, ob Laftbläschcn aus den Schnittflächen om porsteigen; 

endlich 

l) beido Lungen zunächst in ihre einzelnen Lappon, dieso dann noch in einzelne 
Stückchen zu zerschneiden und alle insgesammt auf ihre Schwimmfähigkeit zu 
prüfen. 

§. 18. Im Allgemeinen wird den Obducenten zur Pflicht gemacht, auch alle in 
dem Regulative nicht namentlich aufgeführten Organe, falls sie an denselben Verletzun- 
gen oder sonstige Regelwidrigkeiten linden, zu untersuchen und den Befund in das Ob- 
uuctions-Protokoll aufzunckmen. 


HI. Abfassung des Obductions-Protokolls und dos Obductions- 
Borichts. 

§. 19. Ueber alles die Obduction betreffende wird an Ort nnd Stelle von dem 
Richter ein Protokoll aufgenommen. (Obductions-Protokoll §. 168. der Criminal- 
Ordnung.) 

§. 20. Beim Erheben der Leichenbefunde müssen die Obducenten überall den 
richterlichen Zweck der Leichen Untersuchung und deren Unterschied von einer patholo- 
giseh-nnatomischen Section im Auge behalten und Alles, was jenem Zwecke dient, mit 
Genauigkeit und Vollständigkeit untersuchen, dagegen Ausführlichkeit über diese Grenze 
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hinaus vermeiden. Alle erheblichen Befunde müssen, bevor sic in das Protokoll aufge- 
nommen, dem Richter von den Obducenten vorgezeigt werden. 

§. 21. Der technische Inhalt des Obductiona-Protokolls, welchen der die Obduc- 
tion leitende Gerichtsarzt nngiebt, muss deutlich, bestimmt und auch dom Nichtarzte 
möglichst verständlich abgefasst sein. Zu letzterem Zweck sind namentlich bei der 
Bezeichnung der Befunde fremde Kunstausdrücke, so viel es unbeschadet der Deutlich- 
keit möglich ist, zu vermeiden. In dem technischen Thoilo des Obductions- Protokolls 
sind die beiden Hauptabtheilungen, die äussere und innere Besichtigung, mit grossen 
Buchstaben (A. und B.) und dio Eröffnungen der drei llaupthöhlen mit römischen Zah- 
len (L, IL, III.) zu bezeichnen. Ausserdem ist die Untersuchung jedes einzelnen Theils 
unter eine besondere, mit arabischen Zahlen zu bezeichnende Rubrik zu bringen, welche 
bis zum Schluss des Protokolls fortlaufen. Mehrere Theile dürfen nicht unter Eine 
Nummer gebracht, überhaupt nicht collect iv abgehandelt und kein Thcil darf ganz mit 
Stillschweigen übergangen werden. Die Befunde müssen iu thatsächlichen Schilderun- 
gen, nicht in der Form von blossen Urtheilen (z. B. „entzündet“, „brandig“ und der- 
gleichen) zu Protokoll gegel»en werden. Am Schluss der Obduction haben dio Obdu- 
centen ihr vorläufiges Gutachten über den Fall summarisch und ohne Angabe der 
Gründe zum Protokoll abzugeben. 

§. 22. Wird von den Obducenten ein Obductions-Bericht (motivirtes Gutach- 
ten) erfordert, so haben sie, nach oinem gewöhnlichen, geschäftlichen, kurzen Eingang, 
mit Beseitigung unnützer Formalien, eine kurze Geschichtserzählung des Falls, wenn und 
so weit sie durch Kenntnisnahme der bisherigen Verhandlungen dazu im Stande sind, 
voranzuschicken. Sodann haben sie in diesen Bericht das Obductions-Protokoll, seinem 
für die Beurtheilung der Sache wesentlichen Inhalte nach wörtlich und mit den Num- 
mern des Protokolls aufzunehmen, auch auf etwauigo Abweichungen von demselben aus- 
drücklich aufmerksam zu machen. Dio Fassung des Obductions-Bcrichtes muss gleich- 
falls bündig und deutlich sein und die Begründung des Gutachtens so entwickelt wor- 
den, dass sie auch für den Nichtarzt überzeugend ist. Wenn den Obducentcn für ihre 
Begutachtung richterlichcrseits bestimmte Fragen vorgclogt wordon, so haben sie diesel- 
ben vollständig und möglichst wörtlich zu beantworten oder dio Gründe anzuführen, 
aus welchen aiea nicht möglich gewesen. Eine Beantwortung der drei Fragen dos 
§. 1(>9. der Criminal-Ordnnng, resp. der vier Fragen des für die Rheinprovinzen er- 
lassenen Ministerial-Rescriptes vom 15. Mai 18133, betreffend den Tod durch Verletzun- 
gen, bedarf cs in Folge des §. 185. des Strafgesetzbuches vom 14. April 1851 nicht 
mehr, es sei denn, dass eine solche Beantwortung von den Obducentcn ausdrücklich 
gefordert wordon. Da es sich von selbst versteht, dass jeder Obductions-Boricht ge- 
wissenhaft und nach wissenschaftlichen Lehren und Grundsätzen abgefasst werden muss, 
so bedarf es einer Versicherung der Obducentcn, dass dies geschehen sei, am Schlüsse 
des Berichts nicht. 

Der Obductions-Bericht muss von den Obducenten unterschrieben, und wenn ein 
Phvsikus die Obduction mit vorgenommon hat, mit dessen Anitasiegel verschon werden. 

Jeder erforderte Obductions-Bericht muss von den Obducentcn spätestens nach 
vier Wochen eingereicht werden. 

Berlin, den 15. November 1858. 

Königliche wissenschaftliche Deputation für das Medicinalwcscn. 

Ueber die Instrumente, welche der gerichtliche Wundarzt bei den Ob- 
ductionen bedarf, bestimmt die 

Verf. des«. Minist, vom 28. Jannar 1817 (Köhler). 

Jeder gerichtliche Wundarzt und Kreis-Chirurgus muss von Amtswegon zur Ver- 
richtung der Qbdnctionon folgende Seotions-Instrumentc in guter und tadelloser Be- 
schaffenheit stets eigentümlich besitzen: 

4 bis 6 Scalpelle, davon 2 mit grader, die übrigen mit bauchiger Schneide, 

1 Scheermesser, 

2 starke Knorpelmesser, davon eins zweischneidig ist, 

2 Pincctten, 

1 Pincotte mit einem Hakon verbunden, 

2 einfache Haken, 

1 Doppelhaken, 

2 Scneeren, eino grade, die vorne ein Knöpfchon hat, oder ohne Knöpfchcn, 

nicht spitzig, sondern abgerundet; dann eine krumme oder Richter’sche, 

1 Tubulus, 

2 Sonden, 

1 Säge, 
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1 Meissei und Schlüget, 
ß krumme Nadeln von verschiedener Grosse, 

1 Taster-Zirkel, 

1 Zollstab. 

Eben so müssen die Physiker zu gleichem Zweck: 

1 Zollstab, 

1 ajustirtes Mcnsurir-Geffiss. 

1 njustirte Waage mit 10 Pfund Gewichten haben. 

Die Königliche Regierung hat hiernach das Weitern zu verfügen und dahin zu 
sehen, dass demgcniüss geschehe. 

Verf. vom 17. Mai 1871 an die Königl. Regierung zu N., betreff, die 
Schreibfehler in den Abschriften der Obductions-Verhandlungcn. 

(I. V. Lehncrt). 

Der Königlichen Regierung erwiedere ich auf den Bericht vom ..., dass über die 
Menge der, in den meisten Abschriften der zur Superrevision eingehenden Obductions- 
Verhandlungcn vorkommenden Bfh non stellenden Schreibfehler von der Konigl. 
wissenschaftlichen Deputation für das Medicinalwesen wiederholt Klage geführt worden 
ist. So viel als möglich, wird auf diese Fehler bei der Beurtheiliing der Arbeiten 
Rücksicht genommen, da es häufig aber zweifelhaft bleibt, ob es sich in solchen Füllen 
um einen Schreibfehler oder um einen von den Obducenten unrichtig gewühlten Aus- 
druck handelt, so kann hin und wieder auch wohl ein die Obducenteu irrthümlich gra- 
virendes Urtheil ausgesprochen werden. 

Diesem Uebelstande würde nur dadurch abzuhelfcn sein, dass die Obducontcn 
selbst dafür Sorge trügen, sich von den Gerichtsbehörden, rosp. den Kanzleien derselben 
die Vorlage der Abschriften ihrer Obductions-Verhandlungcn behufs Collationimng vor 
deren Absendung an die Königlichen Regierungen in jedem einzelnen Fall zu erwirken. 
Obwohl ein derartiges Verfahren sich allerdings nicht überall ausführbar erweisen wird, 
so wolle die Königliche Regierung doch die Kreis-Phvsiker ihres Vcrwaltnngs- Bezirks 
auf diesen Weg zur Vermeidung des beregten Uebelstandes, welcher mindestens der 
Wissenschaftlichen Deputation nicht zur Last gelegt werden kann, um so mehr auf- 
merksam machen, als die Befolgung desselben uem Vernehmen nach für einzelne Kreis- 
physiker sich in der That bereits bewährt hat. 

III- Untersuchung von Verbrechens-Objecten. 

Es kommen in der gerichtlich-medicinischen Praxis viel Fülle vor, in denen 
ein ausserhalb des menschlichen Körpers sich befindliches Verbrechens -Object 
zur Untersuchung gelangt. Speisen, Getränke, Arzneien, Geräthschaftcn u. s. w., 
die zu einem Verbrechen gedient haben, oder haben dienen sollen; auch aus der 
Leiche entnommene Körperthcile, wenn sie aus Verdachtsgründen einer beson- 
deren Untersuchung unterworfen werden, gehören hierher. 

Im Allgemeinen ist der Zweck der in Rede stehenden Untersuchung, den 
Beweis auf chemischem oder physikalischem (microscopischem) Wege von dem 
Vorhandensein eines Giftes oder eines audern bestimmten Stoffes, z. B. Blut, 
Samen n. s. w. zu liefern. 

Das neue Strafgesetzbuch enthält über Vergiftungen folgende Bestim- 
mungen: 

§. 22D. Wer vorsätzlich einem Anderen, um dessen Gesundheit zu beschädigen, 
Gift oder andere Stoffe beibringt, welche die Gesundheit zu zerstören gocignet sind, 
wird mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft. 

Ist durch die Handlung eino sehwero Körperverletzung verursacht worden, so ist 
auf Zuchthaus nicht unter fünf Jahren und, wenn durch die Handlung der Tod ver- 
ursacht worden, auf Zuchthaus nicht unter zehn Jahren oder auf lebenslängliches Zucht- 
haus zu orkennon. 

§. 324. Wer vorsätzlich Brunnen oder Wasserbehälter, welclio zum Gebrauche 
Anderer dienen, oder Gegenstände, welche zum öffentlichen Verkaufe oder Verbrauche 
bestimmt sind, vergiftet oder denselben Stoffe beimischt, von denon ihm bekannt ist, 
dass sio die menschliche Gesundheit zu zerstören geeignet sind, imgleichen, wor solcho ver- 
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giftete oder mit gefährlichen Stoffen vermischte Sachen wissentlich und mit Verschwei- 
gung dieser Eigenschaft verkauft, feil hält oder sonst in Verkehr bringt, wird mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren und, wenn durch dio Handlung der Tod eines Menschen 
verursacht worden ist, mit Zuchthaus nicht unter zehn Jahren, oder mit lebensläng- 
lichem Zuchthaus bestraft. 

Die Criminal-Ordnung handelt im §. 1G7. von den Vergiftungen: Die in dem 
Magen und Speisecanal angetroffenen Substanzen dürfen nicht vertauscht oder 
verwechselt werden, sondern es muss deren Identität unbedingt ausser Zweifel 
gesetzt sein. Dieselbe Vorschrift ist auch bei andern zur chemischen und phy- 
sikalischen Untersuchung abgegebenen Gegenständen streng zu beobachten. Die 
anzuwendenden Reagentien und andern Materialien müssen chemisch rein und 
vollständig frei von Spuren fremder Stoffe, insbesondere von Giften sein, wenn 
der chemische Beweis ein vollkommen unzweifelhafter sein soll. 

Zur Ausführung der Untersuchungen sind von den Gerichten Sachverstän- 
dige zu requiriren. Der Auftrag dazu kann abgelehnt werden, da z. B. die 
Apotheker zur Ausführung solcher Untersuchungen nicht ohne Weiteres für ver- 
pflichtet angesehen werden können. In zweifelhaften Fällen ist das Gutachten 
einer höheren Instanz, des Medicinal-Coliegiums, resp. der wissenschaftlichen De- 
putation für das Medicinalwesen zu erfordern. 




Druck von R. Boll in Berlin, kf Dtelstraftae 29. 
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Bei August Hirschwald in Berlin erschien: 

(durch alle Bnchhnndlungeu zu beziehen).. 

Practisches Handbuch 


der 


Gerichtlichen Medicin 


-d 


vou 

Johann Ludwig fas per. 

Nen bearbeitet und vermehrt 


Dr. Carl Liman, 

Profrsaor und Htadtfihyalku* In Berlin. 

Fünfte Auflage. 

In 2 Bänden. 

‘Band I. (Biologischer Theil). 1871. 

Bänd II. (Thanatologischer Theil). 1871. gr. 

Hand JL . 

der 

Sanitäts-Polizei. 

• Nach eigeuen Dntersuclmngen 


ti 


8. 5 Thlr. 

6 Thlr. 10 Sgr. 


V.» .9 

.' I -Sr • 


Ir. L. 




Regierung*- und Medlritial-Katli In Arnatarg. 

Zweite, nen gearbeitete Auflago. 

Zwei Bände, gr. 8. 18(58—70. 8 Thlr. 20 Sgr. 


Vierteljahrsschrift 

Gerichtliche" Medioin 


und 


’ 


Unter Mitwirkui.„ .... 
im Ministerium 




öffentliches Sanitätswesen. 

lirkuug der kftuigl. vriiwinschaftlirhnii Deputation für da* Mediciimlwe*«n 
[misten uin der (joistl., Unterricht»- und Modjcinal- Angelegenheiten 

herausgegeben 


Dr. Hermann Eulenberg, 

0«h. Updlplnal und Toru»*.mtpra Ruhe Im Mlnl.uriuin dp, plc. M«l -Ar.sdpgpnlipUpn, 

gr. 8. ä Jahrgang vou 2 Bänden oder 4 Heften 4 Thlr. . 

Die „Vierteljnhrsschrift“ ist der Sammelplatz der werthvollsten und 
massgebendsten Arbeiten, im Gebiete der gerichtlichen Medicin und Sanitäts- 
r ohzei, und ist für die W issenschaft ein wichtiges Archiv, in welchem das 
interessanteste gasuistisebe Material in der grössten Mannigfaltigkeit und 
Ausdehnung sich angehäuft findet, nnd iu welchem die bedeutsamsten Fragen 
verhandelt nnd ihrer hrlodiguug näher gebracht werden. Auf die Mitwir- 
bi5uigl. wissenschaftlichen Deputation, welcher die „ Yierteljahrs- 
»c lnft _ bisher als Organ gedient, darf dieselbe nach der wohlwollenden 
enehmignug Sr. hicelletiz des Herrn Ministers nnch fernerhin rechnen, 
u i- • ,? , - K ‘“ n , nu . f < ? le ii Vierteljahrsschrift für gerichtliche nnd öffentliche 
SSt »Sr J Buchhandlung „Sd auf jedem Postamt 
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